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Zusammenfassung 
der Beratungen 

Botschaft vom 21. Februar 2001 über die 4. Revision des Bundesgesetzes über die Invalidenversicherung 
(BBI 2001 3205) 

Vorlage 1 
Bundesgesetz über die Invalidenversicherung (IVG) 

Chronologie: 
13.12.2001 NR Beschluss abweichend vom Entwurf des Bundesrates. 
26.09.2002 SR Abweichend. 
02.12.2002 NR Abweichend. 
10.03.2003 SR Abweichend. 
12.03.2003 NR Zustimmung. 
21.03.2003 NR Das Bundesgesetz wird in der Schlussabstimmung angenommen. 
21.03.2003 SR Das Bundesgesetz wird in der Schlussabstimmung angenommen. 
Bundesblatt 2003 2745; Ablauf der Referendumsfrist: 10. Juli 2003 
Amtliche Sammlung des Bundesrechts 2003 3837 

Vorlage 2 
Bundesbeschluss über die Finanzierung der Invalidenversicherung durch die Anhebung der 
Mehrwertsteuersätze 

Chronologie: 
13.12.2001 NR Beschluss gemäss Entwurf der Kommission. 
26.09.2002 SR Nichteintreten 
04.03.2003 NR Nichteintreten 

Amtlie.__h~s_ Bulletin ~--dJe Wortprotokolle 

Zuständig 
Behandelnde Kommissionen 

Behandlungskategorie NR: 

Deskriptoren 

Departement des Innern (EDI) 
Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit NR_lliG~-Nfil 
Antrag: Differenzbereinigung 
Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit SR (SGK-SFl} 
Antrag: Eintreten 
III, Reduzierte Debatte (Art. 68 GRN) 

Invalidenversicherung; Behinderte/r; 
Bezug mehrerer Renten; Ergänzungsleistung; Taggeld; Fortbildung; Schiedsgerichtsbarkeit; 
Assistenzentschädigung; Viertelsrenten; 28; 

1 ... ~Horne 

http://www.parlament.ch/afs/data/d/gesch/2001/d_gesch_200100l5.htm 08.06.2004 



01.015 MCF 

01.015 - Objet du Conseil federal. 
4e revision de l'AI 

Etat actuel Liquide 

Seite 1 von 1 

_O.e_uts..cbeL.Iw 

Sy_mb.lie__gn 
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Message du 21 fevrier 2001 concernant la 4e revision de la loi federale sur l'assurance-invalidite (FF 2001 
3045) 

Projet 1 
Loi federale sur l'assurance-invalidite (LAI) 

Chronologie: 
13-12-2001 CN Decision modifiant le projet du Conseil federal. 
26-09-2002 CE Divergences. 
02-12-2002 CN Divergences. 
10-03-2003 CE Divergences. 
12-03-2003 CN Adhesion. 
21-03-2003 CN La loi est adoptee en votation finale. 
21-03-2003 CE La loi est adoptee en votation finale. 
Feuille federale 2003 2429; delai referendaire: 1 o juillet 2003 
Recueil officiel des lois federales 2003 3837 

Projet 2 
Arrete federal sur le financement de l'assurance-invalidite par le biais d'un relevement des taux de la taxe sur 
la valeur ajoutee 

Chronologie: 
13-12-2001 CN Decision conforme au projet de la commission. 
26-09-2002 CE Ne pas entrer en matiere. 
04-03-2003 CN Ne pas entrer en matiere. 

Bulletin officieL-les p_r.o..c~s.'."verbau~ 

Competence 
Commissions traitant l'objet 

Categorie objet CN: 

Descripteurs 

1. 

Departement de l'interieur (DFI) 
Commission de la securite sociale et de la sante publique CN (CSSS-CN) 
Amendement: Traitement des divergences 
Commission de la securite sociale et de la sante publique CE (CSSS-CE) 
Amendement: Entrer en matiere 
III, Debat reduit (art. 68 RCN) 

Invalidenversicherung; Behinderte/r; 
Bezug mehrerer Renten; Ergänzungsleistung; Taggeld; Fortbildung; Schiedsgerichtsbarkeit; 
Assistenzentschädigung; Viertelsrenten; 28; 

~Horne 
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01.015 - Zusammenfassung Uebersicht 

01.015 4. IV-Revision 
Botschaft vom 21. Februar 2001 über die 4. Revision des Bundesgesetzes über die Invalidenversicherung 
(BBI 2001 3205) 

Ausgangslage 

Die finanzielle Situation der Invalidenversicherung hat sich in den vergangenen Jahren zunehmend 
verschlechtert. Ende 1996 wies das Kapitalkonto der IV einen Negativsaldo von 1,6 Milliarden aus; Ende 
1997 betrugen die Schulden bereits 2,2 Milliarden Franken. Angesichts dieser Entwicklung schlug der 
Bundesrat im Juni 1997 im Rahmen seiner Botschaft zum ersten Teil der 4. IV-Revision rasch umsetzbare 
Massnahmen zur Zusatzfinanzierung der IV (Verlagerung von Kapital und von Beiträgen aus dem 
Ausgleichsfonds der Erwerbsersatzordnung [EO] zur IV), gezielte Einsparungen (Aufhebung der Zusatzrenten 
und der Viertelsrenten) sowie erste kostensteuernde Massnahmen vor. Die Räte stimmten nur einer der 
beiden vorgeschlagenen Zusatztinanzierungsmassnahmen zu: Per 1. Januar 1998 wurden 2,2 Milliarden 
Franken aus dem Ausgleichsfonds der EO zur Invalidenversicherung überwiesen. Dadurch konnten die bis 
Ende 1997 aufgelaufenen Schulden der IV abgebaut werden. Die übrigen Massnahmen des ersten Teils der 
4. IV-Revision konnten nicht realisiert werden, da die Vorlage hauptsächlich wegen des Widerstandes gegen 
die Aufhebung der Viertelsrenten in der Volksabstimmung vom Juni 1999 gescheitert war. Der Bundesrat 
greift in dieser Vorlage die für den ersten Teil der Revision vorgesehenen Massnahmen mit Ausnahme der 
Aufhebung der Viertelsrenten wieder auf und vereinigt diese mit den ursprünglich für den zweiten Teil 
vorgesehenen Revisionspunkten in einer einzigen Vorlage. 
Mit der 4. IV-Revision werden folgende Hauptziele verfolgt: 

Beitrag zur finanziellen Konsolidierung der IV Die auf Anfang 1998 erfolgte Verlagerung von Kapital von 
der EO zur IV diente lediglich einem punktuellen Schuldenabbau. Ende 1999 beliefen sich die Schulden 
der IV bereits wieder auf 1,5 Milliarden Franken. Die mittel und langfristig ausgeglichene Finanzierung der 
IV bleibt deshalb weiterhin prioritär. Die erforderliche Zusatzfinanzierung der IV soll im Rahmen der 11. 
AHV-Revision angegangen werden; in diesem Rahmen wird eine Erhöhung der Mehrwertsteuer und eine 
Verlagerung von weiteren 1,5 Milliarden Franken aus der EO zur IV vorgeschlagen. Die 4. IV-Revision 
ihrerseits enthält Massnahmen, welche sich auf der Ausgabenseite entlastend auswirken. Hierzu gehören 
die Aufhebung der Zusatzrenten, die Aufhebung der Härtefallrenten und Schaffung eines Anspruchs auf 
Ergänzungsleistungen (EL) für Bezügerinnen und Bezüger von Viertelsrenten sowie Massnahmen zur 
vermehrten Kostensteuerung (Bedarfsplanung bei Behinderteninstitutionen, gesetzliche Grundlage für die 
Finanzierung wissenschaftlicher Auswertungen). 

Gezielte Anpassungen im Leistungsbereich. Mit der Einführung einer Assistenzentschädigung sind 
gezielte Leistungsanpassungen im Hinblick auf eine erhöhte Autonomie von Menschen mit Be­
hinderungen vorgesehen. Die Assistenzentschädigung soll dazu beitragen, dass behinderte Personen mit 
einem regelmässigen Bedarf an Betreuung oder Pflege die dadurch entstehenden Kosten (mindestens 
teilweise) decken können. Weiter soll das überholte Taggeldsystem der IV durch ein zeitgerechtes, 
transparentes und zivilstandsunabhängiges Taggeldsystem ersetzt werden. Und schliesslich werden die 
Grundlagen dafür geschaffen, dass die IV in Zukunft die invaliditätsbedingten Mehrkosten im Bereich der 
beruflichen Weiterausbildung - unabhängig von der Art des Berufsfeldes unter klar definierten 
Voraussetzungen übernimmt. 
Verstärkung der Aufsicht des Bundes. Mit einer verstärkten Aufsicht des Bundes will der Bundesrat die 

Voraussetzungen für eine gesamtschweizerisch möglichst einheitliche Beurteilung von 
Leistungsgesuchen schatten und die Ausgabenentwicklung in der IV (insbesondere IV-Renten) besser in 
den Griff bekommen. Um diese Ziele zu erreichen, ist die Einführung von regionalen ärztlichen Diensten 
unter der direkten fachlichen Aufsicht des Bundesamtes für Sozialversicherung (BSV) vorgesehen. Als 
Ergänzung dazu schlägt der Bundesrat jährlich (statt nur periodisch) stattfindende Geschäftsprüfungen 
der IV-Stellen vor. 
Verbesserung und Vereinfachung der Struktur und des Verfahrens der IV. Mit der Einführung eines 

Schiedsgerichtes für Tarifstreitigkeiten und einer verbesserten Zusammenarbeit zwischen IV-Stellen, 
Durchführungsorganen der Arbeitslosenversicherung und kantonalen Durchführungsstellen, welche für 
die Förderung der beruflichen Eingliederung zuständig sind, soll das Verfahren einfacher und 
übersichtlicher gestaltet und besser koordiniert werden. 

Die finanziellen Auswirkungen der 4. IV-Revision sind je nach gewähltem Zeithorizont unterschiedlich. Die 
Ausgaben für die Zusatzrenten verringern sich nicht sofort in grossem Umfang, sondern nehmen nur 
kontinuierlich ab, da für bisherige Leistungsbezügerinnen und -bezüger der Besitzstand gewährt wird. 
Im Durchschnitt der ersten 15 Jahre werden die Ausgaben der IV insgesamt um 55 Millionen Franken pro 
Jahr vermindert. Sobald sämtliche Zusatzrenten ausgelaufen sind, hat die Revision für die IV Einsparungen 
von 232 Millionen Franken pro Jahr zur Folge. Die Revisionsmassnahmen haben auch Auswirkungen auf die 
Finanzhaushalte des Bundes und der Kantone, da sich der Beitrag des Bundes an die IV gemäss gesetzlicher 
Regelung auf 37,5 Prozent und derjenige der Kantone auf 12,5 Prozent der jährlichen Ausgaben der IV 
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beläuft. langfristig ergeben sich unter zusätzlicher Berücksichtigung der finanziellen Auswirkungen der 
Revisionsmassnahmen auf die AHV und die EL - für den Bund insgesamt Einsparungen von 86 Millionen 
Franken und für die Kantone von 14 Millionen Franken pro Jahr. 
Mit den Zusatzfinanzierungsmassnahmen der 11. AHV-Revision und den Massnahmen der 4. IV-Revision 
wird es gelingen, die Schulden der IV bis zum Jahr 2007 vollständig abzubauen und das Gleichgewicht 
zwischen Einnahmen und Ausgaben wiederherzustellen. 

Verhandlungen 

Vorlage 1 
Bundesgesetz über die Invalidenversicherung (IVG) 
13.12.2001 NR Beschluss abweichend vom Entwurf des Bundesrates. 
26.09.2002 SR Abweichend. 
02.12.2002 NR Abweichend. 
10.03.2003 SR Abweichend. 
12.03.2003 NR Zustimmung. 
21.03.2003 NR Das Bundesgesetz wird in der Schlussabstimmung angenommen. (178:5) 
21.03.2003 SR Das Bundesgesetz wird in der Schlussabstimmung angenommen. (41 :0) 

Vorlage 2 
Bundesbeschluss über 
Mehrwertsteuersätze 
13.12.2001 NR 
26.09.2002 SR 
04.03.2003 NR 

Vorlage 1 

die Finanzierung der Invalidenversicherung durch die Anhebung der 

Beschluss gemäss Entwurf der Kommission. 
Nichteintreten 
Nichteintreten 

Nach ausgiebiger Debatte hiess der Nationalrat die 4. Revision der IV mit 112 zu 1 Stimme bei 21 
Enthaltungen gut. Das Konzept des Bundesrates fand im Grundsatz in allen politischen Lagern 
Unterstützung. Im Verlauf der zehnstündigen Debatte scheiterten sowohl die Versuche der Mitglieder der 
SVP-Fraktion, die IV-Revision in ihrer Tragweite zu beschränken, wie auch die Bemühungen aus dem rot­
grünen Lager, sie auszuweiten. Der Linken ist es aber mit Unterstützung der CVP-Fraktion immerhin 
gelungen, für Personen mit einem lnvaliditätsgrad zwischen 60 und 70 Prozent eine Dreiviertelrente 
einzuführen. 
Was die Assistenzentschädigung - Piece de Resistance der Vorlage - betrifft, wurden den Ratsmitgliedern 
verschiedene Modelle vorgeschlagen. Schliesslich obsiegte der Antrag der Kommissionsmehrheit, wonach 
ein Gesuch um eine solche Entschädigung erst ab einer Viertelsrente geprüft wird. überdies hat der 
Nationalrat mit 105 zu 31 Stimmen die Schaffung regionaler ärztlicher Dienste gutgeheissen, die eine 
gesamtschweizerisch einheitliche Praxis bei der Beurteilung des Rentenanspruchs gewährleisten sollen. Des 
Weitern ist der Nationalrat dem Antrag von Peter Hess (C, ZG) gefolgt, wonach die Geschäftsführung der IV­
Stellen nicht mehr durch das BSV, sondern einmal jährlich durch unabhängige Expertinnen und Experten 
überprüft werden soll. 
Der Ständerat hat der 4. IV-Revision mit geringen Differenzen zum Nationalrat zugestimmt. Zwar hat er zum 
Prinzip der Assistenzentschädigung Ja gesagt, er wollte aber nicht auf den Begriff der 
„Hilflosenentschädigung" verzichten, um zu verhindern, dass diese Änderung in der Terminologie die 
Verpflichtung nach sich ziehen würde, dass die Schweiz gestützt auf die Bilateralen Verträge Leistungen auch 
im Ausland erbringen muss. Mit 26 zu 16 Stimmen hat der Ständerat den Minderheitsantrag von Christiane 
Langenberger (R, VD) verworfen, der ein persönliches Hilflosenbudget vorsah, das den Versicherten 
entsprechend ihres in der Bedarfsabklärung festgelegten Zeitbedarfs an persönlicher Pflege und Betreuung 
monatlich ausgerichtet würde. Hingegen ist die kleine Kammer dem Antrag von Thomas Pfisterer (R, AG) 
gefolgt, Pilotversuche durchzuführen. Entgegen dem Antrag ihrer Kommission haben die Ständerätinnen und 
Ständeräte äusserst knapp (mit 18 zu 17 Stimmen) dem Vorschlag von Carlo Schmid (C, Al} und damit einer 
Verstärkung der Bundesaufsicht über die Beurteilung der medizinischen Anspruchsvoraussetzungen 
zugestimmt. Indem der Ständerat mit 18 zu 16 Stimmen die Überprüfung der Geschäftsführung der IV-Stellen 
durch unabhängige Expertinnen und Experten verwarf, hat er eine weitere Differenz zum Nationalrat 
geschaffen. 
Der Nationalrat hat einen Teil der geringen Differenzen gegenüber dem Ständerat ausgeräumt, hat aber an 
anderen festgehalten. Im Gegensatz zum Ständerat wollte er die Kompetenz des Bundes betreffend die 
medizinischen Entscheide über die Gewährung von IV-Renten nicht verstärken. Die grosse Kammer zog es 
vielmehr vor, diese Aufgabe den IV-Stellen zu übertragen. Mit 82 gegen 57 Stimmen hat es der Nationalrat 
ausserdem abgelehnt, auf seinen Beschluss zurückzukommen und das BSV mit der Überprüfung der 
Geschäftsführung der IV-Stellen zu beauftragen. Entgegen dem Antrag seiner Kommission und von 
Bundesrätin Ruth Dreifuss hielt er an der Beaufsichtigung durch unabhängige Revisionsstellen fest. 
Der Ständerat hat die meisten Differenzen ausgeräumt. Er folgte aber dem Nationalrat nicht, der eine neue 
Regelung für den Fall der Herabsetzung oder Aufhebung einer Rente wünschte, und behielt die gegenwärtige 
Praxis bei. Er hat sich weiter der grossen Kammer in der Frage der Aufsicht über die IV-Stellen angenähert, 
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ohne ihr vollständig zu folgen. Der Auffassung seiner Kommission folgend hat er dem zuständigen 
Bundesamt die Prüfung der Aufgabenerfüllung durch die IV-Stellen übertragen und festgelegt, dass die 
Rechnungsprüfung durch externe Revisionsstellen übernommen wird. 
Der Nationalrat hat sich den Beschlüssen des Ständerates angeschlossen. 

Vorlage 2 
An Sanierungsmassnahmen hat der Nationalrat zunächst die Überweisung von 1,5 Milliarden Franken von 
der Erwerbsersatzordnung zur IV beschlossen. Sodann ist sie der Kommissionsmehrheit gefolgt und hat der 
Erhebung eines zusätzlichen Mehrwertsteuerprozents zu Gunsten der IV, ohne Abzweigung eines Anteils in 
die Bundeskasse, zugestimmt. Hingegen hat sie den Antrag von Christine Egerszegi (R, AG), den auch der 
Bundesrat unterstützte, nämlich einen Teil des Ertrags laufend den Rückstellungen des Bundes für die IV 
gutzuschreiben, mit 77 zu 66 Stimmen verworfen. 
Im Einklang mit dem Nationalrat hat der Ständerat die Überweisung von 1,5 Milliarden Franken von der 
Erwerbsersatzordnung zur IV beschlossen. Er hat hingegen entschieden, in diesem Rahmen nicht auf eine 
Erhöhung der Mehrwertsteuer einzutreten, sondern diesen Punkt zusammen mit der 11. AHV-Revision zu 
behandeln. 
Der Nationalrat ist dem Ständerat gefolgt und hat beschlossen, auf die Erhöhung der Mehrwertsteuer nicht 
einzutreten. 
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01.015 Conseil national 1920 13 decembre 2001 

Verordnung der Bundesversammlung betreffend die An­
passungen des Bundesbeschlusses über die Piirla­
mentsdienste an das neue Bundespersonalgesetz ' 
Ordonnance de !'Assemblee federale portant adaptation 
de l'arrete federal sur les Services du Parlement a la loi 
federale sur le personnel de la Confederation 

Detailberatung - Examen de detail 

Titel und Ingress, Ziff. 1, II 
Antrag des Büros / 
Zustimmung zum Beschlussßes Ständerates 

Titre et preambule, eh (11 
Proposition du Burea 
Adherer a la decisi du Conseil des Etats 

Gesamt timmung - Vote sur /'ensemble 
name ich - nominat1f· Beila e - Annexe 01.456/1914 

Für nahme des Entwurfes .... 101 Stimmen 
( st1mm1gke1t) 

01.015 

4. IV-Revision 
4e revision de I' Al 

Erstrat - Premier Conseil 
Botschaft des Bundesrates 21 02 01 (BBI 2001 3205) 
Message du Conseil federal 21 02.01 (FF 2001 3045) 
Nat1onalraVConse1I national 13.12.01 (Erstrat - Premier Conseil) 

Nat1onalraVConse1I national 13 12.01 (Fortsetzung- Suite) 

Gross Jost (S, TG), fur die Kommission- Die Kommission er­
sucht Sie einstimmig, auf die Vorlage einzutreten. Erlauben 
Sie mir, auf die wesentlichen Schwerpunkte der Revision 
einzugehen. 
Eines der vom Bundesrat verfolgten Hauptziele der 4. IVG­
Rev1s1on ist die finanzielle Konsolidierung der IV. In diesem 
Zusammenhang gilt es, auf die erste Vorlage zurückzublen­
den, die in der Referendumsabstimmung vor allem am 
Streitpunkt der IV-Viertelsrente gescheitert ist. Dies hat den 
Bundesrat zu Recht veranlasst, nicht eine reine Sparvorlage 
zu präsentieren, sondern innovative, neue Vorschläge zu 
bringen, die insbesondere die Autonomie und die Wahlfrei­
heit des Behinderten im Sinne einer selbstverantwortlichen 
Lebensgestaltung stärken und das Primat der sozialen und 
beruflichen Wiedereingliederung wiederherstellen wollen. 
Ich glaube, für die Kommissionsmehrheit sagen zu dürfen, 
dass Fortschritte bei diesen beiden Zielsetzungen erreicht 
wurden und in der Kommission einen breiten Konsens er­
zielt haben, bei allen Unterschieden in der konkreten Aus­
gestaltung. Diese Zielsetzungen stehen sich auch nicht 
unversohnl1ch gegenüber Behinderte, denen man 1n ihren 
Leistungsansprüchen mehr Selbstverantwortung einräumt, 
sind auch besser motiviert, einen eigenen Beitrag zur W1e­
dere1ngl1ederung zu leisten, insbesondere durch Ausubung 
einer Tellzeiterwerbstat1gkeit unter günstigeren wirtschaftli­
chen und sozialen Rahmenbedingungen. Das sollen insbe­
sondere die Assistenzentschad1gung und der damit für 
psychisch Behinderte verbundene Anspruch auf lebensprak­
tische Begleitung - eine Art Sozialcoaching - erleichtern. 
Unter diesem Gesichtspunkt steht ein gewisser Leistungs­
ausbau keineswegs im Widerspruch zur mittel- und lang­
fristigen finanziellen Sanierung der IV. Das Gleiche gilt für 
gewisse Kosten lenkende Massnahmen wie die Einführung 
der regionalen ärztlichen Dienste, welche eine einheitlichere 
Berentungsprax1s ermöglichen sollen, ohne die Selbststän­
digkeit der kantonalen IV-Stellen und die viel versprechen-

den Ansatze freiwilliger Kooperationen zu beeinträchtigen. 
Auch die Einfuhrung einer bew1lligungspfl1chtigen kantona­
len Bedarfsplanung für Werkstätten, Wohnheime usw. für 
die stationäre Unterbringung und Beschaft1gung Behinderter 
dient der Angebotssteuerung und damit der Kostenlenkung 
und ist somit geeignet, mittel- und langfristig zur Sanierung 
der IV beizutragen. 
Ich werde noch konkret auf die Hauptziele der finanziellen 
Konsolidierung bei den Finanzbeschlüssen zurückkommen 
und gestatte mir, jetzt drei wesentliche Schwerpunkte der 
Revision, die auch im Rahmen der Kommissionsberatungen 
zu kontroversen Diskussionen geführt haben, ein bisschen 
näher vorzustellen. Es darf allerdings festgestellt werden, 
dass in allen drei Bereichen Lösungen erarbeitet werden 
konnten, welche in der Kommission grosse Mehrheiten fan­
den. 
Zunächst zur Assistenzentschädigung: Das bisherige kom­
plizierte System mit drei Leistungskomponenten - Hilflosen­
entschädigung, Pflegebeitrag für hilflose MinderJahrige und 
Hauspflegebeitrag - soll durch eine einheitliche Leistungs­
kategorie für samtl1che Altersgruppen, eben die Ass1stenz­
entschadigung, ersetzt werden. Die Grundentschädigung 
wird wie bisher nach drei Stufen des Assistenzbedarfs fest­
gelegt, der auf der Einschränkung in sechs wesentlichen 
Verrichtungen des täglichen Lebens basiert. Es erfolgen drei 
Korrekturbereiche. Schwerbehinderte Kinder und Jugendli­
che mit Geburtsgebrechen erhalten einen lntensivpflege­
zuschlag; Anspruchsberechtigte ausserhalb des Heimes 
erhalten eine höhere Leistung, weil die stat1onare Institution 
primär über die kollektiven Leistungen der IV finanziert wird; 
schliessl1ch wird die Assistenzentschadigung vermehrt auch 
für Menschen mit psychischen und leichten geistigen Behin­
derungen zugänglich, indem ein Anspruch auf lebensprakt1-
sche Begleitung grundsätzlich anerkannt wird. 
Die Einführung der Assistenzentschadigung anstelle des 
bisherigen Leistungssystems war grundsatzl1ch unbestritten, 
strittig war deren Höhe. Der Bundesrat schlagt je nach Be­
darfsstufe Ansätze von 80, 50 und 20 Prozent des Höchst­
betrages der Altersrente als Grundentschädigung vor, was 
im Verhaltn1s zu den bisherigen Ausgaben, insbesondere für 
die H1lflosenentschädigung etwa, einer Verdoppelung der 
Leistungen entspricht und Mehrausgaben - die Korrektur­
bereiche eingeschlossen - für die IV in der Höhe von rund 
162 Millionen Franken bewirkt; die Mehrausgaben infolge 
Besitzstandwahrung in der AHV belaufen sich auf etwa 
63 Millionen Franken. Dem stehen Einsparungen auf der 
Leistungsseite gegenüber, insbesondere die Abschaffung 
der Zusatzrente und die Aufhebung der Härtefallrente, die 
allerdings umstritten ist. 
Die Kommission hat sich eingehend mit dem Schicksal kör­
perlich schwer Behinderter auseinander gesetzt, die einen 
sehr hohen Assistenzbedarf haben und gleichwohl den 
Wunsch haben, ausserhalb eines Heimes zu leben und ihre 
Pflege selber zu organisieren. Einzelne dieser Personen 
sind heute gezwungen, ins Heim zu gehen, weil sie dort von 
den hoheren Subventionsleistungen des Bundes im Rah­
men der kollektiven IV-Leistungen profitieren. Deshalb hat 
die Kommission im Sinne der angestrebten Gleichbehand­
lung zunachst festgelegt, dass der Assistenzbedarf bei allen 
Assistenzberechtigten in funktioneller und zeitlicher Hinsicht 
einhe1tl1ch abgeklärt wird. Sodann soll die Entschädigung 
personenbezogen ausgerichtet sein und die Wahlfreiheit in 
zentralen Lebensbereichen erleichtern. Diese Wahlfreiheit 
funktioniert natürlich nur, wenn nicht die heute bestehenden 
ungünstigen Anreize den Betroffenen faktisch ins Heim 
zwingen. Deshalb konnte zwar die Grundentschädigung 
nicht ins Unermessliche angehoben werden, sozial bedürft/. 
gen Behinderten mit hohem Pflegebedarf, die ausserhalb 
einer stationären lnst1tut1on leben wollen, wird aber ein ent­
sprechender Anspruch auf Ergänzungsleistungen zugebil­
ligt - dank eines wesentlich erhöhten Maximalbetrages von 
90 000 Franken pro Jahr, wenn zwischen Grundentschädi­
gung und ausgewiesenem Assistenzbedarf eine Deckungs­
lücke in diesem Umfang besteht. Wir wollen hier keine 
Subventionierung nach dem Giesskannenprinz1p, sondern 
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nur Ergänzungsleistungen für Personen, welche aus wirt­
schaftlichen und sozialen Gründen darauf angewiesen sind. 
Die Minderheit Stahl möchte in solchen Fallen die Grundent­
schädigung durch ein personengebundenes Budget um das 
Zehnfache der Grundentschädigung - und zwar der Grund­
entschädigung basierend auf der jetzigen Höhe der Hilf­
losenentschädigung - erhöhen Dieser Vorschlag ist gut 
gemeint, aber nach Auffassung der Komm1ssionsmehrhe1t 
nicht finanzierbar, oder er lässt zu viele offene Fragen 1m 
Raum stehen. Offenbar ist es die Meinung dieser Minder­
heit, die erheblichen Mehrkosten von möglicherweise meh­
reren Hundert Millionen Franken pro Jahr durch eine 
entsprechende Kürzung der kollektiven Leistungen zu kom­
pensieren. Dies aber ginge auf Kosten von Behinderten­
gruppen, vor allem psychisch und geistig Behinderten, die 
auf einen institutionellen Rahmen im stationären Bereich 
dringend angewiesen sind. Eine Leistungseinschränkung in 
diesem Ausmass würde die Existenz von vielen IV-Wohnhei­
men gefahrden. Die Kommiss1onsminderhe1t macht eben 
d1esbezugl1ch keine sehr präzisen Vorschlage - vielleicht 
macht das dann der Ständerat. 
Die Kommissionsminderheit strebte - in etwa der gleichen 
Zusammensetzung - folgerichtig eine kostenneutrale Finan­
zierung der Assistenzentschädigung an. Das würde nach 
Auffassung der Kommissionsmehrheit nichts anderes he1s­
sen, als dass die erheblichen Mehrkosten einer massiven 
Erhöhung der Grundentschädigung zulasten der kollektiven 
IV-Leistungen gingen. 
Ich möchte jetzt noch etwas zum Schwerpunkt Wiederein­
gliederung vor Rente sagen: Der Vorrang der Wiedereinglie­
derung vor Rente ist angesichts der exponenziell wachsen­
den Berentung vor allem psychischer Behinderung infrage 
gestellt Es lag deshalb der Kommission daran, den Bereich 
der beruflichen Wiedere1ngl1ederung zu stärken. Leider hat 
der Bundesrat in diesem Bereich wenig konkrete Vorschläge 
gemacht. Vor allem wurden konkrete und seit längerer Zeit 
diskutierte Modelle wirtschaftlicher Anreize wie Bonus­
Malus-Systeme, Differenz- oder Soziallohn zur Förderung 
der Anstellung behinderter Arbeitnehmerinnen nicht umge­
setzt, nicht zuletzt auch aufgrund eher sehr kritischer Be­
richte der 1nterdepartementalen Arbeitsgruppe. Die Kommis­
sionsmehrheit erachtet es deshalb als wichtig, wenigstens 
einen Pilotartikel zum Experimentieren mit solchen Modellen 
ausserhalb des Gesetzes einzufügen, um nach sorgfältiger 
Evaluation der Ergebnisse solche Instrumente gegebenen­
falls auch ins ordentliche Recht überzuführen. 
Die Kommission ist nicht der Auffassung, dass damit die 
Weichen für eine bessere berufliche Wiedereingliederung 
schon umfassend gestellt sind. Die Kommission hat aber die 
eher zaghaften Massnahmen 1m bundesrätlichen Entwurf 
verstärkt und tendenziell ausgeweitet, und sie hat mit dem 
Pilotartikel ein Stück weit die Tür für neue Innovationen ge­
öffnet. 
Wenn es uns gelingt, das Primat der Wiedereingliederung 
wieder besser zu wahren und den unheilvollen Trend der 
Berentungen abzuschwächen, so haben wir auch einen 
wichtigen Beitrag für eine bessere Kostenlenkung geleistet. 

Meyer Therese (C, FR), pour la commission: Cette 4e revi­
sion de la 101 federale sur l'assurance-1nvalidite est une ne­
cessite. Elle comporte pourtant plusieurs objectifs. C'est une 
necess1te car, malgre le transfert de 2,2 milliards de francs 
du fonds des APG au debut de 1998, las comptes remis a 
flot par cette operation ont replonge dans les chiffres rouges 
et le def1cit cumule se monte a fin 2000 a 2.4 milliards de 
francs Necessite, donc, de consolidation financiere durable, 
non seulement par l'apport de nouvelles recettes, mais aussi 
par un reamenagement des prestations, celles-ci devenant 
plus ciblees, dans le respect, cependant, des besoins des 
personnes touchees par un handicap ou une invalldite. 
Cette revision poursuit donc quatre object1fs prioritaires· 
1. La consolidation durable de la situation financiere de l'as­
surance-invalidite. Notre proposition ramenerait l'AI dans les 
ch1ffres noirs en 2003 deja et, suivant les decisions, on pre­
voit un campte de cap1tal positif des 2004. 
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2. L.:adaptation ciblee des prestations par un changement de 
systeme. La suppression des rentes pour cas penibles serait 
accompagnee par l'ouverture du droit aux prestations com­
plementaires pour les beneficiaires du quart de rente. La 
suppress1on des rentes complementaires allegera le campte 
de l'assurance aussi, ma1s eile ne sera acceptable que si la 
transformation du systeme des allocations pour impotents 
avec contribution aux frais de soins speciaux pour les mi­
neurs impotents et les contributions aux frais de soins a do­
micile en allocation d'assistance est acceptee. 
3. Le renforcement de la surveillance de la Confederation et 
la creation de conditions permettant d'evaluer les demandes 
de prestations de maniere plus uniforme par la mise sur pied 
de services medicaux regionaux, places saus la surveillance 
materielle directe de l'OFAS. 
4. L.:amelioration et la simpl1fication de la structure et de la 
procedure de l'AI. L.:1ntroduction d'un tnbunal arb1tral pour les 
litiges et l'amelioration de la collaboration entre les offlces 
Al, les organes d'execution de l'assurance-chömage et les 
offices de readaptation professionnelle simplifieront et ame­
lioreront la transparence. Ce dernier objectif n'est pas con­
teste. 
La commission a commence son travail de revision en allant 
sur le terrain, en visitant des lieux de soins, de readaptat1on, 
de travail et aussi d'habitat1on de personnes handicapees et 
en parlant directement avec alles et les gens qui s'en occu­
pent. Elle a aussi entendu de nombreuses personnes d1rec­
tement concernees. Elle a examine 92 propositions d'amen­
dement, et le proJet que nous exam1nons aujourd'hui com­
porte 22 propositions de minorite. 
Les discussions les plus nourries ont porte sur le f1nance­
ment et sur l'allocation d'assistance avec suppression de 
rentes complementaires, ainsi que sur la creation des servi­
ces med1caux regionaux. Une motion et un postulat de la 
commission concernant le versement de rentes extraordinai­
res a l'etranger et la terminologie de l'assurance vous seront 
auss1 proposes; j'y reviendrai. 
Le point le plus important de cette revision est l'introduction 
du nouveau systeme de l'allocation d'assistance, qu1 ap­
porte une amelioration avec un vrai choix de v1e pour les 
personnes handicapees, et qui, contrairement a ce que 
beaucoup croient, va a moyen terme amener de substantiel­
les economies pu1sque nous renoni;:ons a verser des rentes 
complementaires. Ce changement va aussi supprimer une 
1negalite criante vis-a-vis des enfants qui n'ont pas d'infir­
mite congenitale. 
Le corapport de la Commission des finances confirme que le 
projet dans son ensemble va apporter en moyenne 55 mil­
lions de francs d' economies pendant 15 ans, pu1s 232 m1l­
lions de francs par an d' economies. Pour assurer le fi­
nancement de cette assurance, un transfert de 1,5 milliard 
de francs du fonds des APG sera propose; il interviendra au 
1 er janvier 2003 s'1I est accepte. Le Conseil federal pourra 
elever, si nous lui en donnons la competence, le taux de la 
TVA de 1 pour cent au maximum; <;:a se passera probable­
ment en 2004. C'est donc 1 pour cent au plus. Le taux sera 
redu1t des qua le campte sera assaini et stabil1se, ce qui 
pourrait intervenir en 2007 deja. La commission, fidele a 
elle-meme et au vote du Conseil national concernant le pro­
bleme de l'elevation du taux de la TVA pour l'AVS, propose 
de verser l'integral1te du pour cent a l'assurance-invalidite 
sans le reduire de la part de la Confederation par souci de 
transparence vis-a-v1s des payeurs. Si la comm1ssion est 
suivie, le taux pourrait etre deja reduit en 2007. 
Au nom de la commission, je vous recommande d'entrer en 
matiere, parce que ce projet apporte des ameliorations soit 
pour les personnes concernees, soit sur le plan des finan­
ces. Lors de l'examen de detail, J'apporterai encore des pre­
c1s1ons. 

Wirz-von Planta Christine (L, BS): Ich muss es einfach vor­
wegnehmen: Jedes Mal, wenn ich den Begriff «Invalidenver­
sicherung» lese, sträubt sich einfach alles in mir. «Invalid» 
bedeutet eigentlich unwert oder ungultig und sollte niemals 
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im Zusammenhang mit Menschen gebraucht werden. Das 
einzig Invalide ist eigentlich die Versicherung selbst mit Be­
zug auf ihre finanzielle Situation, die nun mit dieser 4. Revi­
sion verbessert werden soll Es ist wirklich wünschenswert, 
dass mit Massnahmen, welche sich auf der Ausgabenseite 
entlastend auswirken, und mit Zusatzfinanzierungen die 
Schulden bis zum Jahr 2007 endlich abgebaut sein werden, 
wie dies auch in der Botschaft verkündet wird. 
Wir Liberalen können uns mit der Stossrichtung der Revision 
grundsatzlich einverstanden erklären, wenngleich wir der 
Meinung sind, dass hinsichtlich der finanziellen Konsol1d1e­
rung des Versicherungswerkes noch mehr hätte getan wer­
den können, dies besonders in Bezug auf Tempo und 
Ausmass des Sparens. 
Sehr pos1t1v an der Revision 1st, dass sie sich vom Grund­
satz leiten liess, der Eingliederung grosses Gewicht beizu­
messen. Der Grundsatz war: Eingliederung vor Rente. 
Menschen mit einer Behinderung sollen möglichst autonom 
arbeiten und leben können, denn nur dank guter Eingliede­
rung lassen sich Folgekosten bei der IV und bei den kanto­
nalen Ergänzungsleistungen tiefer halten. Es ist das gleiche 
gute Prinzip wie bei den Sozialhilfestellen der Kantone, die 
alles unternehmen, um Arbeitslose wieder dem ersten Ar­
beitsmarkt zuzuführen, um Beiträge zu sparen und die Men­
schen in die Selbststandigkeit zu führen. 
In diesem Sinne befürworten wir alle Artikel des Gesetzes, 
die diesem Grundsatz in einem angemessenen und vertret­
baren Rahmen entgegenkommen. Dass bei der Anstellung 
von IV-Versicherten auf Arbeitgeberbeiträge verzichtet wird, 
ist eine zusätzliche Motivation, entsprechende, geeignete 
Arbeitsplätze überhaupt zu schaffen 
Wir unterstützen im Weiteren einen der Kernpunkte der Re­
vision, die neue Form der Assistenzentschädigung. Es ist si­
cher eine Vereinfachung, dass aus der Aufsplitterung in viele 
Leistungen nun eine einzige, e1nhe1tl1che Leistung wird, die 
auch zu einer Gleichbehandlung bei Kindern und Jugendli­
chen führt. Die Ausgestaltung der Assistenzentschädigung 
in den Artikeln 42 und 42ter war sicher eine Knacknuss und 
wird unbestrittenermassen auch heute noch zu reden ge­
ben; aber ich möchte im Namen der liberalen Fraktion noch­
mals betonen, dass wir mit dem Prinzip der Assistenzent­
schadigung sehr einverstanden sind. 
Wir haben noch eine Frage an die Kommission: Aus den 
Stellungnahmen der Kantone wird ersichtlich, dass 19 Kan­
tone die Schaffung eines neuen ärztlichen Dienstes des 
Bundes ablehnen. Sie beklagen, dass dadurch die heute 
gewährleistete lnterdisziplinarität der IV-Stellen rückgang1g 
gemacht würde, sie befürchten eine Verlängerung der Ver­
fahren und sind der Meinung, dass eine verstarkte medizi­
nische Beurteilung im Rahmen der heutigen Strukturen 
erfolgen kann. Führt man mit der neuen administrativen 
Ebene wieder ein, was mit der 3. IV-Revision abgeschafft 
wurde? Ist das der Grund, dass in Artikel 59 Kann-Formulie­
rungen vorgesehen werden? Bose Zungen behaupten ja 
immer, dass viele Menschen Invalidenrenten erhalten, die 
eigentlich keinen Anspruch darauf hätten. Und «1n bösen 
Zungen» steckt immer ein gewisses Stuck an Wahrheit. 
Aber sind regionale ärztliche Dienste ein probates Mittel da­
gegen? Oder genügen die fachliche Aufsicht des BSV und 
eine jährlich stattfindende Geschäftsprüfung nicht vollauf? 
Das 1st eine Frage. 
Nochmals: Die Revision ist mehr als angezeigt, und die Li­
beralen begrüssen die Stossrichtung 

Hassler HansJorg (V, GR). Die Invalidenversicherung ist ne­
ben der AHV das wichtigste Sozialwerk in unserem Land. 
Die Invalidenversicherung kommt unseren invaliden und 
benachteiligten Mitmenschen zugute. Unser oberstes Ziel 
muss es sein, das Wohlbefinden und die Selbstständigkeit 
dieser benachteiligten Personen in Gesellschaft und Arbeits­
welt zu fördern und zu sichern. Die Aufgabe der IV 1st es in 
erster Linie, die nachteiligen Auswirkungen eines Gesund­
heitsschadens auf die Erwerbsfähigkeit versicherter Perso­
nen zu beseitigen oder bestmöglich zu mildern. Im Vorder-

grund steht dabei das Ziel der Eingliederung ins Erwerbs­
leben; die Ausrichtung von Geldleistungen kommt erst an 
zweiter Stelle. Dem Grundsatz Eingliederung vor Rente 
muss hochste Beachtung geschenkt werden. 
Seit Ende der Siebz1gerjahre besteht kein finanzielles 
Gleichgewicht mehr zwischen den Einnahmen und den Aus­
gaben der Versicherung. Weitere Faktoren, wie z. B. die 
konjunkturellen Verhaltnisse, die Fortschritte in Technik und 
Med1z1n oder die Veränderungen der Bevolkerungsstruktur, 
verstärken die Notwendigkeit und Dringlichkeit einer weite­
ren IV-Revision. 
Die Renten stellen den grössten Ausgabenposten der IV dar. 
Zwischen 1993 und 1999 ist die Zahl der Bezügerinnen und 
Bezüger von IV-Renten 1n der Schweiz um durchschnittlich 
4,3 Prozent pro Jahr gestiegen. 22 Prozent des jährlichen 
Wachstums werden durch die veränderten demographi­
schen Verhältnisse verursacht. Der Anteil der Menschen 
knapp unterhalb des AHV-Rentenalters nimmt stetig zu. In 
dieser Altersgruppe 1st das lnvaliditätsrisiko am grössten. 
Die lnvaliditätswahrscheinlichkeit nimmt in allen Altersklas­
sen zu, insbesondere bei den 30- bis 44-Jährigen. Die Zahl 
der Rentenzugänge nimmt zu, und die Zahl der Rentenab­
gange nimmt ab. 
Als lnvaliditätsursache nehmen die psychischen Krankheiten 
bei den Erstrenten wegen Krankheiten die Spitzenposition 
ein. Betrachtet man die lnvalidisierungswahrscheinlichkeit 
nach Alter, dann fällt auf, dass mehr Menschen im Alter von 
20 bis 35 Jahren wegen psychischer Gebrechen invalid wer­
den als wegen aller anderen Ursachen. Das muss uns zu 
denken geben. Wir stehen hier vor einem neuen gesell­
schaftlichen Problem. Das Leben in der Gesellschaft und im 
Beruf ist hektischer geworden. Viele junge Menschen sind 
den daraus resultierenden Belastungen nicht mehr gewach­
sen. 
Mit der 4. IV-Revision werden gezielte Anpassungen im Leis­
tungsbereich angestrebt; diese sind zu begrüssen. In erster 
Linie ist hier die Einfuhrung einer Assistenzentschädigung 
zu erwähnen. Mit der Assistenzentschädigung sind gezielte 
Leistungsanpassungen 1m Hinblick auf eine erhöhte Selbst­
standigkeit von Menschen mit Behinderungen vorgesehen. 
Die Assistenzentschädigung soll dazu beitragen, dass be­
hinderte Personen mit einem regelmässigen Bedarf an Be­
treuung oder Pflege die dadurch entstehenden Kosten 
mindestens teilweise decken können. 
Die Einführung der Assistenzentschädigung wird von der 
SVP-Fraktion im Grundsatz begrüsst. Ebenso ist es richtig, 
das überholte Taggeldsystem der IV durch ein zeitgerechtes, 
transparentes und z1vilstandsunabhängiges Modell zu erset­
zen. Die SVP-Fraktion begrüsst auch die Schaffung von 
Grundlagen, damit die IV die invaliditätsbedingten Mehr­
kosten im Bereich der beruflichen Weiterausbildung über­
nehmen kann. 
Ebenfalls erwünscht ist eine verstärkte Aufsicht des Bundes, 
um die Voraussetzungen für eine gesamtschweizerisch 
möglichst einheitliche Beurteilung von Leistungsgesuchen 
zu schaffen und um die Ausgabenentwicklung in der IV bes­
ser in den Griff zu bekommen. Ebenfalls begrüsst die SVP­
Fraktion die Einführung von kantonalen Schiedsgerichten 
bei Tarifstreitigkeiten, eine Verbesserung der Zusammenar­
beit zwischen den IV-Stellen und den Durchführungsorga­
nen der Arbeitslosenversicherungen. 
Insgesamt betrachtet die SVP-Fraktion die Botschaft zur 
4. IV-Revision als gute Vorlage. Gezielte Verbesserungen, 
besonders 1m Bereich der Eingliederung ins Erwerbsleben 
und 1m Bereich der f1nanz1ellen Unterstützung für Schwerst­
behinderte, werden von der vorberatenden Kommission vor­
geschlagen. Zentral 1st fur die SVP-Fraktion die Forderung, 
die lnval1d1tat mit geeigneten E1ngl1ederungsmassnahmen 
zu verhindern oder zu beheben. Dem Grundsatz Eingliede­
rung vor Rente ist auch 1n Zukunft grösste Beachtung zu 
schenken. 
Die SVP-Fraktion ist für Eintreten auf die Vorlage. 

Gutzwiller Felix (R, ZH): Die FDP-Fraktion beantragt Ihnen, 
auf diese wichtige und komplexe Reform der lnvalidenversi-
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cherung einzutreten. Wie Sie wissen, benötigt die IV sowohl 
eine finanzielle als auch eine inhaltlich-materielle Reform. 
Finanziell ist die IV trotz der 1998 erfolgten Verlagerung von 
Kapital der EO wieder hoch verschuldet. Die vorliegende 
Reform muss also zu einer mittel- und langfristig ausgegli­
chenen Finanzierung führen. Inhaltlich-materiell geht es um 
gezielte Anpassungen im Leistungsbereich, insbesondere 
um die Einführung eines modernen Konzeptes der Assisten­
zentschädigung, eine Verstärkung der Aufsicht des Bundes 
sowie eine Verbesserung der Strukturen der Invalidenversi­
cherung 
Vor welchem Hintergrund ist diese Reform zu sehen? In den 
letzten zehn Jahren hat die Wahrscheinlichkeit einer Person 
im Erwerbsleben rentenbegründend 1nval1d zu werden, u~ 
rund 30 Prozent zugenommen. Dabei bestehen grosse kan­
tonale Unterschiede. Auch zwischen Arbeitslosenquote und 
lnval1d1s1erungswahrsche1nl1chke1t besteht eine gewisse 
Parallelität. Zunehmend sind es nicht nur Geburtsgebrechen 
oder Unfälle, sondern Krankheiten, welche zum Rentenbe­
zug führen Die psychischen Krankheiten nehmen dabei 
eine Spitzenposition ein, vor allem bei Jungen. Mehr Men­
schen im Alter von 20 bis 35 Jahren werden wegen psychi­
schen Gebrechen invalidisiert als wegen allen anderen 
Ursachen zusammen. 
Zu den Schwerpunkten der inhaltlich-materiellen Reform 
halt die FDP-Fraktion Folgendes fest: 
Bei den Leistungen ist das Kernelement sicher die Einfüh­
rung einer Assistenzentschädigung. Massgebend soll dabei 
nicht mehr die Hilflosigkeit sein, sondern der ausgewiesene 
B~darf an persönlicher Assistenz infolge der Behinderung. 
Die neue Entschädigung löst den bisherigen Beitrag für Hilf­
losenentschädigung und weitere Leistungen ab, sie soll kör­
perlich, geistig oder psychisch Behinderten ein autonomes 
Leben ermöglichen. Die Assistenzentschädigung betragt Je 
nach Grad der Behinderung zwischen 400 und 1600 Fran­
ken pro Monat. Ergänzende Leistungen bis zu 90 000 Fran­
ken pro Jahr sollen künftig auch Schwerbehinderte erhalten, 
die in einem eigenen Haushalt leben wollen. Dieses neue 
Konzept wird es den Behinderten sicher erleichtern, über ihr 
Leben selber zu bestimmen. Diese Autonomiefrage ist damit 
ein Kernstück der Reform, hinter dem wir voll und ganz ste­
hen. Wir haben uns klar für das neue Konzept der Assisten­
zentschad1gung ausgesprochen. 
Allerdings haben wir auch einen Minderheitsantrag e1nge­
b~acht, ?er noch zu detaillieren sein wird und sich gegen 
eine Leistungsausweitung im heutigen Zeitpunkt richtet -
eine Leistungsausweitung, die natürlich vor allem auch fi­
~anzielle Konsequenzen hatte. Diese Leistungsausweitung 
1m Bereich der so genannt lebenspraktischen Begleitung, 
vor allem psychisch Behinderter, wird im weiteren Verlauf 
der Debatte noch zu detaillieren sein. 
Intensiv wurde ebenfalls die Schaffung der neuen regionalen 
ärztlichen Dienste diskutiert. Das Grundprinzip einer straffe­
ren Beurteilung der Berentungskriterien in der ganzen 
Schweiz wurde von der FDP-Vertretung bejaht; allerdings 
befürwortete sie in der konkreten Ausgestaltung die Möglich­
keit, dass auch kantonale bzw. überregionale Modelle für 
arztl1che Dienste einbezogen werden konnen. Auch hierzu 
liegt Ihnen ein Antrag vor. Wir gingen dabei davon aus, dass 
klarere Standards für die Begutachtung bzw. eine homogeni­
sierte regionale Vorgehensweise - bessere Aufsicht, höhere 
Qualität der Beurteilung - ganz wichtige Komponenten der 
Kostendampfung sind. Dazu muss der Bund diese Stan­
dards definieren können, auch für die Zusammensetzung 
der Equipen in den regionalen ärztlichen Diensten. Bei­
spielsweise wird das 1m Bereich der schon angesprochenen 
psychischen Behinderungen ganz besonders wichtig sein. 
Wir sind aber der Meinung, dass zumindest in einer ersten 
Phase Kantone und Regionen sowie die bisherigen IV-Stel­
len die Chance haben sollen, ihre organisatorischen Modelle 
1m Rahmen dieser Standards selber einzubringen. 
Zur finanziellen Konsolidierung der IV äussern wir uns wie 
folgt. Mit dieser Revision werden erst langfristig Einsparun­
gen von jährlich über 200 Millionen Franken angestrebt. Al­
lerdings sind die finanziellen Auswirkungen der diversen 
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Änderungen heute sehr schwierig abzuschätzen. Das Ziel 
eines deutlichen Nettospareffektes wird damit wohl kaum er­
reicht werden. 
Gleichwohl beantragen wir Ihnen Eintreten auf die Vorlage. 

Zäch Guido (C, AG): Der zweite Anlauf zur 4. IV-Revision 
ist gelungen. Mit der vorliegenden IV-Revision kommen wir 
einen guten Schritt weiter, und das gleich in zwei Richtun­
gen: einerseits naher zu einer Konsolidierung der Invaliden­
versicherung, anderseits hin zu einer Aufwertung der 
Selbstbestimmung der Betroffenen. 
Ich empfehle Ihnen im Namen der CVP-Fraktion, auf die Vor­
lage einzutreten. 
Ich persönlich habe noch vor zweieinhalb Jahren mit vollem 
Einsatz gegen die gescheiterte 4. IV-Revision und für die Er­
haltung der Viertelsrente gekampft. Die vom Volk in der Re­
ferendumsabstimmung vom 13. Juni 1999 klar verworfene 
Vorlage stand unter den Vorzeichen einer schweren Rezes­
sion. Heute lässt sich sachlicher diskutieren, und die Kom­
mission schlagt verschiedene Massnahmen vor, die für die 
Betroffenen von grosser Wichtigkeit sind. Wiedereingliede­
rung vor Rente heisst der wichtigste Grundsatz. Wir schla­
gen an verschiedenen Orten Veranderungen vor, die den 
Wiedereinstieg einer betroffenen Person erleichtern sollen. 
Das verursacht notgedrungen auch Kosten. Ein wieder be­
rufstätiger Mensch erspart aber der IV schliessl1ch viel mehr, 
als eine Unterstützung fur den Berufse1nst1eg gekostet hat. 
Wer es mit der Wiedereingliederung ernst meint, muss auch 
zu gezielten Ausgaben bereit sein. Auch der Arbeitgeberver­
band hat in einer Stellungnahme diese Mehrkosten als sinn­
voll erachtet. 
Für die CVP-Fraktion führt der Weg zur Konsolidierung der 
Invalidenversicherung nicht über einen für die Betroffenen 
folgenschweren Sozialabbau, sondern über den konsequen­
ten und durchdachten Einsatz zugunsten der beruflichen 
Integration möglichst vieler Menschen. Die Betroffenen sol­
len motiviert und gefördert werden, sich selber wieder in die 
Arbeitswelt einzubringen. Die Kommission tagte im Sommer 
nicht zuletzt deshalb im Schweizer Parapleg1kerzentrum 
Nottwil, um zu sehen, wie 80 Prozent der Querschnittge­
lähmten nach ihrer Rehabilitation durch geeignete Massnah­
men wieder erwerbsfähig werden und die IV darum weniger 
oder gar nicht beanspruchen Ich persönlich hätte sogar die 
gesamte Invalidenversicherung liebend gerne in «Integrati­
onsversicherung» umbenannt, um diesen Aspekt auch im 
Titel zu verankern. 
Die Einführung einer Assistenzentschädigung als Ersatz für 
die Hilflosenentschadigung ist nicht blass eine Veränderung 
der Bezeichnung für eine Leistung der IV, sondern sie bringt 
den Bezügern vor allem auch den Freiraum, 1hr Leben selber 
zu gestalten - eine Vorbedingung fur eine Wiedereingliede­
rung in die Gesellschaft und in einen Beruf. Die lebensprakti­
sche Begleitung sichert diesen Freiraum auch für psychisch 
Kranke. 
Der Systemwechsel birgt Unsicherheiten in sich. Der vom 
Bundesrat kalkulierte Finanzbedarf genügt, denn die Vor­
lage bringt eine Entlastung der IV um 232 Millionen Franken 
nach Ablauf der Zusatzrenten. langfristig ist vorgesehen, 
dass 0,4 Mehrwertsteuerprozente - aber ohne Bundesan­
teil - für die IV ausreichen sollen. Die Revision setzt also 
nicht auf blasse zusätzliche Einnahmen, sondern korrigiert 
wesentlich auch bei den Ausgaben. 
In der Rezession wurde die IV zum Sammelbecken für ältere 
Arbeitslose, gerade aus dem sich rasch wandelnden Dienst­
leistungssektor, Jenem Wirtschaftszweig, der in der Vergan­
genheit den Betroffenen eine neue Chance angeboten hatte. 
Diese Missbräuche müssen verhindert werden, nicht blass 
aus finanziellen Gründen, sondern noch viel mehr, um den 
wirklich lebenslang auf die Leistungen der Invalidenversiche­
rung Angewiesenen die Unterstützung sichern zu können. 
Die neue Invalidenversicherung soll aus Invaliden - die 
Kommission hat im Kampf gegen diesen seit dreissig Jahren 
untragbaren und diskriminierenden Begriff ein Postulat ein­
gereicht - vollwertige Menschen machen: Menschen, die mit 
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ihrem schwierigen Schicksal leben, voll und ganz zur Gesell­
schaft gehören, sich gleichberechtigt in Beruf und Freizeit 
einbringen können und von dieser Gesellschaft notfalls Un­
terstützung brauchen. Wir können eine Behinderung nicht 
ungeschehen machen, aber die Umstände so gestalten, 
dass ein Leben mit Sinn und Würde möglich wird. Hinter die­
ser Ausrichtung steht ein spezifisches Menschenbild. Ein 
Mensch findet seine wahre Bestimmung nicht in der indivi­
duellen Fre1he1t von allen Zwängen. Zur echten Freiheit ge­
hören das Gegenuber, die Begegnung, das soziale Netz und 
eine 1n Freiheit angenommene Aufgabe, eine Berufung. Eine 
echte Freiheit ist die Freiheit, etwas zu tun. Die Wurde des 
Menschen liegt zu einem wesentlichen Teil in seiner aktiven 
Tat. W1edere1ngliederung heisst in diesem Zusammenhang 
S1nngebung für ein erfülltes Leben 
Die CVP-Fraktion wird geschlossen auf die Vorlage eintre­
ten. Es liegt keine Sparübung vor; die 4. IV-Revision ist an­
derseits trotz der Einführung der Assistenzentschad1gung 
und e1n1ger Massnahmen zur Förderung der Wiedereinglie­
derung keine Vorlage mit unverantwortbarem Sozialaus­
bau - 1m Gegenteil: Die vorliegende Revision dient der Kon­
solidierung des Sozialwerkes. Die neue Invalidenversiche­
rung stellt einen Kurswechsel zugunsten der Selbstbestim­
mung dar; die Richtung stimmt. 

Robbiani Meinrado (C, Tl): Les solutions qu'on adoptera en 
vue de la consol1dat1on f1nanciere de l'AI, que le groupe de­
mocrate-chret1en soutient, ne dispensent toutefo1s pas d'une 
reflexion renouvelee sur les causes de la deterioration finan­
ciere. Cela est d'autant plus necessaire que nous assistons, 
d'un point de vue quant1tatif, non seulement a une augmen­
tat1on constante du nombre de rentiers, mais aussi, ce qu1 
est un indicateur assez 1nqu1etant, a une anticipation de 
I' äge d'entree dans I' Al. L.:1ncidence du facteur demographi­
que explique seulement une petite partie de la hausse du 
nombre de rentiers; bien plus determinant est le fa1t que la 
probabil1te de devenir invalide a augmente dans toutes les 
classes d'äge, mais en particulier dans la classe d'äge des 
30 a 44 ans. D'ailleurs, du point de vue qualltat1f, un autre 
element qui merite toute notre attent1on cons1ste dans le fait 
que parmi les causes d'invalid1te, ce sont les facteurs psy­
chiques qui sont auiourd'hu1 en premiere ligne. Tout cela doit 
nous pousser a elever le regard au-dela de la situation finan­
ciere et a le diriger sur le contexte qui alimente la tendance a 
la hausse du nombre de rentiers. Nous ne pouvons alors 
manquer de vo1r surtout un monde du travail de plus en plus 
ex1geant et usant, un monde du travail qu1 met en marge les 
personnes les plus faibles. L.:economie gagne en performan­
ces et en product1vite, mais le monde du trava1I risque de 
perdre en capacite d'integration. 
Face a ce contexte, il s'impose de porter son attention juste­
ment plus intense sur le theme de la reinsertion des person­
nes invalides. Cette loi en fait mention. Des reflex1ons et des 
approfond1ssements sont aujourd'hui en cours II laut vrai­
ment 1nvest1r dans cette direction, afin de faire en sorte que 
meme les personnes atteintes dans leur capacite de trava1I 
puissent au moins part1ellement cont1nuer a exercer une ac­
tivite profess1onnelle. Bien que ce theme ne puisse aujour­
d'hu1 f1gurer parmi les objectifs princ1paux de cette revision, 
le groupe democrate-chretien 1ns1ste donc sur le fait que la 
recherche de nouveaux instruments de preservation du lien 
avec le monde du travail doit etre poursu1vie avec vigueur et 
determinat1on. 

Suter Marc F. (R, BE): Die 4 IV-Revision hat einen weiten 
Weg hinter sich. Die jetzt von der Kommissionsmehrheit vor­
gelegte Revisionsvorlage ist aus Behindertensicht recht 
schwer zu beurteilen. Für die einen ist sie Flickwerk, für die 
anderen - auch ich zähle mich dazu - ist sie im Rahmen des 
Möglichen ein Reformschritt in die richtige Richtung. 
Die Invalidenversicherung bildet mit den Ergänzungsleistun­
gen die Existenzsicherung für Menschen mit einer Behinde­
rung. Sie alle hier 1m Saal sind Versicherte und kommen, 
wenn dieser Fall eintritt, in den Genuss dieser Leistungen. 

Damit sei auch gesagt: Diese IVG-Revision ist eine wichtige 
Gesetzesrevision. 
Wir dürfen freilich nicht aus den Augen verlieren, dass die 
Kosten bei der IV seit der letzten Revision, der Revision in 
den Achtzigerjahren, erheblich, ja enorm gestiegen sind. 
Man muss halt auch nach aussen tragen, dass dies den 
Spielraum für Reformen sehr einengt; ein Leistungsausbau, 
der nicht finanzierbar ist, ist nicht möglich. Weil viele Behin­
derte hohe Hoffnungen in diese Revision gesetzt haben, die 
nicht erfüllt werden können, muss ich deshalb betonen, dass 
hier eben Wünsche vorliegen, die auch nicht erfüllbar sind: 
Wir müssen mit dem arbeiten, was wir haben 
Aber immerhin: Mit der Assistenzentschädigung - das ist 
das Herzstück dieser Revision - und dem von der Kommis­
sion beantragten Pflegezuschuss über die Ergänzungsleis­
tungen wird ein Schritt hin zu einem selbstbestimmteren, 
selbstverantwortlichen Leben für viele Schwerstbehinderte 
geschaffen. Es ist eine Lösung, die Direktzahlungen an die 
Betroffenen vorsieht, damit sie selber als Bezahler von Leis­
tungen, die angeboten werden, über ihre Ausgaben bestim­
men können Es wird in Zukunft mehr Versicherten möglich 
sein, in den eigenen vier Wänden zu leben, als das heute 
der Fall ist. Wir werden bei der Detailberatung, insbesondere 
bei den Antragen der Minderheit Stahl, aufzeigen, dass mit 
dieser Revision in diesem wichtigen Bereich ein guter An­
fang gemacht ist. 
Ich denke aber, dass es keinen Sinn macht, die Dinge 1m All­
gemeinen schönzureden. Wenn wir die Wirklichkeit betrach­
ten, dann sind wir noch weit davon entfernt, das Grundziel 
der IV, das mit dem Slogan «Eingliederung vor Rente» um­
schrieben wird, zu erreichen, ja, es hat in den letzten Jahren 
sogar sehr viel von seiner Wirkkraft eingebüsst. Das ist nicht 
eine Kritik an der IV; viele Gründe, die ausserhalb der IV 
liegen, haben dazu geführt, dass bei den Behinderten die 
Arbeitslosigkeit - ich kann es nicht anders sagen - Drittwelt­
niveau erreicht hat. Ich könnte das jetzt vorrechnen, aber es 
ist einsichtig. Die Schatzungen, die man dazu anstellen 
kann, belegen, dass mehr als die Hälfte der Personen, die 
Behinderungen haben und darob in ihrer Lebensführung 
eingeschränkt sind, heute keine Arbe1tstatigkeit auf dem 
freien Markt ausüben können - das trotz Internet, trotz 
neuer Mögl1chke1ten in der Informatik. Wir haben zu viele 
Rentner, wir haben zu wenig Leute, die Arbeit haben. Da 
kann diese Revision nur im Ansatz befriedigen. 
Es stimmt - Herr Zäch hat es gesagt -, die Kommission 
schlägt Ihnen da und dort Anreize im Bereich der Weiterbil­
dung und der beruflichen Eingliederung vor. Das ist erfreu­
lich, auch bei der Umschulung und überhaupt bei der 
Integration in Schule und Ausbildung Es ist allerdings nicht 
gelungen, den grossen Sprung nach vorn zu schaffen. Dafür 
wäre eine wirkliche Arbeitsoffensive nötig gewesen, um 
mehr Behinderte ins Erwerbsleben zu führen. 
Ich denke, dass hier beim Vollzug doch noch etliches getan 
werden kann In der Invalidenversicherung wird vieles auf 
Verordnungsstufe geregelt. Ich hoffe - mit vielen in unserem 
Land -, dass dieser Geist, den die Kommission in dieser Re­
form sicher mitträgt, und dass die Stossrichtung mit den 
Überlegungen «Eingliederung vor Rente» und «Hilfe zur 
Selbsthilfe leisten zu wollen», 1n den Verordnungen noch ih­
ren Niederschlag finden werden. Ich hoffe auch, dass dort 
noch mehr Flexibilität hereinkommt, damit - und das ist ent­
scheidend - in Zukunft weniger Leute im Heim leben müs­
sen und mehr zu Hause sein dürfen, dass aber auch mehr 
Leute eine Erwerbstätigkeit haben und nicht, wie heute, im 
Abseits stehen. 
Ich bitte Sie in diesem Sinne, diese Revisionsvorlage zu un­
terstützen und den Anträgen der Mehrheit zu folgen. 

Goll Christine (S, ZH): Zweieinhalb Jahre nach der Volksab­
stimmung über die Invalidenversicherung nehmen wir heute 
einen neuen Anlauf zur 4. Rev1s1on der IV. Wie Sie alle wis­
sen, hat die Volksabstimmung vom 13. Juni 1999 deutlich 
gezeigt, dass die Stimmberechtigten in diesem Land bei der 
Invalidenversicherung keinen Leistungsabbau wollen. Ver­
worfen wurde die Abschaffung der Viertelsrente, verworfen 
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wurde jedoch auch die Abschaffung der Zusatzrente, die 
nach den Forderungen der Behindertenorganisationen auch 
so lange nicht abgeschafft werden soll, bis ein adäquater Er­
satz mit einer Ass1stenzentschadigung in der Praxis einge­
führt ist. 
Die Behindertenlobby hat vor zweieinhalb Jahren deutlich 
gemacht, dass mit ihr zu rechnen ist. Ich gehe davon aus, 
dass wir dies hier auch bei der Beratung über das Behinder­
tengle1chstellungsgesetz erleben werden. 
Wir behandeln ja hier Jetzt in der Debatte zur 4. IV-Revision 
nicht nur die materielle Rev1s1on, sondern auch die beiden 
Finanzierungsbeschlüsse. Es wird im Ablauf der Beratungen 
hier 1m Parlament so sein, dass wir über die Finanzierung 
am Schluss entscheiden. Aber die Würdigung aus der Sicht 
der SP-Fraktion zu den Finanzierungsbeschlüssen möchte 
ich hier an den Anfang stellen, und zwar deshalb, weil diese 
IV-Revision Menschen mit Behinderungen ein würdiges Le­
ben ermöglichen und ihnen vor allem eine gesicherte Exi­
stenz erlauben muss; Sie wissen, das steht und fällt letztlich 
mit der Finanzierung dieses Sozialwerkes. Konkret steht und 
fallt das mit dem politischen Willen 1n diesem Hause zu einer 
nachhaltigen Sanierung der heute defizitären Invalidenversi­
cherung und zur Sicherstellung der jetzt und künftig benötig­
ten Mittel für die IV. Denn die IV, auch das wissen Sie alle, ist 
das zweite wichtige Standbein der ersten Säule unserer so­
zialen vorsorge. 
Die SP-Fraktion unterstützt die Finanzierungsvorschlage 
des Bundesrates, sowohl die Vorschläge zur weiteren Erhö­
hung der Mehrwertsteuer als auch die Vorschläge zum Kapi­
taltransfer von der EO-Kasse in die IV-Kasse. 
Beim Finanzierungsbeschluss zur Mehrwertsteuer ist uns 
wichtig, dass die Koppelung mit der AHV in der Praxis ge­
schehen wird, und zwar so, wie wir das bereits auch bei der 
11. AHV-Revision beraten haben. Wir wollen nicht zwei Mal 
eine Volksabstimmung zu dieser Vorlage provozieren. Es 
gibt allerdings 1m Bereich der Mehrwertsteuervorlage einen 
bedeutsamen Unterschied zum Entwurt des Bundesrates. 
Wir unterstützen, wie auch die Mehrheit der SGK, den Vor­
schlag, dass der gesamte Ertrag aus einer weiteren Erho­
hung der Mehrwertsteuer in die Invalidenversicherung fl1es­
sen muss, ohne dass ein Bundesanteil abgezwackt werden 
kann. Wir vertreten also hier, analog wie bei der 11. AHV­
Rev1s1on, bezüglich der Mehrwertsteuer dieselbe Position. 
Zur Frage des Kapitaltransfers von der EO in die IV ist fest­
zuhalten, dass wir heute in der EO-Kasse 3,6 Milliarden 
Franken haben. Das entspricht dem Fünffachen einer Jah­
resausgabe in der EO. Es ist geplant, 1,5 Milliarden von der 
EO 1n die IV zu transferieren; auch diesen Vorschlag des 
Bundesrates unterstutzen wir Wir werden allerdings den 
M1nderhe1tsantrag Bortoluzz1 ablehnen, der 3 Milliarden Fran­
ken transferieren will, aber schlicht und ergreifend aus dem 
einfachen Grund, weil die SVP-Fraktion damit die 1n diesem 
Parlament neu aufgegleisten Vorschlage zur Mutterschafts­
versicherung bodigen will. 
Mit diesen beiden F1nanz1erungsbeschlüssen ist die IV je­
doch noch nicht vollständig entschuldet. Die SP-Fraktion will 
eine möglichst schnelle Entschuldung der Invalidenversiche­
rung, und zwar deshalb, weil die Defizite der IV unseren Fi­
nanzhaushalt heute schwer belasten: Wir bezahlen pro Jahr 
allein 130 Millionen Franken an Schuldzinsen. Wir haben 
deshalb in unserer Kommission einen neuen möglichen 
Weg aufgezeigt. Wir haben vorgeschlagen, dass das dritte 
Lohnprozent der Arbe1tslosenvers1cherung - das ja gemäss 
den gestrigen Beschlüssen dieses Rates abgeschafft wer­
den soll - befristet eingesetzt werden kann, bis die IV voll­
stand1g entschuldet 1st. Unsere Kommission hat in diesem 
Zusammenhang den Bundesrat beauftragt, im Hinblick auf 
die Debatte 1m Zweitrat, also im Ständerat, einen Bericht zu 
vertassen: einen Bericht mit einer Gesamtschau unter Ein­
bezug aller Moglichke1ten zu einer nachhaltigen Entschul­
dung der IV - auch unter Einbezug der erwähnten Möglich­
keit des dritten Lohnprozentes der Arbeitslosenversiche­
rung, aber auch unter Einbezug der Mutterschaftsversiche­
rung. Die Mutterschaftsversicherung bedeutet eine gravie­
rende Lücke, die wir moglichst schnell schliessen wollen. 

Amtliches Bulletin der Bundesversammlung 

Die Invalidenversicherung vertolgt drei Ziele und muss diese 
in jedem Fall ertüllen: 
1. Die IV muss für die Existenzsicherung von Menschen mit 
Behinderungen sorgen. 
2. Sie muss fur die Gleichstellung von Behinderten mit Nicht­
behinderten sorgen. 
3. Sie muss vor allem noch einiges mehr tun, um die Selbst­
bestimmung von Behinderten zu fördern. 
Im Zusammenhang mit der Selbstbestimmung und mit der 
Existenzsicherung von Behinderten ist der zentrale Inhalt 
dieser Revision die Assistenzentschad1gung, die neu einge­
führt werden soll. Ich mochte an dieser Stelle betonen, dass 
es bei der Einführung dieser Assistenzentschadigung nicht 
etwa um einen Ausbau der Invalidenversicherung geht, son­
dern es geht um ein grundsätzlich neues System, das aber 
auch beinhaltet, dass bisherige Leistungen der IV gestrichen 
werden sollen. Die Assistenzentschädigung tritt an die Stelle 
der Zusatzrenten, an die Stelle der Hilflosenentschädigung, 
an die Stelle der Pflegebeiträge für Minderjahrige, an die 
Stelle der Beitrage an die Hauspflege, aber auch an die 
Stelle der Hartefallrente, die abgeschafft werden soll. 
Der Bundesrat hat einen guten, einen innovativen und einen 
praktikablen Ansatz gewahlt, allerdings - und auch das 
möchten wir nicht verschweigen - auf einem finanziellen Ni­
veau, das zahlreichen Menschen mit Behinderungen eben 
keine ausreichende persönliche Assistenz erlaubt; ich denke 
hier vor allem an die Schwerstbehinderten. 
Unsere Kommission hat das Modell des Bundesrates mit der 
Möglichkeit der Einführung von Ergänzungsleistungen zur 
Assistenzentschädigung für Schwerstbehinderte verbessert. 
Wir wollen noch einen Schritt weiter gehen, d. h., wir wollen 
das Bundesratsmodell und das Kommissionsmodell noch 
optimieren, damit vor allem die beiden Zielsetzungen - Auto­
nomie der Betroffenen und insbesondere die Wahlfre1he1t 
der Betroffenen - gewahrle1stet sind 
Im Weiteren wird sich die SP-Fraktion unter anderem für drei 
wesentliche Verbesserungen einsetzen: 
1. Wir wollen eine feinere Rentenabstufung mit einer Besitz­
standwahrung der heute laufenden Renten. Das beinhaltet, 
dass wir die Einführung der Dreiviertelsrente befürworten, 
wie sie von Behindertenorganisationen seit langem gefor­
dert wird. 
2. Wir mochten vor allem auch eine Besserstellung für die 
kleinen Einkommen bei der Rentenberechnung erzielen. Es 
ist klar, dass diese Massnahme 1m Fall von lnvalid1tat vor al­
lem den Frauen mit heute nach wie vor niedrigen Einkom­
men zugute käme. 
3 Wir möchten in dieser Rev1s1on eine bessere Koordination 
der Leistungen von heute verschiedenen Finanzierungsträ­
gern in den traditionellen Bereichen Pflege und Betreuung 
erreichen. 
Die SP-Fraktion wird auf diese 4. IV-Rev1s1on eintreten. Wir 
werden auch die Finanzierungsbeschlüsse gemäss Mehr­
heit unterstützen und bitten Sie, dasselbe zu tun. Wir möch­
ten Sie auch auffordern, die weiteren Verbesserungen, die 
punktuell in dieser 4 IV-Revision vorgeschlagen werden, zu­
gunsten von Menschen mit Behinderungen, zu unterstützen 

Fasel Hugo (G, FR): Die Revision des Bundesgesetzes über 
die Invalidenversicherung kann für uns Anlass sein, nicht nur 
über die notwendige Finanzierung dieses Sozialwerkes 
nachzudenken, sondern im Rahmen der Eintretensdiskus­
sion auch einige grundsätzliche Überlegungen anzustellen. 
Die Entwicklungen und Veränderungen im Zusammenhang 
mit der Inanspruchnahme der Invalidenversicherung in den 
letzten Jahren kennen wenigstens teilweise auch als Mass­
stab dafur genommen werden, wie sich die Grundlagen des 
gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Umganges miteinan­
der in unserem lande verandert haben. Denn die IV ist ne­
ben der Fürsorge das zentrale Auffangnetz für Menschen, 
die in unserer Gesellschaft an den Rand gedrängt werden. 
Die Neunzigerjahre sind hierfür ein deutliches Abbild. Zu 
Tausenden sind Arbeitnehmende aus Betrieben entlassen 
worden, haben dann einige Zeit von der Arbeitslosenversi-
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cherung zehren können, um schliesslich, weil sie wegen der 
Arbeitslosigkeit psychisch krank wurden, bei der IV zu lan­
den: Die Invalidenversicherung also als letztes Auffangnetz 
für viele Menschen in diesem lande; die IV auch als Grad­
messer der Desintegration, als Hinweis und Richtmass für 
die Anzahl der Menschen, die am Rande unserer Gesell­
schaft stehen, d. h. marginalisiert sind. 
In den Neunzigerjahren haben wir erlebt, dass mit Entlas­
sungen zwar Kosten auf Betriebsebene gespart wurde kön­
nen, dass diese Kosten deswegen aber noch lange nicht 
verschwinden, sondern blass externalisiert, ausgelagert, so­
zialisiert, auf die Gesamtgesellschaft abgewalzt werden, so 
auch 1n erheblichem Masse auf die Invalidenversicherung. 
Daran wird auch erkennbar - heute ist es wichtig, das zu sa­
gen -, dass ein Staatswesen wesentlich anders funktioniert 
als ein Unternehmen. Der Staat kann nicht, wie Betriebe, nur 
die Besten und leistungsstärksten behalten. Staat und Ge­
meinwesen müssen auch Platz bieten für die zweitbesten, 
die langsameren, die Müden, die Erschöpften, geistig und 
korperl1ch und immer mehr auch psychisch Behinderten. Sie 
allesamt machen den Reichtum, die Vielfalt, die Farbe in un­
serer Gesellschaft aus und nicht nur die Klassenbesten und 
Makellosen. Für das staatliche Gemeinwesen zählen eben 
nicht nur die Eff1z1enz und die Leistungsfähigkeit, sondern 
fur eine Gesellschaft steht vor allem die Integration aller im 
Vordergrund. Dabei geht es nicht nur um das Alimentieren 
der Betroffenen mit Geld, es geht darum, ihnen Chancen zu 
bieten, dass sie ihre Restfähigkeiten entfalten, soweit wie 
möglich uber ihr Leben bestimmen und für sich selber auf­
kommen können. Invalide Menschen - das müssen wir uns 
immer und immer wieder vorhalten - wollen nicht versorgt, 
sondern höchstens umsorgt werden. 
Invalide wollen Chancen, um zu zeigen, was sie können. In 
Bezug auf die anstehende Revision geht es also darum, 
dass die IV als Sozialwerk invaliden Menschen die Integra­
tion in unsere Gesellschaft, auch ins Wirtschaftsleben, er­
mogl1cht und die dazu notwendigen finanziellen Mittel hat. 
Dazu ist es notwendig, die bestehenden Schulden abzutra­
gen und gleichzeitig die künftigen Finanzierungsquellen si­
cherzustellen. 
Die Invalidenversicherung muss aber auch den veranderten 
Gegebenheiten in der Gesellschaft Rechnung tragen. So hat 
in den letzten Jahren und Jahrzehnten die Zahl der psy­
chisch kranken und behinderten Personen massiv zuge­
nommen. Das ist kein Zufall. Die Rev1s1on, die wir Jetzt 
angehen, muss diesen neuen Realitaten deshalb Rechnung 
tragen und gerade bei der Assistenzentschädigung auch die 
psychisch behinderten Menschen mit einbeziehen. 
Dass behinderte Menschen nicht einfach Menschen sind, 
die es als Problem zu organisieren und zu verwalten gilt, 
haben uns die Behindertenorganisationen 1n den letzten 
Jahren mit allem Nachdruck und mit der notwendigen Auf­
sass1gkeit gelehrt. Sie fordern selbstbestimmtes Leben. Aus 
diesem Grund ist es richtig und notwendig, dass nun die 
Ass1stenzentschadigung an die Stelle der bisherigen Hilflo­
senentschädigung tritt, um die Autonomie, die Selbstbestim­
mung dieser Menschen mit Behinderungen zu verbessern. 
Doch damit nicht genug: So wie unser Land wirtschaftlich 
ein Wachstum zu verzeichnen hat, so ist es zwingend not­
wendig und ein Akt der Fairness und Korrektheit, dass da­
raus abgeleitet nicht nur Rentabilität, Börsengewinne und 
Löhne ansteigen; genauso müssen wir bereit sein, auch für 
invalide Menschen mehr Mittel einzusetzen. Als Grüne ha­
ben wir deshalb Mühe damit, dass diese Revision der IV von 
allem Anfang an unter der Pramisse der Kostenneutralitat 
stand Auch Invalide haben das Recht, am wirtschaftlichen 
Reichtum und Wachstum unseres Landes teilzuhaben. Wir 
haben deshalb grosste Mühe damit, dass die Zusatzrenten 
ersatzlos gestrichen und deshalb künftig auch tiefere Invali­
denrenten ausgeschüttet werden sollen. 
Welches sind aus Sicht der grünen Fraktion die Kernberei­
che? Es sind die finanzielle Gesundung der IV, die Schaf­
fung der Ass1stenzentschadigung, der Einbezug der psy­
chisch Behinderten in die Ass1stenzentschäd1gung und die 
Verhinderung eines Leistungsabbaus Nach dem Eintreten 

werden wir am Schluss der Beratungen unsere Zustimmung 
davon abhang1g machen, ob diese vier Kriterien berücksich­
tigt worden sind. 

Studer He1ner (E, AG): Wir haben als Fraktion diese Vor­
lage von der Seitenlinie aus intensiv mitbegle1tet, und zwar 
deshalb von der Seitenlinie aus, weil wir in der Kommission 
für soziale Sicherheit und Gesundheit nicht vertreten sind. 
Aber wir sind, wie auch andere von Ihnen, natürlich von den 
an dieser Vorlage Interessierten angesprochen worden. 
Wir sind als Fraktion dankbar, wenn es heute nicht so läuft 
wie gestern bei der Beratung der Revision des Arbeitslosen­
versicherungsgesetzes, als am Schluss als Resultat des 
Hickhacks nur noch Leute der CVP-, der liberalen und aus 
unserer Fraktion zustimmten und alle anderen die Vorlage 
draussen im Regen stehen liessen. Wir kamen nicht zu ei­
nem Ergebnis, das möglichst breit abgestützt 1st. 
Heute, am zweitletzten Sessionstag, sieht es zum Glück bei 
dieser Vorlage anders aus; dazu hat gewiss beigetragen -
das wurde auch erwähnt -, dass schon eine Vorlage abge­
lehnt wurde, eine Vorlage, die auch wir bekämpft haben, weil 
auch wir gegen die Abschaffung der Viertelsrente waren. 
Wir finden, dass uns die Kommission aufgrund der bundes­
rätlichen Vorlage eine gute Sache unterbreitet, und wir sind 
mit den Hauptzielsetzungen dieser Vorlage einverstanden. 
Wenn wir weiter eine qualitativ gute Invalidenversicherung 
haben wollen - und das wollen wir offensichtlich durch alle 
Fraktionen hindurch-, dann muss auch eine finanzielle Kon­
solidierung da sein. Deshalb ist es klar, dass diese Revision 
wirklich nicht die grossen Ausbaumöglichkeiten bietet, son­
dern vor allem Umbaumöglichkeiten wie die Assistenzent­
schädigung, die wir auch sehr unterstützen; dabei ist die 
Konsolidierung auf der finanziellen Ebene mit einbezogen. 
Von daher sind auch wir für Eintreten auf diese Vorlage. Es 
ist klar, dass es in der Detailberatung, wie immer, noch eini­
ges zu debattieren gibt. 

Dreifuss Ruth, conseillere federale: J'aimerais remercier la 
commission pour son travail engage, serieux, en vue d'ap­
profondir les questions qui ont ete posees. Je crois que, sur 
ce plan-la, vous pouvez suivre pour l'essentiel les proposi­
tions de la commission. 
J'aimerais preciser que cette reforme n'est pas simplement 
une copie de la premiere partie de la 4e revision de l'AI qua 
le peuple a rejetee il y a quelques annees. II ne s'agit donc 
pas de «Zwängerei», comme on dit si volontiers dans notre 
culture politique, mais d'un travail complet. La revision qui a 
ete rejetee par le peuple anticipait un certain nombre de re­
formes, mais ne permettait pas de compenser, par exemple, 
les reductions faites au n1veau de la rente complementa1re 
par une amelioration du systeme d'assistance. 
Maintenant, nous avons vraiment un systeme complet de 
mesures qui represente, je crois, un optimum par rapport 
aux quatre objectifs que nous nous sommes fixes: 
1. Consolider financierement l'AI. Jusqu'a present, dans le 
debat d'entree en matiere, je n'ai pas encore entendu les 
prises de position completes dans ce doma1ne, puisqu'il 
s'agit de decisions formellement separees. Je puis pourtant 
deJa annoncer qua nos solutions sont largement suivies sur 
le plan du financement de l'AI, et je m'en rejouis II y a eu 
surtout un engagement tres clair de la commiss1on pour arri­
ver a une s1tuation equ1l1bree avec egalement une augmen­
tat1on des ressources. 
2. Dans le domaine des prestations, nous avons introduit un 
po1nt fort, celui de l'allocation d'ass1stance qui doit accroltre 
l'autonomie des personnes beneficiaires. Ce seront alles qui 
devront savoir quels services alles souhaitent recevoir et de 
la part de qui. II s'agit donc de quelque chose qui donne aux 
personnes invalides la possib1lite de choisir elles-memes le 
type de prise en charge, le type d'assistance qu'elles sou­
haitent. Etant donne qua le probleme de l'independance et 
de l'autonomie des personnes tres gravement invalides ou 
handicapees ne peut pas etre regle par las dispositions qua 
nous avons prevues dans le domaine de l'allocation d'assis-
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tance - Jes montants etant trop modestes pour garantir plei­
nement J'autonomie -, Ja comm1ssion a fait oeuvre d'imagi­
nation et a corrige du cöte des prestat1ons complementa1res 
Jes allocations insuffisantes pour Je maintien a dom1cile de 
personnes gravement handicapees. 
Je crois que l'on a Ja Ja combinaison ideale, que nous som­
mes si fiers dans notre pays d'avoir trouvee, dans Ja pre­
voyance vieillesse par exemple. C'est Ja combinaison entre 
un socle - qui n'est certes pas tres genereux, mais permet a 
chacun, avec un minimum d'intrus1on dans Ja vie pnvee, de 
savoir ce a quoi il a dro1t - et une «8edarfsle1stung», une 
prestat1on en fonct1on du besoin, en fonct1on de l'analyse 
concrete de Ja s1tuat1on, a savo1r les prestations complemen­
ta1res. 
Nous avons egalement 1ntroduit une nouvelle conception du 
systeme d'indemnites journalieres plus transparente et sur­
tout independante de l'etat c1v1J. Nous elargissons les pres­
tations dans Je domaine du perfectionnement professionnel. 
Et Ja, je dois dire que c'est une petite chose, mais qui me re­
jouit profondement: l'AI veille en general a reintegrer les per­
sonnes dans Jeur profess1on, ou dans une profession du 
meme niveau qui correspond a leur capacite residuelle. On 
prend en consideration l'idee qu'une personne handicapee 
peut avoir aussi d'autres projets de vie, souhaiter reellement 
se perfectionner professionnellement, changer de metier, 
entrer dans une autre vie, devenir, pourquoi pas? ass1stant 
soc1al apres avo1r ete ouvner par exemple. La poss1b1lite de 
faire ces etudes est pnse en consideration cette fois-ci par 
l'AI, Ja aussi d'une fa<;:on qui n'est pas tres genereuse, ma1s 
Je principe me parait tres important. Les coüts supplementai­
res, dus au handicap, pour une teile format1on, qui est un 
perfect1onnement, une amelioration, Ja realisation d'un projet 
de v1e, sont pris en charge par l'AI. Par ailleurs, Ja personne 
handicapee devra trouver une bourse, les ressources habi­
tuelles pour entreprendre une teile formation; mais eile ne 
devrait pas devoir y renoncer a cause des frais supplemen­
taires que Je handicap lui impose. 
Un autre point me parait tres important. La aussi, je ne peux 
d1re qu'une chose: au niveau des pnncipes, au niveau de Ja 
reorganisation de cette 101, je crois que c'est un grand pro­
gres Au niveau des f1nances mises a dispos1t1on, ce n'est 
pas une amelioration substantielle. On peut, de tres banne 
foi, d1re que l'element «consolidation financ1ere de l'AI» se 
refletera dans Je calcul des prestations qui seront dues Mais 
ne crachons pas sur cette amelioration de Ja philosophie, de 
Ja relation avec Ja personne handicapee dans notre soc1ete; 
eile est extremement importante, eile ouvre Ja voie a une 
autre relation de Ja societe avec les personnes hand1capees; 
eile ouvre Ja voie a une integration, a une confrontation de 
l'ensemble de Ja societe avec Ja notion de handicap, qui est 
importante. 
J'aimerais reprendre Ja remarque de Mme Wirz-von Planta 
qui d1sa1t au debut, et c'etait peut-etre Je «Motto» de taute 
cette discuss1on, a quel po1nt eile detestait l'expression «In­
valide». II est clair qu'etymolog1quement, Je terme est abso­
lument detestable Si Ja comm1ssion, apres une longue 
discuss1on, a dec1de de renoncer a changer ce terme dans 
cette assurance, c'est parce que, dans ca domaine, il ne 
s'ag1ssait pas de faire hätivement de Ja cosmetique. II taut 
d'abord voir dans quelle mesure cette expression se re­
trouve, sur Je plan international et dans d'autres Jois, comme 
un element de definition claire, et ne pas brouiller les cartes 
Vous savez qu'un postulat de Ja commission (01.3648) nous 
charge d'etudier ce vocabulaire afin de determiner s'il peut 
etre ressenti comme discriminatoire. Si j'ai prie Ja commis­
sion de se lim1ter a nous donner !'ordre d'approfondir ce 
theme, c'est parce que ce n'est pas a nous de nommer les 
personnes handicapees, c'est aux personnes handicapees 
elles-memes de dire par quels termes alles veulent etre 
nommees dans Ja soc1ete. Vous savez qua Je «politically cor­
rect» dans ce domaine peut parfois aussi etre l'abandon de 
Ja volonte d'ameliorer reellement Ja situation des gens en 
leur cedant sur Je plan du vocabulaire. 
En ce qui concerne las prestations, j'aimera1s attirer votre at­
tention sur un point qua je cro1s extremement important sur 
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Je plan material et symbolique: l'AJ a ete une assurance mo­
dele dans Ja prise en charge des handicaps congen1taux. A 
une epoque oü Ja LAMal n'ex1stait pas, a une epoque oü ces 
personnes, en particul1er les enfants et les adolescents at­
teints des Ja naissance de handicaps, etaient quasiment 
abandonnees par Ja politique sociale, J'AI a fait une oeuvre 
de pionnier. Je do1s dire que j'ai toujours souffert qu'en rai­
son de Ja nomenclature des maladies congenitales, des en­
fants et des familles dans des s1tuations tres semblables 
a1ent re9u, dans un cas l'a1de de l'assurance-invalldite, 
parce que Ja maladie eta1t reconnue et enregistree, et dans 
un autre ne l'ont pas re9ue, alors que Je quotidien, Ja charge 
pour les parents et les d1fflcultes pour ces enfants etaient en 
fait les memes Nous corrigeons ce defaut, et je serai tres 
heureuse et je dormirai mieux Je jour oü je pourrai dire que 
ce n'est pas un diagnostic, une nomenclature qui decident 
de l'appui que l'assurance peut apporter a des enfants gra­
vement invalides et aux familles dont nous savons qu'elles 
supportent une lourde charge. C'est Ja situation reelle. 
3./4. Les autres objectifs, Je n'ai pas beso1n d'en parler lon­
guement. Nous y reviendrons dans l'examen de detail. 
Renforcer Ja surveillance de Ja Confederation: Ja, vous m'en­
tendrez plaider pour Je röle important des services medicaux 
regionaux saus Ja surveillance materielle directe de l'OFAS, 
et repondre aussi a Ja question de savoir si ce que nous 
avons est suffisant ou pas. Cela n'est pas suffisant, ce n'est 
pas un contröle materiel qu1 permet de savo1r comment evo­
lue 1'1nval1dite dans Je pays. Nous souhaitons auss1, par cette 
reforme, ameliorer et simpl1fier Ja structure et Ja procedure 
de l'assurance-invalidite. Vous voyez, d'entree d'intervention 
je l'ai dit: Es ist nicht mehr eine halbe Sache, es ist eine 
ganze Sache, et eile nous fait progresser dans Je respect 
que nous portons aux personnes handicapees, dans leur 
sentiment de dignite. Elle comble des Jacunes, eile consolide 
financierement cette oeuvre tellement importante. 

Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen 
L'entree en matiere est decidee sans opposition 

1. Bundesgesetz über die Invalidenversicherung 
1. Loi federale sur l'assurance-invalidite 

Detailberatung - Examen de detai/ 

Titel und Ingress, Ziff. 1 Einleitung, Ingress, Art. 1 Abs. 1 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Titre et preambule, eh. 1 introduction, preambule, art. 1 
al. 1 
Proposition de /a commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Gliederungstitel vor Art. 1a 
Antrag der Kommission 
Erster Abschnitt a: Zweck 

Titre precedant l'art. 1a 
Proposition de Ja commission 
Chapitre premier a: But 

Angenommen - Adopte 

Art. 1 a 
Antrag der Kommission 
Die Leistungen dieses Gesetzes bezwecken: 
a die Invalidität mit geeigneten, einfachen und zweckmässi­
gen Eingl1ederungsmassnahmen zu verhindern, zu vermin­
dern oder zu beheben; 
b. die verbleibenden ökonomischen Folgen der Invalidität im 
Rahmen einer angemessenen Deckung des Existenzbedar­
fes auszugleichen; 
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c. zu einer eigenverantwortlichen und selbstbestimmten Le­
bensführung der betroffenen Versicherten beizutragen. 

Art. 1 a 
Proposition de Ja comm1ss1on 
Les prestations de la presente loi visent a: 
a. prevenir, reduire l'invalidite ou y remedier gräce a des me­
sures de readaptat1on appropriees, simples et adequates; 
b. compenser les effets econom1ques permanents de 1'1nval1-
dite en couvrant les besoins vitaux dans une mesure appro­
priee; 
c. aider les assures concernes a mener une vie autonome et 
responsable. 

Angenommen - Adopte 

Gliederungstitel vor Art. 1 b 
Antrag der Kommiss/On 
Erster Abschnitt b: Die versicherten Personen 

Titre precedant l'art. 1 b 
Proposition de Ja commission 
Chapitre premier b: Les personnes assurees 

Angenommen - Adopte 

Art. 1b 
Antrag der Kommission 
= bisheriger Art. 1 a 

Art. 1 b 
Proposition de Ja comm1ssion 
= anc1en art. 1 a 

Angenommen - Adopte 

Art. 2 Abs. 2 
Antrag der Kommission 
Arbeitgebern, die invalide Versicherte anstellen, werden die 
Arbeitgeberbeiträge für die Invalidenversicherung für die je­
weilige Anstellung erlassen. 

Art. 2 al. 2 
Proposition de Ja commission 
t.:employeur qui emploie des assures invalides est exonere 
du pa1ement des cotisat1ons patronales a l'assurance-inval1-
dite pour les personnes concernees. 

Angenommen - Adopte 

Art. 5 Abs. 1; Art. 7 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 5 al. 1; art. 7 
Proposition de Ja comm,ssion 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art. 8 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
.... berücksichtigen. Versicherte, die vor Eintritt der Invalidität 
nicht oder teilzeitlich erwerbstätig waren, haben Anspruch 
auf E1ngl1ederungsmassnahmen. 

Abs. 1bts 
Mehrheit 
Ablehnung des Antrages der Minderheit 
Minderheit 
(Ross1n1, Baumann Stephanie, Fasel, Gross Jost, Guisan, 
Maury Pasquier, Meyer Therese, Rechste1ner-Basel, Rech­
steiner Paul, Suter) 

D1e Leistungen von Rehabilitationseinrichtungen für Perso­
nen, die von psychoaktiven Stoffen abhängig sind, können 
als Eingl1ederungsmassnahmen anerkannt werden. Wäh­
rend ihres Aufenthaltes in solchen Einrichtungen sind diese 
Personen den Bezügern von IV-Leistungen gleichgestellt 
Das zuständige Bundesamt legt die Voraussetzungen fur die 
Anerkennung fest, namentlich d1eJenigen, deren Erfullung ei­
nen Anspruch auf Beiträge nach Artikel 73 begründet. 

Abs. 2, 2bis 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs. 3 

c. Massnahmen für die besondere Schulung; 

Art. 8 
Proposition de Ja commission 
Al. 1 
.. probable. Les assures qui avant de devenir invalides 

n'exen;:aient pas d'activite lucrative ou exen;:aient une acti­
vite a temps partiel, ont le droit de beneficier des mesures 
de readaptation. 

Al. 1bis 
Majorite 
Rejeter la proposition de la minorite 
Minorite 
(Rossini, Baumann Stephanie, Fasel, Gross Jost, Guisan, 
Maury Pasquier, Meyer Therese, Rechsteiner-Basel, Rech­
steiner Paul, Suter) 
Les prestations des institutions de rehabilitation pour per­
sonnes dependantes des substances psychoactives peu­
vent etre reconnues comme des mesures de readaptation. 
Durant leur sejour, ces residents sont assimiles a des bene­
ficia1res de prestat1ons Al. t.:office federal competent definit 
les criteres de reconna1ssance, notamment ceux ouvrant le 
droit aux subventions prevues a l'article 73. 

Al. 2, 2b1s 
Adherer au projet du Conseil federal 
Al. 3 
Adherer au projet du Conseil federal 
(la modification ne concerne que le texte allemand) 

Rossini Stephane (S, VS). La proposition de minorite se 
rapporte a la question sensible et importante du f1nance­
ment des institutions de rehabil1tation pour tox1comanes. La 
proposition formulee se veut une tentative d'apporter une 
solution concrete aux problemes rencontres par ces 1nst1tu­
tions depuis plusieurs annees suite a la publication d'un 
arret du Tribunal federal des assurances, institutions con­
frontees a un certain nombre de d1ff1cultes en matiere de fi­
nancement. 
Le fait que les regles du jeu ont evolue met en peril l'exis­
tence meme de certaines institutions ou, pour le moins, af­
faiblit leur capacite d'ag1r, notamment en matiere de qualite 
d'intervention. Certes, 11 faul admettre que la Confederation 
a procede a l'octroi de plusieurs credits relais et inJecte par 
exemple 15 millions de francs par an pour 1999-2001 dans 
le but d'apa1ser les craintes. Mais cet ajout de moyens f1nan­
c1ers ne resout rien au probleme de fond. 
D'autre part, il laut admettre que le nouveau mode de finan­
cement qui est en phase de realisation, voire de finalisation, 
tarde a etre mis sous toit. II peine donc a aboutir et cette si­
tuation devient particulierement intolerable. Par consequent, 
les effets de cette s1tuation ont des repercussions immedia­
tes sur les patients. Or, 11 laut savoir que toute personne de­
pendante n'est pas forcement une personne invalide. Les 
personnes peuvent avoir besoin d'une prise en charge insti­
tutionnelle avant meme d'etre declarees invalides. Par con­
sequent, selon le principe «la rehabil1tation avant la rente» 
qu1 a ete enonce deja a plusieurs reprises ce matin, nous 
devons permettre un f1nancement par l'assurance-invalidite. 
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La propos1tion de minorite n'a pas pour but d'opposer, mais 
au contraire de permettre une certaine forme de comple­
mentante dans les financements, et cec1 dans le seul but de 
parvenir ä repondre efficacement aux besoins des person­
nes ä prendre en charge. 
La propos1tion cont1ent differents elements. D'abord, les 
prestations des institutions de rehabilitation peuvent etre re­
connues comme des mesures de readaptat1on et, deuxie­
mement, les res1dents sont alors assimiles ä des beneficiai­
res de prestat1ons Al. 
II ne s'ag1t plus dans ce domaine de defendre des 
territoires - chacun voulant bien evidemment avoir le moins 
de charges poss1ble, qu'il s'agisse de l'assurance ou des 
cantons -, mais de proposer des solutions concretes pour 
que le pilier de la therapie, dans notre pol1t1que des quatre 
piliers en matiere de toxicomanie, ne so1t pas mis en peril. 
Le Conseil federal, en repondant ä une interpellat1on Rochat 
(99.3246) en 1999, evoqua1t justement cette possibilite de 
prendre en campte la rehabilitation residentielle des toxico­
manes et alcooliques invalides comme une mesure indivi­
duelle de reinsertion, conformement ä l'article 8 de l'assu­
rance-1nval1dite. Je cite le Conseil federal: «Ce changement 
permettrait d'elargir la contribution de l'AI aux traitements de 
la dependance et de la ma1ntenir meme en cas d'accepta­
t1on de la nouvelle perequation financiere.» 
La formulation de la proposition de m1nonte est souple. Elle 
ouvre une voie alternative sans etre imperative. Nous ne 
pouvons plus attendre de solutions alternatives. Nous de­
vons cesser de repousser sans fin ce probleme. s, le Con­
seil federal et les cantons s'accordent sur un nouveau 
modele de financement, cette proposition de minorite pourra 
ne pas etre utilisee. Par contre, si tel ne devait pas etre le 
cas, une source de financement complementaire, reposant 
cette fois-ci sur des bases legales, serait disponible. 
C'est donc dans cet esprit de complementarite que je vous 
invite ä soutenir cette proposition de minorite en faveur 
d'une prise en charge pertinente des personnes residant en 
1nstitut1on 

Dunant Jean Henri (V, BS): Die Minderheit möchte die Leis­
tungen von Rehab1l1tat1onseinrichtungen für Personen, die 
von psychoaktiven Stoffen abhängig sind, als Eingl1ede­
rungsmassnahmen anerkennen. Man kann sich schon fra­
gen, ob nebst den Drogen nicht auch Alkohol und Nikotin 
gemeint sind. Die Gesamtkosten für Folgen von Drogen­
und Alkoholkonsum durften sich bereits heute auf 4 Milliar­
den Franken pro Jahr beziffern. Nun will die Minderheit, 
dass an solche Patienten in Rehabilitationseinrichtungen 
noch IV-Taggelder ausgeschüttet werden. Es geht nicht an, 
dass aufgrund der Drogenabgabe nicht mehr notwendige 
Rehabilitationsstationen auf Kosten der IV erhalten bleiben 
Wir haben Je etwa 30 000 Heroin- und Kokainsüchtige in der 
Schweiz. IV-Leistungen an solche Personen während eines 
Aufenthaltes in Rehabilitationsstationen würden die IV noch 
mehr in die roten Zahlen führen Das ist ein Fass ohne Bo­
den. 
Die SVP-Frakt1on bittet Sie, diesen Minderheitsantrag abzu­
lehnen. 

Menetrey-Savary Anne-Catherine (G, VD): Le groupe eco­
log1ste soutiendra la proposit1on de minorite Rossini, car 
nous pensons que c'est un moyen judicieux de regler un 
probleme lancinant qui dure depu1s bientöt cinq ans. C'est 
depuis 1997, en effet, que les institutions de traitement sont 
en pro1e ä des difficultes financ1eres, car, des cette date, non 
seulement elles n'ont plus rei;:u de l'OFAS las subvent1ons 
sur lesquelles alles compta1ent, ma1s elles ont dü rembour­
ser des sommes souvent tres importantes que, seien 
l'OFAS, elles ava1ent rei;:ues en trop. Certaines 1nst1tut1ons 
ont a1ns1 eu un treu financier representant jusqu'ä 80 pour 
cent de leur budget et, en plus, une dette de centa1nes de 
m1ll1ers de francs. Sauf erreur de ma part, toutes ont survecu 
ä ce cataclysme, mais toutes se debattent encore aujour­
d'hui dans des difficultes 1nextncables qui les epuisent et qu1 
les empechent de travailler sere1nement. 

Amtliches Bulletin der Bundesversammlung 

Certes, taut le monde s'est demene pour trouver des solu­
tions, mais taute cette effervescence n'a finalement debou­
che jusqu'ici sur aucun modele de f1nancement satisfaisant. 
Depuis quatre ans, on nous l'annonce comme imminent. On 
le promettait pour 2000/01 dans la reponse du Conseil fede­
ral ä l'interpellation Rochat (99.3246), mais rien n'arrive vrai­
ment et on en est touiours aux credits relais, votes un peu ä 
la sauvette pour maintenir les institutions quasi saus perfu­
sion. 
Le plus preoccupant, c'est que les tentatives de solutions se 
revelent les unes apres les autres peu convaincantes ou 
inapplicables. La verification de l'invalidite par un certificat 
medical s'est revelee impraticable, de l'aveu meme de Mme 
Dreifuss, conseillere federale. Le detour par les offices Al 
des cantons ne va pas beaucoup mieux, car 11 prend enor­
mement de temps et 11 ne regle que des cas individuels et 
non les prestations des institut1ons. L.:anticipation de la pere­
quation financiere pour solliciter davantage les cantons pro­
voque l'opposition resolue de ces derniers. Enfin, l'utilisation 
des fonds confisques provenant du trafic de drogue est un 
systeme boiteux dont le Conseil federal ne veut pas. II est 
donc temps de poser le paquet et de calmer le jeu, et c'est 
exactement ce que la m1norite Rossini permet de faire 
Taut le monde est d'accord pour dire que les personnes de­
pendantes de substances psychoactives - pas seulement 
des drogues, Monsieur Dunant, mais aussi de l'alcool, bien 
entendu - ne sont pas forcement des invalides dans le sens 
de la loi, mais qu'elles peuvent le devenir par le seul fa1t de 
leur consommation de produits et pas seulement ä cause 
d'une comorbidite psychiatrique. Le but de la loi, def1ni ä l'ar­
ticle 1 a, selon lequel les prestations qu'elle offre v1sent no­
tamment ä preven1r l'1nval1dite - lettre a - ou ä «aider les 
assures concernes ä mener une vie autonome et responsa­
ble» - lettre c -, permet parfaitement d'integrer les presta­
tions des institutions de traitement. 
Nous sommes convaincus que de choisir cette solution offre 
un avantage politique considerable. Je voudrais Justement 
m'adresser aux deputes situes ä la droite de l'hem1cycle, en 
particul1er ä M. Dunant, parce que je crois que lä, vous de­
vez apprecier ä sa juste valeur le fait de pouvoir manifester 
clairement une volonte de consolider le quatrieme pilier de la 
politique des drogues, ä savoir le traitement oriente vers 
l'abstinence. Cette mesure permettrait d'eviter des desequi­
libres au detriment de l'abstinence et en faveur des traite­
ments de substitution, des programmes de methadone. Cela 
permettrait aussi d'ecarter une fois pour toutes ce soupi;:on 
que la «distribution d'hero'ine», comme on le d1t dans ces 
cas-lä, pourrait devenir la doctrine d'un Etat demissionnaire 
en matiere de politique des drogues. 
Cette solution permettrait en plus d'ouvrir des perspectives 
nouvelles vers un cinquieme pilier de la politique des dro­
gues, ä savoir la re1nsertion sociale. Enfin, cette solution 
permettra1t de maintenir la pluralite des approches dans le 
domaine du traitement et de freiner la medicalisation de plus 
en plus marquee des problemes de toxicomanie, due au fait 
que ces prestations-lä sont remboursees par les caisses­
maladie. 
C'est pour toutes ces raisons que nous vous invitons ä sou­
tenir la proposition de minorite Rossini. 

Zäch Guido (C, AG): Die Minderheit Ross1ni will Drogenre­
habilitationszentren als Wiedereingliederungseinrichtungen 
der IV zulassen. Die CVP-Fraktion spricht sich gegen diesen 
Minderheitsantrag aus. 
Es gibt verschiedene Gründe für die Ablehnung dieses Min­
derheitsantrages. Es ist zu bezweifeln, ob Drogensüchtige 
tatsächlich unter die Definition von Invalidität als lang andau­
ernde Erwerbsunfähigkeit aus gesundheitlichen Gründen 
fallen. Heute werden Drogen- und Alkoholabhängige zur 
IV zugelassen. Es ist aber nicht richtig, Einrichtungen, die 
diese Gruppe VC?.n Personen therapieren, durch die IV zu un­
terstützen. Im Ubrigen geht es bei einer Drogentherapie 
nicht um berufliche Wiedereingliederung nach einem ge­
sundhe1tl1chen Schaden, sondern um eine Therapie einer 
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Krankheit. Therapien und deren Finanzierung gehören nicht 
in den Bereich der IV, auch wenn zugegebenermassen die 
Grenze zWischen Therapie und Anstrengungen zur Wieder­
eingliederung nicht immer klar zu ziehen ist. Das ist übri­
gens auch das Los des Schweizer Paraplegikerzentrums in 
Nottwil. Wer heute als Klinik oder TherapIestatte gleichzeitig 
aktiv Berufsfindung, Umschulung und Ausbildung betreibt, 
wird dabei von der IV nicht unterstützt, obwohl er sie nach­
weislich entlastet. 
Man sollte diese Revision nicht überladen und Institutionen 
der DrogentherapIe nicht etwas erlauben, was für nieman­
den sonst gilt. Therapie und WIedereingliederung dürfen 
nicht vermischt werden. 
Ich beantrage Ihnen Im Namen der CVP-Fraktion, den An­
trag der Minderheit Rossini abzulehnen. 

Gutzwiller Fellx (R, ZH): Auch die FDP-Fraktion beantragt 
Ihnen, diesen Minderheitsantrag abzulehnen. Einige Gründe 
wurden schon genannt. Ich möchte klar festhalten, dass das 
Problem selbstverständlich wichtig ist; es gibt Probleme bel 
der Finanzierung der Rehabilitationseinrichtungen für Dro­
genabhängige. Wir haben uns aber in der Kommission sehr 
intensiv mit diesem Thema beschci.ftlgt. Aus meiner Sicht be­
friedigen die Antworten des Departementes; es gibt hier an­
dere Lösungsansätze. Das Problem ist erkannt, der von der 
Minderheit aufgezeigte Lösungsweg Ist allerdings nicht ad­
aquat. Herr Zäch hat es gerade angesprochen: Es geht hier 
um die Finanzierung von Therapiestätten; das wäre im 
System der Invalidenversicherung deutlich systemwidrIg. Es 
gibt auch ein Urteil des Eidgenössischen Versicherungsge­
richtes, das diese Therapiestätten aus dem System der IV 
herausgenommen hat. Natürlich heisst das nicht, dass nicht 
andere Lösungen gefunden werden müssen. Wir haben ja In 
diesem Rat einem Nachtragskredit von 15 Millionen Franken 
zugestimmt, der zum Ziel hat, diese Therapiestätten zu fi­
nanzieren. 
Man darf hier nicht dem Missverständnis erliegen, dass Dro­
genabhängigkeit mit Invalidität gleichzusetzen wäre. Es geht 
hier um einen ganz anderen Invaliditätsbegriff. 
Ich muss weiter darauf hinweisen, dass die Formulierung 
der Minderheit Unklarheiten bestehen lässt, indem sie von 
psychoaktiven Stoffen spricht. Herr Kollege Dunant hat dar­
auf hingeWiesen, dass darunter durchaus auch Alkohol oder 
Nikotin zu verstehen wären. Die Kostenfolgen wurden In den 
Informationen fur die Kommission auf die Grössenordnung 
von 300 Millionen Franken geschatzt, sodass wir Ihnen klar 
ans Herz legen wollen, diesen Minderheitsantrag abzuleh­
nen. 
Ich betone noch einmal, dass damit das Thema der Finan­
zierung der RehabilitationseinrIchtungen für Drogenabhän­
gige nicht vom Tisch ist, sondern das Problem einer anderen 
Lösung zugeführt werden muss. Diese Lösungsansätze sind 
In Vorbereitung. Wir werden von der Departementschefin si­
cher noch hören, wie die Lösung konkret aussehen soll. 
Ich bitte Sie also, den Minderheitsantrag Rossini abzuleh­
nen. 

Jutzet Erwin (S, FR)· Sie gestehen zu, dass diese Thera­
pIesteIlen, diese Elngllederungsstatten, grosse finanzielle 
Schwierigkeiten haben. Sie sind aber dagegen, dass sie wie 
bis anhin, wie seit 1960, von der IV mitfinanziert werden. Sie 
sagen, es gebe andere Lösungsansätze. Nun wäre ich sehr 
interessiert zu erfahren, welches diese Lösungsansätze 
sind. 

Gutzwiller Felix (R, ZH): Danke fur diese Frage, Herr Kol­
lege Jutzet. Ich wollte hier nicht zu sehr ins Detail gehen, 
weil die Departementschefin in ihrer Antwort - so nehme ich 
an - konkret darauf eintreten wird, wie das aussieht. Es gibt 
zurzeit Pilotversuche mit verschiedenen Kantonen Im Be­
reich dieser Finanzierung. Wir haben einem Nachtragskredit 
von 15 Millionen Franken zugestimmt; ich bin optimistisch, 
dass hier eine Lösung gefunden wird, ohne dass in das IV­
System eine Systemwidrigkeit eingefügt werden muss. Wir 

wünschen, dass wir die Details nachher noch zu horen be­
kommen, denn für die Entscheidflndung wird es sehr wIchtig 
sein, dass wir uns davon uberzeugen können, dass die Lö­
sung auf einer anderen Schiene erreicht wird und sich auf 
einem guten Weg befindet. 

Menetrey-Savary Anne-Catherine (G, VD): Vous n'etes pas 
sans savoir qu'effectlvement I'alcool fait partie des substan­
ces psychoactives et que les institutions soignant les per­
sonnes souffrant d'alcoolisme font aussi partie de celles qui 
ont des problemes de financement. 
Ma question est differente. Vous avez affirme que la proposi­
tion de minorite Rosslnl entraTnerait un surcoOt de 300 mil­
lions de francs. J'almerals connaHre le detail de ce chiffre 
parce que dans la reponse que le Conseil federal avalt fait a 
mon interpellation sur ce sujet-la, il evaluait I'ensemble du 
coOt des therapies a 250 milIIons de francs. 

Gutzwiller Felix (R, ZH): Die Zahlen geben wie immer eine 
ungefahre Grössenordnung wieder, und sie wurden von der 
Verwaltung genannt. Es wird also in dieser Grössenordnung 
liegen. Die Einsparungen, die hier mit der langfristigen Sa­
nierung der IV ins Auge gefasst werden - das ist doch das 
Ziel in der Grössenordnung von 15 Jahren -, werden auf ins­
gesamt 200 Millionen Franken geschätzt. Sie sehen - ob es 
nun 250 oder 300 Millionen Franken wären -, dass wir bei 
einer Zustimmung zu dieser Minderheit mit einem kleinen 
Artikel eigentlich die ganze langfristige Sanierung gefahrden 
wurden. Das ist sicher ein Zusatzargument. Ich betone aber 
noch einmal: Wichtig erscheint mir, dass dieses wichtige 
Problem einer Lösung zugeführt wird - allerdings nicht sys­
temwidrig im Rahmen der IV, die nicht fur diese Problem­
lösung geschaffen ist. 

Studer Heiner (E, AG): Ich lege gleich meine Interessenbin­
dung offen, weil hier ein Zusammenhang besteht: Ich bin 
Präsident des Schweizerischen Dachverbandes Stationäre 
Suchthilfe, kenne also diese Thematik sehr gut. 
Vorerst ist zu sagen, dass diese Institutionen Beiträge aus 
der IV bekommen haben. Weil das nicht mehr möglich ISt, 
muss man das entweder im Gesetz festhalten - das würde 
heissen, dem Antrag der Minderheit Rossini zuzustimmen -
oder die Sicherheit haben, dass ein anderes System auch 
funktioniert; das ist es. Von daher gesehen bin ich froh, dass 
hinter diesem Minderheitsantrag Leute aus vier verschiede­
nen Fraktionen stehen, weil sie damit zum Ausdruck brin­
gen, dass das Problem geklärt und die Finanzierung 
sichergestellt werden muss. Es besteht eine sehr grosse Un­
sicherheit, weil wir Immer wieder Nachtragskredite in der 
Grössenordnung von 15 Millionen Franken beschliessen 
mussten - das haben Sie letztes Jahr und dieses Jahr gese­
hen -, weil das Modell noch nicht endgültig steht und damit 
auch noch nicht funktionieren kann. 
Wenn wir zum jetzigen Zeitpunkt wüssten, dass dieses neue 
Modell wirklich steht und wie vermutet ab Sommer des kom­
menden Jahres sukzessive eingeführt werden kann - es 
hätte schon dieses Jahr elngefuhrt werden müssen -, dann 
könnten wir auf den Antrag der Minderheit Rossini verzich­
ten. Nachdem es noch nicht eingeführt ist, sollten wir ohne 
eine Sicherheit mindestens versuchen, diese Kann-Bestim­
mung - und nur darum geht es ja - ins Gesetz aufzuneh­
men. Wir täten dies nicht in der Absicht, dass dies zu einer 
Doppel- oder Uberfinanzierung führt, sondern das Ziel ist 
wirklich die neue Finanzierung. Ich habe auch lieber, wenn 
dies mit dem neuen Modell, das in Erarbeltung ist, erreicht 
wird. Wenn das Modell funktioniert und in Ordnung ist, dann 
kann man auf die gesetzgeberische Fixierung In diesem Ge­
setz verzichten. Ich möchte es ganz ausdrücklich sagen: 
Prlorltat hat das neue Finanzierungsmodell, bei dem die 
Kantone ganz klar gefordert sind. Das möchte ich Ihnen dar­
legen. Wenn es unser gemeinsames Anliegen ist, nicht ein­
fach aus Prinzip Strukturen zu erhalten, sondern die 
Institutionen zu erhalten, die den Auftrag erfüllen, dann müs­
sen wir alles tun, damit das neue Modell funktionieren kann. 
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Deshalb müssen wir in einem ersten Schritt wenigstens mit 
dem Antrag der Minderheit Rosslnl im Moment noch sicher­
stellen, dass das Thema nicht ausser Abschied und Traktan­
den fallt, bevor wir diese Garantie haben. 
Ich gehe davon aus, dass die Frau Bundesratin uns über 
den Stand der Dinge noch etwas Klares sagen wird. 

Rechsteiner Rudolf (S, BS): Herr Studer hat ganz richtig 
gesagt, dass wir ein grosses Problem zu lösen haben. Die 
Institutionen der DrogentherapIe stehen vor einer echten fi­
nanziellen Belastungsprobe, seit ihnen die Gelder aus der IV 
entzogen worden sind. Es geht nun nicht darum, wie Herr 
Dunant gesagt hat, für Drogenabhängige Taggelder zu spre­
chen, sondern es geht darum, dass wir einen Nagel in die 
Wand schlagen, damit die Kosten der Rehabilitation versi­
cherungstechnisch besser abgedeckt werden! Heute wer­
den die Drogenabhängigen zwischen den Kantonen, der 
Krankenversicherung und der Invalidenversicherung «her­
umgeschoben». Wir haben ein Finanzierungsproblem, das 
noch ungelöst ist. Die Therapie ISt die erste Säule unserer 
Drogenpolitik und darf nicht langer diesen Unsicherheiten 
ausgesetzt werden. 
Ich bitte Sie: Stimmen Sie dem Antrag der Minderheit Ros­
sinl zu. auch wenn er vielleicht noch nicht in allen Aspekten 
als definitive Fassung gelten kann. Sie wissen, dass sich 
das Betäubungsmittelgesetz ebenfalls in Revision befindet; 
es geht darum, jetzt ein Zeichen zu setzen, dass wir dieses 
Problem lösen wollen und dass etwas geschehen muss, da­
mit die Drogentherapie finanziell mittelfristig endlich wieder 
auf sichere Beine gestellt werden kann. 

Gross Jost (S, TG), fur die Kommission: Es besteht hier Ei­
nigkeit, dass die Finanzierung der stationären Suchthilfe ein 
ungelöstes Problem 1St. Frau MenetreY-Savary und auch 
Herr Gutzwiller haben darauf hingewiesen Nur ist die Kom­
missionsmehrheit zum Schluss gekommen, dass es sich 
hier um ein Problem der Schnittstellen zwischen IV und So­
zialhilfe Im Kompetenzbereich der Kantone und der Kran­
kenversicherung handelt und dass hier der Ansatz, dass 
gewIssermassen die IV alleine in die Lücke springen muss, 
zu einer Ausweitung des Behindertenbegriffes und damit der 
Zahl der Anspruchsberechtigten führen muss. 
Ich mochte allerdings darauf hinweisen, dass einerseits im 
Rahmen der individuellen Leistungen selbstverständlich der 
Suchtmechanismus, wenn er Krankheitswert hat, zunächst 
durch die Krankenversicherung, dann durch die Invaliden­
versicherung durchaus erfasst werden kann und dass na­
türlich auch kollektive Leistungen bei Unterbringung von 
invaliden Drogenabhängigen antellmässig bezahlt werden 
müssen. 
Ich will Im Namen der Kommission zum Ausdruck bringen, 
dass das Problem gelöst werden muss - wenn nicht hier, 
dann im Rahmen des Betaubungsmittelgesetzes in Verbin­
dung mit dem Sharinggesetz. 

Meyer Therese (C, FR), pour la commission: La majorite de 
la commission a suivi ici le Conseil federal, qui estlme que 
ces institutions n'olfrent pas la possibillte de se readapter au 
sens de I'artlcle 78 du reglement de I'assurance-invalldite. II 
ne veut pas etendre le champ des beneficiaires de presta­
tlons a une reeducation qui n'est pas strictement fonctlon­
nelle. 
La proposition de minorite Rossinl qui restreint les benefi­
ciaires aux residents en cercle ferme n'est, au yeux du Con­
seil federal, pas compatible avec le systeme de I'AI. II est 
reconnu cependant qu'une pratique plus genereuse etait en 
place et qu'elle a du etre abandonnee parce que critiquee 
par le Tribunal federal des assurances. Tout le monde re­
connalt cependant que la solution de remplacement n'est 
pas encore sous toit et pose d'enormes problemes. Les can­
tons devraient eventuellement prendre le relaiS, mais les 
conditions ne so nt pas encore vralment etablies pour qu'ils 
le fassent. 
La minorite, connaissant la situation difficile de ces institu­
tions, tente par cet article, selon les motivations de M. Ros-
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sini, de trouver une solution, car I'avenir des ces institutions 
n'est pas assure dans la pratique actuelle. 
Finalement, apres une grande discussion, la commission a 
decide, par 11 voix contre 9, de suivre le Conseil federal. 

Dreifuss Ruth, conseillere federale: La proposition de mino­
rite Rossini Inslste sur un point absolument important. 
J'aimerals repeter ici que, meme s'il ne s'agit pas de I'assu­
rance-Invalidlte proprement dite, c'est de I'importance de la 
politique des quatre plliers dans le domaine de la toxicoma­
nie dont il est question. Je me rejouis que tout le monde ait 
souligne, a I'occasion de la discussion sur la proposition de 
minOrIte Rossini, a quel point la politique des quatre piliers 
etalt essentielle et a quel point iI etait important, dans cette 
polltique des quatre piliers, de donner toutes les possibilites 
de sUlvre des traitements en institution visant a I'abstinence. 
Puisque cela ne concerne pas directement le debat, je n'in­
siste pas sur I'importance de ces traitements qui touchent, je 
crois, a peu pres 2000 personnes par annee en ce qui con­
cerne la toxicomanie; sur le plan de I'alcoolisme, je ne con­
nals pas les chiffres, j'imagine qu'ils sont vraisemblablement 
plus eleves. Cela demontre a quel pOint celte therapie diffi­
cile, jalonnee souvent par des echecs, est quand meme la 
voie royale qui mene a la liberation de la dependance des 
personnes qui arrivent a se reprendre en main et arefaire 
des proJets de vie, a en avoir les moyens. 
Nous sommes fiers en Suisse de ces institut ions, elles so nt 
bonnes. LOffice federal de la sante publique (OFAS) a joue 
un röle tres Important dans la formation des personnes qui y 
travaillent, dans les exigences de qualite et le contröle de 
qualite que ces institutions developpent de fa<;:on coordon­
nee et dans la mise en place d'un dialogue permanent avec 
ces institutions sur le travail qu'elles font. Sur le plan du fi­
nancement, I'AI a, pendant assez longtemps, finance collec­
tivement ces institutions en ne contrölant pas SI les person­
nes qU'elles accueillaient etalent invalides aux termes de la 
loi Je dirai que c'etaient les periodes ou la rigoureuse appli­
cation de la loi, et je parle bien de rigueur ici, n'etalt pas en­
core entree dans les moeurs. 
A trois reprlses, le Tribunal federal des assurances a blame 
I'OFAS pour une application qu'il jugeait laxiste ou allant au­
dela de la base legale qui lui est donnee. Mme Menetrey­
Savary I'a rappele, nous avions, il y a cinq ou six ans mainte­
nant, averti les institutions que nous devions changer celte 
fa<;:on de faire. Nous avons tente de proceder de la fa<;:on la 
plus douce possible. Bien sur, c'est vrai, II ya eu des cas OU, 
tout d'un coup, une institution se trouvait privee de 60 pour 
cent - 80 pour cent, disait Mme Menetrey-Savary - de ses 
ressources. 11 est vrai que certaines de ces institutions 
avaient des deltes pour des subventions per<;:ues en trop. 11 
est vrai aussi que les subventions en trop n'etaient pas per­
<;:ues de mauvaise fois par I'institution: c'etait I'OFAS qui 
payait des avances au debut d'une periode et qui ne contrö­
lait que deux ou trois ans plus tard si I'institution, pendant 
celte periode, avait correspondu aux regles. Certaines insti­
tutions ont donc apprls, trois ans apres, qu'elles avalent trop 
re<;:u de la part de I'OFAS et qu'elles devaient meltre au point 
un systeme de remboursement sur 20 ans. 
Madame Menetrey-Savary, vous savez que nous n'avons ja­
mais «mis le couteau sous la gorge» a une institution, mais il 
est vrai que des Institutions ont subi le poids de la delte et 
surtout se so nt inquietees: «Qu'allons-nous recevoir I'annee 
prochaine? Comment est-ce qu'on contrölera, on decidera si 
nos pensionnaires sont des invalides ou pas? Quand est-ce 
que nous le saurons? Quelle est la part de notre budget que 
cela representera?» En raison du decalage dans le temps 
que Je viens de decnre - qui a ete ramene aujourd'hui a une 
mesure acceptable -, ces Institutions ont vecu dans I'inquie­
tude. Or, elles meriteraient de pouvoir s'occuper avec plus 
de serenlte de leurs taches princlpales plutöt que de se de­
mander comment etre financees. Je suis donc persuadee 
que ce qui peut arriver de mleux aces institutions, c'est leur 
integration dans le giron cantonal. C'est le fait d'avoir un in­
terlocuteur qui se se nt responsable de ces institutions et qui 
va chercher les finances aupres des differents bailleurs de 
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fonds possibles, un canton qui prend en charge ses instItu­
tions et qui veille a ce que le budget, en temps reel et sans 
decalage, sOlt celui dont elles ont besoln C'est ce que nous 
nous effon;:ons de realiser depuls le changement dans la 
pratique - pas dans la 101 - du mode de financement de I'AI. 
Cela est important. 
J'ai visite beaucoup d'lnstitutions. 11 est clair que lorsqu'elles 
doivent demander de I'argent, ICI a une commune qui a en­
voye quelqu'un, la a I'AI, a un autre endroit encore a la fa­
milie, sans savoir comment nouer la gerbe, sans savoir si le 
budget sera vraiment assure, leur situation est Impossible. 
C'est la raison pour laquelle nous considerons que le canton 
doit assumer ceUe responsabilite, assurer que le budget soit 
la - avec des contributions egalement de I'association, car 
beaucoup de ces Institutions so nt privees -, et c'est au can­
ton qU'11 incombe de veiller a ce que les autres bailleurs de 
fonds paient leur ecot en fonction de leurs regles. Je sais 
qu'il y ades institutions qui disent qu'elles pourront, a partlr 
de ce moment-la, travailier de nouveau plus sereinement a 
la readaptation des personnes dont elles ont la charge. 
Je n'essale pas du tout de peindre la situation en rose - elle 
a ete extremement penible -, mais nous sommes sur le 
POint d'aboutir, nous touchons au but. Les cantons entre eux 
ont modifie la Convention Intercantonale relative aux instItu­
tions sociales. Celle-ci assure que, pour les traitements in­
tercantonaux, les cantons et les communes paieront leur 
ecot. Nous-memes, nous continuerons a payer pour les per­
sonnes reconnues invalides, et les cantons so nt prets a as­
sumer ceUe responsabilite. Nous sommes actuellement 
dans la phase OU les parlements cantonaux so nt saisis les 
uns apres les autres de ceUe convention intercantonale. 
Imaginez le succes de cette procedure de ratification par les 
parlements cantonaux si vous leur donnez maintenant le 
signal sUlvant: "Ecoutez, si vous ne concluez pas, peu 
importe; c'est la Confederation qui paiera, c'est I'AI qUI 
paiera.» Voila la raison pour laquelle je vous dis qu'on ne 
peut pas choisir un moment plus mauvais pour laisser en­
tendre que si les cantons n'assument pas leur responsabi­
lite, il n'y aura pas de problemes, I'AI sera I'institution qui 
prendra en charge ces types de therapie. Je vous prie donc 
de ne pas donner ce signal. 
En passant, je crois que, tant vous que nous au Conseil fe­
deral avons bien montre que notre volonte n'etalt pas de 
laisser tomber ces institutions. Ce n'est pas par hasard que, 
d'annee en annee, vous nous accordez des budgets de tran­
sition qui nous permeUent de maintenir notre engagement, 
non pas a la charge de I'AI, mais a la charge du budget ge­
neral de la Confederation. 11 est clalr en effet que nous ne 
voulons pas laisser tomber des personnes qUI ont de toute 
fa<;:on besoin d'avolr un appui et des institutions qUI pour­
raient dire qu'elles s'en fichent un peu de savoir qui paie. 
Nous devons mettre de I'ordre la-dedans et savoir comment 
se fait la cascade des responsabilites financieres. 
Ensuite, j'aimerals dlre que les chiffres qui ont ete articules 
par M Gutzwiller - et qu'effectivement I'admlnlstration lui 
avait donnes - so nt justes. Ce ne so nt pas des chiffres qui 
auralent gagne un zero, tout d'un coup, entre la place de 
M. Gutzwiller et la tribune de I'orateur. En effet, dans la for­
mulation que propose la minonte, I'assimilation au statut 
d'invalide pendant le sejour dans une institution va bien au­
dela de ce que la minonte elle-meme souhaite, du moins je 
le crois. Etre asslmlle a un invalide, ce n'est pas seulement 
recevOir des prestations de readaptation, c'est recevoir des 
indemnites journalleres C'est ce que sigmfle cet article et 
cette formulation. Les 300 milIIons de francs dont parlait 
M. Gutzwiller touchaient I'integralite de la pnse en charge de 
personnes qui sont assimilees a des invalides pendant cette 
periode. C'est cela, la dlfference d'un ordre de grandeur 
d'une puissance qui a ete soulignee dans I'echange entre 
Mme Menetrey-Savary et M. Gutzwiller. Oe toute fa<;:on, ce 
chiffre est juste, et il est la seule interpretation possible du 
texte de la proposition de minonte - pas forcement de ses 
intentions, j'en conviens. 
La dernlere chose que j'aimerais dire est la sUlvante: je par­
tage avec tous ceux qui s'occupent de ces personnes dans 

la pratique le sentiment qu'il est souvent insatisfaisant de se 
dire que quelqu'un - dont le risque est grand qu'il devienne 
Invalide dans deux, trois ou cinq ans - ne peut pas mobiliser 
des mesures prevues par I'assurance-invalidite, qui permet­
tralent peut-etre d' eviter la degradation de sa capaclte d'inte­
gration professionnelle et sociale. J'ai rencontre des cas 
dramatiques: celul, par exemple, d'une personne qui savait 
que dans cinq ans, elle serait tres probablement aveugle et 
qui souhaitait commencer tout de suite, dans une volonte de 
prendre en mains son destin, des mesures qui lui permet­
traient de chan ger de profeSSion, etc. LAI a dO dire: "C'est 
une probabillte, ce n'est pas une certitude. AUjourd'hui, vous 
pouvez encore continuer dans le metier qui est le vötre», et 
j'ai dO signer une reponse expliquant cela. 
Je sals qu'avec la proposition de minonte nous sommes 
dans un cas semblable Ces personnes ne so nt pas invali­
des, et nous ne pouvons pas distendre la definition pour un 
groupe particuller. Mais la probabilite que ces personnes de­
viennent Invalides SI on ne les aide pas est grande. C'est la 
raison pour laquelle, on ne peut pas recourir a une assu­
rance qui ne supporterait pas financierement de prendre en 
charge ces personnes. En effet, I'AI est deflcitalre et iI faut 
arriver a la consolider a long terme, non pas pour elle­
meme, mais dans le cadre de la politique soclale, d'une poli­
tique d'integration et de lutte contre les consequences de la 
drogue, dans un cadre polltique au sens large. C'est ce que 
nous nous effor<;:ons de faire. 
Vous aurez compris que, si je partage I'analyse de la situa­
tion et les objectifs de la minorite, je ne peux pas partager sa 
proposition, et je vous pne de la rejeter. 

Abs. 1, 2, 2bis, 3 - AI. 1, 2, 2bis, 3 
Angenommen - Adopte 

Abs. 1 bis - AI. 1 bis 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit .... 98 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit... 66 Stimmen 

Art. 10 Titel; 12 Abs. 1; 14 Abs. 3 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 10 titre; 12 al. 1; 14 al. 3 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art. 16 Abs. 2 Bst. c 
Antrag der Kommission 
c ..... dadurch die Erwerbstätigkeit voraussichtlich erhalten 
oder verbessert werden kann. Grundsätzlich ausgenommen 
sind Weiterausbildungen, die von Institutionen oder Organi­
sationen nach den Artikeln 73 und 74 angeboten werden. In 
begründeten Fällen kann von diesem Grundsatz abgewi­
chen werden. Das zuständige Bundesamt umschreibt die 
Ausnahmefälle. 

Art. 16 al. 2 let. c 
Proposition de la commlSSlOn 
c ..... qu'iI soit appropne et convenable, et qu'iI puisse ainsi 
ameliorer ou sauvegarder selon toute vraisemblance la ca­
pacite de gain de I'assure. Est en principe excepte le perfec­
tlonnement dispense dans les institutions ou organisations 
visees aux articles 73 et 74. II peut etre deroge ace principe 
dans des cas dOment motives. Lofflce federal competent de­
finit les exceptions. 

Angenommen - Adopte 
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Art. 17 Abs. 1 
Antrag der Kommission 
.... die Erwerbsfähigkeit voraussichtlich erhalten oder ver­
bessert werden kann. 

Art. 17 al. 1 
Proposition de la commlssion 
.... EHre sauvegardee ou amelioree. 

Angenommen - Adopte 

Art. 18 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Eingliederungsfähige invalide Versicherte haben Anspruch 
auf aktive Unterstützung bei der Suche eines geeigneten Ar­
beitsplatzes sowie auf begleitende Beratung im Hinblick auf 
die AUfrechterhaltung eines bestehenden Arbeitsplatzes. An 
die mit der Aufnahme .... 

Abs.2 
Mehrheit 
Unverändert 
Minderheit 
(Zach, Estermann, Robbianl) 
Einem eIngliederungsfähigen von Invallditat betroffenen Ver­
sicherten oder einem einen solchen beschäftigenden Arbeit­
geber kann eine Kapitalhilfe zur Aufnahme oder zum 
Ausbau einer Tätigkeit sowie zur Finanzierung von invalidi­
tätsbedingten betrieblichen Umstellungen gewährt werden. 
Der Bundesrat setzt die weiteren Bedingungen fest und um­
schreibt die Formen der KapItalhilfe. 

Art. 18 
Proposition de la commission 
AI. 1 
Les assures invalides qui sont susceptibles d'etre readaptes 
ont droit a un soutien actif dans la recherche d'un emploi ap­
proprie et, s'ils ont deja un emploi, a un conseil suivi afin de 
le conserver. Les assures qui entreprennent .... 

AI. 2 
Majorite 
Inchange 
Minorite 
(Zäch, Estermann, Robbiani) 
Une aide en capital peut etre allouee a un assure invalide 
susceptible d' etre readapte ou a un employeur employant un 
tel assure, afin de leur permettre d'entreprendre ou de de­
velopper une activite, ainsl que de financer les transforma­
tions de I'entreprise dues a I'invalidite. Le Conseil federal 
regle les autres modalites et fixe les formes de cette presta­
tion. 

Abs. 1-AI. 1 
Angenommen - Adopte 

Abs. 2-AI. 2 

Zäch Guido (C, AG): Der Antrag der Minderheit wurde von 
der Kommission mit 3 zu 2 Stimmen abgelehnt; zehn Mitglie­
der haben sich der Stimme enthalten. Ich hoffe, dass es 
heute nicht zu einem solchen Zufallsresultat kommt, denn 
wir mussen zu einer wichtigen Frage genau Stellung neh­
men. Es geht hier um ein zentrales Prinzip der IV, nämlich 
einmal mehr um Wiedereingliederung vor Rente. 
Die Verwaltung hat aus einem anderen, prinzipiellen Grund 
Bedenken angemeldet: Es gehe bei der IV um eine Versi­
cherung und diese durfe nur Leistungen an einen Versicher­
ten ausrichten. Das mag juristisch stimmen, nur geht es im 
jeweiligen konkreten Fall auch bel einer Leistung an den Ar­
beitgeber um den Versicherten. Denn es ist der Behinderte, 
der direkt von einer Arbeitsstelle profitiert. Der Bundesrat 
wird ja auch beauftragt, in der Verordnung Bedingungen zu 
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umschreiben, damit Missbräuche verhindert werden. Be­
kannterweise wären gerade kleine und mittlere Betriebe fle­
xibel genug, um einem Behinderten eine Chance zu geben, 
sie verfügen aber oft nicht über die finanziellen Mittel, um 
den Arbeitsplatz so umzugestalten, wie es die Behinderung 
erfordert. 
Die Minderheit würde Kapitalhilfen auch an kleine und mitt­
lere Arbeitgeberbetriebe möglich machen. Die IV ist zudem 
in der Finanzierung von Hilfsmitteln in der Vergangenheit 
merklich zurückhaltender geworden, obwohl dadurch nach­
weisbar mehr wiedereingliederungsfähige und arbeitswillige 
Behinderte zu Rentenbezügern gemacht wurden. 
Was ist eigentlich Kapitalhilfe? Artikel 7 Absatz 2 der gelten­
den IV-Verordnung lautet: «Die Kapitalhilfe kann ohne Rück­
zahlungspflicht oder als Zinsloses oder verzinsliches Darle­
hen gewährt werden. Sie kann auch in Form von Betriebs­
einrichtungen oder Garantieleistungen erbracht werden.., Es 
handelt sich also um ein flexibles Instrument, das dort ge­
zielt eingesetzt werden kann, wo entscheidende Hilfe zur be­
ruflichen Wiedereingliederung nötig ist. Wie Sie wissen, ha­
ben selbstständig tätige Behinderte Anrecht auf Kapitalhilfe. 
Ich bin der Meinung, auch unselbstständig erwerbstätige Be­
hinderte sollten gerechterweise diese Chance bekommen. 
Ich bitte Sie deshalb, den Antrag der Minderheit zu unterstüt­
zen. 

Gutzwiller Felix (R, ZH): Auch hier möchte ich Sie bitten, 
der Mehrheit zu folgen. 
Wiederum handelt es sich beim Antrag der Minderheit um 
ein an sich durchaus gut gemeintes Anliegen, das aber in­
nerhalb der IV wiederum sehr klar systemwidrig ist. Es geht 
nämlich darum, die bisher auf Personen orientierten Hilfe­
leistungen und Unterstützungen bei der Reintegration auch 
auf den Arbeitgeber auszuweiten, und dies wurde ohne 
Zweifel eine ganze Reihe von Problemen mit sich bringen, 
uber die Kostenfolgen gar nicht zu sprechen. 
Ich darf Ihnen ein Beispiel geben: Wenn heute ein Behinder­
ter etwa dank einer Maschine mit «computer-aided design», 
wie das heute heisst, arbeiten kann, dann kann er dieses 
Gerät von der IV bekommen, er kann es an seinen Arbeits­
platz mitnehmen, er kann damit reintegriert werden; er kann 
das Gerät aber auch wieder mitnehmen, wenn er an einen 
anderen Arbeitsplatz geht. Das Gerät hilft ihm bei der Rein­
tegration. Wurden wir diese Hilfe auf den Arbeitgeber aus­
weiten, dann würden sich ganz neue Probleme stellen. Man 
könnte bei einem Arbeitsplatzwechsel eben durchaus die 
Autonomie des Behinderten beschränken; es würde viel 
schwienger, wenn er den Arbeitsplatz wechseln möchte Es 
gibt eine ganze Reihe von Möglichkeiten für den Arbeitge­
ber, dieses Instrument nicht unbedingt im Interesse des Be­
hinderten einzusetzen. 
Wir sind also klar der Meinung, dass es hier nicht angehen 
kann, eine Ausweitung auf den Arbeitgeber vorzunehmen, 
dass es nicht angehen kann, hier mit Geldern der IV betrieb­
liche Änderungen oder Aufrüstungen - wenn ich das etwas 
pointiert sagen darf - zu finanzieren. Wir sind vielmehr der 
Meinung, dass wir ganz klar im System bleiben sollten, das 
es personen- und fall bezogen erlaubt, nicht nur infrastruktu­
relle oder bauliche Änderungen anzubringen, sondern vor 
allem diese Geräte, Maschinen und andere Hilfen zu finan­
zieren, die der Behinderte dann wieder weitertransferieren 
kann. 
Auch hier geht es schliessllch um die finanziellen Folgen. Ich 
darf Sie auch hier, wie bei weiteren Forderungen, daran erin­
nern, dass das Hauptanliegen dieser IV-Revision ein Konso­
lidierungsanliegen ist Hier würden wir ganz sicher ein Tor zu 
weiteren finanziellen Folgen offnen und zudem das bishe­
rige klare und effiziente System ungünstig verändern. 
Ich bitte Sie also, der Mehrheit zu folgen. 

Fasel Hugo (G, FR): Namens der grünen Fraktion bean­
trage ich ebenfalls, hier der Mehrheit zu folgen, und kann 
auch in wesentlichen Punkten die Argumente meines Vor­
redners übernehmen. Tatsache ist: Wenn wir Kapltallelstun-



01.015 Conseil national 1934 13 decembre 2001 

gen erbnngen, sollten sie personengebunden sein, weil die 
Person Im anderen Fall an einen bestimmten Betneb gebun­
den ware, was ihrer Integration nicht unbedingt förderlich 
ware. Wenn wir also schon Kapital einsetzen, dann soll es 
dazu dienen, dass die einzelnen Behinderten auch berufli­
che Mobilität haben, also die Moglichkeit haben, Ihren Ar­
beitgeber zu wechseln. Diese Mogllchkelt soll nicht beein­
trächtigt werden. 
Auch wenn gewisse Sympathien für den Antrag der Minder­
heit Zäch bestehen, so denke ich doch, dass das Anliegen 
über den Pilotartikel in diesem Gesetz aufgenommen wer­
den kann Wir hatten dann die Möglichkeit, mit diesem In­
strument auch einige Erfahrungen zu sammeln. Wenn diese 
positiv ausfielen, könnte man die vorgesehenen Instrumente 
selbstverstandlich in einem späteren Zeitpunkt auch ins Ge­
setz übernehmen Wir müssen uns bewusst sein, dass wir 
parallel zur IV-Revision mit dem Behindertengleichstellungs­
gesetz konfrontiert sind, d h., gleichzeitig auch daran ar­
beiten Dies ware ein breiterer Rahmen, um die von der 
Minderheit Zäch beantragten Instrumente näher zu betrach­
ten. 
In diesem Sinne beantrage ich namens der grünen Fraktion 
Zustimmung zur Mehrheit und bitte Sie, den Antrag der Min­
derheit Zäch abzulehnen. 

Triponez Plerre (R, BE): Ja, Herr Fasel, Ihre Argumentation 
leuchtet an und für sich ein. Vor allem wenn es um mobile 
Gegenstande geht, Wird Ja wahrscheinlich der Arbeitnehmer 
diese an seinen neuen Arbeitsplatz mitnehmen konnen; da 
verstehe ich Sie sehr gut. Aber wie ist es konkret, wenn ich 
als Arbeitgeber eine bauliche Massnahme vorzunehmen be­
reit bin, wenn ich beispielsweise einen behindertengerech­
ten Aufgang erstelle, den Ich dann später naturllch nicht 
mehr brauche und den der Invalide Arbeitnehmer auch nicht 
mitnimmt? Ich möchte einfach sicherstellen, dass eine sol­
che Investition, auf welche Weise auch Immer, entschadigt 
werden kann. Deshalb ist dieser Gedanke des Arbeitgebers 
hier hereingekommen. 

Fasel Hugo (G, FR): Ich habe in meinen Ausführungen ge­
sagt, Herr Triponez, dass wir das Problem der baulichen 
Massnahmen im Zusammenhang mit dem BehInderten­
gleichstellungsgesetz sehr intensiv diskutieren. Wir haben 
dort auch eine breite Palette von Personen zu Hearings ein­
geladen, um diese Frage zu vertiefen. Deshalb habe ich vor­
hin darauf verWiesen, dass wir diese Frage dort noch einmal 
anschauen. Wenn Betriebe die Möglichkeit schaffen, dass 
Behinderte durch gute Zugangsmöglichkeiten einen Arbeits­
platz finden können, habe ich dafür sehr wohl Verständnis, 
dann sollen sie eine Entschädigung erhalten. Aber Ich finde, 
der Ort für die Regelung müsste das Behindertengleichstel­
lungsgesetz sein und nicht das InvalidenversIcherungsge­
setz. Deshalb habe ich das hier vorgeschlagen. 

Gross Jost (S, TG), für die Kommission: Ich möchte zu­
nächst festhalten und das in den Gesamtzusammenhang 
stellen, dass wir die Rechte des Versicherten auf aktive Be­
ratung und Unterstützung bei der Arbeitssuche verstarken; 
wir haben einen entsprechenden Antrag Hassler einstimmig 
gutgehelssen. Wir haben festgestellt, dass sich die Regiona­
len Arbeitsvermittlungszentren oft zu wenig zuständig fühlen 
für die Vermittlung von noch teilerwerbsfähigen Behinderten. 
Warum lehnen wir die Kapitalhilfe für Arbeitgeber gross­
mehrheitlich ab? Es ist nicht so, dass wir das Anliegen nicht 
sehen, sondern wir sind im Sinne der geäusserten Voten der 
Auffassung, es sprenge das System der individuellen Leis­
tungen. Ich möchte Herrn Zäch aber darauf hinweisen, dass 
wir ja mit dem PIlotartikel durchaus ein Instrument ins Ge­
setz einfugen wollen, gemäss dem wir mit solchen Modellen 
operieren und solche Modelle ausprobieren konnten. Denn 
dieser Pilotartikel bezieht sich ja auch auf die Möglichkeit, 
solche kollektiven Massnahmen in einem Evaluationssta­
dium auszuprobieren. Ich und die Mehrheit der Kommission 
denken auch, dass eine solche, auf die Arbeitgeber bezo-

gene Kapitalhilfe den behinderten Arbeitnehmer an den 
Arbeitgeber binden würde, bzw. es würde keine Sicherheit 
dafur bestehen, dass der Arbeitnehmer dann auch während 
längerer Zelt von diesen durch die IV finanzierten Investitio­
nen profitieren konnte. 
Es ist also sachlich richtig, das Anliegen Im Rahmen des Pi­
Iotartikels zu sehen und dort entsprechende Modelle auszu­
probieren. 

Meyer Therese (C, FR), pour la commission: La majorite de 
la commission a examine avec beaucoup d'interet la propo­
sition de minorite Zäch Finalement elle ne I'a pas votee 
parce que toute la loi est dirigee sur I'aide directement de 
I'handicape lui-meme. Cela devient un nouveau mecanisme 
d'aider les conditions annexes d'une readaptatlon. Par con­
tre, nous avons propose de mettre un artlcle 68quater dans 
cette loi, qui permettra des essais pilotes de ce type, avec un 
flnancement nouveau pour encourager les employeurs a en­
gager des personnes handlcapees et a pouvoir les installer 
sans frais supplementaires pour leur entreprise. 

La presidente (Maury Pasquier Liliane, presidente): Le 
groupe de l'Union democratique du centre communique qu'il 
soutient la proposition de la majonte. 

Dreifuss Ruth, conseillere tederale: La proposition de la ma­
jorite de la commisslon represente le droit en vigueur, lequel 
permet de soutenir directement I'assure invalide en flnan-
9ant les frais necessaires a sa place de travail. Je crois que 
c'est une reglementation tout a fait judicieuse qui accroit les 
posslbilites pour I'invalide - c'est encore une fois lui qui est 
au centre de la reflexion - de travailler. La proposition de mi­
norite Zäch stipule que I'employeur puisse recevoir cette 
aide en capital. 
Nous nous opposons pour deux raisons acette proposition. 
La premiere, c'est que I'AI a pour but de prendre en charge 
les frais lies a I'invalidite, aux besoins de l'lnvalide lui-meme 
et non pas de subventionner des employeurs. Un tel elargis­
sement pourralt meme avolr des consequences negatives 
parce qu'en soutenant I'employeur, on lie la personne handi­
capee a sa place de travail. Ce n'est pas elle qui re90it le 
soutien pour amenager sa place de travail, c'est son em­
ployeur qui re90it une aide pour amenager la place de travail 
d'une personne. C'est la raison pour laquelle nous pensons 
que cette proposition n'est pas la bonne. Votre commission 
s'est par ailleurs beaucoup penchee sur ces questions 
d'lncltatlon du monde du travall a engager davantage de per­
sonnes handicapees; elle a re9u egalement de notre part 
un rapport dont la «Federführung» se trouvait, je crois, au 
SECO, aupres de M. Couchepin, conseiller federal. Elle a 
examine differentes possibilites. Je ne doute pas d'ailleurs 
que ce theme demeurera encore longtemps, a savolr com­
ment apporter une incitation intelligente, pas forcement 
d'ailleurs uniquement ades personnes Invalides au sens de 
I'assurance-invalidlte, mais ades personnes handicapees 
qui ont aussi besoin de soutien additionnel ou dont les em­
ployeurs eux-memes ont besoin d'etre gentiment incites, en­
courages, soutenus, de sorte qu'ainsi ces personnes-Ia 
puissent parvenir a echapper au statut d'invalide rentier. 
Dans ce sens, iI est clair que le theme lui-meme reste inte­
ressant, que la possibilite de progresser aussi par des expe­
riences concretes est interessante, mais qu'il ne s'agit pas 
d'elargir ici les täches de I'assurance-invalldite, qui doivent 
rester soit une prestation centree sur I'indivldu, SOlt une 
prestation centree sur les institutions d'aide aux personnes 
invalides, mais non pas une prestation centree sur le monde 
du travail. 

Zäch Guido (C, AG): Herzlichen Dank für diese Diskussion. 
Die Argumente haben mich überzeugt. Es fehlt an der recht­
lichen Grundlage, obwohl es sehr sinnvoll wäre, Arbeitgeber, 
die Behinderte aufnehmen, in ihrer hehren Aufgabe zu un­
terstützen. Aber es wäre eine Ausweitung der Aufgabe der 
IV. Ich bitte trotzdem die Arbeitgeber, in der Frage der Wle-
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dereingliederung der Behinderten ein Vermehrtes zu tun. In 
diesem Sinne - und weil ich andere Minderheitsanträge 
eher durchbringen will - will ich auf diesen Minderheitsan­
trag verzichten. 

La presidente (Maury Pasquier Llliane, presidente): La pro­
position de la mlnorite Zäch est retlree. 

Angenommen gemäss Antrag der Mehrheit 
Adopte selon la proposition de la majorite 

Gliederungstitel vor Art. 19 
Antrag der Kommission 
IV. Die Massnahmen für besondere Schulung 

Titre precedant I'art. 19 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 
(la modification ne concerne que le texte allemand) 

Angenommen - Adopte 

Art. 19 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Minderheit 
(Zäch, Estermann, Meyer Therese, Robbianl) 
Abs. 1 
Die Versicherung unterstützt Bestrebungen zur Integration 
bildungsfähiger und von Invalidität betroffener Versicherten 
in die Volksschule. Der Bundesrat regelt in Zusammenarbeit 
mit den Kantonen die Einzelheiten. 
Abs.2 
= bisheriger Abs. 1 
Abs.3 
= bisheriger Abs. 2 
Abs.4 
= bisheriger Abs. 3 

Art. 19 
Proposition de la commission 
Majorite 
Adherer au projet du Conseil federal 

Mmonte 
(Zäch, Estermann, Meyer Therese, Robbianl) 
AI 1 
L:assurance encourage les efforts visant a integrer a I'ecole 
reguliere obllgatoire les assures invalides susceptibles de 
sUlvre un enseignement. Le Conseil federal regle les modali­
tes en concertatlon avec les cantons. 
AI. 2 
= anclen al 1 er 
AI. 3 
= anclen al. 2 
AI. 4 
= ancien al. 3 

Zäch Guido (C, AG): Der Minderheitsantrag betrifft die Inte­
gration von Behinderten in die Volksschule. Ein gleich lau­
tender Antrag ISt In der Kommission nur knapp abgelehnt 
worden. 
Es ist bekannt, dass eine Integration behinderter Kinder in 
eine so genannt normale Schule in den meisten Fällen nicht 
an den Betroffenen scheitert, sondern an den Rahmenbe­
dingungen. Es ist auch bekannt, wie wichtig und entschei­
dend gerade die schulische Ausbildung in einer ganz 
gewöhnlichen Schulklasse ist. Ich will, dass Behinderte nicht 
ausgegrenzt werden, sondern von Anfang an Teil der Ge­
sellschaft sind. Das sichert nicht nur eine gleichwertige Aus­
bildung, sondern auch einen späteren Beruf und damit die 
Unabhängigkeit von den Leistungen der IV. Auch hier geht 
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es um das für mich oberste Prinzip «Wiedereingliederung 
vor Rente ... Darum ist Artikel 19 Absatz 1 gemäss Minder­
heitsantrag für mich ein wichtiger Teil der IV-Revision. Er 
zeigt, wie ernst es uns mit der Wiedereingliederung wirklich 
ist und ob wir bereit sind, die Voraussetzungen für die 
Selbstbestimmung und Eigenverantwortung der Behinderten 
zu schaffen. 
Die Minderheit tastet zudem die kantonale Bildungshoheit 
nicht an, weil klar von einer Zusammenarbeit ZWischen Bund 
und Kantonen die Rede ist. 
Unter dem vorgesehenen Gliederungstitel ist diese Bestim­
mung im IVG auch am richtigen Platz, denn es geht eindeu­
tig um die Wiedereingliederung und damit auch um die 
mögliche spätere Rentenersparnis. 
Ich bitte Sie, dem Minderheitsantrag zuzustimmen. 

Fattebert Jean (V, VD): Au nom du groupe de I'Union de­
mocratique du centre, je vous demande de soutenir la pro­
pOSition de la majorite de la commlsslon et le Conseil 
federal. 
Nous sommes, comme vous toutes et tous, consclents de la 
necessite d'offrir un maximum de possibilites aux handica­
pes de s'lnserer dans la societe et de s'y epanouir le mleux 
possible. Le projet de revision de I'AI dont nous debattons 
aujourd'hul prevoit un certain nombre de mesures qUI sont 
des progres dans cette dlrectlOn, et nous nous en rejouis­
sons. Mais introduire dans la loi, a I'article 19, un alinea 1 er 
propose par la minorite Zäch, c'est s'engager trop loin. Cette 
proposition stipule que «I'assurance encourage les efforts VI­
sant a integrer a I'ecole reguliere obligatoire les assures In­
valides susceptibles de suivre un enseignement ... Ce la 
suppose que chaque parent pourrait, sur cette base legale, 
revendlquer, par exemple, qu'un enfant physlquement handi­
cape tres lourdement soit integre a I'ecole reguliere obliga­
toire dont II est capable d'assimiler les notions, meme, le cas 
echeant, avec une personne d'assistance en permanence. 
Cela representerait des charges disproportionnees pour un 
resultat dlscutable. On ne peut pas reprocher a M. Zach de 
defendre son institution; au contraire, je crois qu'il donne 
trop dans la modestle et sous-estime les possibilites des ins­
titutions. 
Debattre de la loi sur I'assurance-invalidite, ceci deux jours 
apres avoir parle d'euthanasie, nous oblige a un exercice 
d'humilite. Nous ne pouvons pas tout regenter, tout corriger. 
Nous ne pouvons pas couler tout le monde dans le meme 
moule, nous sommes tous des Imparfaits et les plus handi­
capes ne so nt pas toujours ceux que I'on croit. Nous devons 
tous apprendre a accepter les differences, les chances de 
chacun ne so nt pas egales dans ce bas monde. 11 nous ap­
partlent a nous, parlementaires, de reduire les inegalites, 
d'offrir des possibilites, et dans ce domaine plus que dans 
d'autres. MaiS nous ne pourrons jamais gommer toutes les 
differences. 11 faut en prendre conscience et constater qU'lcl 
aussi, le mieux pourrait etre I'ennemi du bien 
C'est la raison pour laquelle, encore une fois, le groupe de 
I'Union democratique du centre soutiendra la proposition de 
la majorIte de la commission et le Conseil federal. Nous 
vous engageons a faire de meme. 

Heberlein Trix (R, ZH): Herr Zäch hat seinen letzten Min­
derheitsantrag zun,ickgezogen, vielleicht wird er auch diesen 
wieder zurückziehen. Wir jedenfalls lehnen den Minderheits­
antrag Zach ab. Er hat seinen Ursprung in der sehr gut ver­
ständlichen Situation gehbehinderter Menschen, fur welche 
die baulichen Einrichtungen in den Schulen und Gebäuden 
nicht gegeben sind. Bei Sinnesbehinderungen aber kann 
gerade dieser Minderheitsantrag zu grösseren Problemen 
und allenfalls gar zu Benachteiligungen der Behinderten füh­
ren. Die Versicherten haben bekanntlich Anspruch auf indivi­
duelle Hilfe, auf Hilfsmittel, die an sie angepasst sind - so 
gerade auch die Kinder. Das Versicherungsverhältnis be­
steht zwischen den behinderten Kindern oder Erwachsenen 
und der Versicherung, nicht aber zwischen Kantonen, Ge­
meinden, Schulen oder weiteren so genannten Berechtigten 
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und der Versicherung; diese sind eben nicht in der Invaliden­
versicherung eingeschlossen, sie begründen keine Ansprü­
che in diese Richtung. Die Kantone und die Gemeinden 
haben selber dafür zu sorgen, dass nicht bauliche Hinder­
nisse den geregelten Schulbesuch behindern. 
Spatestens mit dem Behindertengleichstellungsgesetz soll 
ja auch denjenigen Kantonen und Gemeinden, die das noch 
nicht erkannt haben, dazu verholfen werden, dass sie sich in 
dieser Hinsicht stärker engagieren. Wir können mit diesem 
Gesetz aber nicht die Kantone zu einer Zusammenarbeit, zu 
einer quasi verordneten Kompetenzaufgabe, zwingen. Ei­
nige Kantone sind auch bereits sehr weit in dieser Richtung 
fortgeschritten. Wenn wir sie zu einer Harmonisierung ver­
pflichten wurden, könnte das für sie auch einen Rückschritt 
bedeuten. Andere Kantone oder Gemeinden haben - dies 
ist ebenfalls zuzugeben - baulich praktisch noch nichts 
investiert. 
Ist die im Minderheitsantrag Zäch formulierte Unterstützung 
finanZieller oder lediglich beratender Art? Jedenfalls wurde 
über die Kostenfolge in keiner Art und Weise gesprochen. 
Angesichts dieser unklaren Regelung und der fehlenden 
Bundeskompetenzen ersuche Ich Sie, den Minderheitsan­
trag Zäch abzulehnen. 
Wie erwahnt: Die Beratung des BehIndertengleIchstellungs­
gesetzes steht an, der Ständerat hat dieses bereits behan­
delt. Dort erhalten wir auch die notwendigen verfassungs­
rechtlichen und gesetzlichen Grundlagen, damit wir dafür 
sorgen können, dass die Kantone und Gemeinden, die das 
noch nicht getan haben, tätig werden müssen. 

Fasel Hugo (G, FR): Ich lade Sie im Namen der grünen 
Fraktion ein, der Minderheit Zäch zuzustimmen. Wir denken, 
dass nicht nur behinderte Menschen lernen mussen - sie 
wollen es auch -, wie man sich in die Gesellschaft integriert. 
Auch Nichtbehinderte müssen lernen, wie man mit Behin­
derten umgehen kann. Sie müssen lernen, dass man mit be­
hinderten Menschen sehr wohl zusammenleben kann. Sie 
müssen und dürfen lernen, dass behinderte Menschen auch 
eine Bereicherung sein können. Was bietet sich dafür bes­
ser an als die Ebene der Volksschule? 
Ich weiss aus verschiedenen Kantonen, dass die Erfahrun­
gen, die man in diesem Bereich schon gemacht hat, sehr 
positiv ausgefallen sind. Wir wissen auch, dass umgekehrt 
die Lehrpersonen, die solche behinderten Menschen in ihren 
Schulklassen mitführen, hohe Anforderungen erfüllen müs­
sen. Deshalb denke ich, dass es richtig ist, wenn die Invali­
denversicherung ein gewisses Know-how aufzubauen hilft 
und eine Unterstützung gewährt. Diese besteht nicht in einer 
Kapitalleistung, sondern es geht darum, die Unterrichtenden 
der Volksschule in dieser Aufgabe zu unterstützen. Der Min­
derheitsantrag verdient deshalb unsere volle Unterstützung. 
Ich bitte Sie in diesem Sinne, der Minderheit Zach zuzustim­
men. 

La presidente (Maury Pasquier Liliane, presldente): Le 
groupe socialiste communique qu'il soutient la proposition 
de la minonte Zach. 

Gross Jost (S, TG), fur die Kommission: Ich möchte darauf 
hinweisen, dass es im Gliederungstitel vor Artikel 19 nicht 
mehr «Sonderschulung», sondern «besondere Schulung» 
heisst. Diese Änderung ist eigentlich auch ein klares Signal 
der Kommission, die damit sagen wollte: Für uns ist die be­
sondere Schulung und Förderung im Rahmen der Normal­
schule gleichwertig mit der Sonderschulung als Institution 
Zum Antrag der Minderheit Zäch: Wir mussten zur Kenntnis 
nehmen, dass es in gewissen Schulgemeinden tatsachlich 
Probleme gibt und aufgrund Irgendwelcher baulicher oder fi­
nanzieller Argumente nicht die Bereitschaft besteht, behin­
derte Kinder, die an sich durchaus dem Lehrplan einer 
Normalklasse folgen könnten, in die Normalschule zu inte­
grieren. Das ist äusserst bedauerlich; hier muss man auch 
an die zuständigen Kantone appellieren, dass sie diese 
Ungleichbehandlung, diese Diskriminierung, wirkungsvoll 

angehen. Es besteht meines Erachtens ein gewisser Spiel­
raum, diesbezüglich den Kantonen im Rahmen des Behin­
dertengleichstellungsgesetzes «Dampf zu machen». 
Die Kommission hat sich aber - sie entschied mit 
10 zu 7 Stimmen bei 4 Enthaltungen - doch von der Über­
legung leiten lassen, dass Schulfragen in die kantonale Ho­
heit gehoren und dass die Mehrkosten, die aufgrund der 
Annahme des Minderheitsantrages entstehen könnten, aber 
nicht bezlfferbar sind, auch nicht einfach der IV aufgehalst 
werden sollen. 
Wir bejahen also das Anliegen, dass es wichtig ist, in die­
sem Bereich etwas zu tun, aber der Antrag der Minderheit 
Zäch ist nach Meinung der KommissIonsmehrheit der fal­
sche Lösungsansatz. 

Meyer TMrese (C, FR), pour la commission: La commission 
a examine cette proposition avec beaucoup d'interet. Elle 
estime qu'il y a effectivement un besoin d'integration qUi 
existe dans ce domaine. Mais sa preoccupation etait plutöt 
de savoir si cette proposition avait vraiment sa place dans 
cette loi ou plutöt dans la loi sur I'egalite pour les handica­
pes. Finalement, I'element qUI a fait rejeter cette proposition, 
c'est une question de competence: I'instruction est plutöt de 
la competence des cantons. Dans cet esprit-la, la commis­
sion a finalement decide de rejeter cette proposition. 
Je voudrais faire une remarque quant a la redaction. La re­
daction franc;:alse comporte une erreur. On parle iCI d' <13 cole 
primaire», alors qu'il s'agit d'ecole reguliere obligatoire. Je 
serais heu reuse que cette correction figure dans le Bulletin 
officiel. 

Dreifuss Ruth, conseiliere federale: Voila un point qUI n'est 
pas vraiment essentiel mais ou la formulation de la majorite 
de la commission qui utilise I'expresslon «besondere Schu­
lung» en allemand, au lieu de «Sonderschulung», ne nous 
satisfalsait pas vraiment. La aussi, on change un concept in­
ternatlonalement reconnu qui permet de savolr s'll s'agit du 
supplement de prise en charge et de scolarisation ou de I'ef­
fort pedagogique qui est necessaire, pour un mot qu'on ne 
comprend pas tres bien. Je le dis a I'intention du Bulletin offi­
ciel et en vous priant de m'excuser si, au Conseil des Etats, 
je me ralilais a une autre solution que celle de la majorite de 
votre commlsslon. Je ne la combats pas ici, mais j'annonce 
qu'elle ne m'emballe pas. La dlscussion sur ce point con­
cerne les personnes de langue allemande, uniquement. La 
proposition de minorite Zäch correspond a une vraie attente, 
un vrai besoin des familIes par rapport a I'ecole publique. 
Ces familIes souhaitent pour la plupart et aussi longtemps 
que possible, parfois me me au-dela du moment ou c'est 
vraiment pour le bien de I'enfant - cela peut aussi arriver -
que leur enfant puisse suivre leur scolarite dans une classe 
normale. Nous pensons que, dans la plupart des cas, cela 
est tres bon, a la fois pour I'enfant handicape et pour la 
classe elle-meme. L:ecole, qui est aussi une ecole de vie, est 
d'autant plus riche que la classe est constituee de jeunes 
personnes ayant des experiences, des origines, des difficul­
tes et des potentialites differentes. Je suis quelqu'un qUI est 
tres favorable a I'integration dans I'ecole publique normale. 
Et I'AI permet cette integration, ou y contribue en offrant des 
mesures de formation speciales ades enfants qui frequen­
tent I'ecole publique normale. Nous avons la possibilite d'ap­
puis pedagogiques, nous avons les aides materielles a 
I'eleve qUI vont dans ce sens. 
Si nous rejetons la proposition de minorite Zach, SI nous 
vous recommandons de le faire, c'est, premierement, parce 
que la loi n'est pas un obstacle mais qU'elle permet tout a 
fait d'aider acette integration; deuxiemement, c'est parce 
que la formulatlon de la proposition de minorite parle d'ef­
forts, mais on ne sait pas lesquels, c'est un peu vague; troi­
siemement, parce que nous ne voulons pas interferer dans 
les competences des cantons. Ce so nt les cantons qui orga­
nisent la scolarite de base, et c'est aux cantons qu'il appar­
tient de mettre en place des systemes qui VI se nt toujours a 
I'lntegration optimale de I'enfant handicape dans la societe 
que represente I'ecole. 
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Voila les raisons pour lesquelles nous rejetons cette proposi­
tion de minorite. Mais je remercie de toute fac;:on la minonte 
Zäch d'avoir mls sur la table I'lmportance des questions pe­
dagogiques et d'integration dans I'ecole. Je me joins acette 
minonte pour lancer un appel aux cantons. Par contre, je ne 
pense pas que cette proposition pUlsse, dans ce domalne, 
entrainer la creation de mesures efflcaces qUi ne soient pas 
des interventions exagerees dans les domaines de compe­
tence des cantons. 
J'ajouterai en plus que, dans le cadre de la nouvelle pere­
quation financiere - autre point qUI a ete dlscute de fac;:on 
approfondle dans la commission -, les mesures collectives 
devraient passer sous la responsabllite des cantons, avec 
simplement un cadre standard fixe par la Confederation. Et 
dans ce cadre-Ia, il serait malvenu, a I'heure actuelle, d'inte­
grer encore d'autres types d'aide collective - car il s'agit des 
seules qui entreraient en ligne de compte ici -, alors que 
cette responsabilite sera peut-atre tres clalrement, encore 
plus clairement que je ne viens de le dire, celle des cantons. 
Je vous pne donc de rejeter la proposition de mlnonte mal­
gre la justesse de son analyse du probleme. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit .... 80 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit ... 78 Stimmen 

Art. 20 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
PropositIOn de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art. 21 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
.... Ausübung der Erwerbstätigkeit oder der Tatlgkeit im Auf­
gabenbereich, zur Erhaltung oder Verbesserung der Er­
werbsfähigkeit, für die Schulung, die Aus- und WeIteraus­
bildung oder .... 
Abs.2 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 21 
Proposition de la commission 
AI. 1 
... ses travaux habituels, pour sauvegarder ou ameliorer sa 
capacite de gain, pour etudier, apprendre un metier ou se 
perfectionner, ou ades fins .... 
AI. 2 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art. 21 bis Abs. 2bis, 3 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 21 bis al. 2bis, 3 
ProposItion de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art. 22 
Antrag der Kommission 
Abs. 1, 1 bis, Her, 2, 2bis 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs.3 
Der Bundesrat bestimmt, unter welchen Voraussetzungen 
Taggelder für nicht zusammenhängende Tage, für Untersu­
chungs-, Warte- und Anlernzeiten sowie fur Unterbruche von 
Elngliederungsmassnahmen Infolge Krankheit, Unfall oder 
Mutterschaft ausgerichtet werden. 
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Art. 22 
Proposition de la commission 
AI. 1, 1 bis, Her, 2, 2bis 
Adherer au projet du Conseil federal 
AI. 3 
Le Conseil federal fixe les conditlons auxquelles sont ver­
sees les indemnites journalieres pour des jours isoles, pour 
la duree de I'instruction du cas, pour le temps precedant 
I'executlon de la readaptation et pour la periode de mise au 
courant dans un emploi, de mame que lors d'une interrup­
tion des mesures de readaptation pour cause de maladie, 
d'accident ou de maternite. 

Angenommen - Adopte 

Art. 23; 23bis-23sexies; 24; 24bis-24quinquies; 25; 
25bis-25ter; Gliederungstitel vor Art. 26; Art. 26 Abs. 4; 
27 Titel, Abs. 2; 27bis 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 23; 23bis-23sexies; 24; 24bis-24quinquies; 25; 
25bis-25ter; titre precedant I'art. 26; art. 26 al. 4; 
27 titre, al. 2; 27bis 
PropositIOn de la commlssion 
Adherer au projet du Conseil tederal 

Angenommen - Adopte 

Art. 28 
Antrag der Kommission 
Abs.1 
Mehrheit 
Unverändert 
Minderheit I 
(Rossini, Baumann Stephanie, Fasel, GolI, Gross Jost, 
Maury Pasquier, Rechsteiner-Basel, Rechsteiner Paul, 
Suter) 

mindestens 50 Prozent - ein Zweitei; 
mindestens 60 Prozent - Dreiviertelsrente; 
mindestens 70 Prozent - ganze Rente. 
Minderheit 11 
(Zäch, Estermann) 
Ist ein Versicherter zu mindestens 40 Prozent von Invalidität 
betroffen, so hat er Anspruch auf eine Rente. Diese beträgt 
den seinem Invaliditätsgrad entsprechenden Prozentsatz ei­
ner ganzen Rente. 
(Rest des Absatzes streichen) 

Abs. 1bis 
Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Minderheit I 
(Zäch, Estermann) 
In Härtefallen hat eine versicherte Person Anspruch auf eine 
Rente, die einem um 10 Prozent höheren Invaliditätsgrad 
entspricht. Der Bundesrat umschreibt die Härtefälle. 
Minderheit 11 
(Gross Jost, Baumann Stephanie, GolI, Maury Pasquier, 
Rechstelner-Basel, Rechsteiner Paul, Rossini) 
Unverändert 

Abs.2 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Abs.2bis 
Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Minderheit 
(Hubmann, Baumann Stephanie, Fasel, Fehr Jacqueline, 
Gross Jost, Maury Pasquier, Rechsteiner-Basel, Rossinl) 
Das Erwerbseinkommen, das eine versicherte Person als 
Nichtinvalide erzielen könnte. entspricht mindestens dem 
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jahrllch aktualisierten Medianwert gemäss Lohnstruktur­
erhebung des Bundesamtes für Statistik. 

Abs.2ter 
MehrheIt 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Minderheit 
(Hubmann, Baumann Stephanie, Fasel, Fehr Jacqueline, 
Gross Jost, Maury Pasquier, Rechsteiner-Basel, Rossini) 
= Abs 2bis gemäss Entwurf des Bundesrates 

Abs. 2quater 
MehrheIt 
Ablehnung des Antrages der Minderheit 
MinderheIt 
(Hubmann, Baumann Stephanie, Fasel, Fehr Jacquellne, 
Gross Jost, Maury Pasquier, Rechstelner-Basel, ROSSInI) 
= Abs. 2ter gemäss Entwurf des Bundesrates 

Abs.3 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 28 
Proposition de la commission 
AI. 1 
MaJonte 
Inchange 
Minorite I 
(Rosslnl, Baumann Stephanie, Fasel, GolI, Gross Jost, 
Maury Pasquier, Rechsteiner-Basel, Rechsteiner Paul, 
Suter) 

50 pour cent au moins - une demle; 
60 pour cent au moins - trois-quarts de rente; 
70 pour cent au mOlns - rente enll8re. 
Minonte" 
(Zach, Estermann) 
L:assure a droit a une rente s'il est invalide a 40 pour cent au 
moins. Le montant de la rente est proportionnel a son degre 
d'invalidite. 
(Blffer le reste de I'allnea) 

AI. 1bis 
MaJonte 
Adherer au projet du Conseil federal 
Minorite I 
(Zach, Estermann) 
Dans les cas penibles, I'assure a droit a une rente corre­
spondant a un taux d'invalidite de 10 pour cent plus eleve 
que son degre d'lnvalldite. Le Conseil federal definit des cas 
penibles. 
Minorite" 
(Gross Jost, Baumann Stephanie, GolI, Maury Pasquler, 
Rechsteiner-Basel, Rechsteiner Paul, Rossini) 
Inchange 

AI. 2 
Adherer au projet du Conseil federal 

AI.2bis 
Majorite 
Adherer au projet du Conseil federal 
Minonte 
(Hubmann, Baumann Stephanie, Fasel, Fehr Jacqueline, 
Gross Jost, Maury Pasquier, Rechsteiner-Basel, Rossini) 
Le revenu d'une activite lucrative qu'une personne assuree 
pourrait obtenir SI elle n'etalt pas Invalide correspond au 
moins a la valeur mediane, actualisee chaque annee, tiree 
de I'enquete sur la structure des salaires de l'Office federal 
de la statistique. 

AI.2ter 
Majorite 
Adherer au projet du Conseil federal 

Minorite 
(Hubmann, Baumann Stephanie, Fasel, Fehr Jacqueline, 
Gross Jost, Maury Pasquier, Rechstelner-Basel, Rossini) 
= al. 2bls selon projet du Conseil federal 

AI.2quater 
Majorite 
Rejeter la proposition de la minorite 
Minorite 
(Hubmann, Baumann Stephanie, Fasel, Fehr Jacqueline, 
Gross Jost, Maury PasqUIer, Rechsteiner-Basel, Rossini) 
= al. 2ter selon projet du Conseil federal 

AI. 3 
Adherer au projet du Conseil federal 

Zitt. 11 Bst. e 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Ablehnung des Antrages der Minderheit 
Minderheit 
(Rosslni, Baumann Stephanie, Fasel, GolI, Gross Jost, 
Maury Pasquier, Rechsteiner-Basel, Rechsteiner Paul, 
Suter) 
TItel 
e. Besitzstandwahrung der laufenden ganzen Renten 
Text 
Laufende ganze Renten bei einem Invaliditatsgrad von min­
destens 66 2/3 Prozent werden auch nach dem Inkrafttreten 
der 4. IVG-Revision weitergeführt 

Eventualantrag Oormann 
(zum Antrag der Minderheit) 
Laufende ganze Renten bei einem Invaliditätsgrad von min­
destens 66 2/3 Prozent werden nach dem Inkrafttreten der 
4. IVG-Revision für alle jene Rentenbezügerinnen und Ren­
tenbezüger weitergeführt, welche zu diesem Zeitpunkt das 
50. Altersjahr zuruckgelegt haben. 

eh. 11 let. e 
Proposition de la commission 
Majorite 
Rejeter la proposition de la minorite 
Mlnorite 
(Rossini, Baumann Stephanie, Fasel, GolI, Gross Jost, 
Maury Pasquler, Rechstelner-Basel, Rechsteiner Paul, 
Suter) 
Titre 
e Garantie des droits acquis pour les rentes entieres en 
cours 
Texte 
Les assures qUi, au titre d'un degre d'invalidite egal ou su­
perieur a 66 2/3 pour cent, pen;:oivent actuellement une 
rente entiere continueront a la percevoir meme apres I'en­
tree en vigueur de la 4e revision de la LAI. 

Proposition subsidiaire Oormann 
(a la proposition de la minorite) 
Les rentes entieres en cours pen;:ues au titre d'un degre 
d'invalldite egal ou superieur a 66 2/3 pour cent continuent 
d'etre versees apres I'entree en vigueur de la 4e revision de 
I'AI a tous les rentiers qui, a ce moment-la, auront alteInt 
I' äge de 50 ans revolus. 

La presidente (Maury Pasquier Llliane, presidente): Le de­
bat sur I'article 28 concerne egalement la leltre e des dispo­
sitions transitoires (ch. 11). 

Rossini Stephane (S, VS): Ma proposition de minorite I con­
cerne ici un element relativement important, puisqu'il s'agit 
de reamenager I'echelle definissant le degre d'lnvalidite par 
I'introduction d'un trols-quarts de rente. La maniere de deter­
miner le taux d'invalidite est a la fois consideree comme pro­
blematlque et comme quelque chose de tres complexe, tant 
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sur la forme qu'en ce qui concerne les elements pris en con­
sideration, mais aussi un element regulierement considere 
comme difficilement comprehensible pour la population. En 
effet, la realite personnelle et professionnelle, la pluralite et 
les particularismes des situations ne correspondent plus 
forcement aux trois echelons actuels de rente, a savoir 
40 pour cent d'invalidite pour obtenir un quart de rente, 
50 pour cent pour une dem i-rente et 66 2/3 pour cent pour 
une rente complete. 
11 convlent, selon nous, d'afflner cette echelle, et plus parti­
cullerement vers le haut, cela pour permettre aux personnes 
ayant une invalidite de plus de 66 2/3 pour cent et benefi­
ciant d'une rente complete, de fournir des efforts de reinser­
tion, et ce la surtout, et j'insiste sur ce pOint, sans avoir a 
souffrir d'une diminution importante, voire dlsproportlonnee 
de leur rente. Dans ce cas, nous devons, en effet, dans la 
perspectlve d'une relnsertion, eVlter de penaliser les person­
nes motivees et desireuses d'ameliorer quelque peu leur re­
venu par une activite professionnelle, car le risque est 
grand, comme je I'ai dit a I'instant, d'une disproportion entre 
le gain obtenu et la reduction de la rente qui en resulte. 
Selon I'admlnlstratlon, en fonctlon de nos debats en com­
mission, cette modification d'echelle - a laquelle, bien evi­
demment, iI faut lier la problematlque des dispositions 
transltolres, avec une garantie des droits acquis pour I'en­
semble des personnes concernees - couterait quelque 
60 millions de francs. II est important de relever que, sans 
droits acquis, la proposition ne genererait aucun cout sup­
plementaire, selon les informations qui nous ont ete don­
nees en commission, et que la proportion entre les person­
nes favorisees et celles defavorisees, c'est-a-dire celles qui 
se situeraient entre 66 2/3 pour cent et 70 pour cent, est 
relativement proche. 
Les organisations pour personnes handicapees pr6nent de­
pUlS de longues annees deja un reamenagement de cette 
echelle et so nt par consequent favorables au renforcement 
de la relnsertlon sans trop d'effets negatifs sur les rentes. 
Financlerement, la suppression des rentes complementaires 
provoque, dans la revision de I'AI, un certain nombre d'eco­
nomies qui so nt largement superieures aux depenses qu'im­
plique ma proposition de mi no rite I. 
Comme vous avez tout a I'heure rejete ma proposition de 
minorite, a I'article 8 alinea 1 bis, relative a la readaptation, 
on se trouve ici dans une situation de surcout qui est relati­
vement faible par rapport au projet initial. D'autre part, 
comme je I'ai indique aussi, la complexite des situations im­
pose d'afflner cette evaluation des taux d'lnvalidite. 
Je vous invite donc a soutenir ma proposition de minorite I, 
qUI demande d'introduire un seull de trols-quarts de rente. 
Par ailleurs, comme I'a dit tout a I'heure la presidente de la 
commlSSlon, Mme Dormann, cette proposition est liee a une 
disposition transitoire qui permettrait la garantie des drolts 
acquis pour les rentes entieres et en cours. Nous aurons 
I'occasion d'entendre aussl Mme Dormann, dont la proposi­
tion subsidiaire prevoit une autre formulation de disposition 
transltolre. 

Zäch Guido (C, AG): Grundsätzlich bin ich der Meinung, 
dass bei den Leistungen und deren Berechnung das Unfall­
versicherungsgesetz und das Invalidenversicherungsgesetz 
aufeinander abgestimmt werden müssten. Alles andere 
ware eine stossende Ungerechtigkeit. In Bezug auf eine 
bessere Wiedereingliederung hat man mit dem System der 
prozentualen Rente bei der Unfallversicherung gute Erfah­
rungen gemacht, jedenfalls bessere als mit den drei groben 
Stufen bei der IV. Die Stufen führen oft zu Ungereimtheiten. 
Wenn z. B. jemand wieder Teilzeit arbeiten könnte, am 
Schluss aber trotz des verdienten Lohnes weniger Geld zum 
Leben und für die nötige Assistenz hätte als vorher, wird er 
das Risiko eines beruflichen Wiedereinstieges kaum auf sich 
nehmen. 
Die Voraussetzungen für einen Systemwechsel sind aber 
bei gründlicher Überprüfung jetzt nicht gegeben, weshalb ich 
den Antrag der Minderheit 11 zu Absatz 1 - und auch den 
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damit zusammenhängenden Antrag der Minderheit I zu Ab­
satz 1 bis - zurückziehe. 
Falls betreffend die Besitzstandwahrung bei Ziffer II Buch­
stabe e der Eventualantrag Dormann angenommen wird, 
empfehle ich Ihnen bei Artikel 28 Absatz 1 den Antrag der 
Minderheit I (Rossini) zur Annahme. Damit vertrete ich auch 
die Meinung der CVP-Fraktion. 

Baumann Stephanle (S, BE): Zum Minderheitsantrag zu 
Absatz 2bis: Die Berechnung des Invaliditätsgrades und der 
Rentenhöhe ist eine so komplizierte Angelegenheit, dass ich 
Ihnen - und mir auch - die detaillierte Erlauterung dieser 
Geschichte ersparen möchte. Im Zusammenhang mit mei­
nem Minderheitsantrag interessiert nur die Tatsache, dass 
sich tiefe Löhne negativ auf die Invalidenrente auswirken. 
Wer in einer TIeflohnbranche arbeitet, wird Im Invaliditätsfall 
eine tieferere Rente erhalten als Personen mit hohem Ein­
kommen und riskiert auch gleichzeitig in einen tieferen Inva­
liditätsgrad eingeteilt zu werden. - Ich habe irgendwie das 
Gefühl, dass alle in der Fahne blattern; ich frage deswegen 
nochmals nach, ob ich tatsachlich jetzt schon mit meinem 
Antrag an der Reihe bin. 

La presidente (Maury Pasquier Liliane, presidente): En falt, 
je vous al donne la parole pour developper la proposition de 
la mlnorite 11 (Gross Jost) a I'alinea 1 bis. 

Baumann Stephanie (S, BE): Diesen Antrag habe nicht ich 
gestellt, sondern Rechsteiner Paul. 

La presidente (Maury Pasquier Liliane, presidente): Je vous 
suggere de terminer de fonder la proposition de minorite a 
I'alinea 2bis et je donnerai la parole ensuite a M. Rechstei­
ner Paul. 

Baumann Stephanie (S, BE): Also nochmals: Ich bin bei Ar­
tikel 28 Absatz 2bis und habe soeben damit begonnen, 
Ihnen zu erklären, dass sich tiefe Löhne negativ auf die Inva­
lidenrente auswirken können. Wer in einer Tieflohnbranche 
arbeitet, wird Im Invaliditätsfall eine tiefere Rente erhalten als 
Personen mit hohen Einkommen. Die betroffene Person ris­
kiert auch in einen tieferen Invaliditatsgrad eingeteilt zu wer­
den. 
Niedrigere Frauenlöhne führen also dazu, dass Frauen hau­
figer als Männer nur Anspruch auf eine Teilrente oder gar 
keinen Rentenanspruch haben. Diese Ungerechtigkeit muss 
irgendwie korrigiert werden. Dafür gibt es verschiedene 
Mbglichkeiten: Mein Vorschlag besteht darin, dass das Vali­
deneInkommen, also das Erwerbseinkommen, das ohne In­
validitat erzielt werden könnte, nicht zu tief angesetzt werden 
darf. Es sollte mindestens dem Medianwert gemäss Lohn­
strukturerhebung entsprechen, der heute bei 66500 Fran­
ken liegt. Es ist wichtig, dass das Valideneinkommen eine 
gewisse Höhe erreicht, weil es bei der Berechnung des Inva­
Ilditätsgrades mit dem Einkommen verglichen wird, das eine 
invalide Person nach erfolgten Eingliederungsmassnahmen 
erreichen kann. Ist die Differenz klein, ist auch der Invalidi­
tätsgrad klein. Irgendwie müssen wir einen Weg finden, der 
es erlaubt, Frauen mit tiefen Löhnen - es betrifft in Tieflohn­
bereichen ubrigens auch Männer - im Invaliditätsfall eine 
Rente zuzusprechen, die möglichst nahe an Ihre persönliche 
Situation herankommt. Damit meine ich, dass sie eine Rente 
erhalten müssen, die den Existenzbedarf angemessen 
deckt. 
Ich bitte Sie also, im gegebenen Moment den MInderheits­
antrag zu Artikel 28 Absatz 2bis, den ich jetzt schon begrün­
det habe, zu unterstützen. 

Dormann Rosmarle (C, LU): Der Antrag der Minderheit I 
(Rossini), bei den Übergangsbestimmungen den Besitz­
stand zu wahren, ist sympathisch, aber fehl am Platz. Man 
kann in diesem Punkt die IV nicht mit der AHV vergleichen. 
Bei der IV erhält man eine Rente aufgrund seines Gesund­
heitszustandes, und dieser kann sich im Laufe der Zeit ver-
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bessern, leider manchmal auch verschlechtern Bei der AHV 
dagegen erhält man eine Rente aufgrund seines Alters, und 
es Ist klar, dass man jedes Jahr - jedenfalls an Jahrzahlen -
ein Jahr alter wird Dort ist die Wahrung des Besitzstandes 
also logischer als bel der IV, vor allem auch deshalb, weil bel 
der IV ein Gesetz besteht, dessen Artikel 41 verlangt, dass 
die Renten periodisch Liberprüft werden. Uberprüft werden 
müssen sie vor allem auf die Frage hin, ob sie in Bezug auf 
die Behinderung und vor allem den Invailditatsgrad noch ad­
äquat sind. 
Ich habe mich bei der IV-Stelle Luzern erkundigt. Dort wur­
den die Renten im Jahr 2000 überprüft. 83 Prozent der meh­
reren Tausend Renten blieben gleich, 12 Prozent wurden 
erhöht, z. B. von einer Viertels rente auf eine halbe oder von 
einer halben auf eine ganze Rente. In 1,6 Prozent der Fälle 
wurde die Rente reduziert, und In 3,3 Prozent der Fälle 
wurde die Rente aufgehoben. 
Ich denke, es ware auch nicht Im Dienste der Behinderten, 
die heute eine Rente haben, dass der Besitzstand generell 
gewahrt wurde Mit anderen Worten: Wenn ein junger Mann, 
eine junge Frau mit 28 Jahren heute z. B. eine Rente be­
zieht, würde er oder sie diese Rente behalten, und man 
dürfte die Rente nicht mehr überprüfen 
Bei meinem Eventualantrag mache ich eine Differenzierung 
und sage: Wer bei Inkrafttreten der 4. IVG-Revision das 
50. Altersjahr erreicht hat, dessen Rente wird nicht mehr 
überprüft, wenn es eine ganze Rente 1St. Ich denke, das sei 
aufgrund der Wirtschaftslage adäquat. Wir haben gestern in 
diesem Saal die Revision des AVlg diskutiert und festgestellt, 
dass ab dem 50. Altersjahr die Chance, In die Arbeitswelt 
zurückzukehren, sehr gering ist. Deshalb meine Nuancie­
rung. Ich Will keine Revolution auslösen, sondern sage mit 
meinem Antrag: Wer im Zeitpunkt der Inkraftsetzung der 
4. IV-RevIsion 50 Jahre alt ist, dessen Voll rente muss nicht 
überprüft werden, und er behält sie auf sicher. Das als Pen­
dant zum Antrag der Minderheit I (Rossini). 
Ich nehme die Gelegenheit wahr, gleich zum ganzen Arti­
kel 28 zu sprechen. Die CVP-Fraktion spricht sich für eine 
feinere Abstufung des BehInderungsgrades aus, wenn mein 
Eventualantrag betreffend die Ubergangsbestimmungen 
durchkommt 
In der Tat ist die heutige Abstufung - Viertelsrente, halbe 
Rente und ganze Rente - In der Praxis zu rudimentär. Die 
Hurde ist relativ gross. Erst bei einer Behinderung von 
40 Prozent bekommt man eine Viertelsrente, ab 66 2/3 Pro­
zent erhält man eine ganze Rente. Hier besteht tatsächlich 
eine Moglichkeit, bei den Behinderten gerechtere Ent­
scheide zu treffen, vor allem Im Bereich der Festlegung, 
aber auch der Rückstufung. Behinderte, die heute zwei, drei 
Jahre warten müssen, bis der sie betreffende Entscheid 
rechtskräftig ist, haben zu Recht Mühe, auf ihre Rente zu 
verzichten, wenn sie eingegliedert werden können und von 
der ganzen Rente direkt auf eine halbe Rente zurückgestuft 
werden müssen Deshalb ist es Im Sinne einer Eingliede­
rung In die Arbeitswelt adäquater, wenn bei der RenteneIn­
stufung ein grösserer Spielraum besteht. Wir haben es von 
Herrn Rossini gehört, dass die Möglichkeit der DreIviertels­
rente langfristig kostenneutral wäre, weil es wohl mehr Drel­
viertelsrenten statt halbe Renten, aber auch weniger ganze 
Renten zugunsten von Dreiviertelsrenten geben könnte. 
In diesem Sinne bitte ich Sie namens der CVP-Fraktion, den 
Antrag der Minderheit I (Rossini) zu Artikel 28 Absatz 1, aber 
auch meinen Eventualantrag zu unterstützen. Gleichzeitig 
bitte ich Sie, den Antrag der Minderheit Hubmann zu Ab­
satz 2bis sowie den Antrag der Minderheit II (Gross Jost) zu 
Absatz 1 biS abzulehnen, weil einerseits die Hartefälle durch 
die AssIstenzentschädigung entschärft werden, andererseits 
bel der VIertelsrente neu die Möglichkeit besteht, dass sie 
mit Erganzungslelstungen existenzsichernd ausgenchtet wer­
den kann. Deshalb wird der Härtefall bei einem InvalIdItäts­
grad von 40 Prozent in Zukunft nicht mehr der gleiche sein 
wie beim heutigen Gesetz. 

Guisan Yves (R, VD): Nous sommes confrontes a deux mi­
norites qui voudraient I'une et I'autre etabllr une proportion-

nalite plus rigoureuse entre le montant de la rente et le 
degre de I'invalidite. Cette volonte louable en soi releve 
malheureusement surtout d'une premisse de nature essen­
tiellement intellectuelle, mais difficilement applicable. La de­
marche dans la pratique ne consiste pas en effet a etablir le 
degre de I'invalidite et en consequence la rente a laquelle 
I'assure a droit, mais au contraire I'inverse, EI savoir appre­
cier dans quelle mesure il est apte EI I'emploi, EI quel emploi 
et dans quelle mesure, si un recyclage est posslble ou ne­
cessaire. Tout cela en tenant compte des possibilites effecti­
ves offertes par le marche. 
C'est au vu de cette evaluation, qui tient compte non seule­
ment de la pathologie, mais des aptitudes, de la formation 
professionnelle et de la personnalite de l'lnteresse, que le 
degre d'invalldite est fixe. Cela expllque que meme pour des 
degres de handicap apremiere vue equlvalents, le degre 
d'lnvalldlte n'est pas necessairement le meme. Dans ces 
condltions, une evaluation de 10 pour cent en 10 pour cent 
est absolument illusoire. Ce genre de graduation fine ne 
peut etre que sujet EI de multiples contestations et recours, 
les principes que j'ai evoques au prealable demontrant clai­
rement qu'il n'est, par definition, pas possible d'appliquer 
des criteres objectivables et absolus. 
La pratique de I'assurance-accidents oMit EI d'autres crite­
res, EI une situation ditterente. La rente LAA est dans la regle 
complementaire d'une rente AI, et il s'agit de determlner 
dans ces conditions I'importance de la contribution respec­
tive des deux regimes d'assurance. C'est pour cette raison 
qu'une graduation plus nuancee peut etre utilisee, bien 
qu'elle ne manque parfois pas d'arbitraire, dans une certaine 
mesure. Mais cela n'a aucune repercussion directe sur la 
prise en charge de I'assure. 
II n'en va pas de meme en cas de maladie ou dans le cas 
d'un independant qui n'emarge pas EI la LAA. II est bien diffi­
cile de trouver sur le marcM de I'emploi du travail EI 25 ou 
30 pour cent, ce qui correspondrait EI une rente d'invalldlte 
de 70 ou de 75 pour cent. II en resulteralt dans ces condi­
tions une injustice crasse, EI savoir des invalides sans em­
ploi, et probablement sans possibilite d'en avoir jamais, mais 
avec une rente partielle seulement. 
C'est pour cette raison que la pratlque retient dans la regle 
I'invalidite EI 50 pour cent ou EI 100 pour cent. Le quart de 
rente est davantage dO EI une sequelle de la votation de 
1999 qU'EI une vIsion reallste des choses. D'abord, il est in­
Juste qu'une Invalidite de 40 pour cent ne donne lieu qu'a 
une compensatlon de 25 pour cent seulement. Ensuite, c'est 
la Situation tYPlque ou une variation de 10 pour cent seule­
me nt change la situation de I'assure du tout au tout. Avec 
50 pour cent, II a drolt EI une deml-rente et EI un emploi EI 
mitemps, ce qui correspond certainement bien plus EI la 
situation de fait ou une difference entre 40 pour cent et 
50 pour cent est bien difficile EI justifier. Ces quarts de rente 
so nt donc, EI mon avis, condamnes EI disparaTtre progressi­
vement. 
Une fOls encore, les normes actuelles de 40 pour cent, 
50 pour cent et 66 2/3 pour cent sont dictees essentlelle­
ment par des considerations pratiques qui permettent une 
appllcation plus juste de la loi et qui correspondent davan­
tage EI son esprit. 11 ne s'agit en effet pas de verser a pnori 
une rente, mais de trouver un emploi correspondant aux ap­
titudes et aux competences de I'invalide. 
Pour toutes ces raisons, je vous prie, au nom du groupe radi­
cal-democratique, de vous rallier au projet du Conseil federal 
en adoptant la proposition de la majorite de la commission. 
A I'alinea 2bis, la minorite Hubmann souhaite introduire EI 
titre de reference la valeur mediane en fonction de la sta­
tistique des salaires. L.:administration prend dejEl en consl­
deration cette valeur mediane, mais egalement d'autres 
elements en rapport avec des donnees sur les places de tra­
vail et la situation particuliere de I'assure. La valeur mediane 
est donc une reference trop rigide, qui ne reflete pas tou­
jours la situation reelle. 
Le groupe radical-democratique vous demande, par conse­
quent, egalement ici de vous rallier EI la proposition de la ma­
jorite de la commission et au projet du Conseil tederal. Par 
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voie de consequence, il en va de meme pour la disposition 
transitoire proposee par la minorite Rossini et concernant la 
garantie des droits acquis par les rentes entieres en cours. 

Hassler Hansjorg (V, GR): Heute haben wir das System ei­
ner relativ groben Rentenabstufung. Eine feinere Renten­
abstufung ist aus verschiedenen Gründen erwünscht. In der 
Praxis führt diese grobe Rentenabstufung zu Schwierig­
keiten bei der Festlegung des Invaliditätsgrades Der Druck, 
eine ganze statt eine halbe Rente zuzusprechen, ISt gross. 
Eine zusätzliche Unterteilung zwischen der halben und der 
ganzen Rente ist vor allem auch unter dem Aspekt der Ein­
gliederung sinnvoll. 
Eine feinere RentenabstUfung sollte aber möglichst kosten­
neutral ausfallen. Dies ist beim Antrag der Minderheit I (Ros­
sini) nicht der Fall. Die Minderheit I (Rossinl) verlangt eine 
Besitzstandwahrung für alle laufenden ganzen Renten in 
den Ubergangsbestlmmungen. Die Mehrkosten fur diese 
BesItzstandwahrung belaufen sich auf rund 60 Millionen 
Franken jährlich. Das ist sehr Viel, das ist zu viel, wenn wir 
gleichzeitig mit der 4. IV-Revision EInsparungsmöglichkeiten 
suchen müssen. Diesen MInderheitsantrag kann die SVP­
Fraktion nicht unterstutzen. 
Nun haben wir einen Kompromissantrag von Frau Dormann 
vor uns: Er könnte eine Brücke zu einer mehrheitsfahlgen 
Lösung bauen. Das Anliegen für eine feinere Rentenabstu­
fung, das wir unterstützen, ist erfüllt, und die Mehrkosten 
sind vorübergehender Natur und scheinen tragbar. Der uns 
präsentierte Eventualantrag Dormann ist ausgewogen. Ich 
persönlich stimme dem Eventualantrag Dormann zu. 

Rechsteiner Paul (S, SG): Für die SP-Fraktion ist der An­
trag der Minderheit I (Rossini) eine In dieser Revision fast 
einmalige Chance, zu einer realitätsgerechteren Rentenab­
stufung zu kommen. Der Minderheitsantrag, Herr Rossini 
hat das begründet, will zwar die Rentenabstufung nicht so 
verfeinern, dass gerade die Jeweiligen Invaliditätsgrade ent­
sprechende Rentenabstufungen begründen würden. Das 
würde vor allem bei höheren Invaliditätsgraden zu Unge­
rechtigkeiten führen, weil es bekanntlich so ist, dass höhere 
Invaliditatsgrade in der Praxis nicht einfach zu einer entspre­
chenden Resterwerbsfähigkeit von beispielsweise 20 oder 
30 Prozent führen. Eine solche Höhe einer Resterwerbsfa­
higkeit lässt sich in der Praxis in der Regel nicht verwerten. 
Das ISt auch ein Grundsatz des Haftpflichtrechtes. Also ist 
es sinnvoll, mit dem Antrag der Minderheit I (Rossini) bel ei­
ner einfachen Abstufung von Viertelsrente, halber Rente, 
Dreiviertelsrente und ganzer Rente in der Logik des bisheri­
gen IV-Systems zu bleiben. Das ist auch wegen der beschei­
deneren Höhen der Invalidenrenten gegenÜber den Unfall­
versIcherungsrenten richtig. Aber immerhin fuhrt dieser 
Minderheitsantrag dazu, dass ein langjähriges, altes Postu­
lat der Behindertenorganisationen doch etwas näher ans 
Ziel gelangt. 
Wenn die Zustimmung zum Eventualantrag Dormann dazu 
führen kann, dass dieser Schritt gewagt wird, dann wird die 
SP-Fraktlon Ihm im Sinne eines Brückenbaus zustimmen. 
Es ist ein Problem, dass wir hierzu keine Botschaft des Bun­
desrates haben. Das wäre bei einem so komplexen Thema 
wünschbar gewesen. Immerhin müssen wir aber auch be­
achten, dass der Nationalrat Erstrat ist. Wenn wir es heute 
versäumen, diesen Schritt zu machen, dann Wird diese Mög­
lichkeit schlimmstenfalls wieder fur Jahrzehnte verpasst 
sein. ReVISionen In dieser Grössenordnung passieren nicht 
allzu oft, sondern werden nur dann durchgefuhrt, wenn wie­
derum ein Komplex vorliegt, der eine Reihe von Themen be­
gründet. Hier hätten wir jetzt eine solche Gelegenheit, wir 
sollten diese Gelegenheit nutzen. 
Der Antrag der Minderheit II (Zäch) wurde zu Ungerechtig­
keiten - leider muss ich das sagen -, zu stossenden, ein­
schneidenden Folgen fuhren, auch für die Betroffenen, vor 
allem bei den höheren Invallditatsgraden. Zwar ist eine fei­
nere Rentenabstufung an sich positiv, aber bei höheren 
Invaliditätsgraden mit einem bescheidenen Grad an Rest-

Amtliches Bulletin der Bundesversammlung 

erwerbsfähigkeit kann diese Resterwerbsfähigkeit in der 
PraxIs nicht verwertet werden. In diesem Sinne wäre dies 
ein Sozialabbau nur schon gegenüber dem bisherigen 
Recht, der nicht hingenommen werden könnte. 
Ich ersuche Sie deshalb dringend, die Chance zu nutzen -
sie hat Sich Jetzt auch aufgrund der Dynamik in der Beratung 
des Erstrates ergeben -, mit dem Antrag der Minderheit I 
(Rossini) einen Schritt in Richtung feinere und realitatsge­
rechte re Rentenabstufung zu machen. Heute sind die Über­
gänge ausserordentlich brusk; sie führen in der Praxis 
wegen des Systems auch zu Verzerrungen. Mit dem Antrag 
der Minderheit I kann das vermieden, kann ein Schritt in die 
richtige Richtung gemacht werden. 
Gleichzeitig muss ich auch sagen, dass das das Problem, 
das die Minderheit 11 (Gross Jost) erkannt hat, etwas relati­
vieren wurde, nämlich den Abbau bei der bisherigen Härte­
fallrente, bei der Viertelsrente, der mit dieser Vorlage 
verbunden ist. Dieser Minderheitsantrag will das bisherige 
Recht bewahren. Wenn es gelingen könnte, dem Antrag der 
Minderheit I (Rosslni) zum Durchbruch zu verhelfen, dann 
würde das Ergebnis dieser Verschlechterung im Vergleich 
dann doch sehr, sehr relativiert. 
Insgesamt ist es eine einmalige Gelegenheit, den Einstieg in 
eine feinere Rentenabstufung zu schaffen, wenn dem Antrag 
der Minderheit I zum Durchbruch verholfen Wird. Weil wir 
Erstrat sind, wird der Ständerat auch noch Gelegenheit er­
halten, die Detailfragen Im Übergang zu vertiefen. Die Über­
gangsproblematik würde mit der Kombination mit dem An­
trag der Minderheit I optimal gelöst, aber als Kompromiss 
wäre es vorstellbar, Ihn zusammen mit dem Eventualantrag 
Dormann zu kombinieren. 

Fasel Hugo (G, FR): Zuerst zwei, drei Worte zum Antrag 
der Minderheit I (Rossinl). Dieser bringt im Vergleich zur 
heutigen Situation eine Wichtige Verfeinerung des Systems, 
die zu realiSieren sich lohnt. Ich habe aber auch Verständnis 
fur die Bemerkungen von Frau Dormann bezüglich der Über­
gangsbestimmungen. Sie hat darauf hingewiesen, dass die 
Besitzstandwahrung bei der IV mit einigen PrOblemen ver­
bunden ist. Deshalb schlage ich namens der grünen Fraktion 
vor, dass man, was diesen Bereich betrifft, dem Eventualan­
trag Dormann folgen soll. 
Die zweite Bemerkung betrifft den Antrag der Minderheit 11 
(Zäch). Herr Zäch, ich glaube, Sie haben schon viel bessere 
Antrage gestellt als den, den wir jetzt behandeln, weil Sie in 
diesem Bereich etwas arg von Ihrer beruflichen Perspektive 
eingenommen sind und dabei Vielleicht in der Eile überse­
hen haben, dass es noch andere Behinderte gibt als nur 
jene, die verunfallt Sind. Ich denke, dass man deshalb hier 
nicht mit technischen Argumenten sagen kann, in der IV 
solle man bel den Invaliditätsgraden die gleiche Gliederung, 
die gleiche Verfeinerung des Systems, vornehmen, wie das 
bei der Unfallversicherung der Fall ist. Das ist wirklich etwas 
Realitätsfernes. Ich bin froh, dass das ein anderer Mediziner 
anders gesehen hat als Herr Zach, nämlich Herr Guisan. Er 
hat als Mediziner auf diese grundlegenden Unterschiede viel 
besser hinweisen können, als ich das kann. 
Herr Zäch scheint in der Zwischenzeit gelernt zu haben; er 
sagt nun, er habe diesen MInderheitsantrag zurückgezogen. 
Umso besser! Dann kann ich auch kürzer sein und komme 
direkt zum Antrag der Minderheit Hubmann zu Absatz 2bls. 
Die Minderheit Hubmann beantragt, dass man sich bei der 
Rentenberechnung am Medianwert gemäss Lohnstruktur­
erhebung orientiert. Ich denke, das ist eine wesentliche Ver­
besserung, die heute notwendig ist. Deshalb schlage Ich 
namens der grünen Fraktion vor, der Minderheit Hubmann 
zuzustimmen. Wir sehen ja, dass die Leute der tieferen Ein­
kommensschichten keine zweite Säule haben, sodass sie 
auf eine gute Invalidenversicherung angewiesen sind, da sie 
sonst in vielen Fällen auf Fursorgeleistungen angewiesen 
sind. 
Ich bitte Sie, dem Antrag der Minderheit Hubmann zu Absatz 
2bis zuzustimmen. 
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Gross Jost (S, TG), für die Kommission: Frau Meyer und ich 
werden uns aufteilen. Frau Meyer wird zur Härtefallrente und 
zur Rentenbemessung sprechen, ich werde auf das Postulat 
der feineren Rentenabstufung eingehen. 
Ich möchte noch einmal in Erinnerung rufen, welches die 
Modelle sind. Das Modell Zeich lasse ich auf der Seite, weil 
Herr Zäch in der Zwischenzeit seine Minderheitsanträge 
zurückgezogen hat, da er auf die Lösung gemäss der Min­
derheit I (Rossini), kombiniert mit dem Eventualantrag Dor­
mann, setzt. 
Das geltende Recht sieht bei einem Invaliditeitsgrad von 
mindestens 40 Prozent eine VIertelsrente vor, bei einem sol­
chen von mindestens 50 Prozent eine halbe Rente, bei min­
destens 66 2/3 Prozent eine ganze Rente. Dazu kommt 
noch die Härtefallrente. 
Die Minderheit I (Rossini) möchte bei 40 Prozent eine Vier­
telsrente, bei 50 Prozent eine halbe Rente, dann neu bei 
60 Prozent die Dreiviertelsrente und bel mindestens 70 Pro­
zent die ganze Rente sprechen. 
Nun haben wir gemerkt, dass es vor allem Im Bereich der 
Übergangsregelung in Bezug auf die Besitzstandwahrung fi­
nanzielle Auswirkungen hat. Das Modell gemäss Minderheit 
Rossini wäre in etwa kostenneutral, wenn man die Besitz­
standwahrung ausklammerte. Das heisst, bis zu einem Inva­
ildltatsgrad von 60 Prozent würden Mehrausgaben von 
60 Millionen Franken entstehen, die dann aber bei einem In­
validitätsgrad von 66 bis 70 Prozent kompensiert wurden. 
Zur Übergangsregelung, die die Minderheit Rossinl und Frau 
Dormann beantragen, bzw. zur Frage, inwiefern sich die An­
trage unterscheiden: Frau Dormann möchte die BesItzstand­
wahrung nur für die mehr als 50-jährigen Versicherten Das 
wurde die Kosten dieser Übergangsregelung zunächst etwa 
halbieren, von rund 60 auf rund 30 Millionen Franken, und 
dann degressiv, weil diese Renten langsam auslaufen. 
Die Kommission war sich in Bezug auf den Grundsatz, dass 
eine grössere Flexibilisierung der Rentenabstufung wünsch­
bar sei, grossmehrheitlich durchaus einig. Sie war sich einig, 
dass das ein anvIsiertes Ziel sei; dies auch unter dem Hin­
weis darauf, dass dadurch die Eingliederungsmotivation des 
Einzelnen verstärkt werden könnte, und unter dem Hinweis 
darauf, dass dieses System mit der feineren Rentenabstu­
fung im Rahmen der Unfallversicherung durchaus funktio­
niert. 
Die Mehrheit war aber - naturlich auch aufgrund der Beden­
ken, die vonseiten der Verwaltung und des Bundesrates gel­
tend gemacht wurden - der Auffassung, dass eine feinere 
Rentenabstufung auch mehr Grenzfalle, mehr Gerichtsfälle 
und Verzögerungen des Verfahrens bedeuten könnte. Die 
Bedenken, die bei der Ablehnung des Modells der Minder­
heit Rossini den Ausschlag gegeben haben, sind aber in der 
Tat die zusätzlichen Kosten für die Besitzstandwahrung. 
Auch wenn die Kommission nicht darüber beraten hat, 
könnte ich mir vorstellen, dass der Eventualantrag Dormann, 
der die Kosten dieser Übergangsregelung in etwa halbiert, 
also mildert, durchaus mehrheitsfähig gewesen ware. Das 
ist meine persönliche Auffassung. Wir werden dann nach er­
folgter Abstimmung sehen, ob diese Einschätzung richtig ist. 

Meyer Therese (C, FR), pour la commlsslon: Je m'exprime­
rai d'abord sur les proposItions de minorite I (Zäch) et 11 
(Gross Jost) concernant les cas penibles (al. 1 bis). Actuelle­
ment, le quart de rente ne donne pas droit a la prestation 
complementaire, raison pour laquelle une rente pour cas pe­
nibles a ete instituee. La rente pour cas penibles, qui con­
cerne aujourd'hul 1700 personnes sur 190 000 rentiers AI 
en SUlsse, est remplacee par I'ouverture d'un drolt aux pres­
tations complementaires pour les beneflclaires du quart de 
rente aussi, droit qui n'existalt pas, comme je vous I'ai dit La 
nouvelle situation permet une aide plus ciblee et plus ade­
quate. 
Donc, la majonte vous demande de rejeter les pro positions 
de minorite I et II pour que le nouveau systeme puisse se 
meltre en place. 

La proposition de la minorite Hubmann (al. 2bis), develop­
pee par Baumann Stephanie, concernant le revenu d'une 
activite lucrative qu'une personne assuree pourralt obtenir si 
elle n'etait pas Invalide, pose le probleme de la dlfficulte 
d'evaluer le montant de la rente qu'elle pourrait obtenir. 11 
n'est pas possible de soutenir celte proposition, parce que la 
valeur mediane du salaire suisse qu'elle prend en considera­
tlon est de I'ordre de 5000 a 6000 francs, ce qui est trop 
eleve. 
Meme si celte proposition de minorite repond a un souci evi­
dent de trouver une norme objective, la majorite de la com­
mission n'a pas pu la suivre a cause des chiffres trop eleves 
pns comme base de calcul. 

Dreifuss Ruth, conseillere federale: La proposition de la ml­
norite I (Rossini) a I'article 28 alinea 1 er, qui consiste a affi­
ner davantage I'echelle des rentes, releve d'une bonne 
logique. II vaut assurement mieux que les effets de seUlI ne 
soient pas trop importants dans une assurance. Mieux vaut 
eviter que I'on passe d'un degre d'invalidite de 50 a 100 pour 
cent pour des situations qui se trouvent entre les deux et qui 
pourraient donner droit a un trols-quarts de rente. Sur ce 
plan-la, la proposition a un sens me me si, comme I'a dit le 
rapporteur de langue allemande, cela risque de donner lieu 
a plus de discussions. 11 ya un seuil de plus, alors se trouve­
t-on en dessus ou en dessous de ce seuil? Celte question 
est inevltable dans les systemes qUI prevoient des paliers. 
Le Conseil federal n'a pas propose cet affinement, et la ma­
jorite de la commission, sur notre recommandatlon, I'a rejete 
parce que la question se pose de savoir combien cela coOte. 
t.:avantage est-il en relation avec le coOt de la solution transi­
toire puisqu'a terme, au plus tard dans 40 ans, plus per­
sonne ne sera sous I'ancien regime? 
La proposition de minorite Rossini au chiffre 11 leltre e des 
dispositions transitoires entraine des depenses supplemen­
taires de 57 millions de francs par an. Ces depenses iront 
decroissant jusqu'a ce que les personnes au benefice de la 
garantie des droits acquis ne sOle nt plus en äge de toucher 
une rente de I'assurance-invalidite. La proposition subsi­
diaire Dormann (ch. 11 let. e disp. trans.) entraine un supple­
ment de depenses d'a peu pres 32 millions de francs par 
annee et ce montant sera degressif jusqu'a ce que les der­
nlers beneficlalres sortent de la penode ou ils relevent de 
I'assurance-invalldite, c'est une penode plus breve que celle 
prevue par la proposition de minonte Rossini. 
Est-ce que celte amelioration vaut 32 mlllions de francs pen­
dant quinze ans ou 57 millions de francs pendant une pe­
node plus longue? Voila la question que I'on doit se poser. 
Vu les autres mesures qui so nt plus directement utiles aux 
personnes beneflclalres de I'AI, nous avons des doutes. 
J'aimerais preciser que Mme Dormann et d'autres interve­
nants, paria nt de la conservation des acquis, ont peut-etre 
cree un besoln d'expllcation et de clarification. 
Que signifie la garantie des droits acquis dans I'AI? Cela ne 
signifie pas que les personnes renMres a I'AI ne subissent 
plus d'examen de leur situation. Cela ne signifie pas que I'on 
renonce a examiner de temps en temps si leur drolt a la 
rente est encore donne ou pas. t.:examen du droit a la rente 
est maintenu dans ce systeme. Mme Dormann I'a d'ailleurs 
expllque; vous vous souvenez que certaines rentes peuvent 
etre ameliorees, d'autres peuvent etre supprimees, et 
d'autres encore reduites. Or ce systeme de contröle est 
absolument essentiel a I'AI pour avoir la certitude que 
personne n'abuse du systeme en ne signalant pas des 
ameliorations de son cas, et que personne non plus ne soit 
sacrifie parce qu'il aurait lui-meme renonce d'une fac;:on ou 
d'une autre, et souvent par ignorance, a annoncer une pejo­
ration de sa Situation. Donc, ce systeme d'examen periodi­
que est tout simplement maintenu. 
La garantie des droits acquis, cela voudrait dire que le calcul 
de I'allocation se ferait selon I'ancien droit et pas selon le 
nouveau. En d'autres termes, une person ne qui a actuelle­
ment une rente de 100 pour cent et qUI aurait droit en fait a 
une de trois-quarts, selon le regime qui est propose, reste-
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rait a 100 pour cent et ne descendralt pas a trois-quarts. Par 
contre, selon la regle generale des assurances sociales qui 
veut que, dans une situation ou la possibllite de deux calculs 
est donnee, c'est le calculle plus favorable a I'assure qui est 
retenu, une person ne ayant actuellement une demi-rente et 
qui se trouverait a avoir droit a trois-quarts de rente a I'occa­
sion d'un de ces reexamens, recevrait les trois-quarts et se­
rait donc au benefice du nouveau droit. C'est une regle 
generale qUI veut que 10rsqu'II y a deux methodes de cal­
culs, c'est le calcul le plus favorable a I'assure qui lui est ga­
ranti. VOlla ce que je voulais preciser dans I'expression 
«garantie des drOits acquls». 
Dans la proposition de minorite I (ROSSlnl), cette garantie 
vaut pour toutes les personnes qui sont dans le systeme au 
moment de I'entree en vigueur de la loi. Dans la proposition 
subsidlaire Dormann, ce sont les personnes ayant accompli 
leur 50eme annee de vie qui seraient au benefice de la ga­
rantie des droits acquis que Je viens de decrire. 
Le Conseil federal vous demande de considerer les depen­
ses decoulant de la proposition de minorite I et de la propo­
sition subsidiaire Dormann. Je dois dire, honnetement, qu'il 
vaut mieux les reJeter, parce que malgre tout, 32 ou 57 mil­
Ilons de francs, c'est encore beaucoup d'argent, dont nous 
pourrions avoir besoln soit pour equillbrer I'AI, soit pour fi­
nancer d'autres prestations plus directement utiles aux Inva­
lides 

Schmied Walter (V, BE): Je vous adresse une question en 
tant que non-expert en la mati8re, je pourrais aussi la poser 
aux experts de ce Parlement. N'y a-t-il pas quelque chose 
de derangeant dans le systeme, qui, partant du pnncipe 
qu'une invalldlte de 39 pour cent, ne donne aucun drolt a 
une prestation, et qui permet qu' a partir de 67 pour cent d'ln­
validite, on ait le droit a une rente a 100 pour cent? N'y a-t-il 
pas quelque chose de derangeant qu'au-dela de cette four­
chette de 28 pour cent de difference, on perd tout ou on 
gagne tout? 

Dreifuss Ruth, conseillere federale: Comme je I'ai dit, les 
effets de seuil so nt toujours extremement desagreables 
dans tout systeme de prestations. Mais la question est de 
savoir quel est I'avantage qu'on peut en tirer. La proposition 
de minorite I (Rossini) consiste a favoriser les uns et a defa­
voriser les autres. Les deux s'equilibrant, c'est une solution 
qui est neutre au point de vue financier, mais qui penalise 
les uns et favorise les autres. Des seuils plus fins so nt utlles, 
mais est-ce que cette utilite est sufflsamment averee pour 
justitier les couts qu'engendre cette solution? En d'autres 
termes, I'argument essentiel en faveur de la proposition qui 
nous est faite est que cette modulation par quart incitera da­
vantage a retrouver un emplol ou a avoir un revenu additlon­
nel a la rente, et a ne pas rester dans une situation 
d'invalldlte a 100 pour cent. C'est la que le probleme se si­
tue. Le probleme que vous avez souleve n'est pas touche 
par la propoSition de mlnorite I (Rossini), puisque M. Zach a 
retire sa proposition de minoriM 11. D'ailleurs, la slenne po­
sait aussl le probleme des premiers 40 pour cent d'invalidite. 
Ce n'est pas le probleme du tout ou rien, c'est le probleme 
du comblen qui se pose dans cette proposition. La, je dois 
dire que nous ne sommes pas absolument convaincus que 
cet affinement du bareme ait un effet incitateur sur I'integra­
tlon professionnelle. Nous avons deja eu cette discussion 
pour le quart de rente. Nous avons vu qu'il y avalt tres peu 
de gens qui avaient le quart de rente, 3900 personnes si je 
me rappelle bien d'apres les dlscussions que nous avons 
eues autour de la votation. Je pense que nous aurons aussi 
relativement peu de gens qUI beneficieront du trois-quarts 
de rente et que ce ne sera pas une incitatlon tres efflcace a 
entrer dans le processus economlque, alors que c'est le 
sens meme de la proposition de la minorite I (Rossini). 
Encore une fois, OUI, en loglque pure, vous avez totalement 
raison; en droit d'assurance, combien vaut cette ameliora­
tion? 
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Rossini Stephane (S, VS): Suite a ce debat et au develop­
pe me nt de Ja proposition subsidiaire Dormann ainsi qu'aux 
prises de position des differents groupes, je suis bien eVI­
demment confronte a la question soit de la generosite, soit a 
celle du principe. Et je crois que la question du principe I'em­
porte par rapport acette nouvelle echelle. Par consequent, 
Je retire ma proposition de minorite de disposition transitolre, 
ce qui veut dire que ma proposition de minorite lest mainte­
nue a I'artlcle 28, mais qu'elle est liee a la proposition sub­
sidiaire Dormann, qui devlendra la proposition Dormannl 
Rossini pour le vote. 

Art. 28 Abs. 1 - Art. 28 al. 1 

La presidente (Maury Pasquier Liliane, presidente): La pro­
position de la minorite II (Zäch) a I'alinea 1 er est retiree. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Minderheit I "" 93 Stimmen 
Für den Antrag der Mehrheit. " 73 Stimmen 

Ziff. " Bst. e - eh. " let. e 

La presidente (Maury Pasquier Liliane, presidente): M. Ros­
sini a retlre sa proposition de minorite. 

Abstimmung - Vote 
Für den Eventualantrag Dormann "" 95 Stimmen 
Für den Antrag der Mehrheit ,," 71 Stimmen 

Art. 28 Abs. 1 bis - Art. 28 al. 1 bis 

Erste Abstimmung - Premier vote 
Für den Antrag der Minderheit I "" 84 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit II "" 65 Stimmen 

La presidente (Maury Pasquier Liliane, presidente): M. Zäch 
communique qu'iJ avait retire sa proposition de minorite I a 
cet alinea egalement. Nous opposons donc mainentant la 
minonte II a la majorite. Je profite de I'occasion pour vous 
dire que, vu I'acoustique de la salle, associee au niveau so­
nore reletivement eleve, quand I'auteur d'une proposition la 
retire, il ferait bien de m'en avertir directement, car je ne 
comprends pas ce que dit I'orateur qui est place devant moi. 
Je vous remercie par avance. 

Zweite Abstimmung - Oeuxil!;me vote 
Für den Antrag der Mehrheit ,," 1 05 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit I1 ,," 62 Stimmen 

Art. 28 Abs. 2, 3 - Art. 28 al. 2, 3 
Angenommen - Adopte 

Art. 28 Abs. 2bis, 2ter, 2quater 
Art. 28 al. 2blS, 2ter, 2quater 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit ,," 1 06 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit "" 62 Stimmen 

Art. 29 Abs. 1 bis 
Antrag der KommIssion 
Mehrheit 
Ablehnung des Antrages der Minderheit 
Minderheit I 
(Borer, Bortoluzzi, Dunant, Stahl, Triponez) 
Absatz 1 Buchstabe b findet bel psychischen Leiden keine 
Anwendung, solange diese noch therapierbar sind. Die IV­
Stellen weisen die gesuchsteIlende Person bereits bei der 
Anmeldung auf Ihre Pflichten nach Artikel 10 Absatz 2 die­
ses Gesetzes hin und leiten nötigenfalls das Verfahren nach 
Artikel 31 ein. 
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Minderheit 11 
(Borer, Bortoluzzi, Dunant, Egerszegl, Stahl, Triponez) 
(Eventualantrag, falls der Antrag der Minderheit I abgelehnt 
wird) 
Absatz 1 Buchstabe b findet erst Anwendung, wenn nicht 
weitere Verbesserungen des Gesundheitszustandes durch 
ärztliche Behandlungen erzielt werden können. Die IV-SteI­
len weisen die gesuchsteIlende Person bereits bel der An­
meldung auf ihre Pflichten nach Artikel 10 Absatz 2 dieses 
Gesetzes hin und leiten nötigenfalls das Verfahren nach Arti­
kel 31 ein. 

Art. 29 Abs. 1 bis 
PropositIOn de la commission 
MaJonte 
Rejeter la proposition de la minorite 
Mmonte 1 
(Borer, Bortoluzzi, Dunant, Stahl, Triponez) 
L.:alinea 1 er leltre b n'est pas appllcable en cas de troubles 
psychlques aussi longtemps qu'une therapie reste possible. 
Les offices AI indiquent aux requerants, des qu'ils s'annon­
cent, les obligations qui leur incombent selon I'article 10 ali­
nea 2 de la presente loi et Introduisent si necessaire la 
procedure prevue a I'article 31. 
Mmonte 11 
(Borer, Bortoluzzi, Dunant, Egerszegi, Stahl, Triponez) 
(Proposition subsidiaire, au cas ou la proposition de la mino­
rite I serait refusee) 
L.:allnea 1 er leltre b n'est applicable que si aucune nouvelle 
amelioration de I' etat de sante par traitement medlcal ne 
peut etre obtenue. Les offices AI indiquent aux requerants, 
des qU'lls s'annoncent, les obligations qui leur Incombent se­
Ion I'article 10 alinea 2 de la presente loi et introduisent si 
necessaire la procedure prevue a I'article 31. 

Borer Roland (V, SO): Ich erlaube mir, die Anträge der Min­
derheiten I und 11 gleichzeitig zu begründen. 
Gestatten Sie mir eine Vorbemerkung zur Fahne: Es ISt na­
türlich klar, dass der zweite Satz im Antrag der Minderheit I -
"Die IV-Stellen weisen die gesuchsteIlende Person bereits 
bei der Anmeldung auf Ihre Pflichten nach Artikel 10 Ab­
satz 2 dieses Gesetzes hin und leiten nötigenfalls das Ver­
fahren nach Artikel 31 ein» - auch als zweiter Satz in den 
Antrag der Minderheit II gehört. 
Ich habe diesen Antrag zusammen mit meinen Kollegen auf­
grund eines neuesten Entscheides des Eidgenössischen 
Verslcherungsgenchtes in einem Streitfall im Zusammen­
hang mit einem IV-Renten-Entscheid Im Kanton Bern ge­
steilt. Es ist eine Tatsache, dass wir mit dieser Gesetzesrevi­
sion Im Bereich der Invalidität und des Rentenanspruchs 
neue Qualitäten definieren. In der Vergangenheit hat man 
eine Rente aufgrund der Tatsache, dass eine geistige Behin­
derung vorlag, bekommen. Neu wird dieser Begriff durch 
den Begriff der psychischen Behinderung oder des psychi­
schen Leidens ersetzt. Dies ist natürlich im Bereich der Qua­
litäten der Behinderung eine ganz neue Form, und es fuhrt 
In diesem Zusammenhang natürlich auch zu einer Auswei­
tung der Zahl der Rentenberechtigten. Es kommt dazu, dass 
zu diesem psychischen Leiden auch die ganzen psychoso­
matischen Leiden zählen werden, also Rückenschmerzen 
usw., die aufgrund irgendeines Vorkommnisses ausgelöst 
wurden. Dass das natürlich zu einer Ausdehnung der Zahl 
der IV-Berechtigten führen kann, brauche ich hier nicht wei­
ter zu erklären. 
Wir sind dezidiert der Meinung, dass man durch diese QualI­
tätsänderung, durch den Übergang von der geistigen Behin­
derung zum psychischen Leiden, natürlich auch im Bereich 
des Rentenanspruchs Korrekturen oder zumindest ge­
nauere Definitionen vornehmen muss. Ich spreche nicht da­
von, dass psychische Leiden, wenn sie behandelbar sind, 
nicht zu Leistungen führen sollten - so, wie das die Verwal­
tung in Ihrem Bericht, den sie zuhanden unserer Kommis­
sion gemacht hat, unterschwellig behauptet. Ich bin aber der 
Meinung, dass bei nchtiger Pnontätensetzung erst dann ein 

Rentenanspruch entstehen sollte, wenn ein Leiden nicht 
mehr therapierbar ist - das ISt ein wesentlicher Unterschied 
zur Behandelbarkeit. Therapiefähigkeit, Therapierbarkeit: 
Diese Begriffe müssten in Bezug auf die Frage, wann es zu 
einem Rentenanspruch kommen könnte und wann nicht, 
entscheidend sein. 
Mit meiner Forderung will ich eigentlich eine Gleichschaltung 
mit dem UVG vornehmen. Auch hier war die Verwaltung der 
Meinung, dass das nicht möglich sei, weil beim Unfall ein an­
derer Leistungserbringer der Invaliditätsrente vorgeschaltet 
sei. Ich muss aber hier darauf hinweisen, dass vor allem im 
Bereich der psychosomatischen Leiden oft auch ein anderer 
Leistungserbringer der Invaliditätsrente vorgeschaltet ist. Es 
ist also durchaus zulässig, dass man hier eine gewisse 
Gleichschaltung will und erstellt. 
Ich möchte doch auch festhalten, dass wir bei dieser Geset­
zesrevision auch bezüglich des Leistungsumfangs Änderun­
gen vornehmen. In der Vergangenheit wurde eine Arbeitsun­
fähigkeit von mindestens 50 Prozent verlangt, in der jetzigen 
Form nur noch eine solche von 40 Prozent. Es besteht also 
auch hier eine Ausdehnung des Leistungsumfangs. 
Man hat mir gesagt, dass die Formulierung, wie ich sie im 
Antrag der Minderheit I anwende, disknminierend sei. Dieser 
Vorwurf hat dazu geführt, dass wir den Antrag der Minder­
heit II gestellt haben. Dieser ist bezüglich des IV-Renten­
anspruchs absolut wertfrei formuliert, indem einfach vom 
Gesundheitszustand und von damit verbundenen Rentenbe­
rechtigung gesprochen wird 
Damit das Problem im Ständerat und vor allem in dessen 
vorberatender KommiSSion nochmals vertieft angeschaut 
wird, bilte Ich Sie, die Minderheitsanträge zu unterstützen. 
Wenn wir diese Antrage - wie man so schön sagt - einfach 
beerdigen und negieren, wird dies dazu fuhren, dass der 
Ständerat nicht unbedingt noch einmal auf dieses Problem 
zurückkommen Wird. 

Bortoluzzi Toni (V, ZH): Ich bitte Sie namens der SVP-Frak­
tion, die Minderheiten I und II zu unterstützen. 
Auch bei dieser neuen Einfugung in Artikel 29 geht es 
darum, die Grundsätze der IV zu stärken. Wir wissen, dass 
die IV in diesem Sinne Gefahr läuft, Immer mehr verwässert 
zu werden. Wir haben gehört, wie sich die Zahlen der Ver­
rentung bzw der Rentenbezüger in den letzten Jahren ver­
ändert haben. Ich glaube, es ist auch Aufgabe dieser Re­
vision, im Gesetz möglichst viel Klarheit zu schaffen. So­
lange eine Besserung der Situation der Betroffenen möglich 
ist, sollte eben keine Rente verfügt werden; es Widerspricht 
dem Gedanken der Invalidenversicherung und kommt letzt­
lich den Betroffenen nicht entgegen. 
Ein Rentenzuspruch mag für den Beteiligten kurzfristig Im­
mer ein Erfolgserlebnis sein, eine Rente aber - das gilt es 
hier zu bedenken - Ist immer auch ein Eingeständnis einer 
bleibenden Einschränkung und deshalb langfristig kaum mo­
tivierend, etwas zu ändern. Eine hohe Eintriltsschwelle ist 
nicht mit Verweigerung gleichzusetzen. 
Ich bitte Sie, dem Antrag der Minderheit I oder dann dem 
Eventualantrag der Minderheit II zuzustimmen. 

Gutzwiller Felix (R, ZH): Auch hier möchte ich Ihnen beliebt 
machen, der Mehrheit zu folgen und beide Minderheitsan­
träge abzulehnen. 
Auf den ersten Blick erscheint das Anliegen der Minderheit 
berechtigt. Viele kennen Fälle, in denen eine Berentung ge­
sprochen wurde und man das Gefuhl hatte, es sei nicht alles 
unternommen worden, um das Leiden Wirklich zu stabilisie­
ren. Es gibt - vor allem bei physischen Leiden - durchaus 
Fälle, die so Interpretiert werden können. Aber die Frage ist, 
was wir bewirken, wenn wir einem dieser Minderheitsan­
träge zustimmen. 
Wenn man das Gefuhl hat, es würden nicht sämtliche medi­
zinischen Möglichkeiten ausgeschöpft, muss als Erstes ge­
sagt sein, dass es schon heute ganz klar die Verpflichtung 
auch des zu Berentenden gibt, alle medizinischen Möglich­
keiten auszuschopfen. Es gibt nach Artikel 1 IVG auch ganz 
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klar die Möglichkeit, dass die Verwaltung bei der Zusprache 
der Berentung eine Auflage machen kann, dass entspre­
chende Massnahmen erfolgen müssen. Eine Handhabe ist 
also im Prinzip vorhanden. Wir versprechen uns von den zu­
künftigen ärztlichen Diensten auch, dass hier das Maximum 
getan wird 
Wenn man sich die Sache überlegt, muss man grundsätzlich 
aber doch sagen, dass die Behandelbarkelt eines Leidens 
nicht fur die Festlegung des Beginns des Rentenanspruchs 
beigezogen werden kann. Bei einer grossen Mehrheit der 
Versicherten wäre vermutlich der Rentenanspruch im Ver­
gleich zu heute gar nicht mehr gegeben. Ich spreche nicht 
von den Krankheiten des Bewegungsapparates, bei denen 
die Sachlage relativ klar ist. Aber denken Sie an Krankheiten 
wie multiple Sklerose, Krebs, Depression und andere, bel 
denen das Leiden selten oder nie stabilisiert ist. Da wird es, 
weil ja nur eine Einzelfallbegutachtung Klärung bringen 
könnte, ausserordentlich schwierig sein festzustellen, ob die 
Verbesserungen zu verzeichnen sind, die optimalerweise er­
zielt werden können, oder nicht. Nur eine Einzelfallbeurtei­
lung könnte das wirklich aufzeigen; Ich glaube, dass das 
impraktikabel ist. 
Weil also die Behandelbarkeit des Leidens nicht als Grund­
satz angenommen werden kann, ist es meiner Ansicht nach 
klar, dass wir beide Minderheitsanträge ablehnen mussen. 

Suter Marc F. (R, BE): Unter der Bundeshauskuppel wird 
herumgeboten, das Eidgenössische Versicherungsgericht 
habe eine etwas unklare Praxis oder vielleicht sogar eine 
Praxis, die bei den psychischen Behinderungen zu large seI. 
Diesem Vorurteil möchte Ich doch das jüngst ergangene 
Urteil des EVG vom 5 Oktober 2001 in der Sache B. 
entgegenhalten, in der das Bundesgericht in seiner versI­
cherungsrechtlichen Abteilung seine Praxis zur Frage der 
Berentung bei psychisch Behinderten vereinheitlicht hat. Es 
stimmt, Herr Borer, dass die bisherige PraxIs etwas schwan­
kend war. Aber seit diesem Urteil ist die Sache glasklar 
dargelegt, und zwar auf einem strengeren Kurs, als Sie 
vermeintlich annehmen. Insbesondere ist die Theraplerbar­
keit eines psychischen Leidens als solche kein Ausschluss­
grund für die Gewährung einer Invalidenrente, so wenig wie 
bei körperlichen oder geistigen Beeinträchtigungen. Auch 
hier gilt der Gleichbehandlungsgrundsatz, bei psychischen 
Leiden so gut wie bei physischen Leiden. Wesentlich ist, 
dass mindestens während einem Jahr eine 40-prozentige 
Arbeits- und entsprechende Erwerbsunfähigkeit bestanden 
hat - und dies gemessen an objektivierten Kriterien, wie sie 
das EVG eben darlegt. 
Noch ein Letztes: Es stimmt auch nicht, dass soziokulturelle 
Umstände und psychosoziale Faktoren, welche die Er­
werbsfähigkeit beeinträchtigen, als solche genugen würden, 
um einen Anspruch auf eine Invalidenrente herbeizufuhren. 
Das präzisiert das Bundesgericht auch. Ich denke daher, 
dass Ihre Ängste, Herr Kollege Borer, nicht berechtigt sind. 
Ich bitte deshalb den Rat, die Anträge der Minderheit abzu­
lehnen. 

Barer Roland (V, SO): Besten Dank für Ihre Ausfuhrungen, 
Herr Kollege Suter. Darf ich Ihnen eine konkrete Frage stei­
len? Sie sind also der Meinung, dass mit der Formulierung, 
wie sie jetzt von der Mehrheit und vom Bundesrat getragen 
wird, der ganze Bereich der psychosomatischen Leiden 
nicht zu einer Invalidität führen kann? 

Suter Marc F. (R, BE): Herr Borer, ich bitte Sie, keinen Salat 
zu machen. Die Bemessung der Invalidität bei psychischen 
Erkrankungen und Leiden ist tatsachlich eine schwierige 
Materie. Das EVG hat die Sache präzisiert. Mit der Fassung 
der Mehrheit ändert daran nichts; vielmehr kann die gefe­
stigte Praxis, wie sie im soeben erwähnten Bundesgerichts­
urteil noch einmal explizit dargelegt worden ist, weltergefuhrt 
werden. Der Kurs des EVG ist etliches strenger, als das ge­
meinhin angenommen wird Deshalb ist das Anliegen von 
Herrn Borer erfullt, was er erkennen wurde, wenn er die Pra­
xis kennen wurde und richtig würdigen könnte. 
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La presidente (Maury Pasquier Liliane, presidente): Le 
groupe ecologiste communlque qu'il soutient la majorite. 

Goll Christine (S, ZH): Bei Artikel 29 geht es um den Beginn 
des Anspruches auf IV-Renten. Aufgrund der vorhergehen­
den Ausführungen meiner Parlamentskollegen kann Ich es 
kurz machen. Ich möchte Sie bitten, die Anträge der Minder­
heiten I und II abzulehnen. 
Herr Borer verlangt die Änderung des Anspruchsbeginns für 
Menschen mit einer psychischen Behinderung; es ist klar, 
dass es unhaltbare Konsequenzen für die Praxis haben 
würde, wenn wir diesen Minderheitsanträgen folgten 
1. Herr Borer will eine Speziallösung für psychisch Behin­
derte schaffen. Das schafft immer auch Rechtsungleichhei­
ten. Sonderlösungen für bestimmte Kategorien von Perso­
nen mit Behinderungen führen immer zu Ungleichbehand­
lungen. 
2. Eine eventuelle Behandlungsmöglichkeit oder eine mögli­
che Therapierbarkeit einer Krankheit kann nie ein Kriterium 
fur die Berechnung des Rentenanspruchs sein. Es ist klar; 
Sinn und Zweck der Invalidenversicherung ist es, das RIsiko 
abzudecken, das bei einer gesundheitsbedingten Erwerbs­
unfahigkeit entstehen kann. 

Dormann Rosmarie (C, LU): Ich möchte Sie namens der 
CVP-Fraktion ebenfalls bitten, die Anträge der Minderheiten I 
und 11 abzulehnen. Wie Herr Borer selbst gesagt hat, sind sie 
unausgereift und basieren auf einer Zeitungsmeldung zu ei­
nem Entscheid des VersIcherungsgerichtes. Wir haben noch 
keine detaillierten Ausfuhrungen zu diesem Urteil. 
Ich denke, es ist gefahrlich, aufgrund eines Einzelfalles hier 
das Gesetz ändern zu wollen. Wenn man diese Moglichkeit 
wahrnehmen will, dann ist das im Ständerat moglich. Aber 
jetzt wäre es absolut unverantwortlich, wenn wir der Minder­
heit zustimmen würden. 

Gross Jost (S, TG), fur die Kommission: Die Mehrheit der 
Kommission ersucht Sie - in der Kommission lautete das 
Abstimmungsresultat 12 zu 5 Stimmen bei 4 Enthaltungen 
beim Hauptantrag und 12 zu 6 Stimmen bei 2 Enthaltungen 
beim Eventualantrag -, die Anträge der Minderheiten I und 11 
abzulehnen. 
Herr Borer, ich glaube, Ihr Minderheitsantrag geht so weit, 
dass im Grunde genommen die Gleichberechtigung - die 
Gleichwertigkeit der psychischen Behinderung -, die wir in 
Artikel 8 Absatz 2 der Bundesverfassung, aber auch jetzt im 
IVG, in Artikel 5 beispielsweise, festgeschrieben haben, fak­
tisch wieder ausgehebelt werden soll: Psychisch Behinderte 
würden durch Ihren Minderheitsantrag faktisch vom IV-Be­
rentungssystem ausgeschlossen. Denn stellen Sie sich den 
Fall vor, in dem ein psychisch Behinderter beispielsweise 
wegen Suizidalität oder wegen Depression ärztliche Hilfe in 
Anspruch nehmen müsste. Dann hätte er noch ein therapier­
bares Leiden, aber gleichzeitig wäre bereits sein Rentenan­
spruch infrage gestellt. Wir haben ein System - Herr Suter 
hat darauf hingeWiesen -, das durchaus so ausgestaltet ist, 
auch in der Praxis, dass hier so genannte Missbräuche aus­
geschlossen sind. Solange medizinische Massnahmen zur 
Wiedereingliederung sinnvoll Sind, werden ohnehin keine 
Renten gesprochen. 
Es ist so, Herr Borer, dass Sie das Urteil des EidgenössI­
schen VersIcherungsgerIchtes vom 5. Oktober 2001 falsch 
Interpretieren. Das EVG sagt klar: Es braucht eine fachärzt­
lich festgestellte psychische Krankheit, die nicht mit Invalidi­
tät identisch ist. Dann wörtlich zusammenfassend: «Eine 
Rente ist ausgeschlossen bei psychischer Behinderung, 
wenn dem Versicherten trotz seines Leidens die Verwertung 
seiner Restarbeitsfähigkeit auf dem Ihm offenen Arbeits­
markt noch sozial praktisch zumutbar und für die Gesell­
schaft tragbar ist." 
Hier - Herr Suter hat auch darauf hingewiesen - muss ich 
Sie auf das wesentliche Kriterium in Artikel 29 verweisen: 
Ein Rentenanspruch besteht nämlich erst, wenn jemand 
mindestens zu 40 Prozent bleibend erwerbsunfähig ge-
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worden ist oder während eines Jahres ohne wesentlichen 
Unterbruch durchschnittlich mindestens zu 40 Prozent ar­
beitsunfähig war Das ist das zentrale Kriterium, nicht der 
psychische Gesundheitsschaden. Im Übrigen besteht nach 
Artikel 41 IVG ja auch immer die Möglichkeit der Renten­
revision. 
Ich muss Sie aber darauf aufmerksam machen, dass die An­
nahme dieser Antrage auch schwerwiegende Konsequen­
zen fur körperlich Behinderte hätte. Auch ein querschnItt­
gelähmter Rentner oder Teilrentner, der arztliche Hilfe in 
Anspruch nehmen muss und dessen Gesundheitszustand 
dadurch verbessert werden kann, der aber dadurch nicht 
eine grössere Arbeitsfähigkeit erlangen kann, ware betrof­
fen, weil er sich dann gewissermassen zWischen Rente und 
ärztlicher Hilfe - finanziert über die Krankenversicherung -
entscheiden müsste. 
Sie sehen, Herr Borer, es ware sehr sinnvoll, wenn Sie Ihre 
Minderheitsantrage zuruckziehen wurden, weil Sie ja diese 
Diskriminierung nicht wollen Sie versuchen das auch im 
Eventualantrag aufzufangen, aber auch dort haben Sie 
schwerWiegendste Konsequenzen, weil Ihr Minderheitsantrag 
einfach nicht durchdacht ist. 
Ich bitte Sie deshalb, der Mehrheit zu folgen. 

Meyer Therese (C, FR), pour la commlssion: La majonte de 
la commlSSlon, de toutes ses forces, vous demande de reje­
ter ces deux propositions, qu'elle a elle-meme rejetees, par 
12 VOIX contre 5 et avec 2 abstentlons, pour la proposition de 
minorite et par 12 voix contre 6 et avec 2 abstentions pour la 
proposition subsidialre. 
Ces proposItions vlsent au fond a empecher une mise a I'in­
valldlte pour cause de maladie psychique. II est vrai que les 
cas de ce genre ont augmente, mais il s'avere qu'une reelle 
invalidite peut apparaTtre aussi en raison de troubles psychl­
ques. Par exemple, il y ades maladies d'Alzheimer qui frap­
pent des gens de maniere precoce, des gens de 40 ans qui 
ne peuvent plus travailler et qui n'auraient ainsi pas droit a 
I'invalidite parce qu'une therapie est toujours possible et que 
ces gens so nt sOlgnes. 
11 faut aussl savoir qu'iI faudralt presque etre devln pour sa­
voir si une amelioration peut intervenir ou non, et SI I'amello­
ration intervient, comme pour toutes les autres affections, eh 
bien la rente sera reevaluee, eventuellement suppnmee ou 
diminuee. La premiere cause d'lnvalldlte, on I'a dlt, est la 
maladie. 90 pour cent des cas d'invalldlte so nt dus ades 
maladles. Le renforcement du contröle medical prevu dans 
cette loi doit apporter une meilleure reponse que cet ali­
nea 1 bis qui introduirait une discrimination qui serait Ilee aux 
causes de la maladle et qui creerait vraiment une injustice 
vls-a-vls de cas qui ont besoin de ces rentes invalidite pour 
continuer a survivre. 
Je vous demande donc de toutes mes forces de rejeter a la 
fOls la proposition de minorite et la proposition subsidiaire de 
mlnorite. 

Borer Roland (V, SO): Sehr verehrte Frau Kollegin Meyer, 
in Anbetracht des Umstandes, dass ich Sie sonst sehr 
schatze und Ihnen wirklich wohlgesonnen bin, gestatten Sie 
mir doch die Frage: Wie kommen Sie dazu zu behaupten, 
mit diesen Minderheitsantragen wollten wir erreichen, dass 
Personen, die z. B. Alzhelmer haben, die nicht mehr arbei­
ten können, die invalid werden, keine Rente beziehen konn­
ten? Das ist eine Unterstellung, wie ich sie nicht akzeptieren 
kann. Es ist nicht nur ein InterpretationSfehler, es ISt auch 
falsch, was Sie hier sagen. 

Meyer Therese (C, FR), pour la commisslon: Je vous re­
ponds volontiers, Monsieur Borer. Vous dites textuellement: 
«Lalinea 1 er lettre b n'est pas applicable en cas de troubles 
psychiques aussi longtemps qu'une therapie reste POSSI­
ble.» Or, une therapie est possible jusqu' a la mort. On peut 
toujours sOlgner une maladie, meme si elle s'installe et 
qu'elle ne pourra pas etre guene. Donc, la redaction de votre 
proposition amene a ces reflexions. 

Dreifuss Ruth, conseillere federale: Monsieur Borer, je n'ar­
rive pas non plus a lire cet article autrement, dans la mesure 
ou vous parlez tout simplement d'une «therapie possible». 
Vous ne posez meme pas la question de savoir si c'est une 
therapie qui permet, par exemple, dans un temps raisonna­
ble, de recuperer une force de travail, etc.: non, vous parlez 
d'une therapie possible! Or, les malades psychiques, Dieu 
merci! ne so nt pas des personnes que I'on range sans thera­
pie dans une Institution pour s'en debarrasser. Cela, c'est de 
la psychiatrie du passe. Aujourd'hui, on peut offrir aces per­
sonnes une therapie pendant toute leur vie. Alors, est-ce 
qu'elles ont drolt a une rente ou pas? La formulation de la 
proposition de la minorite, teile qu'elle est presentee, semble 
I'exclure 
Ce ne so nt pas vos intentions, je veux bien le croire, mais, 
ICI, nous parions d'un texte tout a falt concret, et ce texte pre­
sente par la minorite ouvre la porte a une exclusion des per­
sonnes atteintes de troubles psychiques aussi longtemps 
qu'elles peuvent recevoir une therapie. En tout cas, je pense 
qU'11 n'y a pas d'erreur dans la traduction de I'allemand vers 
le franyais. 
C'est I'interpretation que Mme Meyer a faite, que je fais et 
que la commission a faite, et cela I'a amenee a rejeter cette 
proposition parce qu'elle est dlscnminatoire, tout cela a ete 
deja dit. Je ne pense pas qu'il y ait un appel a faire en 
dlsant: «Cet article n'est peut-etre pas I'ideal mais lalssons­
le, le Conseil des Etats pourra trouver mieux.» La discusslon 
a ete menee en commission; la commission s'est penchee 
tres longuement et tres soigneusement sur la question 
des maladies psychiques. Le rejet de cette proposition, 
j'en ai ete le temoin, a ete fait en toute connaissance de 
cause. 
Dans la proposition subsidiaire de minonte, on ne parle pas 
d'une «therapie possible», mais de I'«amelioration de I'etat 
de sante» qui ne peut pas etre obtenu. 
Mais ce la est contraire a la definition de ce qu'est I'invalidite. 
Llnvalidite est une forme durable de perte de la capaclte de 
gain; cette capaclte de galn dOlt etre perdue au moins a 
40 pour cent, quelle que soit la cause, psychique, mentale, 
physique ou psychosomatlque. Nous ne pouvons pas imagl­
ner que la possibilite d'une amelioration de cet etat de sante 
dOlve etre exclue avant qu'une rente soit versee. Cette ame­
lioration peut survenlr plus tard, sur la base de progres medi­
caux. Alors, est-ce que cette personne devrait etre privee de 
rente a partlr du moment OU elle commence un tel tralte­
ment? Sur ce plan-la, je crois qU'11 s'agit tout simplement 
d'un malaise face a une evidence. 
Dans le domaine de la rente, I'AI a toujours considere a ega­
lite les differentes sources d'invalidite mentales, psychiques, 
physlques et psychosomatlques. D'ailleurs, ce sont des 
sources qui ne doivent pas etre discriminees selon I'article 
constitutionnel La seule nouveaute que nous apportons en 
relation avec les maladies psychiques legeres, ce n'est pas 
iCI qu'elle doit se faire, c'est avec I'allocation d'assistance. Et 
la, c'est vrai qu'il y a un elargissement par rapport a la prati­
que actuelle. C'est vrai que, dans cet elarglssement, nous 
avons Introdult un seuil - avoir drolt a un quart de rente - qui 
est simplement une aide a determiner le besoin d'assis­
tance. Mais ici, vous souhaltez en fait revenir en arriere par 
rapport a la pratique actuelle. 
C'est la raison pour laquelle la majorite de la commission 
vous invite, avec le Conseil federal, a ne suivre nl la pro­
position de la minorite, ni la proposition subsidialre de mino­
rite. 

Abstimmung - Vote 

Eventuell - A titre pre/iminaire 
Fur den Antrag der Mehrheit .... 118 Stimmen 
Fur den Antrag der Minderheit I ... 38 Stimmen 

Definitiv - Definitivement 
Für den Antrag der Mehrheit .... 116 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit 11 .... 42 Stimmen 

Bulletin offlclel de I' Assemblee federale 
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Art. 31 Abs. 1 
Antrag der Kommission 
.... Elngliederungsmassnahme, die eine Verbesserung der 
Erwerbsfähigkeit .... 

Art. 31 al. 1 
Proposition de la commission 
.... une amelioration de sa capacite .... 

Angenommen - Adopte 

Art. 34; 38 Titel, Abs. 1 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Antrag Jutzet 
Unverändert 

Art. 34; 38 titre, al. 1 
PropositIOn de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Proposition Jutzet 
Inchange 

Jutzet Erwin (S, FR): Ich beantrage Ihnen die Beibehaltung 
der Zusatzrente gemass geltendem Recht. Was Ist die Zu­
satzrente? Sie haben den Text vor sich. Kurz gesagt: Der 
Ehepartner eines vorher erwerbstatigen IV-Rentners erhält 
eine Zusatzrente von 30 Prozent des Rentenbetrages. Ein 
Beispiel' Ein erwerbstätiger Familienvater wird invalid; er er­
halt eine IV-Rente, seine Frau erhält eine Zusatzrente und 
die Kinder eine KInderzusatzrente, sofern die Voraussetzun­
gen dafür erfüllt sind. Die Zusatzrente trägt also dem Um­
stand Rechnung, dass der Familienvater vermehrte Unter­
haltspflichten hat. 
Welches sind die Gründe, die den Bundesrat und die Kom­
mission bewogen haben, die Aufhebung der Zusatzrente zu 
beantragen? Dazu sagt die Botschaft erstens, es sei die 
letzte verbleibende zivilstandsabhängige Leistung in der IV. 
Dieser Umstand stört mich nicht; die Frage ist vielmehr, ob 
eine verheiratete Person - ein Familienvater, eine Familien­
mutter - höhere Lasten zu tragen hat, Ja oder nein. Die Bot­
schaft verweist uns zweitens auf die Ergänzungsleistungen 
In finanziellen Notlagen. Wir sollten meines Erachtens die 
Ergänzungsleistungen nicht überstrapazieren. Die IV ist 
eben eine Versicherung, mit einer Prämienpflicht und Leis­
tungsansprüchen. Diese dLirfen wir nicht auf die Ergän­
zungsleistungen und damit auf die Kantone und Gemeinden 
abschieben. Zudem muss für die Ergänzungsleistungen ein 
neues Gesuch gestellt werden; das ist schwerfällig, aufwen­
dig und zum Tell auch entwürdigend und mit administrativen 
Kosten verbunden. Die Botschaft besagt drittens und vor al­
lem. die Zusatzrente stehe Geburts- und FrLihinvaliden nicht 
zur Verfügung und für die Elnfuhrung der Asslstenzentscha­
digung brauche es Einsparungen und Opfer. 
Wir müssen das Kind beim Namen nennen. Hier geht es um 
eine Umverteilung. Es geht hier nicht um die gleichen Bezü­
ger. Die Assistenzentschädigung betrifft betreuungsbedürf­
tige Behinderte, jene, die heute eine Hilflosenentschädigung 
erhalten. Die Zusatzrente dagegen betrifft die Ehegatten von 
IV-Bezügern, also den Ehepartner. 
Das fuhrt schlussendlich zu einem Leistungsabbau, der sich 
gegen die Familien richtet. Ich nehme ein Beispiel: Ein Versi­
cherter, ein 55-jähriger Bauarbeiter, wird arbeitsunfähig und 
erhalt eine volle IV-Rente, z. B. im Betrage von 1800 Fran­
ken. Die Ehefrau erhält heute 30 Prozent, das heisst zirka 
600 Franken. Das Familienbudget belauft Sich damit auf 
2400 Franken Diese 600 Franken werden im Familienbud­
get fehlen Das kann mit allen unliebsamen Konsequenzen 
zu einer Verarmung führen: Ich Will gar nicht von der Wurde 
reden, sondern nur vom Gang zum Sozial amt und damit von 
der Umverteilung, der Entlastung der IV-Kasse und der Be­
lastung der Gemeinde- und der Kantonskasse. 
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Ich bitte Sie, meinen Antrag zu unterstützen: Sagen wir Nein 
zu dieser doppelten Umverteilung zulasten der Ergänzungs­
leistungen und der Sozialdienste, sagen wir Nein zur Kür­
zung des Familienbudgets von IV-Rentnern. 

Egerszegi-Obrist Christine (R, AG): Ich bitte Sie im Namen 
der FDP-Fraktlon, dem Antrag Jutzet nicht zuzustimmen. Wir 
Sind daran, jedes Element der zivilstandsabhangigen Rente 
umzuwandeln, weil wir die Sozialversicherungen so ausge­
stalten wollen, dass alle Ihren Rentenanspruch haben und 
alle ihre Leistungsberechtigung auch geltend machen kön­
nen. 
Es sind aber nicht nur formale Gründe. Wir haben heute im 
Rahmen der IV ein anderes System. Die Ehefrau, die tat­
sächlich die Betreuung übernimmt, soll eine Assistenzent­
schädigung haben. Die Zusatzrente wird abgelost. Wir alle -
von links bis rechts - sind dafür, dass man diese Umwand­
lung macht, auch wenn sie Geld kosten Wird. Die Zusatz­
rente wird aber abgelöst. Sie wird durch neue Leistungen 
aUfgestockt werden, weil es sinnvoll ist, dass jene, welche 
die Arbeit tatsächlich machen, das Geld auch bekommen. 
Es liegt nicht mehr im Zeitgeist, dass man einfach aus der 
Tatsache heraus, dass man verheiratet ist, eine gewisse 
Leistung einfach so erhält. 
Deshalb bitte ich Sie, den Antrag Jutzet abzulehnen. 

Fasel Hugo (G, FR): Frau Egerszegi, statt in eine lange In­
tervention kann ich das, was ich sagen Will, In folgende Fra­
gen verpacken: 
1. Sind Sie mit mir einverstanden, dass die Streichung der 
Zusatzrente zu einer Kürzung kunftlger Renten führen wird? 
2. Sind Sie auch damit einverstanden, dass die Assistenz­
entschadigung nur in der Globalbetrachtung eine Kompen­
sation ist, während es eigentlich um zwei völlig verschiedene 
Dinge geht, d. h., dass diese Gelder auch vollig anderen 
Personen zugute kommen? 

Egerszegi-Obrist Christlne (R, AG): Die zweite Frage be­
handeln wir im Rahmen der Assistenzentschädigung. 
Zur ersten Frage muss ich Ihnen sagen: Es wird genau 
gleich gehandhabt, wie wir das im Rahmen der 10. AHV-Re­
vision im Grundsatz auch mit der Zusatzrente für Ehefrauen 
gemacht haben, dass nicht der Zivilstand entscheidet, ob 
eine Rente ausgelöst werden soll, sondern die Arbeit, die 
geleistet wird. 

Schwaab Jean Jacques (S, VD): Je vous demanderai de 
soutenlr la proposition Jutzet. La suppression de I'article 34 
actuel de la 101 sur I'assurance-invalidite est presentee 
comme une mesure d'economie, d'un cote, mais aussi 
comme une mesure finalement assez benigne, des lors que 
la rente avait deja ete restreinte, a I'occasion de la 10e revI­
sion de I'AVS, notamment aux personnes qui occupent un 
emploi avant de devenir invalides. Mais je crois que cette 
mesure est plus grave qu'il n'y paraT! et qu'elle est caracte­
ristique d'un processus assez pervers de demantelement de 
notre Etat social, comme nous en avons vu quelques exem­
pies hier, lors de I'examen de la modification de la loi sur 
I'assurance-chomage. J'ai le sentiment que nous revenons a 
une forme de paternalisme d'Etat ou de charite publique, 
plutot qu'a une veritable forme d'assurance qui a ete voulue 
par le legislateur pour I'AI, comme pour I'AVS. 
Le message invoque bien sür le recours aux prestations 
complementaires, mais iI oublie que ces prestations so nt a 
la charge des communes et des cantons, comme I'a rappele 
M. Jutzet tout a I'heure. On oublie aussi que cette mesure 
penalise les revenus les plus faibles une fois de plus, parce 
que ce sont ces revenus-Ia qui ne beneficient pas, en cas 
d'invalidite de celui qui les re~olt, d'une rente de prevoyance 
suffisamment elevee Et quant a I'economie qu'on nous an­
nonce, II me semble qu'elle est en partie illusoire, puisqu'elle 
est reportee sur les rentes complementaires de I'assurance­
accidents et de I'assurance militaire. Alors, c'est vrai que les 
montants ne sont pas les mames, mais il n'empache que ce 
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report cree une inegalite de traitement supplementaire a 
I'egard de ceux qUI ne sont pas affilies soit a I'assurance-ac­
cldents, sOlt a I'assurance militaire, et qui se retrouvent eux 
aussi dans une situation plus dlfflclle, ainsi que leur conjoint. 
Accessoirement, c'est une attelnte aussi a I'institution du 
mariage. Je suis un peu etonne par les propos de Mme 
Egerszegi tout a I'heure, qUI me paraTt faire bien peu de cas 
de cette institution qui existe toujours dans notre droit, me 
semble-t-il. Et me me si on pouvait I'admettre, je CrolS 
qu'alors, il faudrait etre consequent: SI le manage ou I' etat ci­
vII n'a plus d'lncldence sur les rentes, notamment sur I'AVS, 
iI faudrait cesser de limiter a 150 pour cent le drolt a une 
rente de vleillesse pour les couples maries, comme le pre­
voit encore I'articie 35 de la loi. Et il ne faudrait pas simple­
me nt appliquer cette mesure a la rente complementaire, 
comme c'est le cas dans le proJet qu'on nous presente 
Enfin, la mesure me paraT! particul1E3rement prejudiciable 
aux conJoints separes ou dlvorces, notamment lorsque I'in­
valide modeste ne peut plus, du fait de son invalidite, gagner 
sufflsamment pour payer une pension alimentaire. Et la en­
core, on se reporte sur la prevoyance sociale, donc sur les 
cantons, donc sur les communes. 
C'est la derniere raison pour laquelle je vous demande de 
soutenir la proposition Jutzet. 

La presidente (Maury Pasquier Lillane, presldente): Le 
groupe de l'Union democratique du centre et le groupe de­
mocrate-chretien communiquent qu'ils rejettent la proposi­
tion Jutzet. 

Meyer Therese (C, FR), pour la commission: Je vais revenir 
un petit peu en arriere. Avec I'entree en vigueur de la 10e re­
vision de I'AVS, la rente complementaire pour I'epouse avait 
ete suppnmee dans I'AVS. Elle avalt ete malntenue dans I'AI 
et une partie du revenu reallse par un assure mane etalt 
reputee attribuee a I'entretien de I'union conjugale. La dispa­
rition totale ou partielle de cette part du revenu etalt com­
pensee par la rente complementalre. 
Depuis I'entree en vigueur de la 10e revision de I'AVS, la 
rente complementaire de I'AI n'est attribuee qu'aux person­
nes qui exerc;:alent une actlvlte lucrative avant de devenir 
Incapables de travailler. Une part non negligeable de ces 
personnes peut desormais percevoir des prestations de la 
prevoyance professionnelle et le groupe de personnes han­
dicapees qui se trouvent dans la situation financiere la plus 
difficile est celui des personnes invalides de naissance ou 
prematurement invalides qUi n'ont de toute fac;:on pas drolt a 
ces rentes complementaires. Les prestations de la pre­
voyance professionnelle peuvent etre aussi perc;:ues par les 
personnes divorcees actuellement. Donc, gräce aux presta­
tlons complementaires, les beneficiaires de rentes AI ne 
sont pas financierement dans une situation trop difficile. 
La suppression de cette rente n'a pas ete du tout contestee 
par quiconque dans la commission, parce qU'elle fait partie 
d'un nouveau projet avec de nouvelles visees. Ce nouveau 
projet amene en general des ameliorations. Bien sür, cette 
suppression ne peut Intervenir que si I'allocation d'assis­
tance est Introduite dans la version de la commission. En ef­
fet, cette nouvelle prestation va permettre d'aider au cholx 
du mode de vie de la personne handlcapee et I'aide sera 
renforcee si elle vit a la maison. Ainsi, cette nouvelle presta­
tion va aussi alder la familie qui s'occupe directement de la 
personne handicapee. Dans la plupart des cas, elle com­
pensera avantageusement la rente complementaire. 
C'est pour cette raison que la commlsslon n'a pas remis en 
question la suppression de cette rente complementaire et 
qu'elle vous demande de rejeter la proposition Jutzet. 

Oreifuss Ruth, conseillere federale: L:essentiel a ete dit. 
Permettez-mol donc de pari er gros sous - c'est un des ele­
ments essentiels de ce reequillbrage financier de I'AI. La 
suppression de la rente complementaire permet de realiser 
a moyen terme des economies de 244 millions de francs en 
moyenne par annee; a long terme, ces economies devraient 

s' elever a 415 millions de francs. C'est donc effectivement la 
grosse partie de ce reequilibrage. Mme Meyer Therese a dit 
tout le reste. 
Cette suppression n'a pas ete reellement contestee pendant 
la campagne de votation sur la 1 ere partie de la 4e revision 
de I'AI, qui a ete rejetee parce qu'elle n'etait pas complete et 
achevee. La rente complementalre est un reste de presta­
tions qui depend de I'etat civil. Neanmoins, les droits acquls 
so nt garantis, c'est-a-dire que person ne ne perd rien. Nous 
passons en douceur a un nouveau systeme qui impllque un 
sacrifice, mais procure des ameliorations de prestations par 
le bials de I'allocation d'assistance. 
Je vous invite a rejeter la proposition Jutzet. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Kommission .... 92 Stimmen 
Für den Antrag Jutzet .... 58 Stimmen 

La presidente (Maury Pasquler Liliane, presidente): Nous 
traltons malntenant la motion d'ordre Schneider. 

Ordnungsantrag Schneider 
Ich beantrage, die Beratung über das Geschäft 01.015, 
4. IV-Revision, Artikel 42 bis 42quater (0. Die Assistenz­
entschädigung), auf die nächste Session zu verlegen. 

Motion d'ordre Schneider 
L:examen du projet 01.015, 4e revision de I'AI, articles 42 a 
42quater (0. L:allocation d'assistance), est re porte a la pro­
chaine session 

Schneider Johann N. (R, BE): Ich beantrage, die Beratung 
über die Artikel 42 bis Artikel 42quater (0. Die Assistenzent­
schädigung) auf die nächste Session zu verlegen. Die IV ist 
sozialpolitisch eine zu wichtige, aber auch problematische 
und komplexe Sozialversicherung. Finanzpolitisch ist sie 
nach jeder Revision kostspieliger geworden. Auch Bund und 
Kantone spüren das, denn sie zahlen die Hälfte davon. Von 
der 4. IV-Revision sind sehr viele Menschen betroffen. Un­
sere Beschlüsse und Weichenstellungen müssen daher 
wohl abgewogen sein, damit die Finanzierung langfristig si­
chergestellt ISt Dies trifft gerade auf ein neues Konzept wie 
die Assistenzentschädigung zu. Vieles spricht dafür, dass 
wir den Bereich der heutigen Hilflosenentschädigung und 
der Pflegebeiträge etwas ändern, nur dürfen wir dabei an­
dere Ziele nicht aus den Augen verlieren. 
Ein primäres Ziel der 4. IV-Revision war die finanzielle Kon­
solidierung. Es kann nicht einfach zum Mittel der Mehrein­
nahmen gegriffen werden. Es geht bel dieser Revision um 
neue Mehrwertsteuerprozente und damit für die Wirtschaft 
um Milliarden von Franken. Mit der Verdoppelung der 
Ansätze, mit den Mehr- und Minderheitsanträgen zur As­
sistenzentschädigung und zur Ausgestaltung der lebens­
praktischen Begleitung stellt sich die Frage, wie sich diese 
Ausbaupläne mit der primären Zielsetzung der Revision -
und insbesondere - wie sich diese Vorschlage mit dem 
neuen Finanzausgleich vertragen, welche Wirkungen davon 
zu erwarten sind. 
Diese komplexen Fragen konnten In der zur Verfügung ste­
henden Zeit für einen Parlamentarier, der kein Mitglied der 
Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit ist, nicht 
hinreichend abgeklärt werden. Ich nehme an, dass es vielen 
so geht wie mir. Man weiss, dass die Vorlage politisch wichtig 
ist. Aber mit einer Fahne, die über 50 Seiten umfasst - dazu 
kommen noch die Einzelanträge -, die zudem mit vielen Ver­
weisen auf andere Gesetze gespickt ist, kann man als NIcht­
Insider kaum mehr etwas anfangen. Wenn die Fahne dann 
erst noch am Wochenende vor der Session elntrim, hat man 
auch nicht mehr die Zeit, um sich Rat zu holen. Dabei wäre 
es wichtig, die Vor- und Nachteile der Varianten des Bundes­
rates, der Mehrheit und der Minderheiten I und 11 Im Rat ab­
zuwägen. Nur muss man sie vorher kennen und verstehen. 
Die SGK macht es für uns auch nicht einfacher, wurde sie 
sich doch in dieser zentralen Frage auch nicht einig. 
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Ich plädiere daher dafür, dass wir die Einfuhrung der Assi­
stenzentschädigung nicht übers Knie brechen oder einfach 
dem Ständerat als Problemfall zuschieben. Es darf nicht un­
nötig pressiert werden, denn immerhin geht es um eine völ­
lig neu konzipierte Sozialleistung und um ein sehr wichtiges 
Paket zu einem Leistungsausbau. Ich plädiere dafür, dass 
wir genauere Zahlen und Begründungen zu den Mehrheits­
und MInderheitsanträgen bekommen und die Einführung der 
Asslstenzentschadlgung, gut vorbereitet, im neuen Jahr be­
handeln. 
Daher beantrage Ich Ihnen In Analogie zur Chambre de 
reflexion, die bei der Beratung der KVG-Revision den Artikel 
zur Aufhebung des Kontrahlerungszwanges ebenfalls ver­
tagte, die Beratung und Verabschiedung der Artikel 42 bis 
42quater auf die nächste Session zu verschieben. Wir ge­
ben uns so die Gelegenheit, uns umfassende Unterlagen 
und Begründungen zu beschaffen und damit eine fundierte 
und seriöse Diskussion zu ermöglichen. 

Gross Jost (S, TG), für die Kommission: Natürlich konnte 
die Kommission nicht über diesen Ordnungsantrag befin­
den. Aber das Ergebnis wäre wohl ziemlich klar. Er wurde 
abgelehnt, und zwar aus folgenden Gründen: In der Ge­
samtabstimmung hat sich die Kommission einstimmig, mit 
24 zu 0 Stimmen, für dieses Paket ausgesprochen, bel dem 
die AssistenzentSChädigung ein Kernelement ist. Sie haben 
in der Eintretensdebatte gespürt, dass diese Verbindung 
verschiedener Elemente - Sanierung einerseits, Assistenz­
entschädigung als neuer, innovativer Ansatz andererseits -
auch durchaus eine breite Zustimmung erhalten hat. 
Nachdem Sie eine Opfersymmetrie wollen, beispielsweise 
die Zusatzrente mehrheitlich abgelehnt und die Härtefall­
rente aufgehoben haben, muss ich - und das ist, glaube ich, 
auch die Meinung der Kommission - die Situation so inter­
pretieren, dass diese neuen Elemente im Gleichgewicht mit 
den Konsolidierungsschritten stehen müssen. 
Herr Schneider, Sie können doch nicht ein einzelnes Ele­
ment herausbrechen und alle anderen Elemente bestehen 
lassen. Denn auch das Inkrafttreten eines Teils dieses Pa­
ketes würde dazu führen, dass beispielsweise bereits im 
Bereich der Zusatzversicherung oder der Härtefallrente Be­
troffene da wären. Sie können das nicht aufspalten. Sie ge­
winnen damit auch keine Zelt. Die Opfersymmetne war 
wichtig. Inhaltlich war die Assistenzentschädigung der Kern­
bereich, sodass wir die Vorlage aufgrund des Konsenses, 
den wir während der ganzen Debatte gespürt haben, wirk­
lich mit gutem Gewissen behandeln können. 
Herr Schneider, es ist auch nicht so, dass wir nicht aufgrund 
ausreichender Zahlen unsere Überlegungen angestellt und 
die Diskussion geführt hätten. Wir haben darüber ein sehr 
eingehendes Hearing durchgeführt. Die Zahlen sind trans­
parent, und sie sind da. Die einzigen Zahlen, die nicht er­
rechnet werden konnten, sind jene für den Antrag der 
Minderheit Stahl. Denn dort blieben zu viele Elemente offen, 
insbesondere die Frage, was Anrechnung der anderen So­
zialversicherungsleistungen und Selbstbeteiligung des Ver­
sicherten heisst. Aber der Antrag Stahl wurde in der Kom­
mission mit sehr grosser Mehrheit abgelehnt. 
Wir sagen nicht, dass der Ständerat das nicht noch prüfen 
soll und kann. Aber Im Jetzigen Zeitpunkt der Beratung sind 
die Zahlen, mit Ausnahme derjenigen betreffend den Antrag 
der Minderheit Stahl, der einfach zu wenig präzis daher­
kommt, transparent. Der Ständerat hat die Möglichkeit, dar­
über zu befinden. Wir sind der Erstrat. Der Ständerat kann 
alle weiteren inhaltlichen Ausnchtungen noch prüfen. Er 
kann auch noch Korrekturen anbringen, dann kommt das 
Geschaft zurück In unseren Rat. 
Ich beantrage Ihnen die Ablehnung dieses Ordnungsantra­
ges. 

Meyer Therese (C, FR), pour la commission: Au nom de la 
commission, je vous demande avec vehemence de rejeter la 
motion d'ordre Schneider. 
L.:introduction de I'allocation d'assistance est le point central 
de cette 4e revision de I'AI. Le departement a longuement 
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etudie le probleme avec les personnes concernees. La com­
mission a axe I'essentiel de son travail sur cette question et 
elle vous apportera beaucoup d'elements pour que vous 
puissiez prendre vos decisions. 
Je rappelle que cette allocation d'assistance, liee a la sup­
pression de la rente complementaire, suppression qu'il se­
ralt Impossible de soutenir si on ne pouvait pas introduire 
cette allocation d'assistance, doit amener de substantielles 
economies. A moyen terme, II s'agit de 232 millions de 
francs. M. Schneider a deja falt une proposition de rejet, 
meme avant le debat, et Je dois dire que cela m'a choquee. 
La comparaison avec la LAMal ne peut se faire, parce que la 
suppression de I'obllgation de contracter, je vous le rappelle, 
ne figurait pas dans le message du Conseil federal. Elle est 
arrivee apres coup par le biais de la commission. C'est donc 
une situation tout a fait differente. 
Je vous engage vraiment a rejeter cette motion d'ordre, pour 
qu'on puisse examiner le projet dans son ensemble, puisque 
nous en sommes au point central, soit I'introduction de I'allo­
cation d'assistance. 

Abstimmung - Vote 
Für den Ordnungsantrag Schneider .... 50 Stimmen 
Dagegen .... 90 Stimmen 

Die Beratung dieses Geschäftes wird unterbrochen 
Le debat sur cet objet est mterrompu 

Schluss der Sitzung um 13.00 Uhr 
La seance est levee a 13 h 00 
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4. IV-Revision 
4e revision de I' AI 

Fortsetzung - Suite 
Botschaft des Bundesrates 21 0201 (BBI 2001 3205) 
Message du Conseil federal 21.02.01 (FF 2001 3045) 

NatlonalraVConsel1 national 13 12.01 (Erstrat - Premier Conseil) 

NatlonalraVConsel1 national 13.12 01 (Fortsetzung - Suite) 

1. Bundesgesetz über die Invalidenversicherung 
1. Loi federale sur I'assurance-invalidite 

Art. 41 Abs. 2 
Antrag der Kommission 
Bel einer Verminderung des Invaliditätsgrades ist in Abwei­
chung von Artikel 17 Absatz 1 ATSG die bisher ausgerich­
tete Rente während eines Jahres seit Eintritt der Vermin­
derung nur um vier Fünftel der Herabsetzung zu kürzen. 

Antrag Zäch 
Bei einer Verminderung des Invaliditätsgrades ist in Abwei­
chung von Artikel 17 Absatz 1 ATSG die bisher ausgerich­
tete Rente nach Ablauf einer KarenzfrIst von drei Monaten 
seit der Verminderung weitere neun Monate nur um einen 
Fünftel herabzusetzen. 

Art. 41 al. 2 
Proposition de la commlssion 
SI le degre d'invalidite diminue, la rente versee jusque-Ia 
n'est reduite, en derogation a I'artlcle 17 alinea 1 er LPGA, 
que de quatre clnquiemes de la reduction durant une annee 
a compter de la diminution du degre d'invalidlte. 

Proposition Zach 
Si le degre d'invalidite diminue, la rente versee precedem­
ment n'est reduite, en derogation a I'artlcle 17 alinea 1 er 
LPGA, que d'un clnquleme durant les neuf mOls sUlvant un 
delal de carence de trois mois a compter du moment de la 
diminution du degre d'invalldlte. 

Zäch Guido (C, AG): In Absprache mit den beiden Kommis­
sionssprechern mochte ich Ihnen mit meinem Antrag eine 
Formulierung des Artikels 41 beliebt machen, die dem ein­
stimmigen Willen der Kommission besser entspricht. Es war 
Immer die Absicht und das Ziel, die Kurzung der Rente wäh­
rend eines Jahres zu verringern, um die Wiederaufnahme ei­
ner Berufstatlgkeit zu fördern. Wer sich wirksam für den 
Grundsatz «Wiedereingliederung vor Rente» einsetzen will, 
muss die WIedereingliederung attraktiv gestalten. Zumindest 
soll gewährleistet werden, dass niemand für seinen Wieder­
eingliederungswillen Nachteile finanzieller Art erleiden 
muss. 
Mein Antrag geht in diese Richtung. Wir wollen die Wieder­
eingliederung auch von Menschen unterstutzen, deren Eln­
gliederungsmassnahmen vorerst abgeschlossen sind und 
die bereits eine Rente erhalten. Auch diese Personen haben 
Anrecht auf neue Perspektiven und Mogllchkeiten. Weder 
eine Teilrente noch eine Vollrente sollte für immer ausbe-

zahlt werden müssen. Insbesondere für Rentenempfänger 
ist es wichtig, ihren Möglichkeiten entsprechend wieder ver­
mehrt mitzuarbeiten und dabei zu sein. Es ist nicht richtig, 
Rentenbezuger für jede Verbesserung ihrer Erwerbsfahigkeit 
umgehend mit einer Kürzung der Rente zu bestrafen. Letzt­
lich ist es genau diese Regelung betreffend Rentenkürzung, 
die für die Betroffenen ein zu grosses Risiko bedeutet. Der 
Ausbruch aus diesem Dilemma muss uns etwas wert sein. 
Wenn ein Rentenbezüger welSS, dass er fur seine Anstren­
gung und seinen Mut während eines Jahres keine volle Ver­
minderung seiner Rente In Kauf nehmen muss, Wird er eher 
den Mut aufbringen, einen erneuten Wiedereingliederungs­
versuch zu starten. Heute lösen einige hundert Franken ei­
genes Arbeitseinkommen oft eine Rentenkürzung aus, die 
grosser ist als das selber erarbeitete Einkommen. Dieser 
Mechanismus ist mit der in meinem Antrag vorgeschlagenen 
verzögerten Kürzung der Rente ausgeschaltet. 
Ich bitte Sie eindringlich, meinen Antrag zu unterstutzen. 

Gutzwiller Felix (R, ZH): Die Situation bel Artikel 41 ist wirk­
lich etwas verwirrlich, weil Sie ja eine Formulierung auf der 
Fahne haben, dann einen korrigierten Kommissionsantrag 
ausgeteilt bekommen haben und nun eine dritte Variante mit 
dem Antrag Zäch vorliegt. Ich möchte kurz versuchen, Ihnen 
das Ganze nochmals näher zu bringen - mit der Schlussfol­
gerung, dass wir uns jetzt dem Antrag Zach in der neuen 
Formulierung anschliessen, weil er der Intention der Kom­
mission entspricht, die in den vorigen Formulierungen wohl 
nicht ganz zum Ausdruck gekommen ist. 
Worum geht es? Ganz kurz gesagt geht es darum, dass mit 
einer Rentenverminderung Anreize für eine Wiedereinglie­
derung ins Erwerbsleben geschaffen werden sollen. Heute 
ISt die Situation ja so, dass im Regelfall bis zu drei Monate fi­
nanziert werden. Gemass Antrag Zäch soll nach diesen drei 
Monaten neu während weiteren neun Monaten, also bis zu 
einem Jahr und nicht darüber, die Rente zu 80 Prozent, also 
vier Fünfteln, weiter ausgezahlt werden können, wenn eine 
solche Integration stattfindet. Es soll also ein Anreiz ge­
schaffen werden, die WIedereingliederung auch wirklich zu 
versuchen. Wir stimmen diesem Anreiz zu. 
Man muss allerdings sagen: Es ist hier mit weiteren Kosten­
folgen zu rechnen - Grössenordnung: 18 Millionen Franken. 
Wir gehen aber davon aus, dass dieses Geld gut eingesetzt 
ist, wenn es in der Tat dazu beiträgt, die Reintegration am 
Arbeitsplatz zu erreichen. Wir waren jedoch ausserordent­
lich froh, wenn man auch der Frage nachginge, ob sich die­
ser Anreiz wie gewünscht aUSWirkt. Es ist ja vorgesehen, 
dass im Rahmen der Invalidenversicherung eine Reihe von 
Evaluationsstudien durchgefuhrt wird. Sinnvollerweise sollte 
dabei die Frage «Wirkt dieser Anreiz auch in der gewünsch­
ten Richtung?» gelegentlich uberprüft werden. 
Mit diesem Wunsch waren wir bereit, uns dem Antrag Zäch 
In der jetzigen Formulierung anzuschliessen. 

La presidente (Maury Pasquier Liliane, presidente)' Le 
groupe soclaliste communique qu'il soutient la proposition 
Zäch. 

Hassler Hansjorg (V, GR): Der Antrag Zäch wurde bereits in 
der Kommission diskutiert. Meines Erachtens wurde er Im 
Sinne der jetzt vorliegenden Fassung von der Kommission 
auch verabschiedet. Die Fassung, die Sie auf der Fahne ha­
ben, enthält meiner Meinung nach einen redaktionellen Feh­
ler: Es he isst dort, dass die Rente «um vier Fünftel" statt 
«auf vier Fünftel» reduziert werden soll. Der Antrag fordert 
ganz klar die Motivation der invaliden Personen für die Wie­
dereIngliederung ins Erwerbsleben. Die Umsetzung des An­
trages Zäch ist zwar mit Kosten verbunden - zuerst einmal 
etwa 18 Millionen Franken. Wir hatten damals in der Kom­
mission mit weniger gerechnet. Aber diese 18 Millionen 
Franken sind gut investiert und tragen massgeblich zur Wie­
dereingliederung von invaliden Personen und damit auch zur 
Verhinderung von Renten bei. Dadurch wird sich der Antrag 
mittelfristig auch finanziell auszahlen 
Daher unterstutzt die SVP-Fraktion den Antrag Zäch. 
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La presidente (Maury Pasquier Liliane, presidente): Le 
groupe liberal communique qU'11 soutient egalement la pro­
position Zäch. 

Grass Jost (S, TG), für die Kommission: Wir haben in der Tat 
eine etwas verwirrliche Situation. Auch die Präzislerung, die 
dann nachtraglich auf der Fahne zum Antrag der Vierfünftel­
kürzung geführt hat, entspricht nicht dem Willen der Kom­
mission, bnngt auch nicht das effektive Ergebnis zum Aus­
druck. Denn da ISt ja die Rede von einem Fünftel der 
Herabsetzung. Das würde heissen, wenn eine ganze auf 
eine halbe Rente herabgesetzt würde, dass sie um 10 Pro­
zent gekürzt würde, während ein Fünftel einer Voll rente 
20 Prozent wäre. Wir haben eine Patt-Situation. 
Deshalb ist es nchtig, dass Herr Zach das in der Praxis un­
bestrittene Element, dass erst nach einer Karenzzeit von 
drei Monaten zur Kürzung geschntten wird, zusätzlich In ei­
nem Einzelantrag eingebracht hat. Es ist richtig, dass wir 
durch den - bereits von den Vorrednern betonten - WIeder­
eingliederungsanreiz mit einem gestaffelten Übergang der 
Kürzung hier langfristig wirklich nicht nur zusatzllches Geld 
ausgeben, sondern auch eine bessere Kostenlenkung errei­
chen. 
Der ursprüngliche Antrag Zäch war in der Kommission unbe­
stntten. Er wurde mit 21 zu 0 Stimmen gutgeheissen. Ich 
glaube, wir haben jetzt dieses Element - zusammen mit 
dem Praxiselement der dreimonatigen Karenzzeit - wirklich 
auf eine gute Art und Weise im Gesetz verankert. Ohne 
dass der Antrag Zach in dieser Form In der Kommission ex­
plizit besprochen worden wäre, glaube ich, dass er sicher 
auch der Auffassung der Kommission entspricht. 

Meyer Therese (C, FR), pour la commission: Effectlvement, 
la redaction de I'article 41 que vous avez lu dans le depliant 
ne correspond ni a la volonte de I'auteur de la proposition ni, 
au fond, a celle de la commission. Par contre, la propOSition 
Zach - M. Zäch etalt d'ailleurs aussi I'auteur de la prece­
dente proposition qUI avait eM mal concretisee - correspond 
a sa volonte et elle veut, par une reglementation assouplle, 
encourager les personnes a tenter une reintegration, sans 
avoir le souci de sortlr trop vite du drolt a la rente. Actuelle­
ment, trols mois apres I'entree en force de la decislon, la re­
duction ou la suppression intervlent. Le nouveau systeme, 
fonde sur une observation de cas vacus, va faciliter la reinte­
gration et eventuellement la sortie complete du systeme AI 
avec un petit investissement au depart, mais tres certaine­
ment des economies par la suite. 
Je vous demande donc, au nom de la commission, de soute­
nir la proposition Zach. 

Dreifuss Ruth, conseillere federale: En commlSSlon, j'ai re­
commande le rejet de la formulation initiale de cette proposi­
tion, parce qu' a force d'ajouter 18 millions de francs ici, 
6 mililons de francs la, I'objectif de I'equilibre financier 
s'elolgne peu a peu. Le Conseil federal estime egalement 
que la pratlque actuelle, qui est de respecter le delai de ca­
rence, ne correspond qu'aux situations OU, a cause de I'etat 
de sante, la capaclte de travail est encore labile, oü on peut 
penser qU'11 pourrait y avoir rechute, que cette amelioration 
n'est pas definitive. Lorsque I'amelioratlon est reelle et defi­
nitive, nous renonyons a ce delai de carence, ce qui para1t 
justifi9 au vu des objectlfs de I'assurance-Invalldlte. Dans ce 
sens-la, Je ne peux que repeter ICI que le Conseil federal 
vous inclte a plus de prudence dans les petltes ameliora­
tions ponctuelles dont on ne sait pas si I'effet incitatif est 
reel. 
Ceci etant dit, je reconnais que la nouvelle formulation con­
tenue dans la proposItion Zäch est meilleure que les premie­
res tentatives et que I'on commence a voir plus clairement le 
calcul de ce cinquieme, de ces 20 pour cent qui devralent 
etre deduits dans un premier temps. 
Fondamentalement, le Conseil federal ne peut pas soutenir 
cette proposition. Cela etant, la derniere formulation est la 
plus proche du projet du Conseil federal et la plus clalre pos-
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sible; elle devra certainement, si le Conseil des Etats devait 
adherer a votre decislon, encore etre amelioree. 

La presidente (Maury Pasquier Liliane, presidente): Le Con­
seil federal en reste a sa position initiale. La commisslon 
s'est ralilee a la proposition Zäch. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag Zach .... 121 Stimmen 
Für den Antrag des Bundesrates .... 2 Stimmen 

Art. 42 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs. 1bls 
Es ist zu unterscheiden zwischen einem hohen, einem mitt­
leren und einem geringen Assistenzbedarf. 

Abs.2 
MehrheIt 
Ein Bedarf an persönlicher Assistenz liegt ebenfalls vor, 
wenn eine Person wegen der Beeintrachtigung der Gesund­
heit zu Hause lebt und dauernd auf lebenspraktische 
Begleitung angewiesen ist. Ist nur die psychische Gesund­
heit beeinträchtigt, so muss mindestens ein Anspruch auf 
eine Viertelsrente gegeben sein. Ist eine Person lediglich auf 
lebenspraktische Begleitung angewiesen, so liegt immer 
ein geringer AssIstenzbedarf vor. Vorbehalten bleibt Arti­
kel 42bls Absatz 5. 
Minderheit I 
(Egerszegi, Borer, Bortoluzzi, Dunant, Fattebert, Gutzwiller, 
Stahl, Triponez, Tschuppert, Widrig) 
Anspruch auf eine Assistenzentschädigung hat, wer wegen 
der Invalidität für die alltäglichen Lebensverrichtungen 
dauernd der Hilfe Dntter oder der persönlichen Überwa­
chung bedarf. 
Minderheit " 
(Stahl, Borer, Bortoluzzi, Dunant, Fattebert) 
.... angewiesen ist. Die Assistenzentschadigung setzt sich 
zusammen aus einer Grundpauschale und einem personen­
gebundenen Budget. Es ist zu unterscheiden zwischen ei­
nem hohen, einem mittleren und einem geringen AssIstenz­
bedarf .... 

Abs.3-5 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 42 
PropOSItIOn de la commlsslon 
AI. 1 
Adherer au proJet du Conseil fedaral 
AI.1bis 
On dlstingue entre un besoin d'asslstance etendu, moyen et 
limite. 

AI. 2 
Majorite 
Est consideree comme ayant besoin d'une assistance per­
sonnelle la personne qui, en raison d'une atteinte a la sante, 
Vlt chez elle et a durablement besoln d'un accompagnement 
lui permettant de faire face aux necessites de la vie. Si une 
personne souffre uniquement d'une atteinte a sa sante psy­
chique, elle doit au moins avoir droit a un quart de rente. Si 
une personne a uniquement besoin d'un accompagnement 
pour faire face aux necessites de la vie, il s'aglt d'un besoln 
d'assistance limite. L.:article 42bis alinea 5 est reserve. 
Minorite I 
(Egerszegi, Borer, Bortoluzzi, Dunant, Fattebert, Gutzwiller, 
Stahl, Triponez, Tschuppert, Widrig) 
A droit a une allocation d'assistance I'assure qui, en raison 
de son invalidite, a besoin de fayon permanente de I'aide 
d'autrui ou d'une surveillance personnelle pour accomplir les 
actes ordlnaires de la vie. 
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Minorite " 
(Stahl, Borer, Bortoluzzi, Dunant, Fattebert) 
.... aux necessites de la vie L:allocation d'assistance se 
compose d'un forfait de base et d'un budget individualise 
On distingue un besoin d'assistance etendu, un besoin d'as­
sistance moyen et un besoin d'assistance limite. 

AI. 3-5 
Adherer au projet du Conseil federal 

Art. 42ter 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Abs. 1 
Massgebend für die Höhe der AssIstenzentschädigung ist 
der persönliche Assistenzbedarf. Der AssIstenzbedarf wird 
bei allen Anspruchsberechtigten in funktioneller und zeitli­
cher Hinsicht einheitlich abgeklärt. Die Assistenzentschädi­
gung wird personenbezogen ausgerichtet und soll die Wahl­
freiheit in den zentralen Lebensbereichen erleichtern. Die 
monatliche Entschädigung beträgt ... 
Abs. 2, 3 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs.4 
Ablehnung des Antrages der Minderheit I 

Minderheit I 
(Stahl, Borer, BortoluZZl, Dunant, Fattebert) 
Abs.1 
Massgebend für die Hohe der Assistenzentschädigung ist 
der persönliche Assistenzbedarf. Dieser wird aufgrund einer 
Bedarfsabklärung in funktioneller und zeitlicher Hinsicht fest­
gelegt. Der Bedarfsabklarung unterliegen auch stationär und 
teilstationär untergebrachte Versicherte. Die Entschädigung 
berechnet sich pro Tag und wird monatlich ausgerichtet. 
Abs.2 
Die Grundpauschale wird an alle Versicherten, die persönli­
cher Assistenz gemass Artikel 42 Absatz 1 bedürfen, ausge­
richtet. Sie betragt bel hohem Assistenzbedarf 80 Prozent, 
bei mittlerem AssIstenzbedarf 50 Prozent und bei geringem 
Assistenzbedarf 20 Prozent des Mindestbetrages der einfa­
chen Altersrente 
Abs 3 
Versicherte, die sich nicht In einem Heim aufhalten, haben 
Anspruch auf das personengebundene Budget. Dieses wird 
den Versicherten entsprechend ihres in der Bedarfsabklä­
rung festgelegten persönlichen AssIstenzbedarfes ausge­
richtet. Es beträgt im Maximum das Zehnfache der Grund­
pauschale. Leistungen anderer Sozialversicherungen und 
Leistungen der öffentlichen Hand werden angerechnet. 
Abs.4 
Die Versicherten beteiligen sich im Rahmen ihrer wirtschaft­
lichen Verhältnisse an den Kosten. Sie mussen die aufge­
wendeten Auslagen der Versicherung auf Verlangen jeder­
zeit offen legen. 

Minderheit " 
(Baumann Stephanie, Gross Jost, Hubmann, Maury Pas­
quier, Rechsteiner-Basel, Rossini) 
Abs. 1 
Massgebend fur die Hohe der Assistenzentschädigung ist 
der persbnliche AssIstenzbedarf in allen Lebensbereichen, 
wie Selbstsorge, Haushaltsführung und gesellschaftliche 
Teilhabe. Die monatliche ... 

Antrag Graf 
Abs. 1 
.... erleichtern. Die monatliche Entschädigung beträgt bei 
hohem Assistenzbedarf 100 Prozent, bei mittlerem Assis­
tenzbedarf 60 Prozent und bei geringem AssIstenzbedarf 
25 Prozent des Höchstbetrages der Altersrente nach Arti­
kel 34 Absätze 3 und 5 AHVG Die Entschadlgung .. 

Antrag Suter 
Abs.3 
.... in einem Heim. Der Intensivpflegezuschlag beträgt bei ei­
nem invaliditätsbedingten Betreuungsaufwand von mindes­
tens 8 Stunden pro Tag 60 Prozent, bei einem solchen von 
mindestens 6 Stunden pro Tag 40 Prozent und bei einem 
solchen von mindestens 4 Stunden pro Tag 20 Prozent des 
Höchstbetrages der Altersrente .... 

Art. 42ter 
Proposition de la commission 
Majorite 
AI. 1 
Est determinant, pour fixer le montant de I'allocatlon d'assis­
tance, le besoln d'assistance personnel. Tous les ayants 
droit font I'objet d'un examen des besoins du point de vue 
tant de la duree que des elements fonctionnels. L.:allocation 
d'assistance est versee individuellement et doit faciliter les 
choix dans les domaines centraux de la vie. L.:allocation 
mensuelle se monte .... 
AI. 2, 3 
Adherer au projet du Conseil federal 
AI. 4 
Rejeter la proposition de la mlnorite I 

Minorite I 
(Stahl, Borer, Bortoluzzi, Dunant, Fattebert) 
AI. 1 
Est determinant pour fixer le montant de I'allocatlon d'assis­
tance le besoin d'assistance personnel. Ce dernier est fixe 
sur la base d'un examen du besoin tant du point de vue 
fonctlonnel que de la duree. Sont egalement soumls EI I'exa­
men du besoin les assures hospitallses ou sejournant en cli­
nique. L.:allocation se calcule par jour et est versee chaque 
mois. 
AI. 2 
Le forfait de base est verse EI tous les assures requerant une 
assistance personnelle au sens de I'article 42 alinea 1 er. II 
se monte, en cas de besoin d'assistance etendu, EI 80 pour 
cent, en cas de besoin moyen, EI 50 pour cent, et en cas de 
besoin limite, EI 20 pour cent du montant minimum de la 
rente de vieillesse simple. 
AI. 3 
Les assures qUI ne sejournent pas dans un home ont drolt 
au budget individualise. Celui-ci est verse aux assures en 
fonction du besoln personnel d'assistance resultant de I'exa­
men de leurs besoins. 11 s'eleve au maximum EI dix fois le for­
fait de base. Les prestations versees par d'autres assuran­
ces sociales et celles des pouvoirs publics so nt imputees. 
AI. 4 
Les assures participent aux frais dans la limite de leur situa­
tion economique. Ils dOlvent pouvoir EI tout moment, sur de­
mande, presenter EI I'assurance les depenses effectuees. 

Minorite" 
(Bau mann Stephanle, Gross Jost, Hubmann, Maury Pas­
quier, Rechsteiner-Basel, Rossinl) 
AI. 1 
Est determinant, pour fixer le montant de I'allocation d'assis­
tance, le besoin d'asslstance dans tous les domaines de la 
vie, comme les soins personneis, le menage et la vie so­
ciale. L.:allocation mensuelle se monte .... 

Proposition Graf 
AI. 1 
.... de la vie. L.:allocation mensuelle se monte, en cas de be­
soin d'assistance etendu, EI 100 pour cent du montant maxi­
mum de la rente de vieillesse prevu EI I'article 34 alineas 3 et 
5 LAVS; elle se monte, en cas de besoln d'assistance 
moyen, EI 60 pour cent de ce montant et EI 25 pour cent du 
meme montant en cas de besoln d'assistance limite. L.:allo­
cation .... 
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ProposItIon Suter 
AI. 3 
.... dans un home. Le montant mensuel du supplement 
S'eIElVe, lorsque le besoin en soins dü a I'invalidite est de 
8 heures par jour au moins, a 60 pour cent du montant 
maximum de la rente vieillesse au sens de I'article 34 ali­
neas 3 et 5 LAVS, lorsque ce besoin est de 6 heures par jour 
au moins, a 40 pour cent du montant maximum de la rente 
vieillesse, et a 20 pour cent du meme montant ... 

Egerszegi-Obrist Christine (R, AG): Im Namen der Kom­
missionsminderheit I bei Artikel 42 bitte Ich Sie, die Asslsten­
zentschadigung bel dieser Revision dort einzusetzen, wo wir 
heute bereits Leistungen haben, das heisst anstelle der Hilf­
losenentschädigung, anstelle der Pflegebeiträge für hilflose 
Minderjährige und anstelle des Hauspflegebeitrages. 
Wir unterstützen das Ziel, dass die behinderten Menschen 
so selbstständig wie möglich ihr Leben gestalten können. 
Wir wenden uns aber gegen eine Ausweitung auf den vorge­
schlagenen neuen Bereich 3 der zuhause lebenden, psy­
chisch und leicht geistig behinderten Erwachsenen - weil 
damit Ungerechtlgkelten geschaffen werden; weil eine sol­
che lebenspraktische Begleitung zwar in Einzelfällen richtig 
sein kann, aber das pnontare Ziel der IV, Eingliederung vor 
Rente, nicht erfüllt; weil die finanZiellen Konsequenzen un­
absehbar sind und vor allem weil damit bereits bestehende 
Hilfen konkurrenziert oder überflüssig gemacht werden. 
Die vorgeschlagene lebenspraktische Begleitung geht bei 
weitem über den Kreis der heute anspruchsberechtigten 
Personen hinaus. Es gibt heute Rentenleistungen, wenn der 
Assistenzbedarf durch einen Gesundheitsschaden bedingt 
ist und/oder wenn jemand aus physischen oder psychischen 
Gründen die alltäglichen Lebensverrichtungen nicht aus ei­
genen Kraften bewaltlgen kann. Die Gerichtspraxis ergibt 
eine genaue Aufzählung der zentralen Funktionen, deren 
Fehlen eine Leistung auslösen kann, und zwar einzeln, nicht 
kumulativ Es sind dies An- und Auskleiden, Aufstehen, Ab­
liegen, Nahrungsaufnahme, Körperpflege, TOilette, Fortbe­
wegung, aber auch Kontaktaufnahme mit der Umwelt 
Diese Voraussetzungen werden nun ergänzt. Es heisst im 
Antrag der Mehrheit. «Ein Bedarf an persönlicher Assistenz 
liegt ebenfalls vor, wenn eine Person .... dauernd auf lebens­
praktische Begleitung angewiesen ist." Was da genau er­
gänzt wird, ist ungewiss. Es ist uns gesagt worden, dass das 
Gegenstand der entsprechenden Verordnung sei. Trotz der 
noch vagen Vorstellungen konnte die Verwaltung diesen Be­
reich Jedoch genau mit 56 Millionen Franken budgetieren. 
Das wirft grosse Fragen auf und erinnert uns an die Budge­
tierung der Spitex- oder Pflegebeiträge in der Botschaft zum 
KVG. 
Es werden mit dieser Ausweitung aber auch Ungerechtlgkel­
ten geschaffen - Ungerechtigkeiten gegenüber den Men­
schen mit gleichen psychischen oder geistigen Symptomen 
Im AHV-Alter, etwa gegenüber den vielen Alzheimer-Patien­
ten. Wer vor dem Erreichen des Rentenalters eine Assisten­
zentschädigung für psychische und leichte geistige Leiden 
erhält, wird denselben Betrag auch weiter beziehen können, 
während altersdemente Patienten beim selben Krankheits­
grad keine oder viel geringere Leistungen erhalten. 
Es gibt aber auch Ungerechtigkeiten gegenüber den 
schwerstbehinderten Menschen, wie wir sie bei GUido Zach 
in Nottwil angetroffen haben. Dort führen alle Therapien ge­
zielt dazu, dass die Betroffenen so wenig Dntthilfe wie mög­
lich beanspruchen müssen. Statt Pflege rund um die Uhr 
braucht es dann nur noch Pflege für etwa fünf oder sechs 
Stunden. Die Assistenzentschädigung ist eine einheitliche 
Leistungskategorie, und somit wird die IntensIvpflegestunde 
gleich abgegolten wie die lebenspraktische Begleitung für 
den Gang zum Steueramt oder zum Arzt. 
Ausserdem gibt es Ungerechtigkelten gegenüber den un­
zähligen freiwilligen Helferinnen und Helfern, die sich über 
gemeinnützige Institutionen In den Gemeinden, Kirchge­
meinden und Nachbarschaften für solch lebenspraktische 
Begleitungen und für die Teilhabe Kranker, Behinderter und 
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Betagter am Leben in der Gemeinschaft einsetzen. Es ist 
auch eine Selbstverstandllchkeit, dass man sich innerhalb 
der Familie gegenseitig unterstützt. Die gegenseitige mit­
menschliche Verantwortung, der Dienst am Mitmenschen, 
darf nicht einfach formuliert und an den Staat bzw. an die 
Sozialversicherung delegiert werden. 
Dieser neue Leistungsanspruch der lebenspraktischen Be­
gleitung steht doch auch in Konkurrenz zur staatlichen Sozi­
alhilfe. Dort haben wir konkret den Auftrag, Hilfe zur Selbst­
hilfe zu leisten, zusammen mit den Sozialarbeitern, mit der 
Amtsvormundschaft, der Caritas, der Pro Infirmis und der 
Pro Senectute. WIedereingliederung vor Rente, das ist der 
Grundsatz unserer IV. Die lebenspraktische Begleitung geht 
uns im Vergleich mit diesem Ziel zu welt, vor allem auch des­
halb, weil in dieser Revision die bisherigen Leistungen finan­
ziell gesichert und nur stossende Lücken geschlossen wer­
den sollen. Ergänzungen, die in Bezug auf Ansprüche wie 
Kosten nicht genau absehbar sind, haben hier noch keinen 
Platz. Der Spielraum für einen Ausbau ist klein, hat Marc Su­
ter heute Morgen in seinem Eintretensvotum gesagt; er hat 
angefuhrt, dass viele Wünsche von Behindertenkreisen halt 
noch nicht realisiert werden können. 
Demzufolge bitte ich Sie, hier die Minderheit I zu unterstut­
zen und auf die Ergänzung mit der lebenspraktischen Be­
gleitung zu verzichten. 

Stahl Jürg (V, ZH): Die Einführung der Assistenzentschadi­
gung ist eines der Hauptziele der vierten IV-Revision. Auch 
ich befürworte die Assistenzentschädigung. Ich bin über­
zeugt, dass mit einer intelligenten, auf Individualität aufge­
bauten Lösung einem lang ersehnten Bedürfnis entsprochen 
werden kann. Die vom Bundesrat nun vorgeschlagene Lö­
sung, die von der Kommission wesentlich verbessert worden 
ISt, beurteile ich aber nach wie vor als unbefriedigend. Es ist 
eigentlich In der Konsequenz keine wirklich echte, innovative 
und zukunftsorientierte Lösung. 
Aus dieser Überzeugung und mit der Absicht, Hand zu bie­
ten, habe ich in der Kommission zugegebenermassen kurz­
fristig einen Antrag als Gesamtpaket eingereicht. Meine 
Anträge zu Artikel 42 Absatz 2 und zu Artikel 42ter Ab­
satze 1 bis 4 entsprechen einer Versicherungslösung für die 
Betroffenen. Basis dafür ist auf der einen Seite eine Grund­
pauschale, welche in der Höhe der heutigen HIlflosenent­
schädigung entspricht, und auf der anderen Seite - und das 
ist neu oder eben anders an diesem System - ein personen­
bezogenes Budget, welches gegen oben begrenzt ist. Bei­
des beruht - und das ist ein wesentlicher Punkt, dem die 
Kommission auch zustimmen konnte - auf einer einheitli­
chen Bedarfsabklärung. Im Vorfeld dieser IV-Debatte hat 
mein Vorschlag nun offenbar für einige Unruhe gesorgt. Viel­
leicht nicht nur, weil er kurzfristig kam, sondern vielleicht 
gerade deshalb, weil mein Antrag den Menschen In den 
Vordergrund stellt und nicht die Struktur oder den Apparat. 
Ich mochte Ihnen deshalb die Vorteile meiner Losung darle­
gen und versuchen, die vorhandenen Vorurteile und Ängste 
abzubauen. 
Wenn Sie meinem Antrag zustimmen, dann tun Sie drei we­
sentliche Dinge: 
1. Sie ermöglichen eine Rechts- und Chancengleichheit 
Das heisst, Sie räumen Ungerechtlgkeiten aus, die bisher 
vorhanden waren, aber auch solche, die mit der bundesrätli­
chen Fassung weiterhin bestehen bleiben. Das helsst, unab­
hängig vom Schweregrad der Behinderung, von Alter, von 
Behinderungsart, aber auch vom Aufenthaltsort sind behin­
derte Menschen vor der IV gleich. 
2. Sie sagen Ja zu einer flexiblen, einer indiViduellen Versi­
cherungslösung, welche vom Glesskannenprinzip weg­
kommt. 
3. Sie ermöglichen den behinderten Menschen die Wahlfrei­
heit. In der Eintretensdebatte wurde praktisch von Jedem 
Fraktionssprecher auf diese Wahlfreiheit, auf diese Selbst­
bestimmung hingewiesen. Wenn Sie meinem Antrag zustim­
men, können Sie einen wesentlichen Beitrag zu dieser 
Wahlfreiheit leisten. Wir geben somit behinderten Menschen 
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die Freiheit, zu Hause zu leben oder sich in einer Institution 
pflegen zu lassen oder aufzuhalten. Es geht mir also nicht 
darum - das ist wesentlich -, die Institutionen und den Auf­
enthalt zu Hause gegeneinander auszuspielen, sondern 
darum, die Wohlfreiheit zu ermöglichen. 
Mit der Annahme dieses Antrages fördern Sie nicht nur die 
Selbstbestimmung und Eigenverantwortung, sondern Sie 
schaffen dadurch auch Anreize, um Erwerbstätigkeit zu er­
langen oder beizubehalten. Es ist nicht meine Absicht - das 
möchte ich betonen -, mit diesem Antrag aufgrund der Ab­
satze 3 und 4 eine Hintertür für eine Sparubung zu offnen, 
sondern es ist meine tiefste Überzeugung, damit etwas zu 
schaffen, was der Individualität und so den behinderten 
Menschen entspricht. Es geht auch nicht darum, behinderte 
Menschen ins EXistenzminimum zu drücken Ich will jedoch, 
dass die vorhandenen Mittel dort eingesetzt werden, wo sie 
Wirkung zeigen konnen. 
Mit der Zustimmung zu diesem Antrag erlauben Sie, dass 
der Zweitrat, der Ständerat, nochmals ausführlich, intensIv 
über diese Assistenzentschädigung und ihre Alternativen so­
wie über die Formulierung diskutieren kann. Wenn Sie Mut 
brauchen, um einen Systemwechsel herbeizuführen, dann 
wunsche Ich Ihnen diesen Mut, über den Schatten zu sprin­
gen. Aber tun Sie es bitte nicht, weil Sie mutig sein wollen, 
sondern tun Sie es, weil Sie so den behinderten Menschen 
eine gute Lösung anbieten können. Denn dieser Antrag gibt 
Ihnen Gewähr für Selbstbestimmung und eigenverantwortli­
che Lebensgestaltung - das versichere ich Ihnen - und für 
eine effiziente Verwendung der von der Bevolkerung solida­
risch geleisteten Gelder. 
Erlauben Sie mir noch einen persönlichen Hinweis: Sie ha­
ben heute eine Ubersicht erhalten, die offensichtlich vom 
BSV verteilt wurde. Die Kommission hatte eine ähnliche Auf­
stellung ohne meinen Antrag bereits vorliegen. Ich bedaure, 
dass sich auf diesem Blatt offensichtlich zwei bis drei Fehler 
eingeschlichen haben. Insbesondere mochte Ich darauf hin­
weisen, dass der Zuschlag fur Minderjährige wohl in meinem 
Antrag nicht mehr vorhanden ist, dass minderjährige Perso­
nen, das heisst Kinder, von der Grundpauschale und vom 
personenbezogenen Budget aber genauso profitieren kon­
nen. Sich auf dieses Papier abzustützen ist zu vage Ich be­
daure, dass die Spitze des BSV einmal mehr mit einer sol­
chen Taktik versucht hat, einen Antrag zu «bodigen». 
Nochmals meine Bitte an Sie: Unterstützen Sie diesen Sys­
temwechsel, seien Sie mutig, und stimmen Sie meinem An­
trag zu 

Suter Marc F. (R, BE): Herr Stahl, Sie haben ausgeführt, 
dass Kinder, die pflege- und betreuungsbedürftig sind, auch 
einen Anspruch haben In diesem Zusammenhang möchte 
ich Sie zur Klärung Ihres Antrages fragen, wie Sie sich -
nicht nur bei den Kindern, aber auch dort - die Anrechnung 
der weiteren Leistungen der öffentlichen Hand, wie Sie 
schreiben, aber auch des Selbstbehaltes gemäss Absatz 4 
vorstellen? Die Eigenbeiträge der betroffenen Familien und 
die Drittleistungen der öffentlichen Gemeinwesen, was ver­
stehen Sie darunter, und in welcher Art würde das ange­
rechnet, und wo wurde dies nachher konkret festgelegt? 

Stahl Jürg (V, ZH): Herr Suter, es ISt nicht meine AbSicht, 
hier eine Bremse einzubauen, damit die Kosten nicht aus­
ufern. Meine Anträge lehnen sich an Verordnungen und Ge­
setze an, Insbesondere ans KVG bei Absatz 4. Dort geht es 
darum, dass die betroffenen Versicherten eben auch einen 
Beitrag leisten Wie das genau angerechnet Wird, müsste in 
der Verordnung noch definiert werden. Aber wenn wir von 
Selbstbestimmung sprechen, geht es darum, dass diese 
Personen auch Anspruch darauf haben, einen eigenen Bei­
trag leisten zu können. 

Fasel Hugo (G, FR): Herr Stahl, Sie haben Jetzt eine Prazl­
sierung vorgenommen, die in Ihrem Antrag nicht enthalten 
war· Auch Kinder sollen in den Genuss dieses auf Personen 
bezogenen Budgets kommen. Das ist natürlich eine wesent­
liche Erweiterung, die in Ihrem Antrag so nicht drin steht. 

Ich schliesse trotzdem eine Frage an: Kinder werden ja im 
Normalfall - und ich gehe davon aus, dass Sie das nicht än­
dern wollen - zuerst einmal von ihren eigenen Eltern beglei­
tet und assistiert, um beim Begriff zu bleiben. Ihr Antrag 
sieht aber wiederum nicht vor, dass die Eltern dann für diese 
Assistenzarbeit Rechnung stellen können. Diesen Punkt 
schllessen Sie aus. Das heisst, dass die Kinder Drittperso­
nen überantwortet werden müssten und nicht von ihren eige­
nen Eltern betreut werden könnten. 

Stahl Jürg (V, ZH): Herr Kollege Fasel, ich bin Ihnen dank­
bar für diese Frage. Es war nicht meine Absicht, mit diesem 
Antrag genau diese Situation herbeizuführen. Wahrschein­
lich hat das Missverständnis seinen Ursprung darin, dass 
der Antrag kurzfristig eingereicht und zu wenig diskutiert 
wurde, sodass wir diese Situation nicht besprechen konnten. 
Es geht mir darum, dass Kinder - das fällt auch unter die 
Selbstbestimmung - möglichst lange zu Hause betreut wer­
den können. Wenn eine Mutter oder ein Vater das Kind be­
treut, soll sie oder er nicht ins Existenzminimum abgedrängt 
werden, um erst dann in den Genuss einer Assistenzent­
schädigung kommen zu dürfen, sondern das soll eben auf 
Verordnungsstufe sauber getrennt gelöst werden Etwas an­
deres war niemals meine Absicht. 

Baumann Stephanie (S, BE): Der Antrag der Minderheit 11 
zu Artikel 42ter fügt eine Ergänzung zum ersten Satz im An­
trag der Kommissionsmehrheit ein und präzisiert, was unter 
den «persönlichen Assistenzbedarf» fällt. 
Aus der bisherigen Hilflosenentschädigung kennen wir be­
reits die Bereiche, die unter dem Begriff «Selbstsorge» zu­
sammengefasst werden können: Es geht um allgemeine 
Lebensverrichtungen wie Ankleiden, Auskleiden, Essen und 
Körperpflege. Es gibt aber noch weitere Bereiche, In wei­
chen eine behinderte Person Hilfe benötigt, wenn sie da­
heim und nicht Im Heim leben möchte. Dazu gehört z. B. die 
Haushaltfuhrung, auch das Einkaufen wäre eine solche Tä­
tigkeit, der Kontakt zur Aussenwelt, die sozialen Kontakte, 
eben das Teilhaben an der Gesellschaft. 
Wir haben bisher in der ganzen Diskussion über die Assls­
tenzentschädlgung Immer wieder davon gesprochen, dass 
es eben um mehr geht als nur um Körperpflege, wenn wir 
den Behinderten eine tatsächliche Wahlfreiheit ZWischen 
Heim und selbstständigem Wohnen und Leben ermöglichen 
und verschiedene Arten von Behinderungen einbeziehen 
wollen. Deshalb haben wir - sowohl der Bundesrat wie auch 
die Kommission - in Artikel 42 Absatz 2 den Begriff «lebens­
praktische Begleitung» eingeführt, den Frau Egerszegi jetzt 
wieder streichen Will. 
Im Antrag der Minderheit wird nun aber etwas präziser for­
muliert, was unter dem Assistenzbedarf verstanden werden 
kann. Es handelt sich tatsächlich nur um eine Ergänzung im 
ersten Satz der Kommissionsformulierung. Der Rest des Ar­
tikels, und überhaupt der Rest des ganzen Konzeptes der 
Kommissionsmehrheit, bleibt unverändert. 
Deshalb können Sie auch beim Fragezeichen, das auf der 
von der Verwaltung erhaltenen Zusammenstellung in der 
Kolonne des Antrages aufgeführt ist, einfach «wie Kommis­
sionsmehrheit» einsetzen. 
Ich bitte Sie, dieser Präzlsierung des ersten Satzes von Arti­
kel42ter gemäss Minderheit II zuzustimmen. 

Graf Maya (G, BL): Ich schlage Ihnen einen Eventualantrag 
zur Kommissionsmehrheit in Bezug auf Artikel 42ter Ab­
satz 1 vor. Mein Antrag bezweckt, dass die Assistenzent­
schädigung Im Unterschied zum Mehrheitsvorschlag nicht 
nur um den Faktor 2, sondern um den Faktor 2,5 erhöht 
wird. Ich schlage Ihnen also vor, die Assistenzentschädi­
gung bei hohem Bedarf von 80 auf 100 Prozent, bel mittle­
rem Bedarf von 50 auf 60 Prozent und bel geringem Bedarf 
von 20 auf 25 Prozent des Höchstbetrages der Altersrente 
zu erhohen. Diese Erhöhung - es ist mir wichtig, dies zu sa­
gen - soll, wie beim Antrag der Mehrheit, ebenfalls für Men­
schen mit einer leichten geistigen oder psychischen Behin-
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derung gelten. Dies heisst konkret, dass die Assistenzent­
schädigung für Menschen, die selbstständig wohnen möch­
ten, bei hohem Bedarf 2060 Franken, bel mittlerem Bedarf 
1236 Franken und bei niedrigem Bedarf 515 Franken pro 
Monat betragen würde. 
Warum schlage ich das vor? Die Assistenzentschädigung 
soll im VersIcherungsprinzip geregelt sein und den Men­
schen mit einer Behinderung eine echte Wahlfreiheit zwi­
schen dem selbstständigen Wohnen und dem Wohnen in 
einer für sie eingerichteten Institution ermöglichen. Darum 
sollen hier auch die Ansätze erhöht werden. Denn obwohl 
als Ersatz fur die bisherige Hilflosenentschädigung, fur den 
Pflegebeitrag fur Minderjährige und für die Entschädigung 
für Hauspflege nun diese einheitliche, substanziell etwas hö­
here AssIstenzentschädigung eingeführt worden Ist, reicht 
der Betrag nicht aus. 
Das Postulat der Menschen mit einer Behinderung und Ihrer 
Organisationen war immer, dass mindestens der Faktor 2,5 
für eine echte AssIstenzentschädigung notwendig sei. Wohl 
wird etlichen Betroffenen bereits die Verdoppelung der heuti­
gen Hilflosenentschädigung die Lebensführung ausserhalb 
von Heimstrukturen erheblich erleichtern. Dies insbesondere 
dann, wenn sie in der Lage sind, zusätzlich zu bezahlter 
Assistenz die Familie bzw. den Freundeskreis zur Hilfe her­
anzuziehen Eine durchgreifende pOSitive Wirkung für Men­
schen mit einer schweren körperlichen Behinderung ist aber 
damit nicht zu erzielen. Dafür braucht es zum Mindesten den 
vorgeschlagenen Faktor 2,5. Denn unser Ziel muss sein, 
dass nicht noch viele neue Institutionen gebaut werden, son­
dern dass viele neue Wohnformen und Wohnmöglichkeiten 
im privaten Rahmen - z. B. auch Wohngemeinschaften zu 
Hause - entstehen und vor allem dass Menschen mit einer 
Behinderung selbst wählen können, wie sie wohnen wollen. 
Das ist das NormalItätsprinzip, das ist die Gleichstellung, 
und das ist auch das VersicherungsprInzip, das wir hier in 
der IV möchten. 
Ich bitte Sie, dem vorliegenden Antrag als Eventualantrag 
zur Mehrheit zuzustimmen. 
Ich mochte im Weiteren sagen, dass die grüne Fraktion auch 
den Antrag Suter, den wir nachher hören, unterstützen wird. 
Er geht in die gleiche Richtung, denn bei der vorliegenden 
IV-Revision sind diejenigen Eltern mit schwer behinderten 
Kindern, die sie zu Hause pflegen, zu den Verlierern gewor­
den. Sie erhalten weniger als vorher mit dem maximalen An­
satz von Pflegebeitrag und Hauspflegebeitrag, denn sie 
haben heute die Assistenzentschädigung, die dem Beitrag 
der heutigen Hilflosenentschädigung entspricht. Sie können 
sich keine behinderungsbedingten Mehrkosten uber die Er­
gänzungsleistungen holen. 
Wir mochten Sie also bitten, neben meinem Antrag auch 
dem Antrag Suter zuzustimmen und wirklich zu einer besse­
ren Situation von behinderten Menschen, die zu Hause le­
ben, beizutragen. Es ware auch eine Möglichkeit für die 
SVP-Fraktion, wenn der Antrag Stahl nicht durchkommen 
sollte, wirklich zu zeigen, dass sie daran interessiert ist, die 
Wohnsituation für behinderte Menschen wirklich zu verbes­
sern. 

Suter Marc F. (R, BE): Es ist etwas verwirrlich mit all diesen 
Anträgen zur Assistenzentschädigung. Ich komme jetzt auch 
noch mit einem Antrag. Ich hätte diesen eigentlich in der 
Kommission stellen müssen. Nun muss ich Ihnen eingeste­
hen - ich glaube. es ging den anderen Mitgliedern der Kom­
mission gleich -: Wir waren uns dessen nicht bewusst, dass 
bel Artikel 42ter Absatz 3 der Vorlage ein Problem besteht. 
Ich bin bel der Vorbereitung auf die Plenumsdebatte darauf 
hingewiesen worden. 
Worum geht es? Artikel 42ter Absatz 3 regelt den so ge­
nannten IntensIvpflegezuschuss fur minderjährige pflege be­
durftige Kinder. Ich ging davon aus - Ich nehme an, das gilt 
auch für die anderen Kommissionsmitglieder -, dass die 
Neuregelung unter dem Dach der Assistenzentschädigung 
im Vergleich zum heutigen Zustand grosso modo zu glei­
chen finanziellen Leistungen führen würde Wenn man nun 
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aber berechnet, was die Eltern heute an Pflegebeiträgen be­
kommen, und das dem gegenüberstellt, was neu geleistet 
werden soll, dann stellt man fest, dass das neue Recht in 
diesem Bereich einen Leistungsabbau herbeiführt. Das finde 
ich ungerecht. Es kann nicht sein, dass ausgerechnet Eltern, 
die pflegebedürftige Kinder aufziehen und ihr Bestes geben, 
nun nach dieser 4. IVG-Revision finanziell schlechter weg­
kommen sollen als bisher. Ich bitte Sie also, dieser sehr spe­
ziellen Gruppe, die man eigentlich ermutigen und nicht noch 
irgendwo ins Hintertreffen bringen sollte, hier nicht ein Son­
deropfer zuzumuten. 
Wenn ich die Situation kurz erklären darf' Heute hat man An­
spruch auf Pflegebeiträge für Kinder. Es gibt drei Stufen. 
Man hat in diesen Fällen aber zusätzlich die Hauspflegebei­
träge zugute. Die werden in vier Stufen zugeordnet. In ganz 
schweren Pflegefällen gibt es heute einen Betrag von - ich 
bin nicht sehr stark im Rechnen, also habe ich mir das aus­
rechnen lassen - 2864 Franken im Monat. Nach Artikel 42ter 
gemäss Entwurf gibt es nur noch 2535 Franken Im MaxI­
mum, also 330 Franken weniger im Monat. Das ist bei die­
sen Verhältnissen kein Pappenstiel. Ich kann Ihnen auch die 
Zahlen für die nächsten Stufen durchgeben. Was mir aber 
wichtig scheint: Die Prozentzahlen, die ich angehoben habe, 
führen dazu, dass der heutige Besitzstand gewahrt wird. Mit 
einem Vorbehalt: Wir haben früher vier Kategorien gehabt, 
jetzt haben wir nur noch drei. Da habe ich den Mittelwert 
genommen, d. h., dass bei einem Betreuungsaufwand von 
6 Stunden pro Tag der Prozentsatz auf 40 Prozent festgelegt 
wird. 
Das hat pro Monat eine Zahlung von rund 1800 Franken zur 
Folge. Entsprechend habe ich auch den Prozentsatz von 
jetzt 15 Prozent bei der leichten Pflegestufe auf 20 Prozent 
angehoben. Es gibt dann dort etwas mehr, nämlich rund 
70 Franken mehr als heute, weshalb dieser Besitzstand im 
untersten Segment geringfügig verbessert wird. 
Zusammenfassend bitte ich Sie, hier für die Eltern mit pfle­
gebedürftigen und schwer invaliden Kindern keinen Leis­
tungsabbau vorzusehen, sondern den Status quo finanziell 
beizubehalten. Ich denke, da treffen wir uns auch mit dem 
Antrag von Herrn Stahl. Er möchte, dass Kinder, auch 
schwerst pflegeabhängige, weiterhin zu Hause bleiben kön­
nen. Das braucht einen finanziellen Zustupf, der jetzt nach 
dieser Revision nicht geringer sein darf als nach bisherigem 
Recht. 

Heberlein Trix (R, ZH)' Wir behandeln nun praktisch in ei­
nem Aufwisch - möchte ich beinahe sagen - die beiden ent­
scheidenden Artikel dieser Gesetzgebung; es handelt sich 
auch um zwei ganz verschiedene Sachen. Ich möchte Sie 
bitten, dass Sie mit der Redezeit nicht allzu streng sind. Ich 
werde mich zu Artikel 42 Absatz 2 äussern, Herr Suter wird 
sich nachher zu Artikel 42ter äussern. 
In diesem Artikel 42 wird - das habe ich erwähnt - die ent­
scheidende Weichenstellung fur die Neuausrichtung der In­
validenversicherung vorgenommen, nämlich die Abkehr von 
der Hilflosenentschädigung und die Einfuhrung der Assis­
tenzentschädlgung. Diese soll auch Pflegebeiträge an Min­
derjährige ersetzen, ebenso die Beiträge an die Hauspflege. 
Neue Leistungen, neue Gesetzesdefinitionen lassen immer 
einen Spielraum für Ansprüche, fur Interpretationen oder 
Gerichtsentscheide offen. Aus diesem Grund mussen wir 
uns als Gesetzgeber einer klaren Sprache bedienen. 
Die Einführung des persönlichen Assistenzbedarfs im Zu­
sammenhang mit dem Anspruch auf lebenspraktische Be­
gleitung auch im Falle leichter psychischer Behinderung hat 
neue Leistungen zur Folge und verursacht damit auch neue 
Kosten. Heute haben psychisch Behinderte zwar einen 
Anspruch auf Hilflosenentschädigung, doch sind die An­
spruchsvoraussetzungen sehr eng formuliert. Die Abgren­
zung zwischen psychischer und geistiger Behinderung ist in 
der Praxis schwierig durchzuführen, und die Grenzen sind 
oft fliessend. Umso mehr müssen die Leistungsausdehnun­
gen in Absatz 2 klar umschrieben werden. Auch so sind die 
Mehrkosten kaum bezifferbar; Sie haben es gehört, es wird 
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von 56 Millionen Franken gesprochen. Woher diese Berech­
nungen stammen, war fur uns nicht klar nachvollziehbar. 
Es Ist Frau Bundesrätin Dreifuss hoch anzurechnen, dass 
sie sich zusammen mit der Verwaltung bemüht hat, die An­
spruchsberechtigung für persönliche Assistenz und lebens­
praktische Begleitung bei geistiger Behinderung an den 
Anspruch einer Viertelsrente zu knüpfen und damit unseren 
Bedenken entgegenzukommen. 
Die FDP-Fraktion unterstützt den Wechsel zur Assistenzent­
schädigung vollumfangllch; wir haben uns auch immer so 
geäussert. Wir verlangen jedoch mit der Minderheit I (Egers­
zegl) die Notwendigkeit dauernder Hilfe Dritter oder der 
persönlichen Überwachung und lehnen die Ausdehnung auf 
die lebenspraktische Begleitung In diesem Bereich ab. Für 
uns ISt dieser Begnff zu sehr interpretationsbedürftig. Er 
reicht von Botengängen und Gesprachen bis zu Aufgaben, 
welche heute von Sozialbehörden, von Nachbarn, von Be­
treuungspersonen - vor allem auch von Freiwilligen In der 
Gemeinde - erfüllt werden, wie beispielsweise Steuererklä­
rungen ausfüllen, Postcheckkonto nachführen usw. Ganz 
selbstverständlich kann die Abgrenzung nicht genau erfol­
gen. 
Welches sind die objektivierbaren Knterien für die lebens­
praktische Begleitung? Wie gross ist die Notwendigkeit, und 
wo sind die Grenzen? Diese neuen, vom Gencht erst einmal 
zu Interpretierenden Leistungen konnen nicht einfach In ei­
ner Verordnung formuliert werden. Die Anknupfung an eine 
VIertelsrente kann - dies befürchten wir - in Vielen Fällen 
zur Zusprechung einer solchen Rente führen, also zur Invall­
disierung statt zum Ziel des Gesetzes: Eingliederung vor 
Rente. Auch dient die lebenspraktische Begleitung nicht der 
Eingliederung in den Arbeitsmarkt und widerspricht der Ziel­
setzung der Gesetzesrevision. Das ist die finanzielle Konso­
lidierung der IV und nicht primär die Leistungsausdehnung. 
In diesem Sinne beantrage ich Ihnen, dem Antrag der Min­
derheit I (Egerszegi) zuzustimmen. Marc Suter Wird sich nun 
zum Antrag der Minderheit II (Stahl) zu Artikel 42 Absatz 2 
äussern. 

Suter Marc F. (R, BE): In unserer Fraktion ISt der Antrag der 
Minderheit 11 (Stahl) auf einige Sympathie gestossen. Wir 
haben abgewogen, ob das System, wie es die Kommissions­
mehrheit beantragt, oder das System Stahl grossere Vorteile 
bietet. Wir attestieren Herrn Stahl, dass er einen neuen An­
satz wählt, den Versuch macht, dass im Einzelfall festgestellt 
Wird, welches der Pflegebedarf ist, und dann entsprechend 
die Leistungen zugemessen werden. Allerdings hat dieser 
Systemwechsel, wie er hier dann konkret ausgestaltet wird, 
einige Pferdefüsse. Das wäre aber noch kein Grund, um die­
sem Konzept nicht zu folgen, weil man ja Ungereimtheiten 
Im Rahmen der Zweitberatung durch den Standerat noch 
ausräumen könnte. 
Wir fürchten einfach, Herr Stahl, dass das Boot überladen 
wird und dann versinkt, weil wir mit Ihrem Vorschlag gleich 
zwei Systemwechsel vornehmen müssen. Der eine ist der 
Systemwechsel von der Hllflosenentschadlgung zur Assl­
stenzentschadigung, ergänzt durch die Lösung zu den Er­
gänzungsleistungen. Das war ein einstimmiger Beschluss 
der Kommission, mit welchem man den schweren Pflegefäl­
len entgegenkommt. Wir denken, dass man jetzt nicht alles 
andern kann, sondern mit den bewährten Instrumenten und 
im gegebenen Gesetzesrahmen - IVG und ELG - fahren 
soll Das heisst, das Versicherungsprinzip gilt für die Zumes­
sung der Assistenzentschädigung in den drei Stufen In der 
IV; ausserdem wird dann individuell der Pflegebedarf abge­
klärt, und entsprechend werden die Mittel zugemessen und 
uber die Ergänzungsleistungen zusätzlich zur Assistenzent­
schädigung als Pflegezuschuss ausgerichtet. 
Nun werden Sie einwenden, Erganzungsleistungen seien 
nicht Versicherungsleistungen. Das stimmt, aber auf die 
Erganzungsleistungen hat man einen Rechtsanspruch. Es 
sind keine Fürsorgeleistungen. Wir denken auch, dass die 
allermeisten Falle mit hohem Pflegebedarf über diese EL­
Lösung abgedeckt werden und so In den Genuss von genü-

gend Mitteln kommen, um inskunftig zu Hause zu leben. Da 
treffen wir uns ja Wieder mit Herrn Stahl in der Überlegung, 
dass jede selbstbestimmte Lebensfuhrung im familiären Um­
feld oder in einer Wohngemeinschaft an sich einer stationä­
ren Unterbringung in einem Heim vorzuziehen ist. 
Die Richtung stimmt. Man muss alles daransetzen, dass 
nicht nur die Kinder, sondern auch die erwachsenen Pflege­
fälle möglichst in ihrem angestammten Umfeld weiterleben 
konnen. Das kostet nicht mehr Geld. Wenn man richtig rech­
net und eine Voll kostenrechnung macht, dann weiss man, 
dass die stationäre Unterbringung teurer ist als die Pflege zu 
Hause. Wir möchten und wünschen uns, dass diese eigen­
ständige Lebensführung zu Hause vermehrt mogllch Wird. 
Wir denken, dass das mit dem Konzept der Kommissions­
mehrheit machbar ist 

Zäch Guido (C, AG): Im Namen der CVP-Fraktion bitte ich 
Sie, der Mehrheit der Kommission zuzustimmen und bei Arti­
kel 42ter beide Minderheitsanträge abzulehnen. 
Die Minderheit I will eine langwierige, kostenintensive und 
unnötige Bedarfsabklärung einführen. Es kann nicht im 
Sinne der erwünschten Konsolidierung sein, weitere büro­
kratische Instrumente zu schaffen. Es ist weder Sinnvoll, 
noch entspricht es unserer Vorstellung über die Gleichstel­
lung behinderter Menschen. Die IV ist eine Versicherung, 
und was darüber hinausgeht, wird mit der nun von der Min­
derheit I (Stahl) geforderten Bedarfsabklärung bel den Er­
gänzungsleistungen durchgeführt. Zudem reduziert die Min­
derheit I die Assistenzentschädigung entscheidend, indem 
bel der Berechnung von der AHV-Mindestrente statt von der 
AHV-Höchstrente ausgegangen wird. Die Minderheit I will 
ein bürokratisches Almoseninstitut, was nicht im Sinne der 
Behinderten sein kann. Ich bitte Sie, den Antrag der Minder­
heit I abzulehnen. 
Die Minderheit II (Baumann Stephanie) Will die Lebensberei­
che einzeln aufzählen. Mit solchen Aufzählungen ist es im­
mer ähnlich: Es ist zwar möglich, aufzuzeigen, was unter 
personllchem AssIstenzbedarf gemeint ist, das bringt aber 
Immer auch die Gefahr einer juristischen Verwirrung. Ge­
rade wenn es um konkrete Fälle geht, Wird man schnell ei­
nen Menschen finden, dessen Assistenzbedarf eben nicht in 
dieser Liste vorkommt Was dann? Die Kommission hat den 
Antrag der Minderheit II abgelehnt. 
Ich bitte Sie, den Antrag der Minderheit 11 ebenfalls abzuleh­
nen. Die CVP unterstützt demnach klar die Mehrheit der 
KommiSSion. 

Dormann Rosmarie (C, LU): Es war vor drei Jahren, am 
Ende des zweiten Jahrtausends, als wir hier in diesem Saal 
anerkannt haben, dass der Mensch nicht nur aus Körper 
und Geist besteht, sondern auch eine Seele hat. Das war 
eine sehr zähe Errungenschaft, aber eine sehr wichtige. 
Daraus ist nämlich, in Artikel 8 Absatz 2 der Bundesverfas­
sung, das Diskriminierungsverbot geworden: Artikel 8 Ab­
satz 2 schreibt vor, dass kein Mensch wegen einer geistigen, 
körperlichen oder psychischen Behinderung diskriminiert 
werden darf 
Nun mochte die Minderheit I (Egerszegi) in der IV-ReVision 
bei Artikel 42 den psychisch behinderten und den leicht 
geistig behinderten Rentenbezügern und Rentenbezugerin­
nen die Assistenzentschädigung vorenthalten, obwohl sie 
biS anhin zum Tell Anspruch hatten auf eine Hilflosenent­
schädigung. Das heisst, wer wegen einer schweren chroni­
schen Depression eine IV-Rente bezieht, ISt zwar auf eine 
gewisse Betreuung angewiesen, würde aber nach Meinung 
der Minderheit I zur Entgeltung dieser Leistung keine Assis­
tenzentschädigung erhalten. Die Ehefrau eines schwer de­
pressIv erkrankten Mannes muss zum Beispiel besorgt sein, 
dass sich der Mann morgens aus dem Bett bewegt und viel­
leicht einmal pro Tag das Haus verlässt; sie wird ihn auf dem 
Spaziergang begleiten müssen; sie Wird ihn unter Umstän­
den zur Korperpflege anhalten müssen; sie wird versuchen, 
mit ihm zu kommunizieren, was eine höchst anspruchsvolle 
Aufgabe ist. Aber sie hatte, nach Meinung der Minderheit I, 
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kaum Anspruch auf eine Assistenzentschädigung, weil ihr 
Mann "nur» so genannt psychisch behindert ist. 
Ich denke, das grenzt an Diskriminierung. Das wollen wir 
nicht. Die CVP-Fraktion möchte die geistig, körperlich und 
psychisch Behinderten gleich behandeln und stimmt des­
halb geschlossen der Mehrheit der Kommission zu. 

Fasel Hugo (G, FR): Wir wollen bei der AssIstenzentschädi­
gung nicht noch einmal die Kommissionsdebatte wiederho­
len. Deshalb versuche ich, mein Votum kurz zu halten. 
1. Die Assistenzentschädigung ersetzt die HIlflosenentschä­
digung, den Pflegebeitrag für hilflose Minderjeihnge und den 
Hauspflegebeitrag. Behinderte sollen nicht nur verwaltet, or­
ganisiert und behutet werden, sondern sie haben ein Recht, 
ihr Leben selbstbewusst und selbstbestimmt zu führen; das 
fordern sie auch ein. Die Grünen unterstützen deshalb die 
Einführung der Assistenzentschädigung ohne Wenn und 
Aber. 
2. Zu einer AssIstenzentschädigung gehört auch der Einbe­
zug der psychisch Behinderten Veränderungen in der Invali­
denversicherung müssen auch den veränderten gesell­
schaftlichen Situationen Rechnung tragen. Wir wissen, dass 
in den letzten Jahren die Zahl der psychisch Leidenden si­
gnifikant, ja massIv zugenommen hat. Deshalb muss eben­
falls die Integration dieser Personen In die IV stattfinden. 
3. Die Höhe der Assistenzentschädigung hat zu langen Dis­
kussionen in der Kommission geführt. Wir haben verschie­
dene Berechnungen auf dem Tisch gehabt. Wir stellen fest, 
dass die von der Mehrheit beantragten Lösungen an der ab­
solut untersten Grenze sind. Ich bin froh, dass der Antrag 
Graf noch eingereicht worden ist, der den heutigen Notwen­
digkeiten Rechnung tragt. Wir beantragen, dass Sie dem 
Antrag Graf klar und deutlich zustimmen. 
Eine Bemerkung zum Antrag der Minderheit I (Stahl) zu Arti­
kel 42ter: Ich hatte vorher die Möglichkeit, zu diesem Antrag 
noch einige Erklärungen einzuholen. Wir müssen über ihn 
so abstimmen, wie er vorliegt. Wir haben jedoch festgestellt, 
dass er einige Mängel beinhaltet. Deshalb bleibt uns nur der 
Hinweis, dass wir möchten, dass in einem solchen Konzept 
auch Kinder berücksichtigt werden. Die Sind Jetzt so, wie der 
Antrag hier vorliegt, nicht berücksichtigt. Ich habe in meiner 
Frage darauf hingewiesen, dass Eltern, die Ihre behinderten 
Kinder pflegen, die Assistenzentschädigung ebenfalls erhal­
ten sollten. Das ist in diesem Antrag auch nicht drin, sodass 
uns wohl oder übel gar nichts anderes bleibt, als den Antrag 
der Minderheit I abzulehnen. Wenn er einmal überarbeitet 
wäre, könnte man im Ständerat noch einmal daruber nach­
denken. 
Zusammengefasst: Die Grünen beantragen Ihnen, den An­
trägen Graf und Suter zuzustimmen und In den ubrigen Be­
reichen von Artikel 42 und 42ter der Kommissionsmehrheit 
zu folgen. 

Hassler Hansjörg (V, GR): Zum Antrag der Minderheit I 
(Stahl) zu Artikel 42ter wird Herr BortoluZZI Ausführungen 
machen. Ich spreche zum Antrag der Minderheit II (Bau­
mann Stephanie) zu Artikel 42ter und zum MInderheItsan­
trag Gross Jost zu Artikel 42quater. 
Die Assistenzentschädigung ist eine neue Leistung der IV. 
Für den Anfang ISt es richtig, dieses Instrument nur fur die 
wichtigsten Lebensbereiche einzuführen. Erst die Erfahrung 
wird uns zeigen, wie sich die Assistenzentschädigung auch 
kostenmässig auswirkt. Es ist wichtig, dass wir uns am An­
fang nicht auf Experimente einlassen. Darum wäre es mit zu 
Vielen Unsicherheiten verbunden, die AssIstenzentschädi­
gung auf alle Lebensbereiche wie Selbstsorge, Haushaitfüh­
rung und gesellschaftliche Teilhabe auszudehnen. Wir unter­
stützen die Assistenzentschädigung, aber sie muss kontrol­
liert und mit einer gewissen Vorsicht elngefuhrt werden. 
Darum lehnt die SVP-Fraktlon den Antrag der Minderheit II 
(Bau mann Stephanie) ab. Die gleichen Gründe führen uns 
auch zur Ablehnung von Pilotversuchen bei der Assistenz­
entschädigung. Die Assistenzentschadlgung ist, wie bereits 
erwahnt, neu Sie muss noch ganz allgemein erprobt wer-
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den. Sie ist in einem gewissen Sinn ja selber noch ein Expe­
riment. Wir durfen hier das Fuder einfach nicht überladen. 
Zuerst müssen mit der Assistenzentschädigung ganz allge­
mein Erfahrungen gesammelt werden, bevor Pilotversuche 
durchgeführt werden können. 
Wir bitten Sie daher, sowohl den Antrag der Minderheit 11 
(Baumann Stephanie) als auch den Antrag der Minderheit 
Gross Jost abzulehnen. 

Bortoluzzi Toni (V, ZH): Mit der Assistenzentschädigung wird 
ein neues Element In der InvalidenversIcherung Einzug hal­
ten. Es müsste eigentlich selbstverständlich sein, dass bei 
einer solchen Aufnahme eine breite Prüfung von Möglich­
keiten zugelassen werden sollte. Die Verwaltung und Frau 
Bundesrätin Dreifuss haben sich unserem Wunsch in der 
Kommission, Varianten aufzunehmen und Vorschläge zu 
machen, verweigert. Wir mussten diesem Mangel mit den 
Anträgen der Minderheit Stahl begegnen; damit besteht eine 
echte Möglichkeit, einen anderen Weg zu wählen Wenn 
man in der Sozialpolitik neue Wege zu beschreiten wagt, 
und das tut man mit der Assistenzentschcidlgung, dann 
sollte man sich nicht allzu sehr an den Strukturen der Ver­
gangenheit orientieren. Gefragt sind in erster linie Lösun­
gen, die sich an den Betroffenen orientieren und auch 
okonomisch vertretbar sind. Aus dieser Sicht bin ich über­
zeug~, dass die Antrage der Minderheit Stahl nichts mit Fu­
der-Uberladen zu tun haben, wie Herr Suter gesagt hat, 
sondern Im Gegenteil: Ich glaube, dass damit längerfristig 
eine günstigere Variante zur Verfügung steht. Man musste 
es aber natürlich einmal genau ansehen, und das ist der 
Mangel an dieser Geschichte. 
Es geht nicht darum, mit der Assistenzentschädigung thera­
peuten- und sozialarbeitergerecht zu handeln und im Inter­
esse von Institutionen zu legiferieren - ich möchte daran 
erinnern, dass wir in einem Jahr In den Heimen einen 
Wachstum an Plätzen von etwa 12 Prozent haben. Das ist ja 
nicht förderungswürdig, meine ich. Die Assistenzentschädi­
gung nach Minderheit Stahl orientiert sich eben am Bedarf 
der Behinderten mit der Folge, dass die aufzuwendenden 
Mittel dann in den Heimen reduziert werden müssen Län­
gerfristig dürfte sich diese Art der Leistungsausrichtung auf 
die Behinderten auch motivierend auswirken; das ISt ein Ele­
ment, das auch nicht zu vernachlässigen ist. 
Ich möchte Sie also bitten, der Minderheit Stahl zu folgen. 
Damit geben Sie dem Ständerat die Möglichkeit, ein gegen­
über dem Bundesrat geändertes Konzept einer genauen 
Prüfung zu unterziehen; das scheint mir sinnvoll zu sein. Ich 
bitte Sie also namens der SVP-Fraktion, den Antragen der 
Minderheit Stahl Folge zu geben. 

Goll Chnstine (S, ZH): Die SP-Fraktion hat das Modell der 
AssIstenzentschädigung, wie es uns der Bundesrat vor­
schlägt, immer unterstützt, immer aber auch kritisiert, dass 
der Faktor 2, also der doppelte Ansatz der heutigen Hilflo­
senentschädigung, ungenügend ist - dieselbe Kritik, wie sie 
im Übrigen auch sämtliche Behindertenorganisationen Im­
mer angebracht haben. 
Die SP-Fraktion unterstützt das Modell der Mehrheit der 
Kommission, das bei ungedecktem Assistenzbedarf in Er­
gänzung zum Entwurf des Bundesrates ErgänzungsleIstun­
gen bis zu 90 000 Franken pro Jahr einführt. Diese Lösung 
befurworten wir Jedoch nur unter dem Vorbehalt, dass dieser 
Bereich der Ergänzungsleistungen nicht, wie im neuen Fi­
nanzausgleich vorgesehen, kantonalisiert wird. 
Wir unterstützen bel Artikel 42ter zusätzlich die Minderheit II 
(Baumann Stephanie), die den Antrag der Mehrheit opti­
miert, indem exemplarisch sämtliche Lebensbereiche aufge­
zahlt werden, in denen eine persönliche Assistenz gewähr­
leistet werden muss. 
Die SP-Fraktion unterstützt auch die Einzelantrage Graf und 
Suter, den Antrag Graf in Bezug auf die Höhe der Assistenz­
entschädigung - Sie haben hier ausgeführt, dass Sie den 
Faktor 2,5 vorschlagen, wie ihn auch die BehIndertenorgani­
sationen Immer Wieder gefordert haben -, den Antrag Suter, 
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weil er eine Erhöhung der Zuschlage fur die Intensivpflege 
vorsieht. 
Die SP-Fraktion wird bei Artikel 42 den Antrag der Minder­
heit I (Egerszegi) ablehnen, weil er, wie der Antrag der Min­
derheit I (Borer) zu Artikel 29, zur Ungleichbehandlung von 
Menschen mit unterschiedlichen Behinderungen führt und 
letztlich auch zu einer Diskriminierung der Menschen mit ei­
nem psychischen Leiden. 
Die SP-Fraktion lehnt bei Artikel 42 und 42ter ausserdem 
den Antrag der Minderheit (Stahl) aus funf inhaltlichen Grün­
den ab: 
1. Herr Stahl schliesst die psychisch Behinderten ebenfalls 
von der Asslstenzentschadlgung aus. Das finden wir im An­
trag, und es wird zusatzllch dadurch entlarvt, dass wir auf 
der Fahne sehen, dass Herr Stahl, Herr Bortoluzzi und Co. 
den Antrag der Minderheit I (Egerszegi) zu Artikel 42 mitun­
terzeichnet haben - den Antrag, der Menschen mit einer 
psychischen oder leichten geistigen Behinderung benachtei­
ligt und sie ihres Rechtes auf Selbstbestimmung beraubt. 
2. Die Minderheit (Stahl) will das Bedarfsprinzip in eine Ver­
sicherungsleistung einführen. Sie geht von einer Grundpau­
schale einerseits und einem personenbezogenen Budget 
andererseits aus. Die Grundpauschale, Herr Stahl, geht nur 
vom Mindestbetrag der einfachen Altersrente aus und nicht 
vom Höchstbetrag, wie uns das Bundesrat und Mehrheit der 
SGK vorschlagen Und es ist auch so, dass die Leistungen 
gemäss den Formulierungen in Ihrem Minderheitsantrag je 
nach finanzieller Situation der Behinderten erbracht werden 
3. Die Minderheit (Stahl) will das Subsidlaritätsprinzip mas­
SIV zu lasten des Versicherungsprinzips stärken. Das kommt 
darin zum Ausdruck, dass finanzielle Eigenleistungen ver­
langt werden und die Sozialhilfe den Vorrang vor VersIche­
rungsleistungen erhält. Das heisst in der Konsequenz, dass 
alle Menschen mit einer Behinderung zuerst an die Sozial­
hilfe verwiesen werden können. Das wird im Antrag zu Arti­
kel 42ter Absatz 3 wortwörtlich so formuliert: «Leistungen 
anderer Sozialversicherungen und Leistungen der öffentli­
chen Hand» - sprich: Sozialhilfe - «werden angerechnet.» 
4 In Artikel 42ter Absatz 4 verlangt die Minderheit Stahl eine 
von den wirtschaftlichen Verhältnissen der Betroffenen ab­
hängige Beteiligung: «Die Versicherten beteiligen sich im 
Rahmen ihrer wirtschaftlichen Verhältnisse an den Kosten.» 
Das bedeutet nichts anderes, als dass nur diejenigen Behin­
derten Leistungen erhalten, die unter dem Existenzminimum 
leben. Davon wären also genau auch Eltern mit behinderten 
Kindern betroffen, für die zudem kein Zuschlag für Minder­
jahrige ausgerichtet werden soll, obwohl das Herr Stahl hier 
in Abrede gestellt hat - aber in Ihrem Antrag steht nichts da­
von. 
5. Ebenfalls in Artikel 42ter Absatz 4 fordert die Minderheit 
Stahl, dass die Versicherten die aufgewendeten Auslagen 
der Versicherung «auf Verlangen jederzeit offen legen» mus­
sen. Was heisst das, Herr Stahl? Abgesehen davon, dass 
die Betroffenen mit einer unnotlgen Bürokratie belastet wer­
den, ist eine Offenlegung im familiären Netz gar nicht mog­
lich. Denn gerade in der Familie und im sozialen Umfeld 
werden in zahlreichen Fällen persönliche AssistenzleIstun­
gen erbracht 
Es gibt aber einen noch gewichtigeren Grund, den Antrag 
der Minderheit Stahl abzulehnen: In der Kommission haben 
sie diesen Antrag damit begründet, dass sie ein kosten neu­
trales Modell wunschen. Die SVP spielt hier ein gefährliches 
Doppelspiel. Sie qualifiZiert sich als Partei der Sozial ab­
bauer - das finden wir auch in Ihrer Antwort zur Vernehmlas­
sung -, gibt aber andererseits vor, sich für Behinderte 
einzusetzen. 
Ein letzter Satz' Wenn Herr Stahl und seine SVP sich tat­
sächlich für eine verbesserte Situation der betroffenen Men­
schen einsetzen wollen, dann mussen sie bel Artikel 42ter 
die Minderheit 11 (Bau mann Stephanle) sowie die Antrage 
Graf und Suter unterstützen. 

Gutzwiller Felix (R, ZH): Frau GolI, wir stimmen In der Beur­
teilung des Antrages der Minderheit Stahl übereln. Das ist 

positiv. Die Frage wäre folgende: Es hat mich etwas über­
rascht, dass Sie gesagt haben, die SP-Fraktlon würde dieser 
hart umkämpften, aber ausgeglichenen Vorlage, die ja auch 
ein Sparziel hat, zustimmen. Gleichzeitig haben Sie bekannt 
gegeben, dass Sie dem Antrag Graf folgen wollen. Dieser 
Antrag sieht ganz klar eine Erhöhung um den Faktor 2,5 vor. 
Wir haben uns in der Kommission auf eine Erhöhung um 
den Faktor 2 geeinigt. Eine Erhöhung um den Faktor 2,5 be­
deutet einen zusätzlichen Betrag in der Grössenordnung von 
80 Millionen Franken. Mit den heute schon zusätzlich getä­
tigten Ausgaben wären wir damit jenseits der ungefähr 250 
bis 260 Millionen Franken, die längerfristig als Sparbeitrag 
zu erwarten wären. Sehen Sie da nicht einen gewissen Wi­
derspruch in Bezug auf das ausgewogene Paket der Kom­
mission, das nun Gefahr läuft, durch die Unterstutzung der 
Erhohung um den Faktor 2,5 eben doch gesprengt zu wer­
den? 

Goll Christine (S, ZH): Herr Gutzwiller, es ist tatsächlich so, 
dass wir den Faktor 2,5 unterstutzen, nicht nur wie ihn Frau 
Graf beantragt hat, sondern wie das die Behindertenorgani­
sationen in den letzten Monaten immer wieder exemplarisch 
dargestellt haben. Wir tun dies deshalb, weil die Einfuhrung 
des neuen Modells einer Assistenzentschädigung nicht ir­
gendein Versicherungsausbau ist, sondern ein Ersatz für 
Leistungen, die gestrichen werden. Gestrichen werden die 
Hllflosenentschadlgungen, gestrichen werden die Pflegebei­
träge fur Mlnderjahrige, gestrichen werden die Beiträge für 
die Hauspflege, gestrichen werden ausserdem noch die Zu­
satzrenten, und gestrichen werden auch die Härtefallrenten. 
Insofern kann nicht von einem Ausbau gesprochen werden, 
sondern - wenn schon - von einem adäquaten Ersatz für 
bisher bestehende Leistungen, die durch die Einführung der 
neuen Assistenzentschädigung wegfallen sollen. 

Stahl Jürg (V, ZH): Kollegin GolI, ich kann Sie beruhigen: 
Ich werde trotz Ihrem Aufruf den MInderheitsanträgen nicht 
zustimmen, und zwar aus dem einfachen Grund, weil sie 
eben nicht das System wechseln und nicht in die Richtung 
zielen, die Ich für richtig halte. Sie haben jetzt krampfhaft 
versucht, mit Argumenten gegen meinen Antrag anzukämp­
fen, in sieben Punkten. (Zwischenruf Golf: FünfI) 
Ich möchte Sie aber fragen: Gehen Sie mit mir einig, dass 
dem Ziel der besseren Integration und besseren Eingliede­
rung in Gesellschaft und Beruf besser entsprochen werden 
kann, wenn mehr behinderte Menschen ausserhalb von In­
stitutionen leben? 

Goll Christine (S, ZH): Herr Stahl, ich muss Sie korrigieren. 
Ich habe Ihnen fünf inhaltliche Gründe genannt, weshalb wir 
Ihrem Minderheitsantrag nicht zustimmen können. In der Ver­
nehmlassung zum Thema Assistenzentschadlgung heisst es 
in Ihrer Antwort. «Die SVP kann der Einführung einer sol­
chen Leistungserweiterung zum jetzigen Zeitpunkt nicht zu­
stimmen.» Insofern muss ich Ihnen auch sagen, dass ich 
Ihnen nicht abnehme, dass Sie tatsächlich eine Verbesse­
rung für die betroffenen Menschen im Bereich der EXIstenz­
sicherung durch eine Finanzierung der persönlichen Assis­
tenz wollen. Ich selber bin aber überzeugt davon: Wenn wir 
ein gutes Modell haben - und ein gutes Modell ISt heute mit 
dem Modell der Kommissionsmehrheit und bei Artikel 42ter 
dem Antrag der Minderheit II (Baumann Stephanie) sowie 
den Antragen Graf und Suter möglich -, wenn wir dieses 
Modell durchbringen, dann ISt es tatsächlich so, dass wir 
mehr Wahlfreiheit ermöglichen, das heisst, dass mehr Men­
schen mit Behinderungen zuhause In den eigenen vier Wän­
den leben können und nicht in zum Teil teure Institutionen 
abgeschoben werden müssen. 

Gross Jost (S, TG), für die Kommission: Es ist bel diesen 
zahlreichen Anträgen nicht ganz einfach, den Überblick zu 
behalten. Ich versuche zuerst zu sagen, was beim bundes­
rätlichen Entwurf unbestritten ist, werde dann auf die neuen 
Elemente, die die Kommissionsmehrheit will, eingehen und 
schliesslich auf die Minderheiten. 
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Der Grundsatz der Einführung der Assistenzentschadi­
gung - ich glaube, das kann man sagen - ist unbestritten. 
Unbestritten Ist auch, dass diese AssIstenzentschädigung 
die bisherigen Leistungen HilflosEnentschadlgung, Pflege­
beitrag fur hilflose Minderjahrlge und Hauspflegebeitrag er­
setzen soll Unbestritten ist eben alls, dass wir von einer 
dreigradigen Abstufung ausgehen: hoher, mittlerer und ge­
ringer Assistenzbedarf. Der Bundl3srat hat dann verschie­
dene Korrekturelemente drin, die die Mehrheit der Kom­
mission grundsätzlich befürwortet. Dass die Assistenzent­
schädigung vorwiegend für Menscllen ausserhalb der Insti­
tutionen gelten soll, um ihre AutonDmie und Wahlfreiheit zu 
starken, darf als unbestritten gelten. 
Der Anspruch auf lebenspraktische Begleitung für psychisch 
Behinderte ist zwar bel Artikel 42 durch den Antrag der Min­
derheit I (Egerszegi) bestritten, Wild aber von der Mehrheit 
getragen; darauf werde ich noch 2 urückkommen. Schliess­
lich haben wir den dritten Korrektu -bereich, nämlich den In­
tensivpflegezuschlag für Minderjährige, wo zusätzlich der 
Antrag Suter vorliegt. 
Was hat sich die Mehrheit für Überlegungen gemacht? Bel 
der pflegerischen Abgeltung sind wir auf die Bedenken ge­
genüber einer gewissen Ungleich behandlung zwischen 
Menschen, die in den Institutionen - vor allem in von den 
kollektiven IV-Leistungen subventi·)nierten Wohnheimen -
einerseits und den ausserhalb dieser Institutionen lebenden 
Menschen andererseits eingegan!len. Wir haben gesagt: 
Das wollen wir ändern. Wir haben ausdrücklich die Wahlfrei­
heit des Behinderten aufgenommel: Ob stationär oder am­
bulant, ob er seine Pflege selber or;janlsleren will, das ist im 
Antrag der Mehrheit ausdrücklich enthalten. Wir sind ausser­
dem der Meinung, dass die Abklar Jng des Assistenzbedar­
fes nach einheitlichen Kriterien erfolgen soll. Wir haben das 
ebenfalls festgeschrieben, um auch hier ein Element der 
Gleichbehandlung zu erreichen. Wi- haben uns dann mit der 
Situation konfrontiert gesehen, dass die Leistungen, die der 
Bundesrat vorschlägt, also In etwa das Doppelte der Hilf­
losenentschädigung, für gewisse ~chwerstbehlnderte - vor 
allem für körperlich Behinderte -, die ausserhalb der Institu­
tionen leben wollen, nicht ausreichen, und haben deshalb 
eine zusätzliche Absicherung nach dem Bedarfsprinzip im 
Rahmen der Ergänzungsleistunge·n vorgesehen. Hier Ist 
dann auch die entsprechende Änderung Im Erganzungslei­
stungsgesetz vorgesehen. 
Dabei haben wir die Höchstgren,'e für den ungedeckten 
Assistenzbedarf auf 90 000 FrankEln pro Jahr erhöht. Das 
helsst, dass die Ergänzungsleisturigen zusammen mit der 
Grundentschädigung einem SChWE rst kbrperllch Behinder­
ten. der ausserhalb der Institution leben Will, Im Maximum 
fast 10000 Franken pro Monat eintragen konnen. Wir sind 
der Auffassung, dass wir zwar hier möglicherweise nicht alle 
Bedürfnisse abdecken, aber doch einen wesentlichen Tell. 
Nun mochte ich zu den Minderheiten kommen, zuerst zur 
Minderheit I (Egerszegi) zu Artik'31 42: Die Minderheit I 
möchte ja den Anspruch auf lebenspraktische Begleitung eli­
minieren. Hier möchte ich einfach sagen, Frau Egerszegi' 
Formal haben Sie Recht, dass diE Hilflosenentschädigung 
schon bisher fur psychisch Behinderte und leicht geistig Be­
hinderte auch rechtlich zugänglich Nar. Weil aber die HIlflo­
senentschädigung auf die körperlic len Lebensfunktionen in 
den Bereichen Anziehen, Ausziehe,n, Essen, Notdurft usw. 
zugeschnitten war, war sie faktisch für psychisch und leicht 
geistig Behinderte eben nicht von Flelevanz, denn dort stei­
len Sich ja andere Probleme. Psy.:hisch Behinderte brau­
chen diesen Anspruch, weil sie n Alltagssituationen oft 
überfordert sind und weil sie beispielsweise Hilfe beim Ein­
kaufen oder in anderen lebensprakt schen Bereichen benöti­
gen. Frau Egerszegi, man muss hier auch sagen, dass 
beispielsweise die Hilfe beim Anzie len und Ausziehen nicht 
eine spezifisch medizinische Funktion ist. Sie kbnnen des­
halb auch nicht sagen, hier werde etwas verwässert, was im 
Bereich der Hilflosenentschädigung nicht möglich wäre. 
Es ist ganz wichtig, dass wir uns irn Klaren sind: Wenn wir 
hier den Anspruch auf lebenspraletische Begleitung nicht 
einführen, dann sind die psychisc 1 Behinderten praktisch 
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von diesem Leistungsbereich der Assistenzentschädigung 
ausgeschlossen, obwohl sie ja aufgrund der Verfassung -
Frau Dormann hat das sehr schon ausgeführt - gleich be­
handelt werden müssen. 
Nun komme ich zur Minderheit II (Stahl) bzw. bel Arti­
kel 42ter zur Minderheit I (Stahl), zum anderen System, das 
hier beantragt wird. Herr Bortoluzzi, Sie haben gesagt, die 
Verwaltung habe das nicht geprüft. Herr Stahl ist mit diesem 
Antrag, der gut gemeint ist - ich sage das für die Kommis­
sion -, an den letzten Sitzungstagen gekommen. Herr Borto­
luzzi hat vorher einfach der Verwaltung den Auftrag geben 
wollen, sie solle eine kosten neutrale Variante der Asslstenz­
entschadlgung einführen, das he isst auf dem Niveau der 
HIlflosenentschädigung. Aber Sie haben keinen inhaltlichen 
Vorschlag gemacht, wie die Verwaltung das tun soll. 
Der Antrag der Minderheit (Stahl) geht wesentlich weiter. 
Aber er enthält ganz entscheidende Schwachstellen. Herr 
Stahl, das Niveau der Grundentschädigung wird auf das jet­
zige Niveau der Hilflosenentschädigung herabgedrückt. Es 
ist eben nur noch die Hälfte dessen, was die Mehrheit als 
Grundentschädigung will. 
Dann gibt es in Ihrem Antrag in Absatz 3 einen ganz fatalen 
Satz: «Leistungen anderer Sozialversicherungen und Leis­
tungen der öffentlichen Hand werden angerechnet.» Hier ist 
in der Tat nicht auszuschliessen, dass das so interpretiert 
werden könnte, dass auch die Sozialhilfe dieser zusatzlichen 
Leistung über das persönliche Budget vorgeht. Das wäre 
eine völlige Umkehr des Versicherungsprinzips, weil dann 
ein Bedarfsprinzip eingeführt wird, das wir bei der AssIstenz­
entschädigung nicht wollen. Die Mehrheit will etwas wesent­
lich anderes: Wir wollen eine Grundentschci.dlgung in dop­
pelter Höhe und dann über das Ergänzungsleistungssystem 
eine Zusatzleistung für jene Menschen, die sie brauchen. 
Sie wollen möglicherweise - vielleicht haben Sie das zu we­
nig bedacht - etwas einführen, das dazu führen könnte, 
dass andere Leistungen der Sozialversicherungen oder so­
gar der Sozialhilfe vorgehen. Wahrscheinlich haben Sie das 
nicht bedacht. Aber es wäre deshalb doch gut, wenn dieser 
Antrag im Hinblick auf die Beratungen im Ständerat optimiert 
würde. So wie Sie ihn hier bringen, führt er zu einem Leis­
tungsabbau, und das ist nicht, was der Bundesrat will, und 
schon gar nicht, was die Kommissionsmehrheit will. 
Den Antrag Graf - Faktor 2,5 - lehnt die Mehrheit ab, weil 
sie das Fuder nicht überladen Will. Zum Antrag Suter, die 
Prozentsätze für den Intensivpflegezuschlag für Minderjäh­
rige zu erhohen: Ich muss Herrn Suter Recht geben, dass 
wir nicht bedacht haben, dass wir damit unter den Status 
quo gehen. Wenn der Status quo tatsächlich unterschritten 
wird, dann tut Ihr Rat gut daran, sich das zu uberlegen. 
Denn das wollte die Kommission nicht. 

Meyer Therese (C, FR), pour la commission: Je vous I'ai dit, 
c'est la piece de resistance de cette revision de loi. Nous 
pouvons dire que I'introduction d'une allocation d'assistance 
est la nouveaute fondamentale apportee aux personnes 
handicapees par la 4e revision de I'AI. Mais, pour que tout 
soit clair, cette allocation doit remplacer le systeme actuel, 
complique et parfois inequitable, de prestations fournies aux 
personnes handicapees qui ont besoin de soins ou d'une 
prise en charge. II faut en effet que les personnes handica­
pees trlbutalres de I'aide de tiers puissent beneficier d'une 
autonomie et d'une independance accrues. 
Ce n'est pas une prestation supplementaire. La nouvelle al­
locatlon d'assistance doit se substituer a trois prestations 
actuelles, c'est-a-dire a I'allocation pour impotent. aux contrl­
butions aux frais de soins speciaux pour mineurs impotents 
et aux contributions aux frais de soins a domicile. Elle favori­
sera ainsi un vrai choix de vie. On pourra ameliorer la situa­
tion des adultes handicapes vivant en dehors d'une 
institution, en doublant les montants auxquels ils ont droit 
actuellement, mais Ils n'auront pas de contributions supple­
mentaires aux soins. Ceci pourra permettre a un cercle plus 
large que par le passe de choisir sa fa<;:on de vIvre. 
La nouvelle allocation d'asslstance doit aussi permettre a 
des personnes qui ont un handicap mental leger de pouvoir 
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continuer arester a la maison. Je vous en parleral encore en 
relation avec les propositions de minorite. 11 est necessaire 
d'avoir un petit accompagnement pour que certaines per­
sonnes puissent rester a la malson. 
Ensuite, il y a encore une chose tres importante dont on a 
peu parle. Avec I'allocatlon d'asslstance, on va eliminer I'ac­
tuelle Inegalite de traitement entre lesenfants avec ou sans 
infirmlte congenitale. Actuellement, les enfants qui n'ont pas 
d'infirmlte congenltale ne peuvent pas beneficier de certai­
nes prestations, alors que leurs pare,ts font ta nt d'efforts 
pour s'en occuper a la maison. 
lautes ces prestations pourront iHre offertes selon la propo­
sition de la majorite de la commission, que Je vous invite a 
soutenlr. 
Maintenant, en ce qui concerne les pro positions de minorite: 
la proposition de minonte I (Egersze~li) traduit l'lnquietude 
d'une partie de la commlssion d'elargil sans cadre les pres­
tations a des gens qui ont un hanc icap psychique. Elle 
amenerait ainsi une discnmlnation 3ntre les personnes 
handlcapees physiquement et celles qui so nt handicapees 
psychiquement. Par contre, la majoril!! de la commission a 
ecoute ces craintes et amis une cor dition, un cadre a la 
possibillte d'obtenir cette allocatlon. E 1 effet, la majonte de 
la commission a fixe I'obligation d'ave,jr un quart de rente, 
c'est-a-dire qu'une person ne soit invalide a 40 pour cent 
pour que la demande soit examinee. G31a fixe donc un cadre 
au cas du handicap psychique. 
Je vous demande de rejeter la pror:osltion de minorite I 
(Egerszegi) pour ne pas creer de discr mlnations. 
S'agissant de la proposition de minorite (Stahl): M. Stahl a 
voulu faire un autre systeme. 11 donlle une allocation de 
base, puis il veut soumettre le reste eie I'allocatlon a I'exa­
men du budget. Ceci peut eventuelle nent nous amener a 
devoir couvrir des budgets de 15 000 a 18 000 francs par 
mois puisque certalns handicapes auraient besoin de cette 
somme pour vivre chez eux. Je vous rends attentlfs a cet as­
pect de la question. D'autre part, M. Stahl I'a dit plusleurs 
fois dans cette salle, il ne voulait pas sortir de ce cadre le 
droit des enfants handicapes d'avolr ~ussi cette allocation 
d'assistance. Mais I'article, tel qu'il es libelle, va pnver ces 
familles de ce soutien Indispensable pour pouvoir garder 
leurs enfants a la maison. Le chiffre que vous voyez sur vo­
tre feuille, qui paraT! moins eleve que 113 chiffre decide par la 
commission, serait augmente de cette allocation pour les 
enfants, s'il ne veut pas la supprimer. 11 n'y aurait donc pas 
d'economies vraiment notables avec cet autre systeme, par 
contre beaucoup d'inconvenients, beaucoup de complica­
tions, et cela ne permettrait pas d'introJwe le nouveau sys­
teme que nous voulons introduire mailltenant pour favonser 
vraiment le choix de vie des personne~ handicapees. 
Pour garder la meme ligne, la commlssion vous demande 
aussi de rejeter la proposition Graf. [lie a ete evaluee en 
commlsslon; la commission reste sur l:t ligne du Conseil fe­
deral. 
Quant a la proposition Suter, elle n'a pas ete evaluee en 
commission Je pense que s'il y a vmiment une baisse de 
prestatlons, II faudra I'evaluer de fa<;:or tres precise pour ne 
pas donner encore plus de peine aCES familles qUi s'occu­
pe nt de leurs enfants a la maison. 
La majorite de la commission vous dEmande de suivre sur 
toute la ligne ses propositions pour pouvolr introduire ce 
nouveau systeme qui, d'un cote, amene des ameliorations 
pour les personnes handicapees, pOL ries enfants et pour 
leurs familles et, de I'autre, amenera :tussi a moyen terme 
d'assez grandes economies. 

Dreifuss Ruth, conseillere federale· J'aimerals, SI vous me 
le permettez, preciser d'abord un cert:tin nombre de pOints 
sur la notion d'invalidite psychique. Je laurals falt a I'article 5 
s'll y avalt eu contestation a cet endreit. Mais comme nous 
avons passe sur cet article, et je m'en I eJouls, j'almerais rea­
Iiser maintenant ce que j'ai promis de laire a la commlssion, 
c'est-a-dire bien preciser ce que I'on entend par maladie 
psychique. 

Je me rejouis que I'on SOlt passe sur I'article 5, parce que 
cela manifestait deja tres clairement la volonte du Conseil 
national de ne pas faire de discrimination. Mais II s'agit d'al­
ler un peu plus 10ln et de montrer que nous n'etendons pas, 
avec cette definition de I'invalldite psychique, une notion qui 
aurait ete jusqu'a present plus restreinte, ou les termes de 
«sante physique ou mentale" etaient les seuls points rete­
nus. La junsprudence constante montre bien que les atteln­
tes a la sante psychlque so nt a tralter de la meme fa<;:on. 
Elles ont ete jusqu'a present assImilees aux atteintes a la 
sante mentale. C'est donc par souci de clarte que nous 
aimerions le mettre dans la loi; cela ne change rien. 
Mais qu'est-ce que la sante, les atteintes a la sante psychi­
que? Elles so nt definies et repertoriees tres clairement par 
I'Organisation mondiale de la sante. II faut qu'une maladie 
psychique soit definie medicalement et repertoriee pour 
pouvoir etre a I'origine d'une Invalidite au sens de la 101 sur 
I'invalidite, et c'est la classification internationale ICD-10 de 
l'Organlsation mondiale de la sante qui sert de base acette 
classification. Pour etre reconnu comme invalide, quelle que 
SOlt I'origine de I'attelnte a la sante, physique, psychique ou 
mentale, les memes trois elements doivent etre reunis: pre­
mierement, une atteinte a la sante; deuxlemement, une In­
capacite de gain ou une incapaclte d'accomplir ses travaux 
habltuels; troisiemement, un lien de cause a effet entre I'at­
teinte a la sante et I'lncapacite de gain ou I'incapacite d'ac­
complir ses travaux habituels. Une atteinte a la sante est 
invalidante lorsqu'elle a un impact durable sur la capacite de 
gain. Nous avons la possibillte de determiner le taux d'invali­
dite ou le besoin d'assistance sur la base de cette definition 
et selon une procedure stricte, qui vaut pour toutes les at­
teintes a la sante En general, c'est sur la base des examens 
medicaux faits par le medecin traitant ou, eventuellement, 
d'une expertise effectuee par des specialistes et sur des cri­
teres economiques bien definis que l'lnvalidite est determi­
nee. t.:evaluation du besoin d'assistance se base egalement 
sur I'examen medical et sur une enquete sur place, menee 
par des specialistes des offices de I'AI. 
Si vous nous accordez ce que nous vous demandons, c'est­
a-dire des services medicaux regionaux comme appui mate­
riel aux offices cantonaux - nous aurons a en discuter tout a 
I'heure -, c'est a eux qu'il appartlendra de veiller a ce que le 
concept d'evaluation soit applique de fa<;:on uniforme dans 
I'ensemble du pays, qU'11 s'agisse de determiner le taux d'in­
validite ou le besoin d'assistance, et cela, en particulier, 
dans le domaine des atteintes a la sante psychique. 
Puisque je parle de ce probleme de definition, des evalua­
tions et de la procedure qui permet de definir soit le taux 
d'invalidlte, soit le besoin d'assistance, je me permets de 
commenter la proposition de minorite I (Egerszegi). J'alme­
rais preciser deux choses: premierement, je ne SUIS pas 
sOre que Mme Egerszegl, lorsqu'elle a fait sa proposition de 
mlnorite I, ait vraiment pris en consideration le fait qu'il n'y 
aura plus d'allocations pour impotent. Les allocations pour 
impotent vont etre supprimees au profit de ce changement 
de systeme. Oe ce fait, nous aurions la situation dans la­
quelle des invalides psychlques - il s'agit d'un nombre de 
cas limite - perdraient un soutien qu'ils re<;:oivent actuelle­
me nt. Je crois que ce n'est pas I'intention de Mme Egers­
zegi, mais je I'interroge en developpant le commentaire de 
sa proposition de minorite, en disant que I'alde qui existe ac­
tuellement serait enlevee. II ne s'agit donc pas de savoir 
seulement quel est le degre d'extension, mais de savoir 
quelle serait la reduction de prestations qu'entraTnerait la 
proposition de minorite I (Egerszegi). Deuxiemement, et je 
viens de I'apprendre moi-meme, je dois avouer que I'appll­
cation pratique de I'AI est toujours pleine de surprises: le re­
glement sur I'assurance-invalidite precise bien qu' «une 
impotence est de faible degre" - et c'est de cela que nous 
parions, de I'article 36 du reglement sur I'assurance-invall­
dite - «si I'assure, me me avec des moyens auxiliaires, a be­
soin: a. de fa<;:on reguliere et Importante, de I'aide d'autrui 
pour accompllr au moins deux actes ordinaires de la vie». 
En d'autres termes, iI ne faut ja mais prendre en considera­
tlon une seule incapacite dans le catalogue de ces actes or-
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dinalres de la vie, mais une comblnaison d'incapacites. Et, 
meme dans I'impotence de faible d.3gre, II faut au mOlns que 
la personne concernee ait deux diflicultes dans les six actes 
de la vie. 
Dans ce sens-la, et ce pnnclpe n'est pas appele achanger, 
I'extension dont nous parions n'est pas uniquement, comme 
cela a ete dit a la tribune, le fait c'accompagner quelqu'un 
pour faire ses courses, ce qui ser,lit la seule chose dont II 
aurait besoin II reste toujours, Mcldame Egerszegi, ce do­
maine de voisinage et d'aide bene'.lole a laquelle vous avez 
fait alluslon. II en va ici d'un peu plus que ce que vous avez 
evoque. 
PUlsque c'est le seul point, si j'ai bien compris, de diver­
gence entre la minorite I (EgerszI3gi) et la majorite de la 
commission ou le Conseil federal, jll vous propose de rejeter 
la proposition de minorite I. La clarle de la definition, les eXI­
gences pour pouvolr parler d'une irnpotence legere sont tei­
les que I'on n'a pas a craindrE' Ici un developpement 
incontröle des depenses de I'AI. 
J'en viens maintenant aux differents modeles qui sont pro­
poses pour dire d'abord, et je le fais tres rapidement, que le 
Conseil tederal se rallie a la pos i ion de la majonte de la 
commission. Tout en etant conscient du coat supplementaire 
qui peut etre impute aux prestations complementaires pour 
que des personnes hautement handicapees puissent rester 
a la maison, nous pensons que nOIJS ne pouvons pas deve­
lopper I'ensemble de I'allocatlon d'asslstance ou introduire 
un degre supplementaire, mais qUEI nous pouvons combiner 
des prestations, je dirais, automatiques d'assurance et des 
prestations liees aux besoins et a I'examen de la situation 
economlque de la personne concernee Cela revient, selon 
notre bonne vieille tradition, a com:)iner la prestatlon de I'AI 
et les prestations complementaire~,. Mais celles-ci, dans ce 
cas particulier, seraient elevees de fa90n a permettre effectl­
vement le choix entre le maintien a domlclle et la presence 
dans une institution, qUi ne serait pas souhaitee et qui ne se­
rait pas souhaitable. 
Nous nous rallions donc a la position de la majorite de la 
commission, qui a eu la gentillesse de se railier au projet du 
Conseil f€!deral pour I'essentiel. 
En ce qui concerne la proposition de minorite II (Baumann 
Stephanie) a I'article 42ter§, elle ncus paraH inutlle si elle re­
couvre la situation actuelle, dans la mesure ou c'est quelque 
chose qui est regle de fa90n satisfalsante. Si elle devalt con­
duire a un elargissement des prise~, en charge gräce a I'allo­
cation d'assistance, nous devrionsje toute fa90n la rejeter. 
Pour ne pas donner le sentiment que nous voulons autre 
chose que des definitions des acte:; de la vie, nous vous re­
commandons d'en rester a la formulatlon actuelle et de reje­
ter la proposition de minorite 11 (Baumann Stephanie). 
J'en vlens malntenant aux propmoltlons de mlnonte Stahl 
pour dire qu'effectivement, la lecture rigoureuse de ces pro­
positions de minorite montre une taisse des prestatlons, et 
en particulier des prestations des familles ayant un enfant 
gravement handicape. M. Stahl a (Ilit lui-meme que ce n'est 
pas ce qu'il souhaite, mais c'est ce que contiennent ses pro­
positions de minorite. C'est deja u le raison suffisante pour 
les rejeter. Mais je dirais que la commission a fait un pas, en 
dehors des souhalts d'economies formules ICI par M. Borto­
IUZZI, dans la loglque assurance et prestations complemen­
talres en fonction du besoin et de1, revenus, mais selon un 
systeme beaucoup plus simple et mieux avere, avec une 
plus grande experience que ce qUEi nous propose M. Stahl. 
En effet, une premiere lacune est res importante, je I'al Sl­
gnalee. 
La deuxleme lacune, et je termine par la, mais je tiens a le 
dire, c'est que le modele des propositions de minorite Stahl 
tel que nous le comprenons fait qL 'une person ne qui aurait 
une activite professionnelle - et 9a, c'est quand meme le 
reve' vivre a la maison et avoir, malgre un handicap, une ac­
tlvite professionnelle gräce au soutlen de I'assurance-invali­
dite -, qui aurait un revenu, devrait consacrer le revenu de 
son travail a la diminution de cett.3 allocatlon d'assistance 
dellvree uniquement en fonctlon d.3 sa capaclte financlere. 
Cette personne se trouverait donc clecouragee de faire cela 
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Monsieur Stahl, je crois qu'en fait la position de la majorite 
de la commission est ce qui se rapproche le plus de ce que 
vous avez dlt sou halter. Dans ce sens, il serait tres heureux 
que ce soit la majorite de la commission qui vous permette 
de realiser les espoirs que vous avez vous-meme formules. 
11 faut donc rejeter la proposition de minorite II (Stahl) a I'arti­
cle 42 et la proposition de minorite I (Stahl) a I'article 42ter 
pour accomplir ce que M. Stahl a dit vouloir realiser. 

Egerszegi-Obrist Christine (R, AG): Darf ich Ihnen eine 
Frage stellen, Frau Bundesrätin? Die Akustik ist so schlecht 
an meinem Platz. Ich weiss nicht, haben Sie den Antrag Su­
ter beantwortet? Habe ich das überhort? Das würde mich 
noch interessieren. 

Dreifuss Ruth, conseiliere federale: Je vis a tel point dans 
la crainte de parler trop longtemps acette tribune que j'ai 
oublie de repondre aux propositions Suter et Graf. 
En ce qui concerne la proposition Suter, je vous recom­
mande egalement de la rejeter. Le pnnclpe qui consiste a 
dire: «Nous ne voulons pas enlever quelque chose qui ac­
tuellement est verse" est un princlpe qui, comme un fll 
rouge, a suivi tous vos travaux. La difference, dans le cas 
particulier, c'est qu'on n'enleve pas exactement ce qui paraT­
trait etre matMmatiquement le cas ici. Parce que les mon­
tants actuellement inscrits dans la loi ne so nt que des 
montants maximums; ils ne so nt delivres que sur la base de 
la preuve des coats effectlvement engages, des frais payes 
par ces familles. Dans ce sens-la, meme s'il y a une diffe­
rence de quelques centaines de francs pour le maXimum, 
nous considerons que c'est une amelioration pour les bene­
ficiaires que d'avoir un montant fixe et de ne pas devoir faire 
etat et apporter la preuve de chacune des depenses qU'lls 
ont faltes. Et la plupart d'entre eux auront des ressources 
supplementaires a ce maximum qui est indique dans la loi, 
mais qu'ils ne re90ivent pas. En d'autres termes, on ne peut 
pas juste comparer les montants, il faut comparer les sys­
temes. 
II nous semble que ce systeme est plus favorable et qu'il fau­
drait rejeter la proposition Suter. 
Madame Graf, nous avons etudie le modele que vous nous 
proposez; il absorbe I'integralite des economies que nous 
realisons, il ne contnbue donc pas a la consolidation finan­
clere. 
C'est la raison pour laquelle nous nous rallions a la proposi­
tion «prestations complementaires elevees pour les person­
nes a handicap grave», parce que celle-ci permettra de 
realiser I'objectif qui est le vötre: donner le choix aux handi­
capes de vivre a domicile ou en institution. 
J'ai d'ailleurs cru comprendre que la proposition Graf etait 
une proposition subsidiaire, c'est-a-dire au cas ou la propo­
sition de la majorite de la commission serait rejetee. Moi, en 
tout cas, je la considere comme teile, mais je prefere la pro­
position de la majorite de la commission, qui tlent compte, 
par le biais des prestations complementaires, de I' etat de 
fortune et des revenus de la person ne concernee pour trou­
ver I'equilibre necessaire a son maintien a domicile. 
Je recommande donc de rejeter la proposition Graf. 

Art. 42 Abs. 1, 1 bis, 3-5 - Art. 42 al. 1, 1 biS, 3-5 
Angenommen - Adopte 

Art. 42 Abs. 2 - Art. 42 al. 2 

Eventuell - A tJtre prellminaire 
Für den Antrag der Mehrheit .... 79 Stimmen 
Fur den Antrag der Minderheit I (Egerszegl) .... 74 Stimmen 

Art. 42ter Abs. 1 - Art. 42ter al. 1 

Erste Eventualabstimmung - Premier vote preliminaire 
Für den Antrag der Minderheit 11 

(Baumann Stephanle) .... 54 Stimmen 
Dagegen .... 98 Stimmen 
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Zweite Eventualabstimmung - Deuxieme vote preliminaire 
Fur den Antrag der Mehrheit .... 99 Stimmen 
Für den Antrag Graf .... 55 Stimmen 

Art. 42ter Abs. 3 - Art. 42ter al. 3 

Eventuell - A titre prelimmaire 
Fur den Antrag der Mehrheit .... 89 Stimmen 
Für den Antrag Suter .... 63 Stimmen 

Art. 42 Abs. 2; 42ter Abs. 1-4 - Art. 42' al. 2; 42ter al. 1-4 

Definitiv - Definitivement 
Für den Antrag der Mehrheit .... 106 Stilmmen 
Für den Antrag der Minderheit 11/1 (Stahl) .... 45 Stimmen 

Art. 42bis 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundeslates 
Proposition de la commiss/On 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art. 42quater 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Ablehnung des Antrages der Minderheit 
Minderheit 
(Gross Jost, Baumann Stephanie, HIJbmann, Maury Pas­
quier, Rechsteiner-Basel, Rossini) 
Der Bundesrat kann für einzelne GrupDen von Assistenzbe­
durftigen zeitlich befristete Pilotversuche zur Ermöglichung 
eines selbstbestimmten Lebens durch eine kostendeckende 
Finanzierung persönlicher Assistenz durchfuhren lassen. 
Dabei sind die heute bestehenden Schnittstellen zwischen 
Invalidenversicherung, anderen Sozialv1srsicherungszwelgen, 
Ergänzungsleistungen, SOZialhilfe sowie die Beiträge der 
Kantone und Gemeinden zu berücksi,;htigen und in einem 
gemeinsamen FInanzierungsträger zu koordinieren. 

Art. 42quater 
Proposition de la commission 
Majorite 
ReJeter la proposition de la minorite 
Minorite 
(Gross Jost, Baumann Stephanle, HlJbmann, Maury Pas­
quier, Rechsteiner-Basel, ROSSInI) 
Pour certalnes categories de personnes qUi ont besoin d'as­
sistance, le Conseil federal peut faire realiser des essais pi­
lotes d'une duree determinee afin eie leur permettre de 
mener une vie independante gräce aL financement integral 
de I'assistance personnelle. II convient de prendre en 
compte a cet egard les chevauchemerts qui existent actuel­
lement entre I'assurance-invalidite, les autres branches des 
assurances sociales, les prestations ce mplementaires, I'alde 
sociale et les subventions des cantons et des communes, et 
de coordonner ces formes d'aide au sel'in d'un organisme de 
financement commun. 

Goll Chrrstlne (S, ZH): Mit Artikel 42quater, einer neuen Be­
stimmung, die wir unterbreiten, schlagen wir einen eigentli­
chen Pilotartikel vor. Im Klartext heis~,t dies, dass wir dem 
Bundesrat die Möglichkeit geben wollen, für einzelne Grup­
pen von Assistenzbedürftigen zeitlich befristete Pilotversu­
che durchfuhren zu lassen Das Ziel ist, dass in solchen 
PIlotversuchen eine kostendeckende Finanzierung der per­
sonlichen Assistenz gewährleistet wird Um dieses Ziel zu 
erreichen, schlagen wir In dem Pllolartikel vor, dass die 
heute bestehenden Schnittstellen zw schen der Invaliden­
versicherung und den anderen Sozialv 3rsicherungszwelgen, 
aber auch zwischen der Invalidenversicherung und den 
Ergänzungsleistungen, ZWischen der Invalidenversicherung 
und der Sozialhilfe sowie den Beiträ~llen der Kantone und 

Gemeinden berücksichtigt und in einem gemeinsamen Fi­
nanzlerungsträger koordiniert werden. 
Mit diesem Pilotartikel verfolgen wir drei Ziele: 
1. Wir möchten die Autonomie der Versicherten stärken. 
2. Wir möchten verhindern, dass Menschen mit Behinderun­
gen permanent auf die heute bestehenden verschiedenen 
Träger von Pflege- und Betreuungskosten welter- oder abge­
schoben werden. 
3. Wir möchten die freie Wahl In zentralen Lebensbereichen 
fördern, insbesondere in den Bereichen Wohnen, Schule 
und Arbeit. 
Im Zusammenhang mit diesem Vorschlag zu Artikel 42qua­
ter verweise ich auf eine Motion (99 3611), die ich bereits 
1999 eingereicht habe und in der ich einen Assistenzfonds 
für Behinderte vorgeschlagen habe. Der Bundesrat wurde 
beauftragt, die gesetzlichen Grundlagen zur Schaffung ei­
nes solchen Assistenzfonds vorzubereiten, der eben die 
heute bestehenden Schnittstellen zwischen den einzelnen 
Sozialversicherungszweigen berückSichtigt und in einem ge­
meinsamen Finanzträger koordiniert. Diese Motion wurde 
vom Bundesrat als Postulat entgegengenommen, d. h., der 
Bundesrat erklärte sich bereit, diese Idee zumindest zu pru­
fen. Dies ist auch der Grund, weshalb wir jetzt vorschlagen, 
diese PIlotversuche in der laufenden 4. IVG-Revislon zu ver­
ankern. 
Im heute geltenden Gesetzes- und Verordnungsdschungel 
werden die traditionellen Begriffe von Pflege und Betreuung 
verwendet und nicht der neue Begrrff der persönlichen Assis­
tenz, den wir hier eingeführt haben. Die Idee ISt die, dass der 
Assistenzfonds sämtliche Behinderungsarten in allen Le­
bensbereichen berücksichtigt. Je nach Lebenssituation einer 
behinderten Person, Je nach Art und Schwere der Behinde­
rung sind die einzelnen Lebensbereiche für die betroffenen 
Individuen von unterschiedlicher Bedeutung. 
Heute besteht in der Praxis eine Aufteilung der behinde­
rungsbedingten Mehrkosten auf die unterschiedlichen Kos­
tentrager. Im bestehenden Dschungel findet eine mensch­
lich und ökonomisch nicht tragbare Weiterschiebung der 
Betroffenen an die verschiedenen Träger von Pflege- und 
Betreuungskosten statt. Das fuhrt zu einem Druck, Men­
schen mit Behinderungen aus Ihrer Umgebung, in der sie in­
tegriert leben konnten, herauszureissen. Mit der Koordina­
tion der bestehenden Sozialversicherungszweige In einem 
gemeinsamen Finanzierungsträger werden die einzelnen 
Elemente der Sozialpolitik zu einem wirksamen und wirt­
schaftlichen System verknüpft. 
Ich möchte darauf hinweisen, dass solche Modelle eines As­
sistenzfonds auch im benachbarten Ausland bestehen und 
dass die Erfahrungen und die Auswertungen dieser Modelle 
gezeigt haben, dass keine volkswirtschaftlichen Mehrkosten 
zu erwarten sind. 

Rossini Stephane (S, VS): Le groupe socialiste soutient la 
proposition de minorite Gross Jost defendue par Mme Goll. 
La revision introduit a I'artlcle 68 divers elements relevant de 
I'evaluation des effets de son applicatlon. Dans un souci 
d'efficacite, d'efficience, mais aussi d'allocatlon optimale des 
ressources, ces mesures nous paraissent particulierement 
importantes. Elles fournissent indenlablement des outils 
d'evaluation et d'amenagement des prestatlons; ceci est tres 
bien. C'est d'autant plus important lorsqu'une nouvelle forme 
de prestations est Introduite, dont les effets sont certes pre­
visibles mais ne peuvent pas par definition iHre anticipes 
avec certitude. 
La proposition de mlnorite entend repondre acette neces­
site de rigueur, acette necessite d'appreciation, mais en 
allant plus loin, c'est-a-dire en ouvrant des perspectives 
d'lnnovation constructives, dynamiques. Allouer de teiles 
prestations ne peut se faire de manlere strictement uni­
forme, car toutes les categories de personnes handicapees 
ne so nt pas comparables. Nous devons par consequent dls­
poser d'une certaine marge de manoeuvre pour ouvrrr de 
nouvelles perspectives a travers ces essais pilotes 11 im­
porte donc, selon nous, de ne point fermer des portes sus-
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ceptibles de produire de I'exclusion, alors que nous recher­
chons au contraire a favorlser dans cette loi I'integration. 
Cette proposition de minorite est donc une contributlon au 
renforcement des synergies institul ionnelles et des collabo­
rations entre les differents regimes de protection sociale, rai­
son pour laquelle nous la soutenon,. 

Le president (Christen Yves, premier vice-president): Le 
groupe democrate-chretien et le ~roupe radical-democrati­
que se rallient a la majorite. 

Meyer Therese (C, FR), pour la commission: La majorite de 
la commlsslon se raille au projet du Conseil federal, qui n'est 
pas contre de tels essais mais qui pense qu'il n'est pas judi­
cieux de lui donner la responsabilitEi dans la loi. Ce so nt plu­
tot les cantons qUI pourralent coordonner ces actlons, 
soutenus par la Confederatlon. 
La majorIte de la commisslon vous propose donc de rejeter 
la proposition de minorite. 

Dreifuss Ruth, conseiliere federale: Mme Meyer Therese a 
fort bien dit quel etait egalement la position du Conseil fede­
ral Les prestations de I'AI sont bien definles et elles doivent 
etre versees. Si quelqu'un doit ensllite coordonner de verita­
bles essais pllotes dans le domainH des institutions collectl­
ves, meme SI c'est un autre tYPE', par exemple dans un 
appartement ou quelque chose de ce genre, alors c'est aux 
cantons qU'11 appartient de coordonner ces differents ap­
ports. Meme avec un article formuln ainsi, nous n'avons rien 
a dire sur I'aide sociale proprement dite, nous n'avons rien a 
dlre sur les prestatlons cantonales et communales. C'est 
donc mal comprendre, je crois, notl e role que de vouloir im­
puter a I'AI et au Conseil federal ce role de coordInation. 
Mais nous pouvons participer a de tels essais pilotes, et je 
crois que nous I'avons deja fait pou' essayer de definir quels 
sont effectivement les besoins et les avantages d'autres 
fa90ns de vivre en dehors des Institutions de type EMS ou 
institutions specialisees. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit .... 75 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit .... 4:3 Stimmen 

Art. 44 
Antrag der Kommission 
.... die Anspruch auf eine Rente de' Unfallversicherung, das 
Taggeld oder eine Rente der .... 

Art. 44 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 
(la modlflcatlon ne concerne que le texte allemand) 

Angenommen - Adopte 

Art. 52 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Buncesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art. 57 Abs. 1 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Minderheit 
(Widrig, Egerszegi, Suter, Tschuppert) 
d .... 
e die Verfügungen über die Leistungen der Invalidenver­
sicherung unter Vorbehalt von Artikel 60 Absatz 1 Buchsta­
be d. 
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Art. 57 al. 1 
Proposition de la commission 
MajorIte 
Adherer au projet du Conseil federal 
Minorite 
(Widrig, Egerszegi, Suter, Tschuppert) 
d ..... 
e. prendre les decisions relatives aux prestatlons, sous re­
serve de I'article 60 alinea 1 er lettre d. 

Widrig Hans Werner (C, SG): Mit der 3. IV-Revision wurden 
von den kantonalen Ausgleichskassen unabhängige IV-Stei­
len geschaffen. Auch wenn sich die Zusammenarbeit grund­
sätzlich bewährt hat, ergeben sich wegen der unterschiedli­
chen Zuständigkeiten für die indiViduellen Geldleistungen 
unnötige Schnittstellenprobleme. Die IV-Stelle ist am Wohn­
ort, die Ausgleichskasse richtet sich aber nach dem Arbeits­
ort. Durch eine saubere Abgrenzung der Verfügungskompe­
tenzen aufgrund der differenzierten Funktionen könnten 
unnötige Verzögerungen der Verfahren vermieden werden, 
und auch für die Versicherten könnte mehr Transparenz ge­
schaffen werden. Primär steht die Zuständigkeit der IV-Stelle 
fur alle IV-relevanten Fragen im Vordergrund. Berechnung 
und Auszahlung von individuellen Geldleistungen - wie Ren­
ten oder IV-Taggelder - sind jedoch eigenstandige versiche­
rungstechnische Funktionen, für welche die AusgleIchskas­
sen kompetent sind. 
Die Kantone und die Vereinigung der Verbandsausgleichs­
kassen sowie auch die Konferenz der Kantonalen Aus­
gleichskassen und die Konferenz der IV-Stellen haben in der 
Vernehmlassung die getrennte Verfügungskompetenz, wie 
sie für diese IV-Revision in meinem Minderheitsantrag vor­
geschlagen wird, mehrheitlich gefordert. 
Fazit: Wenn Sie im Bereich der IV den Ausgleichskassen 
eine eigene Verfügungskompetenz bei Geldleistungen ein­
räumen, hat das vier Vorteile: 
1. Die Versicherten können gegen Grundlagenentscheide 
der IV-Stelle rasch den Rechtsweg beschreiten 
2. Die unbestrittenen Leistungen können auch bel Beschwer­
den gegen Grundlagenentscheide der IV-Stellen rasch fest­
gelegt und ausbezahlt werden. 
3. Allfällig nötige Übergangsleistungen der Sozialhilfe kön­
nen gering gehalten werden. 
4. Die SChnittstellenprobleme werden ausgeschaltet. 
Zum Schluss noch zwei Sätze zu zwei Punkten, zunächst 
zum Standpunkt der IV-Trager: Die Dachorganisation der IV 
hat kritisch zum Inhalt dieses Minderheitsantrages Stellung 
genommen, aber wenn man mit einzelnen Vertretern spricht, 
tönt es jeweils etwas anders. Die Konferenz der IV-Stellen ist 
in der Vernehmlassung jedoch dafur. 
Noch zur juristischen Frage in Bezug auf den Fall, dass 
zweimal verfügt wird: Das ist nicht ein und dieselbe Leis­
tung. IV und Ausgleichskassen machen etwas anderes; da 
herrscht keine Deckungsgleichheit. Aber diese juristische 
Frage ist auch nicht entscheidend - entscheidend ist die 
Handhabung in der Praxis, und da sind sich die Praktiker be­
treffend den Inhalt meines Minderheitsantrages einig. 
Ich bitte Sie deshalb, meinem Minderheitsantrag zuzustim­
men. Es betrifft dann auch Artikel 60. 

Nabholz Lili (R, ZH): Ich möchte Sie bitten, den Antrag der 
Minderheit Widrig abzulehnen und der Mehrheit zuzustim­
men. Herr Widrig hat soeben erklart, dass mit seinem Antrag 
das Verfahren beschleunigt wird. Es mag zwar durchaus 
sein, dass es eine raschere Gangart für die IV-Stellen be­
deutet, dass diese mit der getrennten Verfügungskompetenz 
ihre Dossiers rascher schliessen können. Das allein kann 
aber meines Erachtens nicht entscheidend sein. Wesentlich 
ist vielmehr, wie lange die versicherte Person selber warten 
muss, bis sie einen definitiven Entscheid erhält. Aus dieser 
Perspektive ISt ein Verfahren mit getrennter Verfügungskom­
petenz nicht geeignet, das Verfahren zu beschleunigen, 
denn die Ausgleichskasse wird ihre Berechnungen betref­
fend Taggeld und Rentenhbhe erst an die Hand nehmen 



01.015 Conseil national 1964 13 decembre 2001 

können, wenn die Verfügung der IV-SI elle erlassen und die 
Einsprachefrist unbenützt verstrichen respektive ein allfälli­
ges Elnsprache- und Beschwerdeverfahren rechtskräftig ab­
geschlossen ist. Eine zusätzliche unzumutbare Verfahrens­
verlängerung wurde sich in all jenen Fällen ergeben, in 
denen sowohl der Invalidltatsgrad als auch die Renten­
berechnungsgrundlagen bestritten sind. In solchen Fällen 
müsste wegen derselben Leistung zweimal hintereinander 
das Rechtsmittelverfahren durchgespiHlt werden. Es wurde 
das Gegenteil von Herrn Widrigs gut gemeinter AbSicht ein­
treten. 
Es gibt auch materiell-rechtliche Becenken, die wir nicht 
ausser Acht lassen durfen Herr Wldrl~1 hat erklart, dass mit 
dieser getrennten Verfugungskompete1z mehr Transparenz 
entsteht. Ich möchte das bestreiten, denn als während der 
dritten IVG-Revision genau dasselbe Anliegen auch in Bera­
tung stand - das ist erst wenige Jahre her -, da siedelte man 
ganz bewusst den Entscheid bei einer einzigen Stelle, eben 
der IV-Stelle an. Um der Transparenz willen wurde hier die 
Zustandlgkelt konzentriert - dies aus der Erfahrung, dass 
die Betroffenen, die auf eine Leistung warten, sehr oft nicht 
mehr wissen, wer für welche Dinge zuständig ist, und die 
Wiedereinführung dieses Problems kClnn ja wohl nicht der 
Sinn des Antrages Widrig sein. 
Der Antrag widerspricht aber auch allgemein verwaltungs­
rechtlichen Grundsätzen. Wir haben den Grundsatz, auch im 
SozialversIcherungsrecht, dass über ein und dieselbe Leis­
tung eine Amtsstelle entscheidet und nicht zwei. Es geht 
nicht an, dass zwei selbstständig anfechtbare Verfugungen 
für ein und dieselbe Sache im Raum Etehen Feststellungs­
verfügungen sind im Allgemeinen ohnehin nur zulässig, 
wenn das Rechtsverhältnis nicht im Rahmen einer Leis­
tungsverfügung geregelt werden kann. 
Dies ist auch hier so. Wenn der MInderheitsantrag durch­
käme, würde durch die getrennte VE'rfügung letztlich der 
Rechtsschutz der Betroffenen geschmi:derl. Ich kann das an­
hand eines Beispiels verdeutlichen' WHnn bei einer zweige­
teilten Kompetenz die Versicherten cie Verfügung der IV 
nicht anfechten, weil sie noch gar nicht wissen können, wie 
später die finanZielle Kehrseite der M3daille dieser Einstu­
fung durch die IV-Stelle aussieht, und Hrst viel später, nach­
dem alle Rechtsmlltelfrlsten abgelauf,3n Sind, der Finanz­
entscheid kommt, wird ihnen die Möglichkeit, gegen die Ein­
stufung durch die IV-Stelle das Rechtsmittel zu ergreifen, ge­
nommen. 
Aus all diesen Gründen, die juristisch 2war kompliziert, aber 
letztlich sehr wohl In der heutigen Regelung und in der Re­
gelung, die die Mehrheit vertritt, durchdacht und im Inter­
esse der Versicherten geregelt sind, möchte ich Sie bitten, 
bei der Mehrheit zu bleiben und den M nderheitsantrag Wid­
rig abzulehnen. 

Estermann Heinrich (C, LU): Im Namnn einer beachtlichen 
Minderheit der CVP-Fraktlon - wir halten nur eine Stimme 
Differenz bei unserer internen Abstimmung - bitte ich Sie, 
den Antrag der Minderheit Widrig zu unterstützen; dies aus 
drei Hauptgrunden: 
1 Die getrennte Verfügungskompetenz von IV-Stelle und 
Ausgleichskasse fuhrt zu einer raschnren Verfügung einer 
Leistung, aber auch zu einer schnelleren Anfechtbarkeit ei­
nes Entscheides. 
2. Die Ausgleichskassen begrüssen ausdrücklich diese 
getrennte Kompetenz im Sinne eines schnelleren Verfah­
rens. 
3. Aus eigener Erfahrung weiss ich, WiE! lange IV-Entscheide 
sehr oft dauern. Diese getrennte 'verfügungskompetenz 
kann ein gutes Mittel sein, um schnellere IV-Entscheide zu 
bekommen. Zumindest kann die Aus'Jleichskasse in sehr 
kurzer Zeit nach dem IV-Entscheid diH Rentenhöhe festle­
gen, was den Betroffenen sehr entgegE'nkommt. 
Wir müssen das Ganze also von den Betroffenen aus an­
schauen. Diese haben so wirklich die Möglichkeit, schneller 
zu einem klaren Entscheid zu kommen. Dass es eine kleine 
Möglichkeit gibt, dass Anfechtungsprobleme entstehen, ist 

nicht ganz auszuschliessen, aber ich glaube, dass wir den 
Versuch wagen und diesem Antrag zustimmen sollten; es 
lohnt Sich. 
Aus all diesen Gründen bitte ich Sie im Namen der grossen 
Minderheit der CVP-Fraktion, den Antrag der Minderheit 
Widrig zu unterstützen. 

Le president (Christen Yves, premier vice-presldent): Die 
SP-Fraktion unterstützt die Mehrheit. 

Gross Jost (S, TG), für die Kommission. Ich fasse mich 
kurz. Frau Nabholz hat die Gründe, weshalb wir Ihnen gross­
mehrheitlich die Ablehnung des Minderheitsantrages Widrig 
empfehlen, sehr treffend wiedergegeben. Die Behinderten 
und ihre Organisationen stehen einer solchen Aufspaltung 
der Verfügungskompetenz skeptisch gegenüber. Sie wollen 
eine Ansprechstelle und befurchten einfach, dass sie mit der 
Anfechtung der Geldleistung zu spät kommen und ihren 
Rechtsschutz verlieren, wenn sie den ersten Termin in Be­
zug auf die Einstufung der Invalidität verpasst haben. Unter 
diesem Gesichtspunkt ISt das Verfahren eben nicht effiZien­
ter, sondern fur die Betroffenen, für die Behinderten - und 
das sollte ja in erster Linie ausschlaggebend sein - muhsa­
mer und mit mehr UnSicherheiten behaftet. 
Aus diesen Gründen ersuchen wir Sie, der Kommissions­
mehrheit zu folgen. 

Dreifuss Ruth, conseillere federale: Mme Nabholz, en parti­
culier, a tres clairement dit quels etaient les desavantages 
de la proposition de minorite Widrig et j'aimerais, en style te­
legraphique, le repeter en franc;:ais aussi. II faut repousser la 
proposition de minorite Widrig parce que cela annule une re­
forme importante qui a ete menee dans le cadre de la 3e re­
vision, c'est-a-dire la concentratlon des responsabilites dans 
les offices AI. Et si ces derniers ont besoin de quelque 
chose, ce n'est pas de partager le travail, comme le propose 
la minorite Widrig, avec une institution placee au meme ni­
veau, mais de recevolr un «backing», un soutien materiel re­
gional. Nous aurons I'occasion d'en pari er tout a I'heure. 
Mais repartir, comme cela est demande, les decisions qui 
concernent, d'un cote, les rentes, les indemnites Journalie­
res et les allocations pour impotents aupres des caisses de 
compensation et, de I'autre cote, les autres decisions aupres 
des offices AI, ne simplifie pas les choses. Ce n'est pas 
«bürgerfreundlich». 
Tout le monde salt qu'il vaut mieux devoir s'adresser a une 
instance plutöt qu'a deux. Cela affaiblit la protection juridi­
que, parce que prendre deux decisions, dont I'une aurait une 
influence sur I'autre, de fac;:on separee poseralt Immedia­
tement la question de savoir s'iI faut faire recours contre la 
premiere ou contre la deuxleme; mais si c'est contre la 
deuxleme et que la deuxleme repose sur la premiere, alors 
on a lalsse passer le delai de recours. De plus, nous ne pen­
sons pas que cela permette d'accelerer la procedure, parce 
que les caisses de compensation devralent de toute fac;:on 
attendre I'entree en force des decisions des offices AI pour 
faire leurs calculs. VOlla une conclusion qui est ressortie tres 
clairement des reflexions d'un groupe de travail compose de 
representants de l'Office federal des assurances sociales, 
des offices AI et des offices AI cantonaux. 
Donc, je crois qu'il n'y a pas de raison de soutenir cette pro­
position de minorite, d'autant plus qu'elle suscite I'opposition 
vehemente des organisations d'handicapes, qui ont bien vu 
qu'il s'agissait la d'une pejoration de la situation juridique 
des assures et de la transparence necessaire de I'adminis­
tration. 

Le president (Christen Yves, premier vice-president): Le 
vote vaut egalement pour I'article 60 alinea 1 er lettre d. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit ... 69 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit .... 66 Stimmen 

Bulletin offlclel de l'Assemblee federale 
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Art. 59 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Abs.2 
Zur Beurteilung der medizinischen Anspruchsvoraussetzun­
gen stehen den IV-Stellen interdisziplinär zusammenge­
setzte regionale ärztliche Dienste .wr Verfügung. Diese un­
terstehen der direkten fachlichen Aufsicht des zuständigen 
Bundesamtes, sind aber in ihrem medizinischen Sachent­
scheid im Einzelfall unabhängig. DHr Bundesrat regelt deren 
Organisation und Aufgaben sowie die Befugnisse des zu­
standlgen Bundesamtes. 
Abs.2bis 
Das zustandige Bundesamt kann anstelle regionaler ärztli­
cher Dienste nach Absatz 2 kantonale und regionale Mo­
delle der IV-Stellen auf freiwilliger Basis bewilligen, sofern 
diese die Mindestanforderungen gemäss Verordnungsrecht 
erfüllen. 
Abs.3 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Minderheit 
(Hassler, Loepfe, Meyer Therese) 
Abs.2 
Sie können selber ärztliche Unters uchungen bei Versicher­
ten vornehmen, Spezialisten der p-ivaten Invalidenhilfe, Ex­
perten, medizinische und beruflichE' Abklärungsstellen sowie 
Dienste anderer Sozlalverslcherun~lsträger beiziehen. 
Abs.3 
Streichen 

Art. 59 
ProposItion de la commission 
Majorite 
AI. 2 
Les offices AI s'adressent a des services medicaux regio­
naux interdisciplinaires pour I'appreciation des conditions 
medicales necessaires a I'octroi d'indemnites. Ces services 
sont soumis a la surveillance materielle directe de I'office fe­
deral competent, mais so nt indep'3ndants dans I'apprecia­
tlon medlcale du cas d'espece Le 80nsell federal regle leur 
organisation et leurs taches alnsi que les competences de 
I'office federal concerne 
AI.2bis 
L.:office federal competent peut autoriser les offices AI a met­
tre sur pled sur une base volontalw, a la place des services 
medicaux regionaux de I'alinea 2, des modeles cantonaux 
ou regionaux, a condition que ces derniers remplissent les 
exigences minimales prevues dans I'ordonnance. 
AI. 3 
Adherer au projet du Conseil federal 

Minorite 
(Hassler, Loepfe, Meyer Therese) 
AI. 2 
IIs peuvent proceder eux-memes aux examens medicaux 
des assures ou faire appel ades specialistes de I'aide privee 
aux Invalides, ades experts, aux centres d'observation me­
dicale et professionnelle alnsi qu'aLx organes d'autres assu­
rances sociales. 
AI. 3 
Biffer 

Hassler Hansjörg (V, GR): Die ärztliche Beurteilung Im Ent­
scheidverfahren über einen Rentenanspruch in der IV be­
friedigt heute nicht volIumfänglich. Das Bundesamt fur 
Sozialversicherung hat darum im Hinblick auf die vierte IV­
Revision eine Studie zu diesem Thema dem Institut Inter­
face - einem Institut für Politikstudien in Luzern - in Auftrag 
gegeben. Der Bericht liegt nun vor. Er macht zum Problem­
kreis der ärztlichen Beurteilung im ganzen Entscheidver­
fahren über einen Rentenanspruch in der IV klare und 
unmissverständliche Aussagen. Die Studie empfiehlt keine 
regionalen ärztlichen Dienste, wie dies vom Bundesrat und 
von der Kommissionsmehrheit jetzt vorgeschlagen wird. 
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Ganz Im Gegenteil: Die Studie schlägt vor, die bestehenden 
IV-Stellen der Kantone zu stärken. Zur Bedeutung des ärztli­
chen Dienstes der IV-Stellen steht Im Bericht: «In der Zwi­
schenzeit ist der medizinische Dienst bei den IV-Stellen zu 
einem zentralen Bestandteil des Abklärungsverfahrens ge­
worden.» Oder ein weiteres Zitat: «Insbesondere die direkte 
informelle Beratung der anderen Fachdienste bei den IV­
Stellen bezüglich medizinischer Fragen wird als positive 
Auswirkung der Einrichtung des ärztlichen Dienstes betrach­
tet.» 
Zur Begründung der Einfuhrung regionaler ärztlicher Dienste 
werden immer wieder die unterschiedlichen Rentenquoten 
zwischen den Kantonen erwähnt. In Tat und Wahrheit ist es 
aber so, dass die IV Im Vergleich mit ähnlichen kantonalen 
Werten aus der Kranken- oder Unfallversicherung die ge­
ringsten kantonalen Abweichungen kennt. Zudem kann der 
Interface-Studie entnommen werden, dass sich die Renten­
quoten zwischen den Kantonen einander annähern und die 
Unterschiede seit 1995 sehr gering sind. Vor 1995 resultier­
ten namhafte Unterschiede bel den Rentenquoten. Seit der 
dritten IV-Revision mit der Schaffung der interdisziplinären 
Teams bei den IV-Stellen haben sich die Rentenquoten unter 
den Kantonen jedoch angeglichen. Diese bewährten inter­
disziplinären Teams bei den IV-Stellen wollen Bundesrat und 
Kommissionsmehrheit nun wieder aufbrechen. Ein Heraus­
lösen der Ärzte aus dem Entscheidungsprozess der IV-Stei­
len würde einen Rückschritt in überwundene Strukturen 
bedeuten mit zusätzlichen Fristen, Wartezeiten und Koordi­
nationsproblemen . 
Als Alternative zu den regionalen ärztlichen Diensten schlägt 
die Minderheit vor, den IV-Stellen eine medizinische Unter­
suchungskompetenz einzuräumen. Damit sich der mediZini­
sche Dienst der IV-Stelle bei unklaren und komplexen Situa­
tionen selber ein Bild im Hinblick auf Zusatzabklärungen 
machen kann, ist eine Untersuchungskompetenz erforder­
lich. Bei der Unfallversicherung und bei der Krankenversi­
cherung ist dies heute bereits eine Selbstverständlichkeit. 
Noch ein Wort zu den Kosten: Die Verwaltungskosten bei 
der IV steigen mit der Einführung der regionalen ärztlichen 
Dienste massIv an Das Bundesamt für Sozialversicherung 
rechnet mit 20 Millionen Franken Mehrkosten pro Jahr. Das 
ist zu viel. Die vierte IV-Revision hat eine finanzielle Konsoli­
dierung der IV zum Ziel. Der Bundesrat und die Kommissi­
onsmehrheit Sind trotzdem bereit, für die Administration 
jährlich 20 Millionen Franken mehr auszugeben. 
Auch im Vernehmlassungsverfahren wurde die Einführung 
regionaler ärztlicher Dienste grossmehrheitlich abgelehnt: 
Zwanzig Kantone haben sich klar dagegen ausgesprochen. 
Diesem Umstand hat weder der Bundesrat noch die Kom­
missionsmehrheit Rechnung getragen. 
Die Minderheit ist überzeugt, dass sich der Bundesrat und 
die Kommissionsmehrheit mit den vorgesehenen regionalen 
ärztlichen Diensten ganz falsche Hoffnungen machen. Mit 
den regionalen ärztlichen Diensten wird eine zusätzliche In­
stitution geschaffen; die Verfahrensabläufe werden unserer 
Meinung nach komplizierter, die Behandlungsfristen noch 
länger, dazu steigen die Verwaltungskosten erheblich. Daher 
ist die KommissIonsmInderheit überzeugt, dass von den 
regionalen arztlichen Diensten abzusehen ist und als Alter­
native die IV-Stellen zu starken und mit der ärztlichen Unter­
suchungskompetenz auszustatten sind. 
Die Kommissionsmehrheit versucht mit einem Kompro­
missvorschlag, unseren Anliegen entgegenzukommen. Der 
Versuch überzeugt aber nicht. Für die regionalen ärztlichen 
Dienste sind nach der KommissIonsmehrheit interdiszipli­
näre Teams vorgesehen, wie sie heute bei den IV-Stellen be­
reits im Einsatz sind. Diese interdisziplinären Teams der 
regionalen arztlichen Dienste haben aber nur die Kompe­
tenz, die medizinischen Anspruchsvoraussetzungen zu be­
urteilen. In dieser Form machen die regionalen ärztlichen 
Dienste keinen Sinn; die Kompetenzabstufungen zwischen 
den regionalen ärztlichen Diensten und den IV-Stellen wer­
den verWischt und Sind unklar. Wir müssen uns fragen, wei­
che Institution die Verantwortung für die getroffenen Ent­
scheide, auch für Fehlentscheide, zu tragen hat: Ist es der 
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Bund, sind es die regionalen ärztlichen Dienste oder die IV­
Stellen? Auch in diesem Bereich schafft die Fassung der 
Mehrheit mehr Verwirrung als Klärung. 
Die Kommissionsminderheit will klare, einfache und be­
währte Strukturen mit einer entsprechend klaren Kompe­
tenzzuteilung an die kantonalen IV-Stellen. 

Gutzwiller Fellx (R, ZH). Die FDP-Fraktion spricht sich hier 
für den Vorschlag der Mehrheit aus, die als Ergebnis der 
Kommissionsdiskussionen den Zusat2' in Absatz 2bis defi­
niert hat. Nach unserer Ansicht greift dieser Antrag einige 
der Anliegen der Minderheit Hassler auf, ohne dass er die 
Nachteile dieses Minderheitsantrages beinhaltet. 
Worum geht es? Es geht hier um einl3n ganz entscheiden­
den Artikel dieser Revision. Wir haben im Verlauf dieses lan­
gen Tages schon verschiedentlich darauf hingewiesen, dass 
die heutige Berentungs- oder Zusprachepraxls Je nach loka­
len, regionalen oder kantonalen Gegebenheiten sehr unter­
schiedlich ist und dass es ein dringendes Anliegen dieser 
Revision sein muss, die Zusprachepraxis zu vereinheitli­
chen, damit wir stringentere Kntenen haben. Die Anwen­
dung dieser Knterien besser zu überwachen, das ist ein 
zentrales Gebot, wenn wir auch die finanzielle Konsolidie­
rung der IV im Auge haben. 
Ein Tell betrifft damit die Kompetenz, auch medizinische Un­
tersuchungen vornehmen zu können _. darüber sind wir uns 
mit der Minderheit einig -; das Wird sinnvollerweise In der 
Zukunft möglich sein. Die Frage ist abHr, in welchem organi­
satorischen Kontext dies geschehen soll. Hier finden sich die 
Unterschiede zwischen Mehrheit und Minderheit. Die Min­
derheit belässt diese Kompetenz abschliessend bel den 
kantonalen oder regionalen IV-Stellen. Wir sind der Mei­
nung, dass zwar die regionalen Stellen ihre Modelle einbrin­
gen sollten; wir müssen aber sicherslellen, dass die Krite­
nen, die hier zugrunde gelegt werder, einheitlich sind und 
dass es eine Fachaufsicht des BSV geben kann, die diese 
Kriterien homogenisiert. 
Deshalb haben wir in der KommiSSion den Absatz 2bis erar­
beitet, der besagt, dass regionale arztliche Dienste, inte­
griert mit den IV-Stellen, hier anerkannt werden können. 
Kantonale Modelle können In grösseren Kantonen zum 
Zuge kommen, die diese Untersuchungskompetenz ein­
bauen wollen. Der Bund wurde erst dann eigene Dienste 
vorschlagen, wenn sich die Kantone oder die Regionen nicht 
einigten. 
Wir möchten aber, dass der Bund die Standards definieren 
kann. d h die Mindestanforderungen für die fachliche Zu­
sammensetzung der Equipen und für die Richtlinien, die be­
züglich der Begutachtungspraxis geltl3n werden, beispiels­
weise bel der Begutachtung der psychischen Behinderun­
gen, von denen heute schon oft die Rode war. Wir schlagen 
also vor, dass das BSV regionale Initiativen durchaus aner­
kennt. In den Innerschweizer Kantonen laufen beispiels­
weise PIlotversuche fur ein eigenes Modell; dieses Modell 
soll etabliert werden können, das BSV muss aber die Mög­
lichkeit haben, regelnd einzugreifen. 
Ich weise darauf hin, dass neben der Definition dieser 
Grundregel, diesen durch das BSV festgelegten Anforderun­
gen, noch eine zweite Korrekturmöglichkeit aufgrund des Er­
gebnisses der Revision bestehen wird; darauf werden wir 
später zurückkommen. Es ist also ein I(onzept, das das Set­
zen von Richtlinien mit lokalen Modellen kombiniert und 
9.ann mit der ReVision zusammenbrin~lt, mit der spater eine 
Uberprüfung vorgenommen werden soll Wir sind sicher, 
dass mit diesem Konzept nicht nur Druck zugunsten homo­
gener Leistungen, sondern auch auf die Finanzen erzielt 
werden kann. 
Wir Sind der Meinung, dass dies mit dem Modell der Minder­
heit nicht gewahrleistet wird. Ich bitte Sie deshalb, die Mehr­
heit zu unterstützen. 

Wirz-von Planta Christine (L, BS): Wir haben mit dieser 
ReVISion die Gelegenheit, Vereinfachungen In das System 
und In die administrativen Abläufe zu bnngen und erst noch 

Kosten zu sparen. Das sind doch im Grunde genommen 
auch Ziele dieser Revision. Bei der dritten IV-Revision wurde 
die Zahl der Ansprechpartner von 170 auf 27 Kompetenz­
zentren reduziert. Diese Kompetenzzentren erweisen sich 
als sehr effizient und eben auch als kostengünstig; das hat 
Herr Hassler ausgeführt. Die Kompetenzzentren gewährleis­
ten - und das ist WIChtig und wünschenswert - Interdiszipll­
narität, und daran wollen wir auch weiterhin festhalten. Was 
jetzt vorgeschlagen wird, nämlich eine neue ärztliche Bun­
desverwaltungsstelle, die alle medizinischen Fragen der IV­
Fälle pruft, bringt wieder neue administrative Umtriebe mit 
sich. Und wie gesagt, sie berückSIchtigt ausschliesslich die 
medizinischen Fragen Sinnvoll ist jedoch eine verstärkte 
medizinische Beurteilung, wie sie heute schon unter Bun­
desaufsicht durchgefuhrt wird. Diese Beurteilung kann doch 
durchaus im Rahmen der jetzigen Strukturen erfolgen, und 
somit liegt die Kompetenz nicht ausschliessllch bei den kan­
tonalen IV-Stellen - das könnte ja gar nicht sein. Nochmals, 
ich habe es heute morgen schon gesagt: 19 Kantone - und 
mit Basel sind es sogar 20 Kantone - haben dies so in ihrer 
Stellungnahme gefordert und Sich gegen die Schaffung ei­
nes neuen arztlichen Dienstes des Bundes ausgesprochen 
Die liberale Fraktion unterstützt den Minderheitsantrag Hass­
ler. Wir finden, dass er im Gegensatz zum kompromissträch­
tigen Mehrheitsantrag in der Kann-Formulierung klar ist und 
erst noch auf den bestehenden Strukturen aufgebaut ist. 

Rossini Stephane (S, VS): C'est apres un long debat et une 
reflexion approfondie que le groupe socialiste s'oppose a la 
proposition de minorite Hassler et soutient celle de la majo­
rite de la commission. Nous partageons tout a fait les argu­
ments qUI ont ete developpes par M. Gutzwilier et j'aimerais 
relever ici quelques points complementaires qui ont consti­
tue notre reflexion. 
Je crois qu'effectivement, un certain nombre de craintes ont 
ete formulees par les offices cantonaux AI, par les acteurs 
du terrain. Nous avons eu I'occasion en commission de les 
audltionner. Un certain nombre de preoccupations concer­
naient les personnes, c'est-a-dlre leur acces aux offices AI, 
leur acces aces prestations, notamment en raison de I'eloi­
gnement geographique pour les regions peripheriques ou en 
raison de la langue. Nous avons aussi subi un certaln nom­
bre de pressions des offices AI. M. Hassler a evoque tout a 
I'heure une notion de retour en arriere: je crois que ce n'est 
pas un retour en arriere. C'est exagere d'utiliser cette 
expression, parce que la veritable question qui nous est po­
see - la realite a laquelle nous sommes confrontes et le pro­
bleme dont tous les acteurs s'accordent pour relever la 
pertinence - est celle de la coherence des pratiques medi­
cales dans le cadre de cette application. On vit dans notre 
pays avec un systeme extremement eclate. Les problemes 
so nt nombreux et il se pose des questions de principe fonda­
mentales, des questions d'equite, d'egalite de traitement, et 
les inegalites que beaucoup denoncent dans ce pays so nt 
de moins en mOlns acceptables et sont problematiques. 
La commlssion a beaucoup travaille pour trouver un accord. 
Lalinea 2bis, qui dit: «Loffice federal competent peut autori­
ser les offices AI a mettre sur pied sur une base volontaire, a 
la place des services medicaux regionaux de I'alinea 2, des 
modeles cantonaux ou reglonaux», est un element de con­
sensus, un compromis important qui a pu etre trouve, une 
reponse surtout au souci de ne pas evacuer tous les ele­
ments d'inegalites de traltement qui so nt problematiques. On 
ne peut pas, dans ce debat, du point de vue des beneficiai­
res et des gens qui representent les beneficiaires de presta­
tlons, d'une part, denoncer les inegalites qui existent, les 
pratlques disparates, voulolr I'uniformisation et, de I'autre, 
rejeter en meme temps des propositions des qu'elles so nt 
faltes. 
Je crois que le Parlement peut soutenir le compromis qui a 
ete trouve par la majorite de la commission, car il repond au 
souci et aux preoccupations developpes ici par la minorite 
Hassler, et II permet en me me temps de faire un pas dans le 
bon sens, un pas vers I'uniformisation et I'harmonisation des 
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pratiques. C'est aussi un but fondamental que nous devons 
defendre. 

Widrig Hans Werner (C, SG): Mit der Mbgllchkelt, eigene 
medizinische Abklärungen zu treffen - und der Antrag Hass­
ler Zielt in diese Richtung -, würde den IV-Stellen ein In­
strument zur Beschleunigung der Verfahren zur Verfügung 
gestellt. Hier besteht nach meiner Meinung ein Sparpoten­
zIal. Von der Einführung der Untel'suchungskompetenz der 
IV-Ärzte verspreche ich mir mehr als von der Schaffung die­
ser neuen regionalen ärztlichen Dienste, denn Letztere die­
nen als zusätzliche Verwaltungsebenen; das kam auch in 
der Vernehmlassung zum Ausdrucf( Zudem müssen sie erst 
noch aufgebaut werden, ohne dass die Vorteile beziffert 
werden können. Die Untersuchun(lskompetenz kann dage­
gen kurzfristig wirksam werden. So bleibt einerseits wert­
volle interdisziplinäre Zusammenarbeit zwischen den IV­
Stellen erhalten, und andererseits werden den IV-Ärzten die 
gleichen Instrumente in die Hand gelegt, welche die Ärzte in 
der Unfallversicherung haben. Auch die Vertrauensärzte In 
der Krankenversicherung dürfen dli3 VerSicherten personllch 
untersuchen; das ISt In Artikel 57 dE!S Krankenversicherungs­
gesetzes geregelt. Nach dem Gespräch mit Herrn Otto PII­
ler, Direktor des BSV - er ist nicht mehr hier, aber Frau 
Beatrice Breitenmoser, Vlzedirektonn des BSV, ist noch an­
wesend -, habe ich noch in der Vernehmlassung nachge­
schaut, und Ich kann Ihnen sagE!n, in unserer Vernehm­
lassung vom September 2000 hat man sich gegenüber die­
sen regionalen ärztlichen Diensten ablehnend ausgespro­
chen - ganz klar aus den erwähnten Gründen. 
Um hier richtig aufzugleisen - der Ständerat wird dann das 
Ganze allenfalls nochmals verfeinern -, bitte Ich Sie deshalb 
namens der Mehrheit der CVP-Fraf;tion, hier dem Antrag der 
Minderheit Hassler zuzustimmen. 

Stahl Jürg (V, ZH): Die SVP-Frakt on wird sich grossmehr­
heitlich der Mehrheit der Kommission anschliessen. Wir sind 
der Überzeugung, dass mit dem Vorschlag der KommissI­
onsmehrheit, dass mit diesem Kompromiss der dringlichen 
Bestrebung, die kantonalen Unterschiede zu eliminieren, am 
ehesten entsprochen werden kann. Diese kantonalen Unter­
schiede bei den IV-Rentenbezugennnen und -bezügern Sind 
stossend. Sie sind auch nicht verständlich und nachvollzieh­
bar. Aus diesem Grund scheint es uns sinnvoll, eine gewisse 
Vereinheitlichung der Abklärungspraktiken herbeizuführen. 
Diesem Vereinheitlichungswunsch entspricht am ehesten 
der Antrag der Mehrheit der Kommission. 
Ich bitte Sie namens der SVP-Fraktion, der Mehrheit zu fol­
gen und dem Kompromiss der Kommission zuzustimmen. 

La presidente (Maury Pasquier Liliane, presidente): Le 
groupe ecologiste communique qU'11 soutient la majorite. 

Gross Jost (S, TG), für die Kommission: Herr Gutzwiller, 
Herr RossIni und Herr Stahl haoen bereits wesentliche 
Gründe vorgetragen, warum Ihnen die deutliche Mehrheit 
der Kommission eine Kompromissfassung zum Entwurf des 
Bundesrates beantragt. 
Die Mehrheit ist überzeugt, dass die regionalen arztlichen 
Dienste ein Instrument für eine einheitlichere Berentungs­
praxis angesichts der grossen interkantonalen Unterschiede 
und damit auch ein Instrument zur I.(ostensenkung sein kön­
nen. 
Deshalb kann man hier die Mehrkosten, die beim Modell der 
Mehrheit 20 Millionen Franken betragen dürften, nicht dage­
gen anführen, weil diese Kostenlenkung mittel- und langfri­
stig dazu fuhren soll, die Ausgabeln durch eine insgesamt 
elnheltllchere Praxis zu kanalisieren und auch zu mindern. 
In Absatz 2 haben wir wesentliche neue Elemente im Sinne 
und im Interesse des Betroffenen oingebaut. Wir haben die 
interdisziplinäre Begutachtung, aber kein Weisungsrecht des 
ärztlichen Dienstes im Einzelfall vorgesehen Die ärztlichen 
Dienste sollen also unabhängig arbeiten. Wir haben vor al­
lem dafür gesorgt, dass die bereits bestehenden Kooperati-
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onsmodelle der Kantone, die sehr gut funktionieren - davon 
haben wir uns überzeugt -, nicht beeinträchtigt werden. Wo 
also Kantone bereits auf freiwilliger Basis zusammenarbei­
ten, ist es wichtig, dass sie im Rahmen der Mindestanforde­
rungen des Bundes arbeiten und eine entsprechende 
Bewilligung des Bundesamtes haben. Wenn dies aber schon 
der Fall ist, besteht keinerlei Anlass, das Ganze infrage zu 
stellen. Auch die grossen Kantone sollen nicht zur Schaffung 
interkantonaler regionaler arztllcher Dienste gezwungen 
werden. Ich glaube, damit wird das Pnnzip der Subsidiarität 
optimal verwirklicht. Wir wollen dort koordinieren und zu­
sammenfassen, wo es nötig ist, nicht dort, wo die Kantone 
schon auf freiwilliger BaSIS nach einheitlichen Kntenen ar­
beiten. 
Ich bitte Sie in diesem Sinne, die Mehrheit zu unterstützen. 

Dreifuss Ruth, conseillere federale: J'aimerals vous recom­
mander de soutenir la proposition de la majonte de votre 
commisslon. En effet, le Conseil federal peut se rallier aux 
precisions en trois points qui ont ete apportees. Les services 
so nt Interdlsciplinalres, mais interdisciplinaires sur le plan 
medical. II faut bien insister sur le fait que ce ne sont que des 
services medlcaux et qu'ils n'interviennent pas dans la res­
ponsabilite, qui est justement celle de prendre la decision et 
d'accorder les prestations, et qui reste integralement aux of­
fices AI des cantons. Donc, s'agissant de la question qui a 
ete posee: «Wer trägt dann die Verantwortung?», il est evi­
dent que ce sont les offices AI qui portent la responsabilite 
et qui ont ainsi simplement I'appui materiel, technique, medi­
cal qui leur facilite cette decision. 
Quant a l'Office tederal des assurances sociales (OFAS), 
c'est bien sur en travaillant avec ces offices regionaux qu'il 
peut apporter sa contribution en termes de formation des 
medecins installes dans les differentes villes et regions du 
pays. Ce la IUI permet d'unlfler, de reflechir a la definition de 
teile ou teile maladle et donc de contribuer a unlformiser les 
pratiques de I'assurance-Invalidite dans I'ensemble du pays. 
Mais ce n'est pas une structure qui est dans la ligne. Elle n'a 
pas d'autorite sur les offices cantonaux. Elle figure comme 
aide, comme reference medicale pour le fonctionnement des 
offices AI. Je dois dire que la surveillance qu'exerce I'OFAS 
sur les organismes cantonaux n'est pas une surveillance 
materielle. L.:OFAS n'a pas la possibilite, actuellement, de 
permettre aux differents medecins qui doivent poser des dia­
gnostics et tlrer les consequences aux yeux de I'assurance­
InvalIdite, de le faire de fa<;on uniforme. Le seul contröle qui 
est fait est un contröle indlrect sur les decisions prises par 
les offices cantonaux. II n'y a pas de contröle federal, «Bun­
desaufsicht», sur les decisions medicales pnses dans le ca­
dre des offices cantonaux. C'est la raison pour laquelle nous 
pensons qu'il est dans I'interat, a la fois des offices canto­
naux et de I'OFAS, d'avoir ces centres de competences mul­
tidlsclpllnalres dans le domalne medical, afin d'apporter leur 
contribution au systeme. Je ne crois pas que la simplification 
ou I' economie recherchees le soient a bon escient ici. 
Je vous rappelle juste une chose, puisqu'on a parle de la 
reactlon des cantons. Quand on vient a la tribune dire que la 
majorite des cantons refuse une proposition, on a rapide­
ment un probleme de legltlmlte: a-t-on alors raison d'insister 
ou non? Puis-je vous rappeier que I'origine de ces services 
medicaux regionaux ne vient pas de I'administratlon, mais 
du Parlement? C'est dans le cadre des mesures tendant a 
garantlr un meilleur contröle et une meilleure uniformite de la 
pratique de I'assurance-invalidite que vous avez falt cette 
proposition. Puis, nous I'avons reprise et executee selon vo­
tre voeu. Elle faisait partie de la premiere partie de la revi­
sion. Pendant la campagne qui a mene a la votation, elle n'a 
ete ni remise en question ni mame discutee. Au contraire, 
elle a ete presentee comme un instrument essentiel pour 
harmoniser I'assurance-invalidite dans I'ensemble du pays. 
Mais c'est une methode douce, non autontaire, une methode 
a I'evidence medicale et non une methode administrative. 
Alors je crois que le projet du Conseil federal, tel qu'il a ete 
amende par la majorite de la commission, est absolument 
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legitime. Cet element vient du Parlement. II n'a jamais ete 
remis en question pendant une campagne de votation et at­
tend que vous I'adoptiez. 
Je vous prie donc d'adopter la proposition de la majorite de 
la commlsslon. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit .... 105 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit .... 31 Stimmen 

Art. 60 Abs. 1 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Minderheit 
(Widrig, Egerszegl, Suter, Tschuppert) 
d. die Verfügungen über die Geldleistungen nach den Buch­
staben bund c 

Art. 60 al. 1 
PropositIOn de la commission 
Major/te 
Adherer au prajet du Conseil federal 
Mlnorite 
(Wldng, Egerszegi, Suter, Tschuppert) 
d. prendre les decisions relatives aux prestations financieres 
vlsees aux lettres b et c. 

La presidente (Maury Pasquier Liliane, presldente): Nous 
avons deja vote sur la proposition de minorite Widrig a I'ar­
ticle 57. 

Angenommen gemäss Antrag der Mehrheit 
Adopte selon la proposition de la majorite 

Art. 64 Abs. 2 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Antrag Hess Peter 
Die Geschäftsführung der IV-Stellen ist durch unabhängige, 
externe, spezialisierte und vom zuständigen Bundesamt an­
erkannte Revisionsstellen jährlich zu überprüfen. 

Art. 64 al. 2 
Proposition de la commission 
Adherer au proJet du Conseil federal 

Proposition Hess Peter 
La gestion des offices AI est examinee chaque annee par 
des organes de revision Independants externes, speciallses 
et reconnus par I'office federal. 

Hess Peter (C, ZG): Zur Interessenbindung: Ich bin person­
Ilch normalerweise nicht Im SozialversIcherungsbereich tätig 
und habe auch keine Verbindungen zur Revisionsbranche. 
Ich bin jedoch von verschiedenen kantonalen IV-Stellen auf 
eine ProblemSItuation hingewiesen worden. 
Worum geht es? Im Bereich der Sozialversicherungen hat 
das Bundesamt für Sozialversicherung generell eine Auf­
sichtsfunktion mit verschiedenen Auspragungen. So ist es 
im Bereich der Krankenversicherung für die Bewilligung der 
Prämien zustandig, oder es erteilt kantonalen Ausgleichs­
kassen Bewilligungen für die Erfullung weiterer Sozialversi­
cherungsaufgaben, oder es überprüft und genehmigt im 
Rahmen der organisatorischen Aufsicht kantonale Einfüh­
rungsgesetze Im Bereich AHV/IV. 
Zentraler Bestandteil dieser Aufsichtsfunktion über die Sozi­
alversicherung im engeren Sinn ist, mit einer Ausnahme, 
eine einheitliche, bewährte und zeitgemässe RevIsIonspra­
xis. Sie basiert auf den drei Pfeilern jährliche Revision, aner­
kannte und unabhanglge Revisionsstelle, standardisierte 
und pUblizierte Revisionsbestimmungen. Diese Revisions­
praxis gilt für die AHV mit Ausgaben, im Jahre 2000, von 

rund 26,7 Milliarden Franken, fur die berufliche Vorsorge mit 
Ausgaben von 28,7 Milliarden Franken, für die KrankenverSI­
cherungen mit Ausgaben von 18,4 Milliarden Franken, für 
die Erwerbsersatzordnung mit Ausgaben von 600 Millionen 
Franken wie auch für den Bereich der Familienzulagen mit 
Ausgaben von 4,3 Milliarden Franken. 
Die prominente Fehlende in dieser Aufzählung ist die Invali­
denversicherung mit einem Ausgabenvolumen von 8 Milliar­
den Franken. Hier sind wir mit der unverständlichen 
Situation konfrontiert, dass das gleiche Bundesamt, das die 
Organisation, den Stellenplan und das jährliche Verwal­
tungskostenbudget jeder IV-Stelle zu bewilligen hat, gleich­
zeitig auch fur die Revision dieser Stellen zuständig ist. 
Wenn aber das für die Betriebsführung indirekt mitverant­
wortliche Bundesamt auch noch selber die Revision durch­
führt, ist das begründete Postulat der Unabhängigkeit der 
Revision, wie sie der Gesetzgeber für alle übngen Sozialver­
sicherungen und, im Obligationenrecht, auch fur Aktienge­
sellschaften fordert, nicht erfüllt. 
Konkret prasentiert sich die Situation bel der IV wie folgt: Es 
gibt keine jährlichen Kontrollen. Das Intervall betrug bis vor 
kurzem rund fünf Jahre und beträgt heute rund drei Jahre. 
Es gibt keine anerkannten und unabhängigen RevisionssteI­
len; vielmehr hat das Bundesamt selbst diese Funktion inne. 
Die Revisionen erfolgen in der Regel nicht vor Ort, sondern 
es werden Hunderte von Dossiers nach Bern geschickt. Und 
schllesslich: Es gibt keine pUblizierten Weisungen uber die 
RevIsion der IV-Stellen, Ja, nicht einmal die IV-Stellen ken­
nen die BSV-internen Richtlinien betreffend die RevIsion der 
IV-Stellen. 
In den anderen Sozialversicherungen hingegen - AHV, 
BVG, EO, KV usw. - wird die Kontrolle vor Ort in bewährter 
Praxis von Revisionsstellen wahrgenommen. Bei diesen Re­
visionsstellen muss es sich um fachlich qualifizierte und un­
abhängige Organe handeln, die vom Bundesamt für diese 
Aufgabe speziell anerkannt werden und die ihre Aufgaben 
aufgrund intern publiZierter Weisungen des Bundesamtes 
erfullen. 
In der Kommission hat die Vertreterin der Verwaltung gegen 
den Antrag unter anderem eingewendet, das Bundesamt 
prufe eben nicht in erster Linie finanzielle Entscheide, son­
dern ob eine Rente zu Recht zugesprochen worden ist oder 
nicht, ob bei der Hilflosenentschädigung richtig abgeklärt 
wurde oder nicht. Diesen Einwand kann ich nicht gelten las­
sen, denn in Artikel 59 haben wir zur Beurteilung der 
medizinischen Anspruchsvoraussetzungen soeben die 
Einrichtung regionaler ärztlicher Dienste beschlossen, die 
unter der direkten fachlichen Aufsicht des Bundesamtes ste­
hen. 
In seinem Entwurf für eine Ergänzung von Artikel 64 Ab­
satz 2 IVG sieht der Bundesrat nun einen ersten, zögerli­
chen Schritt zur Verbesserung der Situation vor: Anstelle 
von penodlschen Revisionen sollen in Zukunft jährliche Re­
viSionen stattfinden. Ich mochte hingegen die Gelegenheit 
der IV-Revision nutzen und verlange daher mit meinem An­
trag, dass statt der heute völlig unbefriedigenden Lösung 
auch bei der IV die bei den übrigen Sozialversicherungen 
bewährte PraxIs eingeführt wird. 
Zusammen mit 18 Kantonen, mit der Konferenz der IV-Stei­
len und weiteren Vernehmlassern bitte Ich Sie, meinen An­
trag gutzuheissen. 

La presidente (Maury Pasquier Liliane, presidente): Le 
graupe soclallste communlque qu'iI rejette la proposition 
Hess Peter. Par contre, le groupe de l'Union democratique 
du centre la soutient. 

Gross Jost (S, TG), für die Kommission: Wie Sie sehen, 
liegt kein Minderheitsantrag vor, aber dafür jetzt ein Einzel­
antrag. Das heisst jedoch nicht, dass wir in der Kommission 
nicht darüber gesprochen hätten. Wir waren In der Kommis­
sion der Auffassung, dass wir dem Bundesamt für Sozial­
versicherung ein wichtiges Instrument der Kontrolle nicht 
wieder wegnehmen können, wenn wir schon eine verstärkte 
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fachliche Aufsicht nach einheitlicheren Kriterien durch die­
ses Bundesamt wollen und den Anspruch haben, die Praxis 
der kantonalen IV-Stellen ein Stück weit nach einheitlichen 
Gesichtspunkten zu koordinieren. Ich habe auch so ein bis­
schen den Verdacht, dass es hier darum geht, zusätzliche 
Arbeit zu beschaffen und in die Privatwirtschaft zu vergeben, 
obwohl wir eigentlich das zustandlge Bundesamt eben in 
seiner Fachkompetenz stärken wollten. 
Ich komme deshalb auch zu ganz anderen Schlüssen als 
Herr Hess Peter. Herr Hess Peter sagt ja, wir hätten jetzt die 
regionalen ärztlichen Dienste. Aber die regionalen ärztlichen 
Dienste sind nicht die entscheidenden Stellen, denn sie be­
raten und stellen lediglich Antrag an die IV-Stellen. Es 
stimmt mich bezugllch der IV-Stellen selber etwas misstrau­
isch, wenn diese Jetzt sagen, sie wollen eine externe Auf­
sicht und nicht mehr der Aufsicht des Bundesamtes für 
Sozialversicherung unterstehen. Ich denke auch, dass sie 
vielleicht eben gerade ihr Eigenleben, das sie zum Teil füh­
ren, bewahren wollen. Wenn wir vor allem auch einen wirk­
samen Beitrag zur Kostenlenkung leisten wollen, dann 
müssen wir das Bundesamt fur Sozialversicherung in dieser 
Aufgabe stärken und nicht schwächen. 

Dreifuss Ruth, conseiliere federale: Je dois aussi vous re­
commander de rejeter la proposition Hess Peter, d'un cate 
au nom de I'unification de I'application de I'assurance-invali­
dite dans I'ensemble du pays, et nous savons que c'est un 
des problemes, et de I'autre, parce qu'il s'agit vraiment d'une 
surveillance materielle dans ce cas, qui exige une connais­
sance de la legislation et de la jurisprudence. Les reviseurs 
dOlvent iHre de veritables specialistes de I'AI pour pouvoir 
deceler des erreurs qui peuvent avoir ete commlses par les 
offices. Les fiduciaires et les autres organes de revision ex­
ternes ne disposent pas aujourd'hul du personnel suffisam­
ment qua11M pour mener a bien le contrale de gestion des 
offices AI 11 s'aglt d'ailleurs d'une surveillance qui requiert 
des connaissances en droit, en economle et en medecine. 
Seule une equipe pluridisciplinaire peut ma1triser ces diffe­
rents aspects, et I'OFAS dispose de collaborateurs speciali­
ses dans ces domaines. 11 n'aurait qu'a renforcer son effectlf 
pour conduire les 27 contrales annuels de gestion. liest clair 
que cet instrument de surveillance est aussi important pour 
I'OFAS, car il permet de voir si le droit est applique de ma­
niere uniforme. SI on lui retirait cet instrument, I'OFAS per­
dralt en grande partie ce contrale. 
J'aimerais aJouter, apropos des exemples que vous avez CI­
tes - si j'ai bien compris, il s'agissait de la gestion du fonds 
AVS a laquelle vous falsiez allusion, ou plutat des offices des 
caisses de compensation -, qu'i1 est clair que ce ne sont pas 
des decisions de meme nature qui sont generalement pn­
ses. En effet, il s'agit la de gerer simplement le paiement des 
ressources, alors que, dans le cas qui nous concerne, II 
s'aglt chaque fois de decisions d'attnbutlon de rente et de 
suivi des personnes assurees. Ce la rec/ame des competen­
ces que I'on n'a aucun mteret a disperser aupres d'organes 
de revision externes. 

Abstimmung - Vote 
Fur den Antrag Hess Peter .. 91 Stimmen 
Für den Antrag der Kommission .... 49 Stimmen 

Art. 68 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Der Bund erstellt wissenschaftliche Auswertungen über die 
Umsetzung dieses Gesetzes oder lässt solche Auswertun­
gen erstellen, um: 
aa. dessen Anwendung zu uberwachen und zu evaluieren; 
Abs.2 
Streichen 
Abs.3 
.... Aufgaben nach Absatz 1 ergeben. 
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Art. 68 
Proposition de la commlssion 
AI. 1 
La Confederation entreprend ou fait realiser des etudes .... 
aa. ma1triser et evaluer I'application; 
AI. 2 
Biffer 
AI. 3 
.... citees a I'alinea 1 er. 

Angenommen - Adopte 

Art. 68bis 
Antrag der KommiSSion 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art. 68ter 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Abs.1 
Der Bund sorgt für eine allgemeine, gesamtschweizerische 
Information über die Leistungen der VerSicherung. Der Bun­
desrat erlasst die notwendigen Bestimmungen über die Art 
und Weise der Information. 
Abs.2 
Die Versicherung vergütet dem Bund die Kosten, die sich 
aus der Erfüllung der Aufgaben nach Absatz 1 ergeben. 

Minderheit 
(GoII, Baumann Stephanle, Dormond Marlyse, Fasel, Gross 
Jost, Rossinl, Sommaruga) 
Abs. 1bis 
Der Bundesrat sorgt im Rahmen der interinstitutionellen 
Zusammenarbeit für die Koordination der Leistungen zwi­
schen der Invalidenversicherung, den anderen Sozialversi­
cherungszweigen, den Ergänzungsleistungen, der Sozial­
hilfe, den Kantonen und Gemeinden, welche diese im Be­
reich der Pflege und Betreuung bzw. Assistenz erbnngen. 

Art. 68ter 
Proposition de la commission 
Majorite 
AI. 1 
La Confederation assure, a I'echelle nationale, une informa­
tion generale des assures sur les prestations de I'assurance. 
Le Conseil federal edicte les dispositions necessaires sur le 
mode d'information. 
AI. 2 
~assurance rembourse a la Confederation les frais resultant 
de I'accomplissement des taches cltees a I'alinea 1 er. 

Minorite 
(GoII, Baumann Stephanie, Dormond Marlyse, Fasel, Gross 
Jost, Rossini, Sommaruga) 
AI. 1 bis 
Le Conseil federal veille dans le cadre de la cooperation in­
tennstltutlonnelle a la coordination des prestations entre I'as­
surance-invalidite, les autres branches des assurances 
sociales, les prestations complementaires, I'aide sociale, et 
les cantons et les communes qui fournissent ces prestations 
dans le domaine des soins, de I'aide et de I'asslstance. 

Goll Christine (S, ZH): Mein Minderheitsantrag zu Arti­
kel 68ter steht nicht alternativ zum Antrag der Mehrheit. 
Konkret heisst das Dieser Minderheitsantrag versteht sich 
als eine Ergänzung zum Antrag der Mehrheit zu Absatz 1. 
Dieser Absatz ist auf der Fahne verloren gegangen; hier 
wurde es sich nach dem Antrag der Minderheit also um den 
Absatz 1 bis handeln. 
Wir schlagen Ihnen vor, dass der Bundesrat Im Zusammen­
hang mit der Informationspflicht, wie sie auch In Absatz 1 
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formuliert Ist, im Rahmen der interinstitutionellen Zusam­
menarbeit auch für die Koordination der Leistungen zu sor­
gen hat, und zwar der Leistungen zwischen der Invalidenver­
sicherung, den anderen Sozialversicherungszweigen - also 
namentlich der Kranken- und der Unfallversicherung -, den 
Ergänzungsleistungen, der Sozialhilfe und den Beiträgen 
von Kantonen und Gemeinden, welche Im Bereich der 
Pflege und Betreuung bzw. der Assistenz Leistungen erbrin­
gen. Der Bundesrat hatte also für diese Koordination Im Lels­
tungsbereich zu sorgen. Konkret beinhaltet dieser Koordina­
tionsauftrag, dass die Informationspflicht zugunsten der Ver­
sicherten umfassend erfullt wird, umfassend unter Einbezug 
des Leistungsbereiches. 
Mit unserem Minderheitsantrag knüpfen wir an einen Artikel 
an, den wir gestern Im Rahmen des Arbeitslosenversiche­
rungsgesetzes verabschiedet haben. Es handelt sich dabei 
um den neuen Artikel 85f; dieser Artikel 85f fordert, dass die 
Interinstitutionelle Zusammenarbeit gefördert wird. Im Avig 
bedeutet das konkret, dass die kantonalen Amtsstellen, die 
regionalen Arbeitsvermittlungszentren, die LogistiksteIlen für 
arbeltsmarktliche Massnahmen und die Kassen eng mit an­
deren Institutionen zusammenarbeiten. Namentlich erwähnt 
werden hier auch die Durchführungsorgane der InvalIden­
und der Krankenversicherung, die Sozialdienste der Kan­
tone und Gemeinden sowie weitere kantonale Amtsstellen. 
In diesem Zusammenhang geht es um eine Erweiterung der 
Informationspflicht. 
Ich möchte Sie bitten, hier für mehr Koordination und Trans­
parenz zugunsten der Versicherten zu sorgen. 

La presidente (Maury Pasquier Liliane, presidente): Le 
groupe radical-democratique communique qu'il soutient la 
majorite. 

Rossini Stephane (S, VS): Le groupe socialiste soutient la 
proposition de mlnorite a I'artlcle 68ter. Je souhaite interve­
nir pour evoquer quelques elements qUI me paraissent ex­
tremement importants dans ce debat autour d'un regime de 
protectlon sociale qui implique toute une serie de demar­
ches au niveau des cantons et des regions. 
En commission, le debat a porte non seulement sur la pro­
blematique de la coordination, mais aussi sur des proposi­
tions qui ont tente d'aller plus loin. II a meme ete pro pose 
d'harmoniser toute une serie d'elements relatifs notamment 
aux definitions. Manifestement, nous nous sommes rendu 
compte tres vlte qu'en travaillant sur la seule assurance-In­
validite, iI devenalt particulierement difficile, pour ne pas dire 
impossible, d'entrer dans une demarche d'harmonisation. 
Par consequent, je crois qU'11 est important de soutenir la 
proposition de minorite Goll parce qu'elle don ne un signal 
politique qui demande au Conseil federal d'adopter une atti­
tude dynamlque et constructive par rapport a la problematl­
que de la coordlnation des differents regimes de protection 
sociale. La soclete helvetique est extremement complexe 
dans sa structure; les regimes de protection sociale qui en 
decoulent le sont plus encore, parce que les 26 cantons so nt 
multlplies par autant d'appllcatlons particulieres selon les re­
gimes. Nous avons un devoir aujourd'hui de faciliter I'acces 
a I'informatlon et aux prestations, de stimuler et de renforcer 
les synergies entre les differents regimes, a la fois les regi­
mes d'assurance soclale federale et les regimes cantonaux, 
pour eviter la confusion, des pertes d'efficacite et des dou­
blons dans les demarches. 
Cette Idee de cooperation, de coordlnatlon est extremement 
importante et nous devons, la ou nous pouvons le faire -
comme I'a explique Mme Goll par rapport a I'assurance-chö­
mage -, le tenter dans I'assurance-Invalldlte. C'est une pre­
miere etape par rapport a une modermsatlon d'un systeme 
qui est beaucoup trop complexe et qui devient, par la meme, 
relativement confus pour les citoyens et les assures de ce 
pays. 
Je vous Invite a soutenir la proposition de minorite. 

Meyer Therese (C, FR), pour la commission: Je vous de­
mande de soutenir la proposition de la majorite de la com-

mission. En elfet, elle s'est ralliee aux sentiments du Conseil 
federal qui ne nie pas la necessite d'une certaine coopera­
ti on et coordination La minonte de la commission, par la 
voix de M. Rossini, a voulu donner un signal politique, et 
nous, nous sommes pi aces vis-a-vis de la pratique Cette 
minorite almeralt une coordination des prestations depuis 
I'assurance-invalidlte, les autres branches d'assurance, 
jusqu'a I'aide sociale qui se donne au niveau des commu­
nes. Le Conseil federal dit bien humblement et bien prati­
quement que ce n'est pas possible pour lui d'organlser ce 
genre de coordination, il pense donc qu'il faut faire un elfort 
de coordination, mais qu'il serait plus facile de I'organiser a 
un niveau plus proche de I'assure IUI-meme. Des reflexions 
vont se poursulvre dans ce sens. 
Consciente de la difficulte d'organiser ce la selon la fa<;:on de­
mandee par la minorite, je vous demande de soutenir la pro­
position de la majorite de la commission. 

Dreifuss Ruth, conseillere federale: La proposition de la 
majorite n'est contestee par personne, puisque la proposi­
tion de minorite Goll consiste a ajouter un alinea 1 bis a I'arti­
cle 68ter propose par la majorite de la commission. 
Le Conseil federal se raille a la proposition de la majorite, 
qui est une disposition qU'11 avait Introduite initialement 
ailleurs, et qUi se retrouve alnsi mise en eVldence en figurant 
a I'artlcle 68ter. Nous soutenons donc la proposition de la 
majorite. 
Vaut-illa peine d'ajouter cet alinea 1 bis? Je ne le pense pas 
pour les ralsons qui ont deja ete expliquees. Je ne vois pas 
comment nous pournons, d'une fa<;:on autre que verbale, as­
surer une cooperatlon interinstitutlonnelle et une coordina­
tion pour des prestations pour lesquelles nous n'avons pas 
de competence. En d'autres termes, en ce qui concerne ce 
qUi est verse par les communes et les cantons, nous pou­
vons essayer de developper une philosophie commune, 
mais nous n'avons aucune competence qUI nous permette 
de rassembier ces ditterents flux. Ceux qui ont la compe­
tence et la tache de repondre au besoin de clarte et de 
transparence des habitants et des habitantes de Suisse, ce 
sont les services de proximite, les services soclaux dans les 
communes, les cantons, et non la Confederation. 
C'est la raison pour laquelle je vous propose de soutenir la 
proposition de la maJorite de la commission. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit .... 78 Stimmen 
Fur den Antrag der Minderheit .... 44 Stimmen 

Art. 68quater 
Antrag der Kommission 
Titel 
PIlotversuche zur Anstellung invalider Versicherter 
Abs.1 
Der Bundesrat kann für einzelne Gruppen von invaliden Ver­
sicherten zeitlich befristete, vom Gesetz abweichende Pilot­
versuche zulassen. Sie müssen dazu dienen, Erfahrungen 
mit Massnahmen zu sammeln, die bei Arbeitgebenden einen 
Anreiz zur vermehrten Anstellung von eingliederungsfähigen 
Invaliden Versicherten schaffen. 
Abs.2 
Die PIlotversuche dürfen die gesetzlichen Ansprüche der 
Lelstungsempfanger nicht beeinträchtigen. 
Abs.3 
Der Bundesrat kann Pilotversuche, die sich bewahrt haben, 
während höchstens vier Jahren weiterführen. 
Abs.4 
Für die Finanzierung können Mittel der Versicherung heran­
gezogen werden. 

Art. 68quater 
Proposition de la commission 
Titre 
Essai pilote pour I'engagement d'assures invalides 
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AI. 1 
Pour certalns groupes d'assures invalides, le Conseil federal 
peut autonser des essais pilotes non prevus par la loi, de 
duree limitee. Les essais doivent avolr pour but de recueillir 
des experiences en matiere de mesures destinees a ren­
forcer, aupres des employeurs, I'incitation economique a la 
reinsertion professionnelle. 
AI. 2 
Les essais pilotes ne doivent pas compromettre les droits 
aux prestations des beneficiaires. 
AI. 3 
Le Conseil federal peut prolonger pendant quatre ans au 
maximum les essais pilotes dont I'efficacite est averee. 
AI. 4 
Le flnancement peut etre assure par des fonds provenant de 
I'assurance. 

Angenommen - Adopte 

Art. 69 Abs. 3 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 69 al. 3 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art. 73 
Antrag der Kommission 
Abs.2 

c ..... Betriebskosten. Unter den gleichen Voraussetzungen 
können Wohngemeinschaften unterstützt werden, soweit 
diese durch Institutionen, die gemäss Artikel 73 oder 74 in 
den Genuss von Leistungen der Versicherung gelangen, be­
treut werden. 

Abs.4 
Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Minderheit 
(Rossini, Baumann Stephanie, Dormond Marlyse, Gross 
Jost) 
.... werden im Rahmen einer gesamtschweizensch erstellten 
Bedarfsplanung gewahrt. Diese wird vom zustandlgen Bun­
desamt in enger Zusammenarbeit mit den Kantonen nach 
wissenschaftlichen Kriterien erstellt. Die Bedarfsplanung 
kann gewissen regionalen Besonderheiten Rechnung tra­
gen. 

Art. 73 
Proposition de la commission 
AI. 2 

c ..... frais supplementalres d'exploltatlon. 11 est posslble 
dans les memes conditions de soutenir financierement des 
communautes d'habitation, pour autant que ce lies-ci soient 
sUlvles par des institutions qui beneficient de prestations de 
I'assurance selon les artlcles 73 et 74. 

AI. 4 
Majonte 
Adherer au projet du Conseil federal 
Minonte 
(RoSSInI, Baumann Stephanle, Dormond Marlyse, Gross 
Jost) 
.... accordees dans le cadre de I'elaboration d'une planlflca­
tion federale des besoins. Celle-ci est mise en oeuvre par 
I'office federal competent, en etrolte collaboratlon avec les 
cantons, sur la base de criteres scientlflques. Elle peut tenir 
compte de certains particularismes regionaux. 

Amtliches Bullelin der Bundesversammlung 

Rossini Stephane (S, VS). Je vais developper ici ma propo­
sition de mlnonte se referant a la question de la planification 
Cet element, qui pourrait apparaHre comme un element 
technique, est en fait un element extremement important 
pour la coherence de I'application de la 101. Cet element de 
coherence, qui a notamment ete souhaite a travers la mise 
sur pied des services medicaux regionaux, est aussi con­
cerne par la planification. 
Le projet du Conseil federal d'inscnre la planification dans la 
loi nous donne flnalement I'impression de ne pas aller 
jusqu'au bout du raisonnement. D'un cote, on souhaite 
planlfier, et c'est essentiel, c'est un element extremement 
important, et de I'autre, on ne se don ne que partiellement 
les moyens de realiser cette planlflcatlon puisqu'on se con­
tente quasiment de proceder a la synthese, certes amena­
gee a I'aide de quelques elements d'appreciation, des 
pro positions qui so nt formulees par les cantons. Donc, les 
subventions aux Institutions so nt accordees si une planifica­
tion existe. 
Mais fInalement, il convient d'admettre que SI I'on veut une 
planificatlon, il faut un planlflcateur. L.:experience de I'assu­
rance-maladie - on me retorquera qu'on n'est pas vraiment 
dans la meme problematique, mais quand me me - nous de­
montre que lorsqu'une planification est faite par 26 planifica­
teurs, elle n'aboutit pas a grand-chose ou alors, elle perd 
beaucoup de sa pertinence Cela est d'autant plus vrai dans 
ce secteur OU il est difficlle de determiner objectivement les 
besoins, non pas les besoins qu'on observe a prion, mais 
les besoins a venir. La demarche prospective se trouve 
pourtant, par definition, au coeur d'un processus de planifl­
cation. La planification doit regarder devant, c'est son sens. 
Mais pour pouvoir regarder devant, II faut des regles, il faut 
des criteres. Et il faut aussi un leader. Par ailleurs, cette logl­
que d'avoir un planificateur, un leader, ne s'oppose pas a 
une collaboration avec les differents cantons. 
Une etude sur les modalites de planification est actuelle­
ment en phase de realisation dans dix cantons. En la lisant 
ces jours-ci, j'ai finalement decouvert un certaln nombre de 
constats. Ces constats so nt les suivants. D'abord, on cons­
tate que les modalites actuelles de planification sont trop ge­
nerales, que la demarche est d'abord centree sur la 
justlflcatlon des besolns, que le choix des methodes et des 
donnees pour un processus prospectif est trop ouvert. Cette 
Situation genere par consequent des incertitudes. On cons­
tate aussi le role Important de la negociation par rapport a 
I'integration de cnteres sClentifiques objectifs qUI pourraient 
servir de cadre. II en resulte tres concretement des taux 
d'lnstltutionnalisatlon approuves par I'OFAS pour 2003, qui 
varient pour les homes de 2,5 a 14,8 et pour les ateliers de 
3,7 a 8,9. Donc on constate ici de grands ecarts. 
Ma proposition de minorite demande une vIsion globale, une 
coherence dans le processus de planification, en deux mots 
du leadership et de la rigueur. En commission, les represen­
tants de I'administration nous ont dit qu'ils disposaient des 
moyens pour le faire. II nous faut faire un pas supplemen­
taire et aller au bout du raisonnement. 

La presidente (Maury Pasquler Liliane, presidente): Le 
groupe radical-democratique communique qU'11 soutient la 
majorite. Le groupe socialiste soutient la minorite. 

Meyer Therese (C, FR), pour la commission: Ici, la commls­
sion, par 7 VOIX contre 4 et avec 4 abstentlons, vous de­
mande de ne pas voter pour une planlflcatlon federale. Bien 
sOr qu'elle pourrait etre utile, maiS, M. Rossini I'a dlt, iI est 
dlfficile de determiner les besolns a venir. Et s'il fallalt le faire 
sur le plan federal, cela prendralt trap de temps jusqu'a ce 
que tout le monde se soit mit d'accord, qu'on ait toutes les 
donnees. Actuellement, il paraH tres difficllement realisable 
de mettre sur pied cette planification federale. 11 y a encore 
un effet pervers qui pourrait en decouler· un manque de 
flexlbillte en cas de besoin dans une region determinee du 
pays. Par contre, la majonte de la commission est tout a fait 
favorable a une planification cantonale bien sOr, mais inter-
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cantonale chaque fois qu'il est possible de le faire pour elar­
gir un peu les terntoires de la planlflcation. 
Je vous demande donc d'adopter la proposition de la majo­
nte de la commlssion. 

Dreifuss Ruth, conseiliere federale: Le Conseil federal vous 
recommande egalement de ne pas sUlvre la mlnorite. 
J'aimerais ajouter un seul argument: vous aurez bientöt a 
travailler sur le projet de nouvelle perequation financiere. La 
proposition de minorite va a I'encontre de cette responsabi­
lite accrue accordee aux cantons. Vous avez raison de re­
marquer que nous avons fait un progres, puisque avant, il 
nous arrivait de soutenir au coup par coup des institutions 
qui n'etaient pas incluses dans une planification. Nous 
avons progresse dans la responsabilite des cantons d'etablir 
une planification, et cela correspond sans doute a ce que 
sera I'avenir si la nouvelle perequation financiere est accep­
tee. Les cantons et les concordats intercantonaux auront la 
responsabilite d'assurer cette planification. 
C'est la raison pour laquelle nous pensons que le mo­
ment serait malvenu de revendiquer une competence fede­
rale, au moment meme ou nous voulons la transmettre aux 
cantons. 

Abs. 2-AI. 2 
Angenommen - Adopte 

Abs. 4 -AI. 4 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit .... 85 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit ... 48 Stimmen 

Art. 73bis 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Ablehnung des Antrages der Minderheit 

Mmderheit 
(Stahl, Bortoluzzl, Hassler, Suter) 
Abs. 1 
Die Institutionen, welche Beitrage nach Artikel 73 Absätze 1 
und 2 erhalten, müssen Ihr Betnebsbudget der Verwaltung 
gegenüber jahrlich transparent darlegen. Dabei sind insbe­
sondere folgende Budgetposten klar voneinander zu unter­
scheiden: Bau- und Renovierungskosten; reine PensIons­
kosten (Wohnen Inklusive Nebenkosten und Nahrungsmit­
tel); Haushaltsführung; Aufwendungen für Pflege, Therapie 
und Betreuung; Administration und Verwaltung 
Abs.2 
Beitrage nach Artikel 73 Absatz 2 Buchstaben bund c wer­
den unter der Voraussetzung gewährt, dass eine kantonale 
oder interkantonale Planung den spezifischen Bedarf nach­
weist In dieser sind insbesondere folgende BUdgetposten 
klar voneinander zu unterscheiden: Bau- und Renovierungs­
kosten; reine Pensionskosten (Wohnen inklusive Neben­
kosten und Nahrungsmittel); Haushaltsführung; Aufwendun­
gen für Pflege, Therapie und Betreuung; Administration und 
Verwaltung. Der Bedarf an Pflege, Therapie und Betreuung 
ist auf die voraussichtlich zu betreuenden Personen be­
zogen individuell unter Angabe der zeitlichen und funktionel­
len Hinsicht, wie in Artikel 42ter Absatz 1 vorgesehen, aufzu­
führen. 
Abs.3 
Das zuständige Bundesamt genehmigt die Bedarfsplanung 
der Kantone mittels einer Verfügung, die mit Vorbehalten 
und Auflagen verbunden werden kann. Es regelt das Verfah­
ren fur die Einrichtung der Bedarfsplanung der Kantone und 
legt die Genehmigungskriterien fest. 

Art. 73bis 
Proposition de la commlssion 
Majorite 
Rejeter la proposition de la minorite 

Minorite 
(Stahl, Bortoluzzi, Hassler, Suter) 
AI. 1 
Les institutions qui re<;:oivent des subventions prevues a I'ar­
ticle 73 alineas 1 er et 2 doivent presenter leur budget de 
fonctionnement a I'administratlon annuellement et de ma­
niere transparente. Elles doivent notamment operer une di­
stinction claire entre les postes budgetaires suivants: frais 
de construction et de renovation; frais de pension nets (loge­
ment, y compris frais annexes et nourriture); conciergerie; 
depenses pour les soins, la therapie et I'encadrement, admi­
nistration et gestion. 
AI. 2 
Les subventions prevues a I'article 73 alinea 2 lettres b et c 
ne so nt accordees qu'a condltlon qu'une planificatlon canto­
nale ou intercantonale fasse etat d'un besoin specifique. 
Cette planification doit operer une distinction claire entre les 
postes budgetaires suivants: frais de construction et de re­
novation; frais de pension nets (logement, y compris frais 
annexes et nourriture); conciergerie; depenses pour les 
soins, la therapie et I'encadrement; administration et ges­
tion. Le besoin en mall9re de soins, de therapie et d'en­
cadrement doit etre indlque indlviduellement pour chaque 
personne a prendre en charge et s'accompagner de precl­
sions concernant tant la duree que les elements fonctlonnels 
selon I' artlcle 42ter alinea 1 er. 
AI. 3 
Lottice federal competent approuve la planiflcation des be­
soins des cantons par voie de decislon, qu'il peut assortlr de 
reserves et de charges. 11 regle la procedure selon laquelle 
la planification doit lui etre presentee et etablit les criteres 
d'approbation. 

Stahl Jürg (V, ZH): Während der vergangenen acht Stunden 
haben wir in dieser IV-Debatte mehrmals die Worte Wahlfrei­
heit, Selbstbestimmung und Eigenverantwortlichkeit gehört. 
In diesem Sinne steht auch mein Antrag zu Artikel 73bis ge­
wissermassen in Zusammenhang mit meinen Anträgen zur 
Assistenz. Ich werde deshalb kurz erläutern, warum ich die­
sen Antrag in der Kommission gestellt habe und warum ich 
Ihn jetzt als Minderheitsantrag, auch wenn die Minderheit 
klein ist, aufrechterhalte. 
Die Zielsetzungen meines Antrages sind einerseits das 
Schaffen von mehr Transparenz und andererseits, auf Ge­
setzesstufe der IV die Instrumente in die Hand zu geben, um 
Vergleichsgrössen zu erhalten und um so Vergleiche anstel­
len zu können. Wir haben mit der Assistenzentschädigung 
ein neu es Element in die IV eingeführt. Ich bin froh über die­
ses Element. Mit der Ausgestaltung und der eingeschlage­
nen Richtung bin ich nach wie vor nicht ganz zufrieden, aber 
Sie haben so entschieden. Doch ich glaube, auch im Hin­
blick auf die nächsten Revisionen ist es wichtig, dass wir 
diese Vergleichsgrössen haben, dass wir die volle Transpa­
renz sowohl bei der Hausbetreuung wie bei den Institutionen 
und den Heimstatten haben. Ich bitte Sie, dieser Transpa­
renzsteigerung, der Einrichtung von Instrumenten, zuzustim­
men. 
Ich möchte es aber nicht unterlassen, Ihnen auch den Grund 
darzulegen, weshalb ich diesen Minderheitsantrag gestellt 
habe. Das mengenmassIge Wachstum von Plätzen, in Hei­
men und vergleichbaren Institutionen bedarf einer Uberprü­
fung. Pro Jahr werden ungefähr zwölf Prozent mehr 
Heimplätze geschaffen. Die finanziellen Auswirkungen sind 
enorm, und dabei rede ich nur von den Bundesgeldern, von 
den IV-Geldern, die gesprochen werden. 1997 waren es für 
die Institutionen rund 600 Millionen Franken, drei Jahre spä­
ter sind wir bei einer Subvention der Heimstätten und Heime 
von 926 Millionen Franken. Das ist eine Steigerung um 326 
Millionen Franken. Ich bin der Meinung, dass wir im Zusam­
menhang mit der Einfuhrung der Assistenz der IV die 
Möglichkeit geben müssen, dieser Entwicklung Einhalt zu 
gebieten Es geht mir nicht darum - und das ist ganz 
wichtig -, das eine gegen das andere auszuspielen. Ich bin 
überzeugt, dass wir in Zukunft nach wie vor beides brau-
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chen Wir brauchen auch genügend Heimplätze für alle 
Gruppen von Behinderten, und wir brauchen sie auch an 
verschiedenen Orten. Aber ich bin der Überzeugung, dass 
eine sinnvolle Koordination und eine Sinnvolle Aufschlüsse­
lung der Kosten, die verursacht werden, unbedingt nötig 
sind, damit wir eben auch in fünf, zehn oder vielleicht funf­
zehn Jahren sagen können: Dieser Weg hat sich gelohnt, 
die Entscheidung für die AssIstenzentschädigung war rich­
tig, wir könnten das bei einer weiteren Revision ausbauen. 
Ich bitte Sie, wenn Sie für mehr Transparenz sind und wenn 
Sie diese Instrumente der IV in die Hand geben möchten, 
dem Minderheitsantrag zuzustimmen. 

La presidente (Maury Pasquier Liliane, presidente): Le 
groupe soclaliste communique qu'il soutient la majorite. 

Gross Jost (S, TG), für die Kommission: Wenn die Mehrheit 
der Kommission - und zwar die grosse Mehrheit - Ihnen be­
antragt, diesen Antrag abzulehnen, dann nicht, weil sie der 
Auffassung ist, Transparenz sei in diesem Bereich nicht not­
wendig. Ich möchte aber daran erinnern - insofern rennt 
Herr Stahl offene Türen ein -, dass wir das Wahlrecht aus­
drücklich In Artikel 42 Absatz 1 verankert haben, dass wir 
auch ausdrücklich verankert haben, dass der Assistenzbe­
darf ambulant und in den stationären Einrichtungen einheit­
lich abgeklart werden soll. Wir haben ein blsschen die Ver­
mutung, dass das Alternativprojekt Stahl hier Aufwendungen 
bei den kollektiven Leistungen einsparen will, dass also 
Helmplatze gestrichen werden sollen. Da muss Ich Ihnen 
einfach zwei Zahlen In Erinnerung rufen: Diese WohnheIm­
plätze sind aktuell so zusammengesetzt, dass sie 4422 psy­
chisch Behinderten dienen, 11 910 geistig Behinderten und 
nur 2237 körperlich Behinderten. Sie sehen also, diese 
Wohnheimplatze sind vor allem für psychisch und geistig Be­
hinderte ungeheuer wichtig. Es wäre verantwortungslos, 
durch einen Abbau im Bereich der kollektiven Leistungen 
dieses Leistungsangebot infrage zu stellen. 
Nun zum Antrag konkret: Wir sind der Auffassung, Herr 
Stahl, dass das, was Sie in Absatz 1 regeln, nämlich diese 
Transparenzpflicht, sinnvollerweise im Verordnungsrecht ge­
regelt werden sollte. Dort hat es seinen Platz; dort hat es 
seine Berechtigung. Wir weisen Sie darauf hin, dass Ab­
satz 2 doch Im Wesentlichen mit dem bereits verabschiede­
ten Artikel 73 Absatz 4 in der bundesrätlichen und in der 
Fassung der Mehrheit übereinstimmt. Schliesslich ist auch 
das Genehmigungsrecht des Bundes In Bezug auf die Be­
darfsplanung, Herr Stahl, schon in Artikel 73 Absatz 4 der 
bundesratlichen und der Fassung der Mehrheit, wie Sie sie 
verabschiedet haben, geregelt. Ich denke also, das Anlie­
gen, das Sie hier vortragen, ist begründet, aber es ist weit­
gehend erfüllt, und dort, wo es nicht erfüllt ISt, hat eben die 
Mehrheit in diesem Rat entschieden, dass sie das Alternativ­
projekt Stahl nicht unterstützt. 

Dreifuss Ruth, conseillere federale: J'aimerais vous recom­
mander de ne pas soutenir la proposition de minorIte Stahl 
pour les motifs deja evoques et pour un certain nombre 
d'autres raisons. 
La raison premiere, et peut-etre la prlncipale, c'est qu'actuel­
lement, et dans le cadre de ce qu'on appelle le «new publlc 
management", qui a toujours trouve une adhesion assez 
forte sous cette coupoie, on accorde des subventions sous 
forme de contrats de prestations. Dans un tel cas, on ne pro­
cede pas sous forme d'une analyse des budgets qui permet 
de couvnr une partie des depenses, mais on cherche a sa­
vOlr quelles so nt les prestations que cette institution fournit. 
Nous demandons, dans le sens du «new public manage­
ment", que la subvention nous permelte d'acheter des servi­
ces et non pas de couvrir un budget. 
Ensuite, les postes enonces ici ne sont pas les postes que 
I'on utilise d'habitude pour ce genre d'instltutlon. Surtout, ils 
ne concernent que les depenses. Or, la plupart de ces insti­
tutions doivent egalement faire valolr ce qu'elles ont comme 
recettes ou ce qu'elles ont comme subventions ou prise en 
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charge par d'autres associations. Les precisions qui sont ap­
portees dans la loi ne correspondent pas a nos besoins. 
Dans la mesure ou cette transparence est vraiment sou hai­
table, c'est par voie d'ordonnance, de reglements et de di­
rectives que ce la doit etre falt 
Enfin, la question de la planification correspond a un article 
que nous venons d'accepter et ne devrait pas etre repetee 
ici. 
C'est la raison pour laquelle nous vous prions de suivre la 
majorite. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit .... 85 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit .... 51 Stimmen 

Art. 74 Abs. 1 
Antrag der Kommission 
Die Versicherung gewährt den sprachregional und national 
tätigen Dachorganisationen der privaten Invalldenfach- und 
-selbsthilfe sowie den Ausbildungsstätten für Fachpersonal 
der beruflichen Eingliederung Beiträge .... 

Art. 74 al. 1 
Proposition de Ja commlssion 
L.:assurance alloue aux associations faTtieres, de droit prive 
et actives tant au niveau d'une region linguistique qu'a 
I'echelon national, pour I'aide specialisee aux invalides ou 
pour I'entraide aux invalides ainsi que pour les organismes 
formant des specialistes de la readaptatlon professionnelle 
des subventions .... 

Angenommen - Adopte 

Art. 75 Abs. 1 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 75 al. 1 
Proposition de Ja commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art. 77 Abs. 1 
Antrag der Kommission 

bbis. Einnahmen, die sich aus der für die Versicherung be­
stimmten Anhebung der Mehrwertsteuersätze ergeben; 

Art. 77 al. 1 
Proposition de Ja commission 

bbis. les receltes qui resultent du relevement, effectue pour 
I'assurance, des taux de la taxe sur la valeur ajoutee; 

Angenommen - Adopte 

Art. 77 Abs. 2; 78; 79 Abs. 1; 86 Abs. 2; Zitt. 11 Bst. a-d; 
Zift.lIl, IV 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 77 al. 2; 78; 79 al. 1; 86 al. 2; eh. 11 let. a-d; 
eh. 111, IV 
Proposition de Ja commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

La presidente (Maury Pasquier Liliane, presidente): Nous 
avons deja vote sur le chiffre II leltre e. 
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Änderung bisherigen Rechts 
Modification du droit en vigueur 

Zift. 1-3 
Antrag der KommIssion 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

eh. 1-3 
ProposItion de la commlSSlOn 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Ziff. 4 Ingress, Art. 2 Abs. 2 Einleitungssatz, Bst. a; 
Art. 2c Bst. a, c; Art. 3c Abs. 2 Bst. d, 3 
Antrag der KommIssIOn 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

eh. 4 preambule, art. 2 al. 2 phrase introductive, let. a; 
art. 2c let. a, c; art. 3c al. 2 let. d, 3 
Proposition de la commisslon 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Zift. 4 Art. 3d 
Antrag der Kommission 
Abs.2bis 
Fur zu Hause wohnende Personen mit einem Anspruch auf 
eine AssIstenzentschädigung der IV oder der Unfallversiche­
rung erhoht sich der Betrag nach Absatz 2 Buchstabe a auf 
90 000 Franken bei hohem Assistenzbedarf, soweit die Kos­
ten für Pflege und Betreuung durch die Assistenzentschä­
digung nicht gedeckt sind. Der Bundesrat regelt die entspre­
chende Erhöhung für Personen mit mittlerem Assistenz­
bedarf sowie die Erhöhung des Betrages nach Absatz 2 
Buchstabe b für Ehepaare. 
Abs.2ter 
Die Erhöhung des Betrages nach Absatz 2bis besteht auch 
beim Bezug einer Assistenzentschädigung der AHV, wenn 
vorher eine Assistenzentschädigung der IV bezogen wurde. 

eh. 4 art. 3d 
Proposition de la commission 
AI.2bls 
Pour les personnes vivant EI domicile qui ont droit EI une allo­
catlon d'assistance de I'AI ou de I'assurance-accidents, le 
montant selon I'alinea 2 lettre a s'eleve EI 90000 francs en 
cas de besoin d'assistance eleve, dans la mesure ou les 
frais de sOlns et d'assistance ne so nt pas couverts par I'allo­
catlon d'assistance. Le Conseil federal regle I'augmentation 
correspondante du montant pour les personnes dont le be­
soin d'assistance est moyen ainsi que I'augmentation du 
montant selon I'alinea 2 lettre b pour les couples. 
AI.2ter 
Le relevement du montant selon I'allnea 2bis est egalement 
possible en cas de versement d'une allocatlon d'assistance 
par I'AVS, SI I'assure percevait auparavant une allocation 
d'assistance de I'AI. 

Angenommen - Adopte 

Zift. 5, 6 
Antrag der KommiSSIon 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

eh. 5, 6 
ProposItIon de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Zift.7 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Ablehnung des Antrages der Minderheit 
Minderheit 
(Gross Jost, Dormond Marlyse, Rosslni) 
Titel 
7. Bundesgesetz vom 25. Juni 1982 über die obligatorische 
Arbeitslosenversicherung und die Insolvenzentschädigung 
(Arbeitslosenversicherungsgesetz, Avig) 
Art. 59 Abs. 2 
Mit arbeitsmarktlichen Massnahmen soll die Eingliederung 
von Versicherten, die aus Grunden des Arbeitsmarktes oder 
infolge einer Behinderung erschwert vermitteibar sind, geför­
dert werden Solche Massnahmen sollen insbesondere: 
a. die Vermittlungsfähigkeit der Versicherten verbessern, da­
mit diese rasch und dauerhaft wieder eingegliedert werden 
kannen; 
b. die beruflichen Qualifikationen entsprechend den Bedürf­
nissen des Arbeitsmarktes fördern; 
c. die Gefahr von Langzeitarbeitslosigkeit vermindern, oder 
d. die Möglichkeit bieten, Berufserfahrungen zu sammeln. 

eh.7 
Proposition de la commission 
Majorite 
Rejeter la proposition de la minorite 
Mlnorite 
(Gross Jost, Dormond Marlyse, Rossinl) 
Tltre 
7 Loi federale du 25 juin 1982 sur I'assurance-chömage ob­
ligatoire et I'indemnite en cas d'insolvabilite (Loi sur I'assu­
rance-chömage, LACI) 
Art. 59 al. 2 
La reinsertion professionnelle des assures difficilement rein­
serables pour des ralsons liees au marche du travail ou EI 
cause de leur handicap doit etre encouragee par des mesu­
res relatives audit marche. Ces mesures doivent notam­
ment: 
a. ameliorer I'aptitude au placement des assures de maniere 
EI permettre leur reinsertion rapide et durable; 
b. promouvolr les qualifications professionnelles des assures 
en fonction des besolns du marche du travall; 
c. diminuer le nsque de chömage de longue duree; ou 
d. permettre d'acquerir une experience professionnelle. 

La presidente (Maury Pasquier Liliane, presidente): La pro­
position de la minorite Gross Jost concernant le chiffre 7 est 
retiree puisqu'elle a ete traitee lors du debat sur la loi sur 
I'assurance-chömage. 

Angenommen gemass Antrag der Mehrheit 
Adopte selon la proposition de la majorite 

Gesamtabstimmung - Vote sur J'ensemble 
(namentlich - nominatlf: Beilage - Annexe 01.015/1942) 
Für Annahme des Entwurfes .... 112 Stimmen 
Dagegen .... 1 Stimme 

2. Bundesbeschluss über die Finanzierung der Invali­
denversicherung durch die Anhebung der Mehrwert­
steuersätze 
2. Arrete federal sur le financement de I'assurance-inva­
lidite par le biais d'un relevement des taux de la taxe sur 
la valeur ajoutee 

Detailberatung - Examen de detail 

Titel 
Antrag der Kommission 
Bundesbeschluss über die Finanzierung der Invalidenversi­
cherung durch die Anhebung der Mehrwertsteuersätze 
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Titre 
Proposition de la commission 
Arrete federal sur le financement de I'assurance-invalidite 
par le biais d'un relevement des taux de la taxe sur la valeur 
ajoutee 

Angenommen - Adopte 

Ingress 
Antrag der Kommission 
Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenos­
senschaft, nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates 
vom 2. Februar 2000 und vom 21. Februar 2001, be­
schliesst. 

Preambule 
Proposition de la commission 
t..:Assemblee federale de la Confederation suisse, vu le mes­
sage du Conseil federal du 2 fevrier 2000 et du 21 fevrier 
2001, arrete: 

Angenommen - Adopte 

Zift. I 
Antrag der Kommission 
Einleitung 
Die Bundesverfassung wird wie folgt geändert: 
Art. 130 Abs. 4a 
Zur Sicherstellung der Finanzierung der Invalidenversiche­
rung kann der Bundesrat sämtliche nach den Absatzen 1 
und 3 festgesetzten Sätze der Mehrwertsteuer um höch­
stens einen Prozentpunkt anheben. Sind die Schulden der 
Invalidenversicherung getilgt, so senkt der Bundesrat die 
Sätze der Mehrwertsteuer entsprechend. 

Art. 130 Abs. 6a 
Mehrheit 
Der Ertrag aus der Anhebung der Mehrwertsteuersätze 
nach Absatz 4a geht an die Invalidenversicherung. 
Minderheit 
(Egerszegi, Guisan, Gutzwiller, Heberlein) 
Der Ertrag aus der Anhebung des Mehrwertsteuersatzes 
nach Absatz 4a geht an die Invalidenversicherung. Ein Anteil 
am Ertrag wird laufend den Rückstellungen des Bundes für 
diese Versicherung gutgeschrieben. Dieser Anteil entspricht 
höchstens dem prozentualen Anteil des Bundes an den Aus­
gaben dieser Versicherung. 

eh. I 
Proposition de la commission 
Introduction 
La Constitution tederale est modlfiee comme suit: 
Art. 130 al. 4a 
Pour garantir le financement de I'assurance-invalidite, le 
Conseil federal peut relever les taux de la taxe sur la valeur 
ajoutee fixes aux alineas 1 er et 3 d'un point au plus. Lorsque 
les dettes de I'assurance-Invalidlte seront amortles, le 
Conseil federal abaissera les taux de la taxe sur la valeur 
ajoutee. 

Art. 130 al. 6a 
Majorite 
Le produit du relevement des taux de la taxe sur la valeur 
ajoutee selon I'alinea 4a est attribue a I'assurance-invalidite. 
Mmorite 
(Egerszegi, Guisan, Gutzwiller, Heberlein) 
Le produit du relevement des taux de la taxe sur la valeur 
ajoutee selon I'alinea 4a est attribue a I'assurance-invalidite. 
Une part de ce produit est creditee au fur et a mesure a la 
reserve de la Confederation pour ces assurances. Cette part 
correspond tout au plus a la part proportionnelle de la Con­
federation aux depenses de ces assurances. 
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Egerszegi-Obrist Chnstine (R, AG): Ich bitte Sie Im Namen 
der Kommissionsminderheit, bei einer Mehrwertsteuerer­
hohung den Bundesanteil zu belassen. 
Die wachsenden Kosten der IV, bedingt durch die enorme Zu­
nahme der Invalidenrenten, belasten auch die Bundeskasse. 
Der Anteil des Bundes an den Kosten beträgt 37,5 Prozent. 
Sie erinnern sich: Es ist bereits mehr als einmal darum ge­
gangen, ob wir bei einer Mehrwertsteuererhöhung den Bun­
desanteil bei der AHV belassen oder nicht. Ich bitte Sie hier 
bei der IV dringlich, dies zu tun. Erstens ist der Bundesanteil 
hier um 20 Prozent höher als bei der AHV, und zweitens ha­
ben wir nun ganz andere Verhältnisse. 
Am 2. Dezember 2001 hat die Bevölkerung mit 85 Prozent 
Ja zur Schuldenbremse gesagt. Das heisst: Was wir aus der 
Bundeskasse nehmen, müssen wir irgendwo ergänzen. 
Jetzt haben wir also, Im Gegensatz zur damaligen Debatte 
zum Mehrwertsteueranteil der AHV, eine ganz andere Aus­
gangssItuation. Wenn Sie diese 37,5 Prozent, die Im Finanz­
plan nicht aufgenommen sind, der Bundeskasse entneh­
men - das heisst Im Jahre 2004 einen Betrag von rund 
450 Millionen, ein Jahr später rund 558 Millionen Franken -, 
dann müssen Sie zeigen, wo Sie das kompensieren. Die Be­
völkerung hat das mit sehr grossem Mehr gewollt. Sie 
möchte nicht, dass wir Locher in die Bundeskasse machen, 
um die Locher der IV zu stopfen. Sie will gerechte Zahlen 
auf dem Tisch. Und sie will ein haushaltensches Gebaren in 
diesem Parlament. 
Also. Wenn Sie diesen Bundesanteil transfeneren mochten, 
dann sind Sie am Zug zu zeigen, wo man diese Einsparun­
gen macht. Einsparungen zu machen - das haben Sie im 
Rahmen des BUdgets gesehen - ist sehr unbequem, ist sehr 
schwierig zu bewerkstelligen. 
Deshalb bitte ich Sie, die Kommissionsminderheit zu unter­
stützen und bei einer allfällig notwendigen Mehrwertsteuer­
erhöhung den Bundesanteil bei 37,5 Prozent zu belassen. 

Bortoluzzi Toni (V, ZH): Bei der Erhebung von Mehrwert­
steuerprozenten für die Sozialversicherung geht es immer 
wieder um die gleiche Frage: Soll die Bundeskasse bei die­
sen Einnahmen mit begünstigt werden oder nicht? Im Natio­
nalrat hat eine Mehrheit bereits mehrmals, auch bei der 
AHV-Finanzierung, der Meinung Ausdruck gegeben, dass 
mit der Mehrwertsteuer eine transparente Finanzierung an­
gestrebt werden soll. Das heisst, dass die neuen Einnahmen 
voll und ganz den Sozialversicherungen zukommen sollten. 
Das hatte für den Beschluss, den wir im Zusammenhang mit 
der 11. AHV-Revision gefasst haben, Gültigkeit. Auch dort 
hat sich die Mehrheit des Nationalrates für eine voliumfängli­
che Zuweisung der erhobenen Mehrwertsteuer an die AHV 
ausgesprochen. Ich meine, wir sollten der damals geausser­
ten Meinung treu bleiben, dass also dieses Mehrwertsteuer­
prozent, welches es hier zu beschliessen gilt, nun ebenfalls 
in vollem Umfang der IV zugute kommt - immer soweit es für 
das finanzielle Gleichgewicht der IV nötig ist. 
Namens der SVP-Fraktion bitte ich Sie, den Antrag der Min­
derheit Egerszegl abzulehnen. Ich habe Verstandnis für ihr 
Festhalten; sie wollen ihren Bundesrat nicht ganz allein las­
sen. Aber - ihre Hartnackigkelt in Ehren - ich hoffe, dass der 
Nationalrat an seiner bisher geäusserten Meinung in der 
Mehrheit festhält. 

Fattebert Jean (V, VD): Le groupe de I'Union democratique 
du centre, dans sa grande majorite, soutient la proposition 
de mlnonte Bortoluzzi a I'artlcle 1 er du projet 3. Ce n'est pro­
bablement pas une surpnse pour vous. 
Avec une dette qui passe aujourd'hui le cap des 3 milliards 
de francs et un deficit annuel de plus de 800 millions de 
francs, I'assurance-invalidite a un besoin urgent d'argent 
frais qui se trouve etre disponible dans les reserves des 
APG. Nous n'apprecions en general guere ce genre de me­
lange des bidons, mais en I'occurrence il y a urgence, et 
nous pensons, avec le Conseil federal et la majorite de la 
commlSSlon, que la solution qui consiste a remettre les 
compteurs a zero peut convenir dans I'urgence, ponctuelle-
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ment, dans le cadre de la 11e revIsion de I'AVS et de la 4e 
revision de I'AI. 
Mais, s'il vous plan, pas de demi-mesure! 3 milliards de 
francs sont disponibles dans la calsse des APG, 3 milliards 
de francs so nt necessaires pour redemarrer sainement avec 
I'AI. Alors, c'est elementaire comme logique, transferons les 
3 milliards de francs. Nous avons le sentiment que la majo­
rite de la commission propose une demi-mesure afin de gar­
der 1,5 mililard de francs pour I'assurance-maternite. C'est, 
a notre avis, un faux calcul. D'abord, nous n'aurons nen re­
solu en matiere d'assurance-invalidite et nous repartirons 
avec la 101 revisee et un boulet d'endettement prejudiciable a 
la cl arte du fonctionnement de cette assurance. 
Ensuite, le milliard et demi de francs convoite par les parti­
sans de I'assurance-maternite pourrait etre retrouve facile­
me nt dans les benefices des APG d'ici la mise en place du 
projet Triponez 11 est pour le moins premature de bloquer 
des fonds pour I'assurance-maternite alors que ce projet est 
bien loin d'etre sous tOIt. Rappeions ici qu'il faudra vralsem­
blablement compter avec un referendum et un verdict incer­
taln du peuple. 
En conclusion, nous bouclons maintenant la revision de 
I'AVS et de I'AI avec les moyens que nous avons. 
Au nom de la transparence et de la clarte, je vous Invlte a 
soutenir la proposition de minorite 
Vous eviterez de tomber dans les decisions provlsolres qui 
nous obligeront arefaire du taconnage dans les deux ou 
trols ans. Au cas ou vous ne me fenez pas I'honneur de sou­
tenir cette proposition, je vous recommande, d'ores et deja, 
de soutenir la proposition subsldiaire Borer afin d'evlter d'ac­
cumuler des reserves. Le but est toujours de savoir qui pale 
quoi et pourquoi. Merci de contnbuer a la transparence et a 
la logique, comme le preconlse le groupe de l'Union demo­
cratlque du centre. 

Rechsteiner Paul (S, SG): Trotz der fortgeschrittenen 
Stunde: Bei den Beschlüssen, die wir noch zu fallen haben, 
geht es finanZiell um ausserordentlich viel. Ich bitte Sie na­
mens der SP-Fraktion, der KommissIonsmehrheit zu folgen, 
und zwar durchwegs. Es braucht in diesem Zusammenhang 
nur noch kurze Erlauterungen, wie das zu verstehen ist. Wir 
verstehen die Zustimmung zu den Finanzierungsbeschlus­
sen so, dass wir anerkennen, dass bei der IV ein Finanzie­
rungsbedarf besteht. Wir wollen den gedeckt haben. Es ist 
aber umgekehrt auch festzustellen, dass im Moment meh­
rere ganz heikle Finanzierungsfragen bei den Sozialversi­
cherungen zu klären sind. Wir sind der Auffassung, dass 
diese Finanzierungsfragen in einer GesamtSIcht betrachtet 
werden müssen und sollen. Das wird realistischerweise nur 
dann geschehen können, wenn der Ständerat und die stan­
deratliche Kommission diese Fragen noch einmal Integral 
betrachten. 
Worum geht es zusammengefasst? Die AHV-Vorlage ist die 
Basis für die Anhebung der Mehrwertsteuer. Diese Vorlage 
ist dem Parlament Anfang 2000 zugeleitet worden. Die IV­
Vorlage stammt vom Februar 2001. Neu haben wir inzwi­
schen die Parlamentansche Initiative Triponez (01.426), das 
he ISSt die Mutterschaftsversicherung, die hier im Parlament 
in dieser Session aufgegleist worden ist. Das ist das jüngste 
Projekt. Alle diese Vorhaben müssen finanziert werden. Es 
braucht eine finanzielle Gesamtschau dieser Projekte. Weil 
sie sehr unterschiedlich gestartet sind und auf verschiede­
nen Schienen fahren, muss eine Gesamtschau realistischer­
weise Im Ständerat erfolgen. Sie müssen dort zusammen­
geführt werden. Es geht darum, eine Verfassungsvorlage zu 
schnuren, mit der nur einmal vor das Volk getreten Wird, 
wenn von der Bevölkerung zusätzliche Mehrwertsteuern ver­
langt werden. 
Damit ist ein weiterer Zusammenhang angesprochen: die 
Arbeitslosenversicherung. Nach den gestrigen Beschlüssen 
ist anzunehmen, dass es zu einer Senkung der Lohnpro­
zente kommen Wird: spatestens Ende 2003 ein Lohnprozent 
minus Auch dies muss in der Gesamtschau mit einbezogen 
werden. Das Projekt einer MutterschaftsversIcherung Im 

Sinne von Herrn Triponez Sieht ja eine Kombination mit der 
Erwerbsersatzordnung, letztlich also eine Finanzierung via 
Lohnprozente vor. Hier muss der Zusammenhang mit der 
Senkung um ein Lohnprozent bei der Arbeitslosenversiche­
rung hergestellt werden. Es ist schwer vorstellbar, dass man 
erst die Lohnprozente senkt und den Betroffenen, den Mehr­
wertsteuerpflichtigen, kurz danach eine entsprechende Er­
höhung zumutet. Es braucht eine Gesamtschau, die zu einer 
Verfassungsvorlage führt, die aber dafür sorgt, dass die Fi­
nanzierung all dieser Sozialversicherungen Integral betrach­
tet wird - das die Randbemerkung zur Zustimmung zur 
Vorlage des Bundesrates mit den Anträgen der Mehrheit der 
Kommission. 
Eine Abweichung zum Bundesrat gibt es, die ist fundamen­
tal: die Differenz zum Antrag der Minderheit Egerszegi. Es 
ist die alte Geschichte des Bundesanteils an den Mehrwert­
steuererhöhungen, die hier schon mehrmals ausdiskutiert, 
ausargumentiert worden ist. Es ist schon etwas kühn, wenn 
man wie Frau Egerszegi jetzt zum Wiederholten Male hin­
geht und sagt, wenn man die Mehrwertsteuern erhöhe, dann 
nehme man den Bundesfinanzen etwas weg, indem man 
keinen BundesanteIl an den MehrwertsteuererhÖhungen be­
gründet. Wenn neue Mehrwertsteuern eingeführt werden, 
hier im konkreten Falle für die IV, dann müssen diese zusätz­
lichen Mittel nach den Gesetzen der Logik für die IV einge­
setzt werden: Es müssen zusätzliche Mittel für die Invaliden­
versicherung sein und eben nicht für den Bundeshaushalt! 
Es geht hier nicht einfach um Peanuts, nicht einfach um 
nichts, nicht einfach um 37,5 Prozent - das tönt etwas blut­
leer -, sondern es geht um einen Betrag, der mittelfristig ge­
gen 1 Milliarde Franken pro Jahr ausmacht, also einen 
absolut substanziellen Betrag. Wir sind der Auffassung: 
Wenn diese zusätzlichen Mehrwertsteuern erhoben und die 
Haushaltbudgets belastet werden - am meisten belastet 
werden ja die Haushaltbudgets bis 100 000 Franken -, dann 
haben diese Mittel auch den Sozialversicherungen zugute 
zu kommen, hier konkret der Invalidenversicherung. 
In diesem Sinne bitte ich Sie, dem Antrag der Mehrheit zuzu­
stimmen und auf das Abenteuer einer zusätzlichen Übertra­
gung von Mitteln aus dem Erwerbsersatzfonds im Sinne des 
Antrages Bortoluzzi zu verzichten, weil das einer Gesamt­
schau eben auch entgegensteht. Es geht Herrn Bortoluzzi, 
das hat er ja auch deklariert, offensichtlich um die Verhinde­
rung des Mutterschaftsprojektes Triponez. 

Egerszegi-Obrist Christine (R, AG): Herr Rechsteiner, Ihr 
Votum hat mich erstaunt. Sie sind Mitglied der WAK, Sie 
kennen den Finanzplan des Bundes, und Sie wissen, dass 
dort das Mehrwertsteuerprozent aufgeführt ist und dass dort 
der Bundesanteil mit aufgeführt 1St. Demzufolge können Sie 
den Finanzplan nicht einhalten Das wissen Sie doch ganz 
genau! 

Rechsteiner Paul (S, SG): Frau Egerszegi, Sie sind Mitglied 
der bisher staatstragenden Freisinnig-demokratischen Par­
tei. Es ist so, dass man mit einfachen Mitteln das Gleichge­
wicht des Bundeshaushaltes wahren kann, indem man auf 
unverantwortliche Steuergeschenke verzichtet und dadurch 
die Interessen des Bundeshaushaltes wahrt. 

Studer Helner (E, AG). Es sieht so aus, als ob der Antrag 
der Minderheit einfach ein Antrag zur Stutzung des eigenen 
Finanzministers sei. Das ist aber nicht der Fall, und zwar 
deshalb, weil es für diesen Antrag In Bezug auf seine Wir­
kung einige gute, sachliche Grunde gibt. Wenn auch dieser 
Rat mit klaren Mehrheiten schon eine andere Auffassung 
zum Ausdruck gebracht hat, möchten wir klarlegen, dass der 
Antrag der Minderheit von der Sache her richtig ist. Es ist 
ohnehin heikel, wenn die zwei grossten Fraktionen, SP und 
SVP, im gleichen Punkt zur gleichen Folgerung kommen, 
denn dann müssen unterschiedlichste Motive im Spiel sein. 
Wenn man dem Antrag der Minderheit zustimmt, dann ISt 
das folgerichtig und was wir als Rat tun müssten. Die Sanie­
rung der Bundesfinanzen gehört ebenso zu unserem Auftrag 
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wie die Sanierung der SozIalwerke. Wir sind fur beldes par­
allel zuständig. Dies allein genügt nicht - und da bin ich mit 
der Kritik wieder einverstanden -: Man darf nicht Steuerge­
schenke machen, sondern muss Integral hinter dem FInanz­
mInIster stehen. 
Unsere Fraktion stimmt dem Antrag der Minderheit zu, weil 
es dafür gute Gründe gibt, welche früher von Hugo Fasel 
und anderen auch schon bemerkt wurden. 

Hess Peter (C, ZG): Herr Rechsteiner, wir sind Ihnen sehr 
dankbar, dass nun auch Sie endlich einsehen, dass wir eine 
finanzielle Gesamtschau brauchen. Wir haben das seit drei 
Jahren mit vielen Vorstössen gefordert und sind leider bei 
Frau Bundesrätin Dreifuss nie durchgedrungen. Man hat 
dem etappenweisen Vorgehen den Vorzug gegeben. 
Zum Problem selber: Es geht Im Vordergrund tatsachlich 
auch um die Erhaltung des Gleichgewichtes im Bundes­
haushalt Wir von der CVP-Fraktion stehen dazu, dass wir 
bei der nachsten Erhöhung der Mehrwertsteuer Mittel für un­
sere Sozialwerke einsetzen müssen, aber wir stehen gleich­
zeitig auch dazu - das ist eine Frage der transparenten 
Kommunikation gegenüber dem Wähler -, dass wir die Mit­
tel bereitstellen müssen, damit der Bund die stetig wachsen­
den Aufwendungen In der AHV und vor allem auch in der IV 
finanZieren kann. Ich glaube, dass es unverantwortlich wäre, 
so zu tun, als konnten wir immer wieder zu neuen Leistun­
gen kommen - zum Tell geht es auch um Korrekturen, das 
gebe ich zu -, ohne dass wir gleichzeitig dafur sorgen, dass 
eben auch bei der Finanzierung die entsprechenden Paral­
lelmassnahmen getrOffen werden. 
Wenn wir jetzt im Nationalrat bei der kurzlichen AHV-Revi­
slon diesen Schntt abgelehnt haben - Herr Studer hat diese 
unheilige Allianz zwischen SP und SVP, die einmal mehr zu­
stande gekommen Ist, sehr schon dargelegt -, dann müssen 
wir diesen Fehler bei der IV nicht machen. Ich hoffe, dass 
der Standerat das Ganze dann wieder korrigieren wird, wie 
das beim letzten Umgang der Fall war. 
Noch ein Wort zu Herrn Rechsteiner: Sie haben auch die Ar­
beitslosenversicherung angesprochen. Die Reduktion von 
einem Lohnprozent ist kein Geschenk an irgendwelche Bei­
tragszahler. Sie ist eine Korrektur, die versprochen wurde, 
und sie kann darum nicht In diese Gesamthaushaltsrech­
nung mit einbezogen werden. Sie werden ja bei der näch­
sten wirtschaftlichen Rezession wieder auf uns zukommen 
und von uns, vom Parlament, verlangen, dass wir mit diesem 
Lohnprozent wieder hochgehen, damit wir dann die notwen­
digen Finanzen bereitstellen können. Ich bitte Sie also, hier 
auch die entsprechenden Kategorien richtig zu setzen. 
Ich kann Ihnen mitteilen, dass wir von der CVP-Fraktlon -
zumindest mehrheitlich - den Antrag der Minderheit Egers­
zegi unterstützen werden. 

Robbiani Meinrado (C, TI): Le groupe democrate-chretlen 
soutient, a I'article 1 er du projet 3, la proposition de la majo­
rite de la commission, qui consiste a transferer 1,5 milliard 
de francs du fonds des APG vers I'AI. 11 s'oppose par contre 
formellement tant a la proposition de minorite Bortoluzzi 
qu'a la proposition subsidiaire Borer. 
SI I'on tient compte de I'incidence d' «Armee XXI" et du pro­
jet d'assurance-maternite, le fonds des APG va etre con­
fronte a un excedent de depenses a partir a peu pres de la 
moitie de cette decennie. Sa reserve actuelle de 3,5 mil­
liards de francs permettra de couvrir I'excedent de depenses 
a peu pres jusqu'a la fin de cette decennie. 11 paraT! donc op­
portun de ne pas dissoudre la reserve actuelle du fonds des 
APG, comme ce la arriverait si I'on soutenait la proposition 
de minorite Bortoluzzi. On tomberait en effet vite dans la ne­
cessite d'adopter des mesures de consolidation a ce niveau. 
La proposition subsldiaire Borer est encore moins accep­
table. Son adoption compromettrait non seulement le finan­
cement, mais aussi la possibilite d'introduire le modele 
d'assurance-maternite que ce Conseil vient d'adopter. 
Le groupe democrate-chretlen vous invite a reJeter les deux 
propositions precitees qui visent a empecher indirectement 
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la possibilite de combler par I'assurance-maternite une des 
lacunes les plus graves de notre systeme de securite so­
ciale. 
In questo dibattito, i colleghi Bortoluzzi e Borer sono un po' 
co me il gatto e la volpe della nota favola. Meglio stare alla 
larga! 

Bortoluzzi Toni (V, ZH): Ich bin etwas uberrascht worden, 
dass die Mehrwertsteuergesetzgebung einerseits und das 
Bundesgesetz betreffend die Überweisung von Mitteln des 
Ausgleichsfonds der Erwerbsersatzordnung in die Invaliden­
versicherung (00.014, Vorlage 3) andererseits zusammen 
behandelt werden. Denn bei der Mehrwertsteuer geht es um 
eine damit verbundene obligatorische Volksabstimmung, 
und hier geht es um ein Bundesgesetz. 
Ich habe ja hierzu noch einen Minderheitsantrag eingereicht, 
den zu begründen Sie mir nun Gelegenheit geben. Die Min­
derheit beantragt Ihnen bei diesem Bundesgesetz bezüglich 
der zu überweisenden Mittel, 3 Milliarden Franken von den 
knapp 4 Milliarden Franken, die im Zeitpunkt der Uberwei­
sung, also zu Beginn 2003, in der EO sein werden, an die 
Invalidenversicherung zu überweisen. Ich habe mich bezüg­
lich dieser 1 ,5-Milliarden-Franken-Transfers - wie der Bun­
desrat und die Mehrheit es vorschlagen - immer dagegen 
gewehrt, dass vor dem Abschluss der Revision der Erwerbs­
ersatzordnung und der IV Verschiebungen im Beitragsbe­
reich vorgenommen werden. Nun aber Sind diese Revi­
sionen abgeschlossen; der Zeitpunkt ist da, hier Ordnung zu 
schaffen. Es ist eine Ordnung anzustreben, die einerseits 
die EO sichert und die andererseits der IV für die kommen­
den Jahre, soweit das vernünftig ist, eine sicherere finan­
zielle Grundlage gibt. Mit dem Mehrwertsteuerbeschluss -
das ist kaum zu umgehen - sehen wir die Möglichkeit, die IV 
Wieder ins finanzielle GleichgeWicht zu bringen. Nachdem 
man den Bedarf der EO mit der Revision kennt, ist es sinn­
voll - um dann nicht die Schulden in der IV tilgen zu müs­
sen -, die Mittel zu verschieben, die dort nicht mehr ge­
braucht werden. Wie gesagt, der Fondsbestand beträgt ge­
gen 4 Milliarden Franken. Es ist also problemlos möglich, die 
von mir beantragten 3 Milliarden Franken in die IV zu ver­
schieben. Damit wird Artikel 28 des Erwerbsersatzgesetzes 
mit einbezogen, der Ja vorschreibt, dass als Reserve min­
destens eine halbe Jahresausgabe vorhanden sein soll. Mit 
der «Armee XXI» ist zudem mit einem um etwa 100 Millio­
nen Franken reduzierten Bedarf zu rechnen. 
Es gibt noch eine Motion Engelberger (01.3522), wonach die 
Rekruten besser entschädigt werden sollen. Aber auch das 
macht nicht so viel aus, dass die EO-Rechnung aufgrund 
dieses Minderheitsantrages aus dem Gleichgewicht geraten 
konnte. Stattdessen wird die Ausgangslage für die Invaliden­
versicherung verbessert, und es ist möglich, die IV mit ei­
nem gleich hoch bleibenden Mehrwertsteueranteil zu si­
chern. Das ist gewiss vernünftig. 
Es könnte nun der Verdacht aufkommen, wir wollten damit 
das Projekt der Mutterschaftsversicherung verhindern. Ich 
möchte aber festhalten, dass es in keiner Art und Weise 
darum geht. Es ist bekannt, dass wir gegen die Mutter­
schaftsverSIcherung sind, aber wenn Sie ein solches Projekt 
lanCieren, dann selen Sie doch so ehrlich und schaffen Sie 
für diesen neuen Zweig auch eine neue Finanzierung. Die 
Finanzierung der vorgesehenen Mutterschaftsversicherung 
durch die EO Wird für ein paar wenige Jahre ausreichen, 
dann brauchen Sie dort wieder neue Mittel. 
Die Gesamtsicht, wie sie von Herrn Hess Peter gewunscht 
wird, ist das, was hier die Mehrheit vertritt, auch nicht Das 
möchte ich klar festhalten. 
Ich bitte Sie, den Antrag der Minderheit zuzustimmen. 
Sie haben mit dem Eventualantrag Borer die Möglichkeit, 
statt diese 3 Milliarden Franken zu verschieben, bei 1,5 Milli­
arden zu bleiben und dafür den Beitragssatz in der Erwerbs­
ersatzordnung auf 0,2 Prozent zu senken. Herr Borer wird 
diesen Eventualantrag hier auch noch begründen. Es han­
delt sich um ein Anliegen, das ja von freisinniger Seite schon 
früher gefordert worden 1St. Ich hoffe, Sie werden uns hier 
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unterstützen. Sie können also wählen, ob Sie 3 Milliarden 
Franken verschieben oder aber den EO-Satz um 0,1 Pro­
zentpunkte senken wollen. Ich möchte Sie bitten zu wählen. 

Fasel Hugo (G, FR): Es ist eigenartig, dass wir jetzt am 
Schluss plötzlich uber den Bundeshaushalt reden. Vor kur­
zem haben wir eine Milliarde und noch einige hundert MilliO­
nen Franken mehr für die Swissair beschlossen. Dann hat 
man plötzlich Geld gehabt, um ein Steuerpaket zu schnüren, 
das welt uber das Mass dessen hinausging, was der Bun­
desrat vorschlug, und jetzt kommt Herr Hess Peter und fragt, 
ob dieser Antrag der Mehrheit im Finanzplan drin sei. Herr 
Hess, Ist denn das grosszügiger geschnurte Paket, das Sie 
bei den Steuerabbaumassnahmen mitbeschlossen haben, 
Im Finanzplan drin? Ich finde, da haben Sie eine sehr eigen­
artige Logik und widersprechen sich selbst. Das spricht 
Bände. 
Dann noch eine Bemerkung zu den Einschätzungen, dass 
man partielle Politik mache: Man kann sehr wohl sagen, bei 
der Sozialpolitik müsse man auch alles andere Im Auge be­
halten Tatsache ist aber, dass man gerade bei der Steuer­
politik genau das Gegenteil macht. Dort hat man Jetzt auch 
nicht überlegt, ob man Mittel fur Sozialpolitik, Bildungspolitik 
usw. bräuchte. Man hat dort nichts anderes gemacht als ge­
sagt: Jetzt werden Steuern gesenkt! Das ist vielleicht legitim, 
darüber können wir streiten, aber man soll dann nicht ande­
ren vorwerfen, es fehle ihnen die GesamtsIcht. 
Ein letzter Punkt: Die Invalidenversicherung Sieht vor, dass 
wir zwei Einnahmequellen haben, einerseits die öffentliche 
Hand und andererseits, wie wir es jetzt beantragen, die 
Mehrwertsteuer. Wenn wir dem Stimmbürger und der 
Stimmbürgerin dereinst vorschlagen, ein Mehrwertsteuer­
prozent für die Invalidenversicherung einzusetzen, Ist es 
deshalb nur einsIchtig und logisch, dass sie das genau so 
verstehen, wie es im Gesetz steht, nämlich dass dieses eine 
Mehrwertsteuerprozent auch vollumfänglich in die IV geht. 
Eine zweite Frage ist, wie der Bund dann seinen Teil bereit­
stellt. Das ist dort zu lösen, wo es hingehört, nämlich wenn 
wir über die Bundesfinanzen reden. Das ist das, was im Ge­
setz steht, und daran hat man sich zu halten. 
Ich beantrage Ihnen deshalb im Namen der grünen Fraktion, 
den Antrag der Minderheit Egerszegi abzulehnen. 

Borer Roland (V, SO): Mein Eventualantrag ist ein ZWilling 
zum Antrag der Minderheit BortoluZZI (00.014, Vorlage 3), 
wo es darum geht, bei der Sanierung des BUdgets der Invali­
denversicherung die Nachhaltigkeit zu wahren. Wenn man 
die drei Milliarden Franken nicht braucht, die Herr Bortoluzzi 
zur Verfugung stellen will, um die IV zu sanieren, sollten wir 
dem ureigensten Wahlkampfanliegen der Freisinnig-demo­
kratischen Partei zustimmen, das da heisst: Es ist unabding­
bar, dass wir in der nächsten Zeit Lohnnebenkosten senken. 
Ich ennnere an die Motion aus der FDP-Fraktion, die unter 
anderem verlangt, dass die EO wieder auf den früheren Pro­
zentsatz von 0,2 Prozent gesenkt wird. Genau dieses Anlie­
gen habe Ich In meinem Antrag übernommen, dass man den 
Beitragssatz Wieder reduziert, wenn man diese drei Milliar­
den Franken zur Sanierung der IV nicht in vollem Umfang 
benötigt. Damit werden die Lohnnebenkosten gesenkt, und 
unser Wirtschaftsstandort wird Im europäischen Vergleich 
wieder gesichert. 
Dass es ein Zusammenspiel zwischen EO und IV gibt, ist 
nicht neu. Ich erinnere daran, dass man 1995 den Beitrags­
satz der EO von 0,5 auf 0,3 gesenkt, die Differenz von 
0,2 Prozent aber zugleich der IV zur Verfügung gestellt hat. 
Im Jahre 1998 hat man einen KapItaltransfer von 2,2 Milliar­
den Franken von der EO zur IV vorgenommen. Das Zusam­
menspiel zwischen EO und IV hat zweimal funktioniert. Man 
sollte nicht ohne Not das System wechseln und in dieses fi­
nanzielle Zusammenspiel plötzlich noch etwas anderes hln­
einbnngen 
Wenn Ich heute darauf zurückschaue, was wir im Zusam­
menhang mit der IV-Revision beschlossen haben, wenn ich 
auch darauf zurückschaue, was gestern im Zusammenhang 

mit der ALV beschlossen worden ist, dann haben wir uns 
doch ein wenig nach dem Motto orientiert: Brauche in der 
Zeit, so hast du in der Not gehabt. 
Ich glaube, vor allem wenn man auf eine nachhaltige Sozial­
politik Wert legt, können wir nicht weiter nach dem gleichen 
System bzw. nach diesem System vorgehen. Wenn Sie, aus 
welchen Gründen auch immer, dem Antrag Bortoluzzi nicht 
zustimmen können, bitte ich Sie, doch mindestens meinem 
Antrag auf Reduktion der Lohnnebenkosten zuzustimmen. 

Gross Jost (S, TG), für die Kommission: Ich spreche zu bei­
den FinanzIerungsbeschlüssen, also Mehrwertsteuer und 
EO. Im Namen der Kommissionsmehrheit bitte ich Sie, die 
Minderheit Egerszegi, die Minderheit Bortoluzzi zu Artikel 1 
und den Eventualantrag Borer zu Artikel 1 bis des Bundesge­
setzes betreffend die Überweisung von Mitteln des Aus­
gleichsfonds der Erwerbsersatzordnung in die Invalidenver­
sicherung (00 014, Vorlage 3) abzulehnen. 
Auf der Einnahmenseite werden durch den Finanzierungs­
beschluss 11 die Mehrwertsteuersätze um maximal 1 Prozent 
angehoben bzw. wird eine entsprechende Entscheidungs­
kompetenz an den Bundesrat delegiert. Sind die Schulden 
der Invalidenversicherung getilgt, so senkt der Bundesrat die 
Satze der Mehrwertsteuer wieder entsprechend. 
Die KommissIonsmehrheit ist der Auffassung, dass der Er­
trag aus der Anhebung dieser Mehrwertsteuersätze volium­
fänglich an die Invalidenversicherung gehen soll, im Sinne 
der entsprechenden Beschlüsse zur AHV. Die Minderheit will 
diesen Ertrag dem Bundesamt im Ausmass der Rucksteilun­
gen des Bundes für die IV In Abzug bringen. Die Argumente 
sind ausgetauscht, ich erspare sie Ihnen 
Die Kommissionsmehrheit ist der Auffassung, dass es dem 
Willen des Volkes entspricht, den ganzen Betrag ausschlies­
slich für die AHV bzw. hier für die IV zu verwenden. 
Als zusätzliche Flnanzierungsmassnahme wird ein weiterer 
Kapitaltransfer von 1,5 Milliarden Franken von der EO zur IV 
beschlossen Die Minderheit Bortoluzzi will 3 Milliarden 
Franken an die IV überweisen. Es ist allen klar - auch der 
freisinnigen Fraktion, aus deren Reihen die Parlamentari­
sche Initiative zur Einführung der MutterschaftsverSicherung 
kommt -, dass dieser Antrag der Minderheit die Finanzie­
rung der Mutterschaftsversicherung über die Erwerbsersatz­
ordnung gefährden will. Aus den gleichen Gründen ist auch 
der Antrag Borer abzulehnen, der den EO-Beitragssatz auf 
0,2 Prozent zementieren will. 
Die Kommissionsmehrheit ist sich bewusst, dass mit diesen 
Finanzierungsbeschlüssen nicht der ganze Spielraum mogli­
cher Überlegungen im Bereich der Finanzierung ausge­
schöpft ist. Es wurde darüber diskutiert, das frei werdende 
ALV-Lohnprozent allenfalls fur die IV zu verwenden. Wir wa­
ren aber der Auffassung, dass jetzt diese Vorlage nicht damit 
belastet werden soll. Es wird Jedoch Aufgabe des Ständera­
tes sein, eine Gesamtschau vorzunehmen 
Ich möchte zwei Bemerkungen anfugen. Wenn jetzt so ge­
tan wird, als ob dieses materielle Paket, das wir verabschie­
det haben, Insgesamt einen Ausbau der Leistungen mit sich 
bringe, dann stimmt das eben nicht. Wir haben die Zusatz­
renten abgeschafft; wir haben die Härtefallrente aufgeho­
ben. Ich zitiere, Herr Hess und Herr Borer, aus dem 
Mitbericht der FinanzkommissIon. Sie schreibt ganz klar: «In 
Bezug auf das Konsolidierungsziel auf der Ausgabenseite im 
Durchschnitt der ersten fünfzehn Jahre ist somit von Einspa­
rungen bei der IV im Umfang von Insgesamt 55 Millionen 
Franken pro Jahr auszugehen. Sobald sämtliche Zusatzren­
ten ausgelaufen Sind, hat die Revision fur die IV Einsparun­
gen von 232 Millionen Franken pro Jahr zur Folge.» 
Hier gibt es noch kleine Retouchen. Es kommen die Mehr­
ausgaben der Ergänzungsleistungen für die bedarfsbezo­
gene soziale Absicherung von Behinderten mit hohem 
Assistenzbedarf hinzu, etwa 50 bis 100 Millionen Franken. 
Aber demgegenüber werden ja auch wieder weniger statIo­
nare Pflegeplätze notwendig sein; hier gibt es also wieder ei­
nen Einspareffekt. 
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Wichtig ist jedoch, dass wir grossmehrheitlich etwas be­
schlossen haben, was das Konsolidierungsziel im Rahmen 
der IV nicht aus den Augen verliert. 

Meyer Therese (C, FR), pour la commission: Je vous I'ai dit 
dans le debat d'entree en matl8re, pour trouver I'equilibre 
des finances de I'assurance-invalidlte, II faut non seulement 
des ameliorations sur le plan des depenses, mais aussi de 
nouvelles recettes et un financement durable. Les decisions 
que vous avez prises aujourd'hui apportent une amelioration 
sur le plan des depenses, avec en moyenne 55 millions de 
francs par an d'economles durant les quinze premieres an­
nees, PUlS 232 millions de francs d'economies. Mais cela ne 
sufflt pas pour apporter I'equillbre. Donc, nous devons vous 
proposer deux mesures pour completer ce financement, et 
je vous demande bien sur de suivre la majonte de la com­
mission dans ces deux projets. 
Concernant le relevement de la TVA, nous combattons la 
proposition de minorite Egerszegi. Fidele a elle-meme, la 
commission qui avait decide de verser tout le pour cent de 
TVA supplementaire pour I'AVS vous demande de faire de 
meme pour I'AI, par souci de transparence. Si on demande 
d'elever de 1 pour cent le taux de la TVA pour financer I'AI, 
vls-a-vis du peuple, on trouve que c'est plus clalr de le ver­
ser entierement a I' AI, sans passer par la reserve de la Con­
federation. Ce complement de flnancement, aille a I'autre, 
permettra d'etre dans les chiffres noirs a partir de 2004, et si 
vous votez le transfert du pour cent complet, a partir de 2007 
deja, nous pourrons baisser des pourcentages de TVA. 
Concernant I'autre projet, j'ai plutöt l'lmpression d'etre dans 
un projet de torpillage du conge-maternite que de finance­
ment de I'assurance-invalidlte, et je vous demande bien sur 
de rejeter la proposition de minorite Bortoluzzi et la proposi­
tion subsidiaire Borer. Je me sens un tout petit peu dans un 
combat singuller contre ces messieurs, mais j'espere bien le 
gagner encore une fOls. La majonte de la commission vous 
propose de transferer 1,5 milliard de francs du fonds des 
APG a I'assurance-invalidite et bien sur de ne pas sUlvre la 
proposition subsidiaire Borer qui vous demande tout simple­
ment de baisser deja maintenant de 1 pour mille la contribu­
ti on pour les APG, qui est actuellement de 0,3 pour cent. 
Je vous demande donc de soutenir les propositions de la 
majonte de la commission dans les deux projets 

Dreifuss Ruth, conseillere federale: Permettez-moi d'expri­
mer ma reconnaissance envers votre commission, qui a ac­
cepte, apres le travail approfondi auquel vous avez ete 
maintenant associes, d'assurer le financement, c'est-a-dire 
d'accepter ce que le Conseil federal prevoyalt a I'origine, 
c'est-a-dlre de recourir a la taxe sur la valeur ajoutee. La 
commission propose de le faire au moyen de I'article 130 ali­
neas 4a et 6a de la constltution. Ces dispositions donneront 
la possibilite, des que le souverain se sera exprime, de pro­
ceder, par decision du gouvernement, au prelevement, a la 
date d'entree en vigueur, d'un point au plus de la taxe sur la 
valeur ajoutee; cela ne va pas de soi. Je tiens a souligner ICI 
que cette decision est une decision de responsabillte qUI 
permet a I'AI d'avoir de meilleures perspectives. Je remercle 
la commission d'avoir aussl accepte, et de vous avoir recom­
mande de le faire, de transferer une partie du fonds exce­
dentalre des APG, de fac;:on a ne pas avoir, d'un cote, de 
I'argent qui dort et, de I'autre, une dette sur laquelle nous 
devons payer des interets. 
Les divergences qui restent so nt celles qui so nt soulignees 
par la mlnorite Egerszegi. Je vous recommande de soutenir 
sa proposition. Mme Egerszegi ne fait pas partie d'un comite 
de sauvetage de M. Villiger, conseilier federal, elle fait partie 
d'un comite de soutien du Conseil federal - et il en a bien 
besoin! 
La proposition de majorite est finalement une fac;:on d'obliger 
la Confederatlon a economiser des montants extremement 
importants et de priver le Conseil federal de la possibilite de 
les utlliser proportionnellement a ses obligations envers 
I'AVS et I'AI - nous parions ici de I'AI au moment d'assurer 
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ce financement. Les montants, vous les connaissez: la pro­
position precltee prive la Confederation de 410 millions de 
francs qu'elle entend bien recevoir - je suis d'accord qu'elle 
ne les a pas aujourd'hui -, mais elle calcule I'evolution de 
ses depenses et de ses obligations sur cette base - 560 mil­
lions de francs en 2004; les consequences a plus long terme 
seraient encore beaucoup plus graves. 
C'est la raison pour laquelle nous conslderons que la decl­
sion que vous avez pnse une fOls en ce qui concerne le point 
supplementalre de taxe sur la valeur ajoutee en faveur des 
assurances sociales devrait etre repetee ici. Permettez-mol 
de preciser. Si vous suivez la minorite dans le projet 2 et si 
vous suivez le Conseil federal et la majorite de la commls­
sion dans le projet 3, avec un transfert de 1,5 milliard de 
francs du fonds des APG a I'AI, alors nous savons que nous 
pouvons eteindre les dettes en 2008. Si vous ne suivez pas 
la mlnonte dans le projet 2, c'est en 2007: on ne fait que ga­
gner une annee dans I'extlnctlon de la dette. Mais surtout, 
avec la proposition de minonte Egerszegi, on prepare un 
avenir plus solide a un cout relativement limite a partir de 
2010. On pourrait reduire alors le point supplementaire de 
taxe sur la valeur ajoutee a 0,8, alors que si vous suivez la 
majonte, on peut le reduire a 0,6 simplement deux ans plus 
tot. 
Vous voyez que la difference n'est pas enorme, mais la soli­
dite de I'AI est bien meilleure si vous suivez la proposition de 
minonte Egerszegl. Souvenez-vous qu'un des elements sta­
bilisateurs de I'AVS comme de I'AI, c'est que la contnbution 
publique est liee aux depenses. Elle n'est pas liee, comme 
les cotisations, a la masse salariale, mais directement aux 
depenses. C'est un element de stabilisation dont je n'alme­
rais pas priver ces institutions. La discussion seralt difficile si 
la Confederation ne pouvait pas trouver les ressources pour 
tenir ses engagements. 
En ce qui concerne le transfert du fonds des APG vers celui 
de I'AI, nous proposons 1,5 milliard de francs; la majorite de 
la commission nous suit. C'est une demarche absolument 
raisonnable. Aller plus 101n, c'est compromettre des evolu­
tions futures, d'ailleurs pas seulement dans le domaine de la 
maternite, mais aussi d'autres propositions dont je crois me 
rappeier qu'elles ont trouve un soutien dans les rangs du 
groupe de I'Union democratique du centre: I'amelioration 
des APG pour les recrues, I'amelioration des APG egale­
ment en termes de pourcentage du revenu. Sur ce plan-la, il 
n'est pas mauvais de voir venir les reformes qui so nt en 
cours pour connaTtre exactement les besoins de cette assu­
rance. 
Je ne peux que vous recommander de rejeter clairement la 
proposition subsldiaire Borer qUl, sans tenir compte des de­
veloppements futurs des APG, aimerait trancher dans les 
cotisations, alors que nous ne parions pas du tout de cela. 
Une derniere remarque. Les decisions que vous allez pren­
dre aUjourd'hui seront transmises au Conseil des Etats qui a 
commence le traitement du projet de 11 e revision de I'AVS. 
J'espere que le Conseil des Etats, a ce stade de la discus­
sion, pourra ramener sous un seul tOlt les dispositions con­
cernant le financement des assurances sociales par le 
recours a la taxe sur la valeur ajoutee, comme le veut le pro­
jet du Conseil federal. Je formule la meme demande que M 
Rechsteiner, c'est-a-dire que le Conseil des Etats permette 
aux citoyens et aux citoyennes de SUlsse, lors d'un week­
end de votation, d'apprecier I'integralite de la facture. 
Monsieur Hess Peter, ce n'est pas sur votre demande que le 
Conseil federal a pris la decision de presenter I'ensemble de 
la facture taxe sur la valeur ajoutee. C'est une chose a la­
quelle je travaille, comme vous le savez, depuis longtemps. 
Vous avez souvent demande une reforme fondamentale de 
tout le systeme des assurances soclales qui consisterait a 
supprimer les differentes branches d'assurance et a creer 
une espece de chimere que - heureusement pour nous -
les autres pays europeens ont et regrettent parfols d'avoir 
mis en place, a savolr des assurances de type securite so­
ciale couvrant tout, flxant eventuellement un plafond, ou as­
sumant des deficits immenses. C'est c;:a le modele que vous 
reclamiez a I'epoque. Vous avez heureusement quelque peu 
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cesse de le faire. Le modele du Conseil federal est ditterent 
et II a tenu parole. 11 vous apresente en un paquet les revi­
sions de I'AVS, de I'AI et du deuxleme pilier. Vous avez donc 
travaille en connaissance du cout de ces reformes. Cette fa­
«on de proceder, apres le rapport sur les trols plliers, apres 
IDA-Fiso 1, apres IDA-Flso 2, est une methode qUi a permls 
d'avolr une vue d'ensemble, d'avolr une tOlle de fond cohe­
rente, mais sans mettre en danger des assurances qui, pri­
ses isolement, ont falt leurs preuves. Dans ce sens-la, votre 
remarque, Monsieur Hess, ne me paraT! pas tout a fait perti­
nente. 

Einleitung, Art. 130 Abs. 4a - Introduction, art. 130 al. 4a 
Angenommen - Adopte 

Art. 130 Abs. 6a - Art. 130 al. 6a 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit .... 77 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit ... 66 Stimmen 

Zift.1I 
Antrag der Kommission 
Dieser Beschluss untersteht der Abstimmung des Volkes 
und der Stande. 

eh. 11 
Proposition de la commission 
Le present arrete est soumls au vote du peuple et des can­
tons. 

Angenommen - Adopte 

Gesamtabstimmung - Vote sur I'ensemble 
(namentlich - nominatif: Beilage - Annexe 01.015/1944) 
Für Annahme des Entwurfes .... 131 Stimmen 
Dagegen ... 5 Stimmen 

Abschreibung - Classement 

Antrag des Bundesrates 
Abschreiben der parlamentarischen Vorstösse 
gemäss Brief an die eidgenössischen Räte 
Proposition du Conseil {Meral 
Classer les Interventions parlementaires 
selon lettre aux Chambres federales 

Angenommen - Adopte 

01. 

Motio SGK-NR (01.015). 
Export usserordentlicher IV-Renten 
ins Aus nd 
Motion C S-CN (01.015). 
Exportatio des rentes extraordinaires 
de I' AI a I'etr nger 

''\'t, 
Meyer Therese (C, FR), pourla commlsslon. SI nous main­
tenons la motion en tant que t91~, c'est pour supprimer une 
inegalite. Si quelqu'un devient invaJlde apres sa nalssance et 
qU'11 va s'etabllr a I'etranger, il a dro'it a sa rente. Si quelqu'un 
est frappe d'lnvalldite congenitale et n'a jamais pu travailler, 
II est beneficialre d'une rente extraordlnaire. Mettons qU'11 

". " 

doive aller a I'etranger avec sa familie, il n'a pas droit a sa 
rente. Nous demandons au Conseil federal d'examiner cette 

~
uestlon et d'envisager des solutions. 

eifuss Ruth, conseillere federale: Le Conseil federal vous 
re mmande au contraire de lui transmettre la motion sous 
forme de postulat, considerant qu'une motion le place de­
vant un probleme insoluble La question est beaucoup plus 
complexe qu'il n'y paraT!. Je vous rappelle que toute la ques­
tion de savoir si des prestatlons sociales non contnbutlves, 
c'est-a-dire qui ne reposent pas sur des cotisations, mais 
sur des impö~s, peuvent et doivent etre exportees, a ete un 
des points cel'ltraux de toute la constructlon europeenne et 
de notre particlpation en termes de IIbre circulation des 
travailleurs. Si o~ commence a touch er a ce pnncipe, les 
prestations comp~mentaires et d'autres prestations non 
contributives pourralent devenir obligatoirement exportables. 
La situation n'est pas mure. 
Je vous prie donc de ne pas nous obliger, par une motion 
precipitee, a entamer de seneux travaux, et dont I'issue est 
incertalne. 

Abstimmung - Vote 
Für Überweisung der Motion .... 53 Stimmen 
Dagegen .... 84 Stimmen 

01.3648 

Postulat SGK-NR (01.015). 
Diskriminierender Begriff 
«Invalidität» 
Postulat CSSS-CN (01.015). 
Notion discriminatoire 
«invalidite" 

Emrelchungsdatum 01 11 01 
Date de depot 01 11 01 

NationalraVConsel1 national 13.12.01 

Uberwlesen - Transmis 

I. 
\ 
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aurons besoln pour I'institution sociale la plus importante de 
notre pays.» Le peuple sUlsse a dit oui. Je crois que certalns 
mauvais esprits pensent peut-etre qu'iI a aussi accepte I'en­
semble de la taxe sur la valeur ajoutee parce qu'on lui a dlt 
qu'en cas de besoin, elle servirait aussi a I'AVS 
Ce que nous vous demandons maintenant, c'est exactement 
la meme chose, c'est qu'au moment ou I'on demande au 
peuple suisse d'accepter un POint supplementaire de taxe 
sur la valeur ajoutee, on parte de I'idee que, dans les quinze 
prochaines annees, on pourrait avoir besoin au maximum de 
1,5 point de taxe sur la valeur ajoutee pour I'AVS. Cette deci­
sion devra entrer en vigueur au 1 er janvier de I'annee qui 
sUlvra la votation, a condltion que celle-ci ne soit pas trop 
pres de la fin de I'annee, autrement II faudra la repousser 
d'une annee, car nous voulons que les entreprises aient le 
temps de s'adapter acette nouvelle charge. Dans les lois qui 
seront faites plus tard, on verra de quoi on aura effective­
me nt besoin et a quel moment. Je CrolS que c'est d'une 
transparence et d'une clarte absolues. 
11 faut faire conflance aux citoyennes et aux citoyens de ce 
pays qui sauront dlstinguer quel est le besoin immediat - et 
il est deja vieux de quatre ans, I'AI ayant recommence a ac­
cumuler des deficits a partir de 1998 - SI on leur dit: «La, 
nous avons besoin d'argent tout de suite; pour le reste, dans 
un cas precls, nous vous le demanderons - et vous aurez 
I'occasion, SI un comite referendaire s'organise, de donner 
votre avis de citoyennes et de citoyens - en fonction de 
I'evolutlon de la situation. Nous ne voulons pas vous en dire 
davantage, sinon que ce sera 1,5 point au maximum, que 
ce la se fe ra par etapes, en fonction des besoins, parce que 
nous ne savons pas comment I'evolution economique se 
fera, comment vont evoluer les ressources memes de I'AVS, 
et il est possible que cela soit un an plus töt ou deux ans 
plus tard » Cela depend de toute une serie de choses, y 
compris d'ldees comme celle qui a ete balayee le 22 sep­
tembre 2002, dlmanche dernier, et de tout cela nous pour­
rons tenir compte au moment ou le Parlement sera saisi d'un 
probleme de financement de I'AVS en foncllon de I'evolution 
demographique. 
Voila la raison pour laquelle je vous demande d'entrer en 
matiere, de suivre la commission et de considerer ensulte, 
au moment de I'examen de detail, que cet article constltu­
tionnel doit etre presente au peuple au meme moment, qU'11 
s'aglsse de I'AI ou de I'AVS. 

Entwürfe 1, 3 - Projets 1, 3 

Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen 
L'entree en matiere est decidee sans opposition 

Schmid Carlo (C, AI): Eine Bemerkung zu meinem Ord­
nungsantrag: Herr Frick und die Frau Bundesratin haben 
mich falsch verstanden. Mir geht es darum, die Finanzie­
rungsbeschlüsse 1 und 3 gemäss ihren sachlichen Zusam­
menhängen zu splitten, d h mit anderen Worten, Entwurf 1 
zu teilen, die hintere Hälfte, bei dem es um die IV geht, zu­
sammen mit Entwurf 3 nachste Woche vorzulegen und den 
ersten Teil von Entwurf 1, den AHV-Finanzierungsbeschluss, 
nach der Beratung der 11. AHV-Revision im Dezember vor­
zulegen Das ist meine Sicht der Dinge. 

Frick Bruno (C, SZ), für die KommiSSion: Danke, Herr 
Schmid, für diese Klärung. Der Nationalrat ist in der Bera­
tung in der Tat so vorgegangen. Wir haben uns in der Kom­
mission für die andere Lösung entschieden. Warum? 
Wir sind überzeugt, dass die Finanzierung der Sozialwerke 
AHV und IV gesamtheitlich zu betrachten ist und dass diese 
beiden Fragen dem Volk zumindest gleichzeitig vorzulegen 
sind. Für die Finanzierung dieser beiden Sozialwerke soll 
aber auch ein einziges Paket geschnürt werden. Warum? 
1. AHV und IV sind zwei Sozialwerke, welche Wesentliches 
der Identität der Schweiz ausmachen. Sie haben Im gesell­
schaftlichen Bewusstsein einen sehr hohen politischen Stel­
lenwert. Wir möchten verhindern, dass AHV und IV ausei-

nander diVidiert und allenfalls sogar gegeneinander ausge­
spielt werden. Aus diesen Gründen hat die Kommission 
nach ihrer Diskussion einhellig beschlossen - es lag auch 
kein anderer Antrag vor -, diese Beschlusse zusammenzu­
führen und sie auch dem Volk gemeinsam vorzulegen. Das 
scheint mir sachlich richtig zu sein. 
2. Auch wenn wir den AHV-Finanzierungsbeschluss hinaus­
schieben - ich habe es dargelegt -, ist keine andere Lösung 
möglich. Wollen wir die AHV ausgeglichen bewahren, dann 
haben wir die Mehrwertsteuer bis ins Jahr 2015 um 1,5 Pro­
zent zu erhöhen. Wir haben einen sehr kleinen Spielraum im 
Promillebereich, aber dem können wir in Form eines Bun­
desgesetzes Rechnung tragen, nämlich dann, wenn wir die 
Steuer effektiv erhöhen. Darüber haben wir spater zu ent­
scheiden, sowohl über den Zeitpunkt als auch uber die 
Hohe. An den 1,5 Prozent ändert dies aber nichts. 
3. Das Unbehagen über die Situation der IV war auch in der 
Kommission vorhanden, nur ist dort eben die erste Reaktion 
bereits erfOlgt; deshalb hat kein Kommissionsmitglied seine 
Emporung über die Situation hier im Rat vorgetragen. Aber 
als KommissionspräsIdent ist mir bewusst geworden, dass 
das Problem derart gravierend ist, dass es die Kommission 
wohl zu einer ihrer Hauptaufgaben machen muss. Der rich­
tige Weg ist es, über eine Kommissionsmotion zu sprechen, 
die den Bundesrat klar damit beauftragt, in kurzer Zeit die 
nötigen Vorschläge auszuarbeiten. Wir sollten dies auch tun, 
um damit auszudrucken, dass wir Ihre Unbefriedigtheit tei­
len. 
Ich bitte Sie, den Ordnungsantrag Schmid Carlo abzuwei­
sen. 

Le president (Cottier Anton, president): Je precise encore 
une fois: la motion d'ordre propose de reporter I'examen de 
detail des projets 1 et 3 apres I'examen de la reviSion de 
I'assurance-invalidite - que nous commencerons ce matin -, 
en I'occurrence apres notre debat sur la 11 e reviSion de 
I'AVS qui se fera lors de la session d'hiver. 

Abstimmung - Vote 
Für den Ordnungsantrag Schmid Carlo .... 21 Stimmen 
Dagegen .... 16 Stimmen 

Die Beratung dieses Geschäftes wird unterbrochen 
Le debat sur cet objet est interrompu 

01.015 

4. IV-Revision 
4e revision de I' AI 

Zweitrat - Deuxieme Conseil 
Botschaft des Bundesrates 21 02.01 (BBI 2001 3205) 
Message du Conseil federal 21 0201 (FF 2001 3045) 

Nationalrat/Conseil national 13.12.01 (Erstrat - Premier Conseil) 

Nationalrat/Conseil national 13.12.01 (Fortsetzung - SUite) 

Standerat/Conseil des Etats 25.09.02 (Zweitrat - Deuxleme Conseil) 

Standerat/Consell des Etats 26.09.02 (Fortsetzung - Suite) 

Forster-Vannini Erika (R, SG), für die Kommission: Wir ha­
ben jetzt sehr viel über die finanziellen Belange der 4. IV-Re­
vision gesprochen. Ich möchte mich daher als Berichterstat­
terin vor allem auf die materiellen Inhalte der Revision 
beschränken Ich möchte Ihnen vorerst kurz die Ziele der 
Botschaft des Bunderates darlegen, dann die Beschlusse 
des Nationalrates erläutern und Ihnen am Schluss die An­
träge Ihrer Kommission vorlegen. 
Die bundesrätliche Botschaft zur 4. IV-Revision verfolgt vier 
Hauptziele: die finanzielle Konsolidierung - das möchte ich 
nach der soeben geführten Debatte speziell betonen -, ge-
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zielte Anpassungen im Leistungsbereich, die Verstärkung 
der Aufsicht des Bundes sowie Verbesserungen und Verein­
fachungen bei Strukturen und Abläufen. 
Bei den Leistungsanpassungen wird die Einführung einer 
Assistenzentschädigung das heute komplizierte und teil­
weise ungerechte System von Leistungen für Behinderte er­
setzen, die auf Pflege und Betreuung angewiesen sind. Es 
erfolgen auch gezielte Anpassungen im Leistungsbereich 
Mit der EinfLihrung einer Assistenzentschädigung als Ersatz 
fur die bisherige Hilflosenentschädigung, die Pflegebeitrage 
für Mlnderjahrige und die Beiträge an die Kosten der Haus­
pflege sind gezielte Leistungsanpassungen im Hinblick auf 
eine erhohte Autonomie von behinderten Menschen vorge­
sehen. Die AssIstenzentschädigung soll dazu beitragen, 
dass Behinderte mit einem länger dauernden, regelmassi­
gen Bedarf an Betreuung oder Pflege die dadurch entste­
henden Kosten mindestens teilweise decken können. 
Der Bundesrat schlägt eine Verdoppelung der heutigen 
Ansätze der Hilflosenentschadlgung für zu Hause lebende 
Menschen mit Behinderungen vor. Neu sollen auch Men­
schen mit psychischen oder leichten geistigen Behinderun­
gen, die zu Hause leben und im Alltag auf eine Begleitung 
vonseiten von Drittpersonen angewiesen sind, einen An­
spruch auf eine ASSistenzentschädigung erhalten. Für mln­
derJahrige Versicherte, die eine besondere, intensive Pflege 
benötigen, sieht der Bundesrat zudem einen dreistufigen In­
tensivpflegezuschlag vor. Im Weiteren soll ein zeitgerechtes, 
transparentes und zivilstandsunabhängiges Taggeldsystem 
das überholte Taggeldsystem der IV ersetzen. Schllesslich 
soll die IV künftig die invaliditatsbedingten Mehrkosten im 
Bereich der beruflichen Weiterbildung unabhängig von der 
Art des Berufsfeldes unter klar definierten Voraussetzungen 
übernehmen. Damit wird die Grundlage dafür geschaffen, 
dass Menschen mit Behinderungen für ihre berufliche Wei­
terentwicklung dieselben Möglichkeiten offen stehen wie 
nichtbehinderten Menschen. 
Es geht aber auch darum, die IV finanziell zu entlasten: mit 
der Aufhebung von Zusatzrenten, mit der Aufhebung der 
Härtefallrente sowie mit der Schaffung eines Anspruchs auf 
Ergänzungsleistungen für Bezügerinnen und Bezüger von 
Viertelsrenten. 
Zudem soll die Aufsicht des Bundes verstärkt werden. Das 
geltende System der Überprüfung der arztllchen Angaben 
durch die IV-Stellen reicht nicht aus, um die starke Zunahme 
der Zahl der IV-Rentenbezügerinnen und -bezLiger in den 
Gnff zu bekommen. Hinzu kommen die seit Jahren beste­
henden erheblichen kantonalen Unterschiede In Bezug auf 
den Anteil der Personen, die im Erwerbsalter im Sinne des 
Gesetzes invalid werden und eine Rente beziehen. Seitens 
des Parlaments war das Anliegen der Schaffung regionaler 
ärztlicher Dienste bereits in der Revision 1999 eingebracht 
worden. Der Bundesrat sieht diese Massnahme im Revisi­
onsprojekt vor; der Nationalrat und Ihre Kommission möch­
ten dem folgen. 
Die Einführung der Assistenzentschädigung anstelle des 
bisherigen Leistungssystems war im Nationalrat grundsatz­
lich unbestritten; strittig war nur deren Höhe. Der Bundesrat 
schlägt, je nach Bedarf, Ansätze von 80, 50 und 20 Prozent 
des Höchstbetrages der Altersrente vor - was Im Verhaltnls 
zu den bisherigen Ausgaben insbesondere fLir die Hilflosen­
entschädigung einer Verdoppelung der Leistungen ent­
spricht und für die IV Mehrausgaben, Korrekturbereiche 
eingeschlossen, in der Höhe von rund 162 Millionen Franken 
bewirkt. Die Mehrausgaben infolge Besitzstandwahrung in 
der AHV belaufen sich auf etwa 63 Millionen Franken. Dem 
stehen Einsparungen auf der Leistungsseite gegenüber, ins­
besondere bel der Zusatzrente und der Aufhebung der Har­
tefallrente. 
Bereits der Nationalrat hat sich eingehend mit dem Schick­
sal körperlich behinderter Menschen auseinander gesetzt. 
Er war sich der Tatsache bewusst, dass auch Schwerbehin­
derte, die einen hohen Assistenzbedarf haben, den Wunsch 
hegen, ausserhalb des Heims zu leben, und Ihre Pflege 
selbst organisieren möchten. Weil diese Menschen in den 
Helmen von den höheren Subventionsleistungen des Bun-
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des im Rahmen der kollektiven IV-Leistungen profitierten, 
hatten sie bis anhin oft keine andere Wahl, als ins Heim zu 
gehen. Deshalb hat der Nationalrat in Artikel 42ter zusatzlich 
zum Entwurf des Bundesrates festgelegt, dass der Assi­
stenzbedarf bel allen Assistenzberechtigten in funktioneller 
und zeitlicher Hinsicht einheitlich abgeklärt wird. Sodann soll 
die Entschädigung personenbezogen ausgerichtet werden 
und dadurch die Wahlfreiheit in zentralen Lebensbereichen 
erleichtert werden. Um dies zu erreichen, hat der Nationalrat 
die Grundentschädigung angehoben. Sozial bedürftigen Be­
hinderten mit hohem Pflegebedarf, die ausserhalb einer sta­
tionären Institution leben wollen, soll ein entsprechender 
Anspruch auf Ergänzungsleistungen zugebilligt werden -
dies dank einem wesentlich erhöhten Maximalbetrag von 
90 000 Franken pro Jahr. Dieser Anspruch besteht aber nur, 
wenn zwischen Grundentschadigung und ausgewiesenem 
Assistenzbedarf eine Deckungslücke besteht. 
Der Nationalrat wollte also keine SUbventionierung nach 
dem Giesskannenprinzip, sondern Ergänzungsleistungen 
für Personen, welche aus wirtschaftlichen Gründen darauf 
angewiesen sind. Der Nationalrat hat damit die vorgesehene 
Assistenzentschadlgung im Vergleich zum Entwurf des Bun­
desrates verstärkt und tendenziell ausgeweitet. Mit dem Pi­
Iotartikel 68quater hat er zudem die Türen ein Stück weit für 
Innovationen geöffnet. 
Zu den Beschlüssen Ihrer Kommission: Ihre Kommission 
geht in der Frage der Assistenzentschädigung noch etwas 
weiter; das heisst, sie hat einen etwas anderen Weg ge­
wählt. Die Mehrheit der Kommission ist im Grundsatz mit 
Nationalrat und Bundesrat einverstanden, dass die Wahl­
möglichkeit der betreuungsbedürftigen Menschen mit Behin­
derungen in den zentralen Lebensbereichen erleichtert 
werden muss. Sie möchte aber eine etwas andere Ausge­
staltung. Sie stellte sich die Frage, ob es nicht besser wäre, 
die Kosten für die Betreuung zu Hause bestmöglich durch 
die IV abzudecken. Nach diesem Modell würde die Hilflosen­
entschädigung personenbezogen ausgerichtet, damit die 
Wahlfreiheit In den zentralen Lebensbereichen erleichtert 
werden kann. Die IV würde - immer gemäss Antrag der 
Mehrheit - pro Monat eine Grundpauschale sowie aufgrund 
eines individuell festgelegten zeitlichen Assistenzbedarfs ein 
persönliches Assistenzbudget auszahlen 
Zum Höchstbetrag der Altersrente gemass Artikel 34 Ab­
sätze 3 und 5 AHVG: Die Mehrheit geht damit in die Rich­
tung, In die die Minderheit gehen will, propagiert aber ein 
schrittwelses und von einem Pllotversuch flankiertes Vorge­
hen. Ich verweise wieder auf Artikel 68quater, der die not­
wendige, zurzeit noch fehlende Basis an Zahlen und Fakten 
schaffen soll, um einen definitiven Entscheid in den näch­
sten Jahren herbeizuführen. Der Pllotversuch ist bewusst 
offen formuliert, damit auf ihn gestützt alle denkbaren alter­
nativen Assistenzmodelle ausgetestet werden können. 
Eine starke Minderheit Ihrer Kommission sieht, wie angetönt, 
bereits heute die Einführung eines individuellen Assistenz­
budgets als Versicherungslösung vor. Damit wird ein auf die 
Person flexibel anpassbares Assistenzbudget geschaffen. 
Selbstbestimmung und Eigeninitiative Behinderter sollen da­
durch noch gezielter gefördert werden. Auf die Details werde 
ich in der Detailberatung zurückkommen. 
Ich bitte Sie im Namen der einstimmigen Kommission, auf 
den Entwurf zur 4. IV-Revision einzutreten. 

Langenberger Christiane (R, VD): A la difference, un petit 
peu, de ce qui s'est dit tout cl I'heure dans le debat sur le 
premier objet de cette matinee, pour ma part je trouve que la 
4e revision de I'AI est ambitieuse. Parml les nombreux ob­
jectlfs vises par cette revision, j'en citerai trois: 
1. Elle devrait, malgre I'amelioratlon de prestations, permet­
tre d'assainir ou de mieux contröler cl I'avenir les couts de 
I'AI. 
2. Elle a pour objectif de creer des conditions permettant 
d'evaluer les demandes de prestatlons de maniere plus uni­
forme par la mise sur pied de services medicaux regionaux 
places sous la surveillance materielle et directe de I'OFAS. 
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3. Elle doit permettre d'ameliorer la situation des invalides 
dans le contexte de la nouvelle Constitution federale, qui 
prescrit quand meme expressement I'interdictlon de toute 
dlscnminatlon en raison d'un handicap physique, intellectuel 
ou psychique. Mais, en fait, qu'entend-on par invalidite? Ce 
n'est en tout cas pas une question de valeurs, mais une ap­
preciation relative et technique. [..:invalidite, au sens de la 
LAI, est «la diminution de la capacite de gain, presumee per­
manente ou de longue duree, qui resulte d'une atteinte a la 
sante physique ou mentale provenant d'une infirmite conge­
nitale, d'une maladie ou d'un accident» (art. 4). 
Voici quelques exemples qui illustrent la complexite de I'eva­
luation du degre d'invalidite, qui ne recouvre pas unique­
ment un concept medlcal mais une appreclation economi­
que. Une mere de familie de 38 ans qUI a besoln d'un 
appareil acoustique est consideree comme invalide. Une pa­
raplegique qUI amve a gagner sa vie normalement ne tou­
che pas de rente AI maiS, comme elle a besoln de moyens 
auxiliaires, par exemple d'un fauteuil roulant, elle est egale­
ment invalide. La perte de trols doigts affectera un pianiste 
dans une mesure bien differente que cela sera le cas pour 
un professeur d'anglals. 
Lorsqu'll s'agit de fixer le degre d'invalidite, I'AI prend donc 
fondamentalement pour point de depart des criteres d'ordre 
economlque. Le medecin des offices AI constate I'existence 
d'une atteinte a la sante, apprecie dans quelle mesure elle 
restreint la capacite de travail. Puis, les specialistes en rea­
daptation professionnelle des offices AI etudient dans quelle 
mesure la personne assuree peut encore exercer une acti­
vlte lucrative. Enfin, dans un troisieme temps, on procede au 
constat relatlf au degre de I'incapaclte de gain. 
Si je me permets de donner ces quelques petites informa­
tions - rudimentaires il est vrai -, c'est en raison de I'inflation 
des couts de I' AI et de notre determination a eliminer, dans 
la mesure du possible, toute posslbilite d'attnbution de ren­
tes eventuellement non fondees ou disproportionnees, 
meme si, parallelement, nous voulons ameliorer les condi­
tions de vie des invalides. 
J'en viens a mes deux premiers objectifs, qui concernent le 
flnancement et I'amelioration de I'evaluation. Le deficit de 
I'AI ne cesse de nous inquieter, on le sait depuis longtemps. 
En effet, malgre un transfert de 2,2 milliards de francs du 
Fonds de compensation des APG, destine a remettre a flot 
I'assurance en 1998, I'AI a replonge dans les chiffres rou­
ges. Les principales causes invoquees so nt la mauvaise 
conJoncture, le vleillissement de la population, une jurispru­
dence parfois trop abondante et I'attribution de rentes pour 
des raisons psychiques et de maux de dos. 
Nous avons des lors demande une analyse complementaire 
a I'OFAS concernant I'augmentation des beneficiaires de 
rentes AI pour cause de maladie psychique. On pourrait en 
effet suspecter que certains chefs d'entreprise preferent se 
separer de leurs collaborateurs en les mettant a I'AI plulöt 
qu'au chömage ou a la retraite anticipee. Les resultats de 
celte analyse sont interessants a plus d'un titre. Ainsi, entre 
1994 et 1999, c'est-a-dire dans les annees de forte reces­
sion, les beneficiaires de rentes AI pour des raisons de ma­
ladle psychlque ont augmente de 7 pour cent, ceux pour 
cause de psychose, nevrose, dysfonctionnement du sys­
teme nerveux, etc., de 10,5 pour cent, alors que pour les 
rentes de maladie, I'augmentation n'a ete que de 4,4 pour 
cent. 
Or, selon cette etude, il semblerait que le chömage, par 
exemple, n'ait pas une influence importante sur I'augmenta­
tion des cas d'invalidite, comme cela a ete pretendu tout a 
I'heure. D'autres etudes ont demontre que le marche du tra­
vail, le chömage et un niveau de formation peu eleve ont un 
impact moins important sur I'augmentation du nombre de 
beneficiaires de rentes AI que certains facteurs inherents a 
la structure et au mode de fonctionnement de I'AI, par exem­
pie I'echelonnement des rentes en fonction du degre d'invali­
dite, des regles special es pour invalides de naissance, une 
assurance tres populaire, une definition de I'invalidite, et une 
certalne latltude relativement importante dont jouissent les 
offices AI. 

Je reprends I'exemple de la Suisse romande qui, effective­
ment, Geneve en tete, et avec les deux Bäle, a une propor­
tion neltement plus elevee de beneficiaires de rentes AI. 
Mme Dreifuss, conseillere federale, I'a releve, cela corres­
pond aussi a notre lien avec les assurances-maladle et a 
une facilite, peut-etre, a aller chez le medecin. 
Letude revele un autre element interessant pour notre revi­
sion. Les milieux medicaux, notamment les medecins de fa­
milie, ne so nt pas suffisamment bien familiarises avec les 
criteres d'evaluation de I'incapacite de travail et avec la me­
decine de travail. Notamment dans le domaine de I'apprecia­
tlon de maladies psychiques, les medecins dependent tres 
fortement des affirmations subjectives de leurs patientes et 
patients. Les maladies psychiques ne sont en effet plus un 
tabou dont on n'oserait pas parler. Laugmentation du nom­
bre de psychiatres reflete bien cet etat de fait. LOFAS en de­
duit qu'il sera necessaire d'examiner de plus pres les causes 
d'invalidite pour des raisons psychlques et qU'une analyse 
va etre faite. Les elements a disposition de I'assurance-inva­
lidite ne suffisent cependant pas pour I'instant a eluclder ce 
probleme. Et il s'agira d'y integrer une analyse des «Trends» 
de notre societe. 
Cependant, afln de freiner I'augmentation du nombre de ren­
tes, le Conseil federal propose de creer sous sa houlette des 
services medicaux regionaux qui assisteront les offices AI 
dans I'examen medical des demandes de prestations. 11 ne 
s'aglt pas, comme je I'avais craint initialement, je I'avoue, de 
restreindre les competences des offices AI, mais de permet­
tre, gräce a la composition pluridisclplinaire des equipes de 
services medicaux regionaux, de confronter les expenen­
ces, de forger une philosophie commune. Ce traitement me­
dical gagnera en efficacite, en rapidite, en qualite et devrait 
permettre de pallier les dysfonctionnements dont je viens de 
parler plus haut. C'est donc la un element tres prometteur de 
cette revision, a la fois au niveau financier et au niveau orga­
nisationnel. 
J'en viens a mon troisieme objectif concernant I'amelioration 
des conditions de vie des invalides. Le projet de loi prevoit 
I'introduction du nouveau systeme d'allocation d'assistance 
qui devrait permettre un choix de vie pour les personnes 
handicapees et qui, contrairement a ce que beaucoup 
croient, va a moyen terme amener de substantielles econo­
mies, puisque nous renongons aussi a verser des rentes 
complementaires. 
Je me suis faite la porte-parole de I'ensemble des associa­
tions d'invalides - Pro Infirmis, Agile, DOK, etc. - en propo­
sant une variante d'allocation d'assistance basee sur un 
autre modele de financement. J'y reviendral le moment 
venu. 
J'aimerais simplement dire a ce stade que mon objectif n'est 
nullement de remettre en question des homes, ni de vouloir 
en quoi que ce SOlt compromettre leur travail et leur survie. 
Nous avons absolument besoin de ces institutions. Son­
geons aux cas lourds, aux familIes qui s'occupent de leurs 
enfants invalides et qui, a un moment donne, ne peuvent 
tout simplement plus les prendre en charge, peut-etre aussi 
en raison de deces, et sont trop heureuses que quelqu'un 
d'autre assume cette prise en charge. Mais nous avons 
aussi besoin de limiter, si faire se peut, I'extension et I'aug­
mentation annuelle des couts. Or, nous savons qu'il est tres 
difficile pour un home de tourner si le nombre de cas lourds 
est trop eleve et qu'iI y a donc un interet logique, mais quel­
que peu malsain, a compenser ces charges en acceptant un 
nombre eleve, le plus eleve posslble, de cas legers. En alle­
mand, on parle de «Quersubventionierung». 11 y ades ho­
mes - la presse bernoise en a parle dernierement - qui, de 
plus, refusent des cas lourds, les personnes en question de­
vant etre des lors soignees dans des höpitaux ou des EMS, 
ce qui non seulement est plus cher, mais ne represente evi­
demment pas la solution la mieux adaptee a leur handicap. 
Autre exemple susceptlble de conduire ades derapages: la 
construction, dans le canton de Fribourg, d'un nouveau 
home avec atelier pour personnes legerement invalides sur 
le plan psychique. Ceci demontre a I'evidence que nous de­
vons tout mettre en oeuvre pour favoriser des systemes qui 
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permettent aux personnes souffrant d'invalidite d'avoir acces 
a une prise en charge la mieux adaptee possible, la plus in­
dlvlduallsee possible et qui incite chacun a se prendre en 
charge et arester le plus autonome possible. 
Le pnncipe de I'allocatlon d'asslstance adopte par le Conseil 
national et repris par la majorite de la commission va donc 
dans la bonne direction, mame si je defendrai tout a I'heure 
une proposition de minorite (art. 42ter). 

Jenny This (V, GL): Trotz gelichteten Reihen möchte ich Sie 
selbstverständlich bitten, auf die Vorlage einzutreten. Wie 
von Frau Forster bereits ausgefuhrt wurde, benötigt die IV 
sowohl eine finanzielle wie auch eine materielle Reform. Fi­
nanziell sind wir von unseren Zielen nach wie vor weit ent­
fernt; das ist leider eine traurige Tatsache. Materiell geht es 
um gezlelte, aber notwendige Anpassungen Im LeIstungsbe­
reich. Insbesondere geht es natürlich um die Einführung ei­
nes modernen und zeitgemässen Konzepts der Asslstenz­
entschadlgung. Nicht zu unterschätzen ist die Verstärkung 
der Aufsicht des Bundes sowie eine Verbesserung der 
Strukturen der Invalidenversicherung. 
Warum überhaupt eine Reform? In den letzten zehn Jahren 
hat die Wahrscheinlichkeit, dass eine Person, die voll Im Er­
werbsleben steht, voll invalid Wird, um 30 Prozent zugenom­
men. Dabei gibt es aber, wie wir Wissen, grosse kantonale 
Unterschiede, und ebenso Wird zwischen Arbeitslosigkeit 
und Invalidität immer ein gewisser Zusammenhang beste­
hen Zunehmend sind es - das mussen wir leider ebenfalls 
zur Kenntnis nehmen - nicht nur Geburtsgebrechen oder 
Unfälle, sondern auch Krankheiten, die zum Rentenbezug 
führen. Die psychischen Krankheiten nehmen dabei eine 
traurige Spitzenposition ein, vor allem - das mag erstaunen -
bei der Jugend. Heute werden mehr Menschen zwischen 20 
und 35 Jahren wegen psychischen Gebrechen invalidisiert 
als wegen allen anderen Ursachen zusammen. Das habe 
ich bisher nicht gewusst, und das erstaunt tatsächlich. 
Nun zu den inhaltlichen Schwerpunkten der Reform: Bei den 
Leistungen ist das Kernelement Sicher die Einführung der 
Assistenzentschädigung. Massgebend soll dabei nicht mehr 
die Hilflosigkeit sein, sondern der ausgewiesene Bedarf an 
persönlicher Hilfe infolge Behinderung. Sie soll vor allem 
körperlich, geistig oder psychisch Behinderten ein autono­
mes Leben ermoglichen; das ist sicher wunschenswert. 
Diese Entschädigung beträgt je nach Behinderung zwischen 
400 und 1600 Franken pro Monat. Ergänzende Leistungen 
bis zu 90 000 Franken pro Jahr sollen künftig auch Schwer­
behinderte erhalten, die in einem eigenen Haushalt leben. 
Diesen legitimen Ansprüchen ist zweifellos zu entsprechen; 
da herrscht über alle Parteigrenzen hinweg Einigkeit. Das 
neue Konzept wird es den Behinderten zweifellos erleich­
tern, über Ihr Leben selber bestimmen zu können 
Ein grosses und schwer losbares Problem ist aber nach wie 
vor die Leistungsausweitung für psychisch Behinderte, weil 
Missbrauche nie ganz auszuschliessen Sind. Ebenfalls zwin­
gend notwendig ist dabei eine AufSicht des Bundes Wes­
halb? Nur mit einer verstarkten AufSicht des Bundes ISt 
gewährleistet, dass eine gesamtschweizensch einheitliche 
Beurteilung möglich sein wird. Auch dürfte dies die einZige 
Möglichkeit sein - wenn überhaupt -, um die Ausgabenent­
wicklung besser in den Griff zu bekommen. Zusätzlich ist die 
Einführung von kantonalen Schiedsgerichten sicher zu be­
grüssen, damit eine Verbesserung der Zusammenarbeit zwi­
schen den IV-Stellen und der Arbeitslosenversicherung 
überhaupt möglich wird. 
Zusammenfassend muss jedoch festgehalten werden - das 
hat die heute Morgen gefÜhrte Diskussion bereits gezeigt -, 
dass die Finanzperspektiven alarmierend bleiben; eine 
nachhaltige Sanierung tut Not. Der Nettospareffekt aus Leis­
tungsanpassung, Verbesserungen und Einsparungen ISt 
nach wie vor unzureichend. Die finanzielle Situation der In­
validenversicherung hat sich in den vergangenen Jahren in 
beängstigender Weise entwickelt: Ende 1996 betrugen die 
aufgelaufenen Schulden 1,6 Milliarden Franken, 1997 waren 
es bereits 2,2 Milliarden Franken. Als rasch greifende Mass-
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nahme wurden 1998 2,2 Milliarden Franken von der EO in 
die Invalidenversicherung transferiert. Trotzdem wuchsen 
die Schulden bis Ende 1999 erneut auf 1,5 Milliarden Fran­
ken an. Diese Kostenzunahme ist vor allem auf die Zu­
nahme der Zahl der IV-Rentenbezüger zurückzuführen 
Woher holt man nun die finanziellen Mittel? Man erhöht die 
Mehrwertsteuer und holt zusätzliche Mittel von der EO. Man 
saniert also wieder einmal über mehr Einnahmen. Sicher, es 
braucht mehr Einnahmen - da pflichte ich Herrn Kollege 
Stähelin bei -, aber man sollte auch irgendwo bei den Aus­
gaben sparen Die fehlenden Betrage werden wieder einmal 
der Wirtschaft zugemutet. Wenn argumentiert wird, die vor­
genommene Erhöhung der Mehrwertsteuer werde vielleicht 
dereinst wieder reduziert, gehe ich mit Kollege Schiesser ei­
nig: Das können wir gleich wieder vergessen, das wird nie, 
aber gar nie eintreten! 
Ich habe unlängst in der Kommission gewettert, dass mich 
diese Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit als 
Unternehmer noch krank mache. Wieso? Jedes Mal, wenn 
ich nach Hause gehe, stelle ich fest, dass die Kommission 
Beschlüsse gefasst hat, die mich als selbstständigen Unter­
nehmer wieder einige zehntausend Franken pro Jahr kosten 
werden. Gut, es ist schwierig, das zu vermindern, irgendwer 
muss das ja zahlen; aber die unheilvolle Entwicklung ist auf 
die stetig steigenden Rentenausgaben zurückzuführen. Wir 
müssen dabei aber etwas sicherstellen: Die wirklich Bedürf­
tigen dürfen unter den Sparmassnahmen nicht leiden, da 
sind wir uns alle einig Die wirklich Bedürftigen dürfen nicht 
leiden! Darum müssen wir wohl oder übel Ja dazu sagen. 
Ich beantrage Ihnen, auf diese Vorlage, wie sie von der 
Kommissionssprecherin vorgestellt wurde, einzutreten. 

Spoerry Vreni (R, ZH): Die IV ist unser grösstes Sorgenkind 
unter den Sozialversicherungen. Bereits im Jahre 1997 wies 
sie 2,2 Milliarden Franken Schulden aus. Per 1. Januar 1998 
wurden dann 2,2 Milliarden Franken aus dem Ausgleichs­
fonds der EO zur IV überwiesen. Das hat aber nicht verhin­
dern können, dass sich die Schulden der IV Ende des 
laufenden Jahres bereits wieder auf 4,7 Milliarden Franken 
belaufen. Die jährlichen Defizite im letzten und in diesem 
Jahr betrugen je 1,2 Milliarden Franken. 
Es liegt Ihnen jetzt ein Antrag vor, weitere 1,5 Milliarden Fran­
ken von der EO in die IV zu übertragen und zusätzlich ein 
Mehrwertsteuerprozent für die IV zu erheben. Das bedeutet, 
dass der IV jährlich wiederkehrend zusätzlich 2,5 Milliarden 
Franken zugewiesen werden sollen. 
Trotz dieser Besorgnis erregenden Entwicklung bringt die 
Vorlage In der Fassung Ihrer Kommission Verbesserungen 
für die behinderten Menschen. Wir verdoppeln die Hilflosen­
entschädigung fur Behinderte, die zu Hause leben wollen 
und leben können. Wir ermöglichen für diese Gruppe von 
Behinderten den Bezug von Ergänzungsleistungen bis zur 
Höhe von 90 000 Franken pro Jahr und Person. 
Eine weitere wichtige und sehr notwendige Verbesserung 
erfolgt bei den Minderjährigen, indem neu richtigerweise 
nicht mehr unterschieden wird, wann die Behinderung ein­
getreten ist - ob das bei der Geburt geschah, was heute An­
recht auf Leistungen gibt, oder ob sie erst später durch 
Krankheit oder Unfall eingetreten ist. 
Die Minderheit Ihrer Kommission will mit einer individuellen 
Assistenzentschädigung noch uber diese Anträge hinausge­
hen. Sie bringt einen eigentlichen Systemwechsel in der IV, 
der aus der Sicht der Behinderten ohne Zweifel wunschbar 
ist und dem in der Kommission auch sehr viel Wohlwollen 
entgegengebracht worden ist. Wir haben dieses System ei­
ner Assistenzentschädigung und eines individuellen Assis­
tenzbudgets sehr gründlich diskutiert. Am Schluss dieser 
Diskussion ist die Mehrheit der KommiSSion zum Schluss 
gekommen, dass dieser Schritt im heutigen Zeitpunkt und 
aufgrund der vorliegenden Datenlage einem Hochseilakt 
ohne Netz gleicht. 
Denn dieser Schritt beinhaltet drei Unsicherheiten 
Wir haben erstens eine Unsicherheit im statistischen Be­
reich. Die uns vorgelegten Zahlen über die betroffenen Be-
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hinderten waren nicht deckungsgleich, und bestimmte Erhe­
bungen mussen zuerst noch gemacht werden. 
Der Ubergang beinhaltet zweitens auch eine Unsicherheit Im 
faktischen Bereich. Wir wissen nicht, ob wir auf dem Arbeits­
markt überhaupt das Personal finden, das alle diese indivi­
duellen Betreuungen übernehmen könnte. Wir haben 
deswegen auch keine gesicherten Fakten über die mögliche 
Entlastung der bestehenden Heime und der dort anfallenden 
Einsparungen. 
Es besteht drittens eine Unsicherheit im rechtlichen Bereich, 
die schwerwiegend ist. Es geht um die Frage, ob wir diese 
Leistungen exportieren müssen oder nicht. Die Verwaltung 
hat grosse Bedenken, dass wir, wenn wir diesen System­
wechsel vornehmen, nicht mehr die Sicherheit haben, dass 
wir diese zusatzlichen Leistungen nicht auch ins EU-Aus­
land exportieren mussen. Denn es ist unverkennbar, dass in 
der EU der Trend, Immer mehr Leistungen exportieren zu 
müssen, vorhanden ist. Wenn wir beim bestehenden System 
der Hilflosenentschädigung bleiben, haben wir nicht eine 
hundertprozentige Garantie, aber doch beachtlich mehr 
Sicherheit, dass wir diese Leistungen nicht exportieren 
mussen, als wenn Wir, wie dargelegt, einen eigentlichen 
Systemwechsel bei den Leistungen vornehmen 
Aus diesem Grunde halte ich es mit Kollege Leuenberger: 
Ich möchte nicht zu jenen gehören, die sich nach gehabten 
Freuden in die Büsche schlagen und nicht bereit sind, die 
Mittel dafur zu sprechen, oder Sich beklagen, dass die IV im­
mer mehr kostet. Ich bin mit anderen Worten nicht bereit, 
ungedeckte Checks auszustellen Es ist deshalb aus meiner 
Sicht unerlässlich, dass wir zunächst uber Pilotversuche, die 
wir vorschlagen, weitere Abklarungen treffen und erhärtete 
Fakten bezüglich der erwähnten Unsicherheiten erhalten 
und vor allem auch die Entwicklung mit Bezug auf den Ex­
port in die EU ganz genau verfolgen. 
In diesem Sinne empfehle ich Ihnen Eintreten auf die Vor­
lage und empfehle Ihnen, der Mehrheit der Kommission zu 
folgen, die Im Wesentlichen den Entscheiden des National­
rates gefolgt ISt; diese werden auch vom Bundesrat mitgetra­
gen. 

Dreifuss Ruth, conseiliere federale: Je n'aimerais pas vous 
retenir longtemps puisque I'entree en mali9re n'est pas com­
battue et que nous pourrons reprendre les choses au 
moment de I'examen de detail. J'aimerais remercier la com­
mission qUI a falt un travail tres approfondi et, puisque le pre­
sident a eu la genti11esse de remercier mes collaboratrices et 
collaborateurs, souligner a quel point nous avons aussl eu 
un grand plaisir a travailler avec cette commission. Elle nous 
a lait travailler, et c'etait necessaire et agreable. 
II ne s'agit pas de reprendre les choses teiles qu'elles 
etalent lors de la derniere tentative de revision de I'AI, a la­
quelle M. Schiesser a falt allusion tout a I'heure. Ce n'est pas 
le meme projet. C'est un projet complet dans un contexte 
polltique different, en meme temps que la 11 e revision de 
I' AVS, que la 1 ere revision de la LPP, apres les travaux faits 
pour montrer I'ensemble de I'evolution de la securite sociale 
en Suisse. Et c'est un projet equilibre. II y ades mesures 
pour assainir la situation financiere de I'AI, cote depenses et 
cote recettes. Davantage cote recettes, je I'avoue. Mais co te 
depenses, iI n'y a pas que des suppressions de prestations, 
comme celle des rentes complementalres par exemple, qUI 
est quand meme le gros paquet de sacrifices demande. 11 y 
a egalement une volonte de maHriser I'evolution meme du 
taux d'invalidite. II s'agit de quelque chose qui a ete appele 
de vos voeux tout a I'heure dans la premiere partie de la dls­
cussion. Dans ce sens, ce projet permet de consolider I'AI, 
de modernlser I'assurance et de veilier a un meilleur equl­
libre entre les responsabilites federales et cantonales en 
mali9re d'examen des cas d'invalidite. 
Vous I'avez entendu, le principal point de discussion qui 
reste au sein de la commission est celui de I'allocation d'as­
sistance - nous vous recommandons de garder le vleux 
nom d'allocation pour impotent pour des raisons que nous 
aurons I'occasion de developper. Au fond, les deux modeles 

ou solutions proposees concernent les personnes souffrant 
d'une invalidite grave et visent a leur «garantir» ou a leur fa­
ciliter le choix de rester a domicile plutot que d'entrer dans 
une institution. J'ai bien dit garantir, entre gUillemets, dans la 
mesure ou la minorite aimerait donner vraiment toutes les 
ressources necessaires, mais nous ne savons pas encore 
exactement ce que cela signifie. «Faciliter», c'est la pro­
position de la majorite, a laquelle se rallie le Conseil federal 
dont le projet est ameliore sur deux points par la commission 
qui a ete sensible aux arguments des personnes concer­
nees. 
Le premier point, c'est celui qui consiste a dire que le pla­
fond doit etre augmente pour que les besoins accrus d'une 
personne invalide qui reste a domicile puissent etre pris en 
compte par les prestations complementaires. 
Le deuxieme point, c'est cet article sur des essais pilotes 
(art. 68quater), et j'ai vu que M. Pfisterer a propose encore 
une modification, tout a fait dans le meme esprit que la com­
mission, pour laclliter ces essais pilotes. 
Au fond, sur tous les points importants et quasiment aussi 
sur tous les points de detail, le Conseil federal se rallie aux 
propositions de la commission et il vous prie de faire de 
mame. 

Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen 
L.:entree en mauere est decidee sans opposition 

1. Bundesgesetz über die Invalidenversicherung 
1. Loi federale sur I'assurance-invalidite 

Detailberatung - Examen de detail 

Titel und Ingress, Zift. I Einleitung, Ingress, Art. 1 Abs. 1 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Titre et preambule, eh. I introduction, preambule, art. 1 
al. 1 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Art. 1a 
Antrag der Kommission 
Streichen 
Proposition de la commission 
Biffer 

Forster-Vannini Erika (R, SG), für die Kommission: Mit dem 
neuen Artikel 1 a will der Nationalrat einen Zweckartikel ein­
fuhren. In den Buchstaben abis c werden die Ziele der IV 
formuliert, d. h. Eingliederung vor Rente, Sicherung des 
EXIstenzbedarfes und Ermöglichung einer eigenverantwortli­
chen und selbstbestimmten Lebensfuhrung. Ein Zweckarti­
kel sei programmatisch und habe keine materiellen Auswir­
kungen - so der Nationalrat. 
Trotzdem hat Ihre Kommission beschlossen, es sei besser, 
auf einen Zweckartikel zu verzichten. Die wesentlichen Aus­
sagen Sind bereits in der Verfassung verankert, und auf eine 
Wiederholung im Gesetz kann deshalb verzichtet werden. 
Die Kommission empfiehlt Ihnen die Streichung dieses Arti­
kels. 

Angenommen - Adopte 

Art. 2 Abs. 2 
Antrag der KommIssion 
Streichen 

Art. 2 al. 2 
Proposition de la commission 
Biffer 

Bulletin officiel de I' Assemblee federale 



25 September 2002 755 Ständerat 01.015 

Forster-Vannini Erika (R, SG), für die Kommission: Der Na­
tionalrat will mit dieser Bestimmung - konkret mit dem Erlass 
der Arbeitgeberbeitrage für die IV von 0,7 Prozent - einen 
Anreiz schaffen, vermehrt behinderte Arbeitnehmennnen 
und Arbeitnehmer anzustellen. Der Antrag wurde im Natio­
nalrat diskussionslos angenommen. 
Nach Meinung der einstimmigen Kommission, bei einer Ent­
haltung, ist auf diesen Artikel zu verzichten, da der vorge­
schlagene Anreiz nur bedingt tauglich ist. Dies, weil aus der 
Bestimmung nicht klar hervorgeht, in welchen Fällen die Ar­
beltgeberbeiträge zu erlassen sind. Es bleibt unklar, wer un­
ter den Begriff der «invaliden Versicherten» fällt: Handelt es 
sich bei den angesprochenen verSicherten Personen aus­
schliesslich um Invalide, die eine IV-Rente beziehen, oder 
gehören auch Personen dazu, die auf ein Hilfsmittel wie z B. 
ein Hörgerät, orthopädische Hilfsmittel usw. angewiesen 
sind? Für die Praxis bräuchte es hierzu klarere Abgren­
zungsbestimmungen. Der Erlass des Arbeitgeberbeitrages 
an die IV wird zudem - so die Kommission - kaum einen ge­
nügenden Anreiz auslösen, invalide Personen einzustellen. 
In der Diskussion wurde auch darauf hingewiesen, dass mit 
dieser Bestimmungen Doppelspurigkeiten mit dem Behin­
dertengleichstellungsgesetz geschaffen werden. 
Das Anliegen soll gemäss Ihrer Kommission insofern aufge­
nommen werden, als in Artikel 68quater, Pilotversuche, An­
reize geschaffen werden können, um vermehrt behinderte 
Menschen einzustellen. 
Ich bitte Sie, Ihrer Kommission zu folgen und diese Bestim­
mung nicht aufzunehmen. 

Angenommen - Adopte 

Art. 5 Abs. 1 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 5 al. 1 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Art. 7 
Antrag der Kommission 
Abs 1 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Abs.2 
.... Taggelder und Hilflosenentschädigungen weder .... 

Art. 7 
Proposition de la commission 
AI. 1 
Adherer a la decision du Conseil national 
AI. 2 
. les allocations pour impotents ne peuvent .... 

Forster-Vannini Erika (R, SG), für die Kommission: Ich 
möchte hier lediglich darauf hinweisen, dass Ihre Kommis­
sion ja entschieden hat, auf die Änderung des Begriffs «HIlf­
losenentschädigung» in «Assistenzentschci.dlgung» zu ver­
zichten. Sollten Sie Ihrer Kommission folgen, würde hier eine 
Anpassung notwendig. Ich empfehle Ihnen aber, Herr Präsi­
dent, dass wir die Diskussion über die Änderungen des Be­
griffs dann bei Artikel 42 führen und allenfalls, je nach Ent­
scheid, dann hier eine Anpassung vornehmen. 

Präsident (Plattner Gian-Reto, erster Vizepräsident): Wir 
nehmen das zur Kenntnis und entscheiden nicht über Arti­
kel 7. Wir werden bei Artikel 42 darüber entscheiden. 

Verschoben - Renvoye 

Amtliches Bulletin der Bundesversammlung 

Art. 8 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Invalide oder von einer Invalidität (Art. 8 ATSG) unmittelbar 
bedrohte Versicherte haben, unabhangig von der Ausubung 
einer Erwerbstätigkeit vor Eintritt der Invalidität, Anspruch 
auf Eingliederungsmassnahmen, soweit diese notwendig 
und geeignet sind, die Erwerbsfähigkeit oder die Fähigkeit, 
sich im Aufgabenbereich zu betätigen, Wieder herzustellen, 
zu erhalten oder zu verbessern. Dabei ist die gesamte noch 
zu erwartende Arbeitsdauer zu berücksichtigen. 
Abs. 2, 2b1S, 3 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 8 
PropositIOn de la commission 
AI. 1 
Les assures Invalides ou menaces d'une invalidite (art. 8 
LPGA) imminente ont drolt aux mesures de readaptatlon 
necessaires de nature aretablir, a maintenir ou a ameliorer 
leur capacite de gain ou leur capacite d'accomplir leurs 
travaux habituels, qU'lls aient ou non exerce une activite 
lucrative prealablement. Ce droit est determine en fonction 
de toute la duree d'activite probable.[VS) 
AI. 2, 2bis, 3 
Adherer a la decision du Conseil national 

Forster-Vannini Erika (R, SG), für die Kommission: Hier hat 
der Nationalrat eine Präzisierung vorgenommen: Mit seinem 
Zusatz soll ausdrücklich verankert werden, dass Versicherte, 
die vor Eintritt der Invalidität nicht oder nur teilzeitlich er­
werbstatig waren, Anspruch auf Eingliederungsmassnah­
men haben. Im Grundsatz ist Ihre Kommission mit dem An­
liegen einverstanden. Sie ist aber der Meinung, dass die 
nationalratliche Lösung einigen Auslegungsbedarf nach sich 
zieht und schlägt Ihnen deshalb einstimmig eine klarere Be­
stimmung vor. 

Angenommen - Adopte 

Art. 10 Titel; 12 Abs.1; 14 Abs. 3 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 10 titre; 12 al. 1; 14 al. 3 
Proposition de la commission 
Adherer a la declslon du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Art. 16 Abs. 2 Bst. c 
Antrag der KommissIOn 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 16 al. 2 let. c 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Forster-Vannini Erika (R, SG), für die Kommission: Artikel 16 
Absatz 1 regelt den Anspruch auf eine erstmalige Ausbil­
dung. Die berufliche Welterausbildung nach Artikel 16 Ab­
satz 2 Buchstabe c stellt einen Sonderfall unter den 
Eingliederungsmassnahmen dar. Im Unterschied zu den üb­
rigen beruflichen Massnahmen der IV muss eine berufliche 
Weiterbildung nicht invaliditätsbedingt notwendig sein, damit 
die invaliditätsbedingten Mehrkosten gestützt auf Artikel 16 
Absatz 2 Buchstabe c durch die IV übernommen werden. 
Wie bei der erstmaligen Ausbildung übernimmt die IV somit 
die so genannten invaliditatsbedingten Mehrkosten einer 
Weiterbildung wie z. B. Transportkosten und anderes. Damit 
werden die Voraussetzungen dafür geschaffen, dass Men­
schen mit Behinderungen für ihre berufliche Weiterentwick­
lung die gleichen MögliChkeiten wie nicht behinderten Men-
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schen offen stehen. Neu sollen die invaliditätsbedingten 
Mehrkosten für berufliche Weiterausbildung nicht nur im an­
gestammten, sondern auch in neuen Berufsfeldern über­
nommen werden. Die berufliche Weiterausbildung soll dazu 
beitragen, dass die Erwerbsfähigkeit voraussichtlich verbes­
sert oder erhalten werden kann. Behinderte Menschen wer­
den damit gegenuber nicht behinderten Personen nicht 
bevorzugt, d. h., sie müssen die Grundkosten der Fort- und 
Weiterbildung selber übernehmen. Die IV übernimmt die be­
hinderungsbedingten Mehrkosten. 
Der Nationalrat hat gegenüber der Fassung des Bundesra­
tes eine geringe Ausdehnung vorgenommen. Gemass Be­
schluss des Nationalrates kann das zuständige Bundesamt 
Ausnahmefalle umschreiben, In denen in begründeten Fäl­
len eine Weiterbildung in einer spezialisierten Institution 
oder Organisation besucht werden kann. Ihre Kommission 
schliesst Sich dem Beschluss des Nationalrates an, ist aber 
klar der Meinung - ich möchte dies zuhanden der Materia­
lien betonen -, dass die Ausdehnung nur für einzelne Mass­
nahmen gelten und restriktiv ausgelegt werden soll. 

Dreifuss Ruth, conseilh3re federale: Je voulais ajouter juste 
deux elements: 
1. Comme cela a ete fort bien dit, nous avons tenu a elarglr 
ici, mais nous pensons que cela se fera dans un nombre tres 
limite de cas, les possibilites de soutenir, avec la prise en 
charge des coats supplementaires lies a I'invalidite, les per­
fectionnements professlonnels. Jusqu'a present, I'AI pouvait 
le faire, a condltlon que cela SOlt dans le cadre du metier 
cholsl Inltlalement ou en fonction de la readaptation propre­
ment dlte de la personne invalide. Nous avons ete sensibles 
au falt que si une personne invalide souhaitait changer de 
carriere, entreprendre des etudes, faire autre chose, elle ne 
recevait pas a ce moment-la de soutien pour les moyens 
auxiliaires et ses frais: par exemple, frais de traduction pour 
les malentendants, frais d'agrandissement de textes pour les 
personnes handicapees de la vue, frais de transports spe­
ciaux. Nous avons considere que le fait d'aider financiere­
ment ces personnes a ameliorer leur carrlere profession­
nelle, mame si ce n'etait pas strictement lie a la recuperation 
de leur capacite de gain, mais aussl a leur choix personnei, 
etait une contributlon a la suppression de la dlscrimination. 
Je tiens a le dire: cela ne consiste pas a accorder des in­
demnltes journalieres aces personnes. Les frais de la for­
mation, qUI so nt les mames que pour toute autre person ne 
qui souhaite changer de voie, so nt a la charge de la per­
sonne invalide ou du canton s'il y ades bourses, par exem­
pie. II ne s'agit que de financer les frais speclaux, specifique­
ment lies a I'invalidite dans ce cas. C'est pourquoi nous 
pensons que le co at de ces mesures ne sera pas tres eleve, 
mais la liberte accordee ainsi aux invalides le sera. 
2. Vous avez vu que le Conseil national avait mtrodUit une 
possibilite en ajoutant, a I'artlcle 16 alinea 2 lettre c, les mots 
"en principe". On parle ici de derogation dans des cas da­
ment motives, et I'office federal competent est charge de de­
flnir les exceptions. Je voulais tout simplement dire que nous 
avons I'intention d'appliquer cela de fayon extramement res­
tnctlve et severe. 11 ne faut donc pas imaginer qu'il y a la une 
ouverture a un nouveau type de fmancement pour les institu­
tions collectives, mais iI s'agit vraiment de deflnlr chaque fois 
de fayon tres rigoureuse les raisons qui peuvent, dans ce 
cas precis et d'espece, justitIer une exception. La regle, elle, 
reste ciairement donnee par la loi. 

Angenommen - Adopte 

Art. 17 Abs. 1 
Antrag der KommIssion 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 17 al. 1 
ProposItIon de la commission 
Adherer a la declslon du Conseil national 

Angenommen - Adopte 
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Art. 18 Abs. 1 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 18 al. 1 
PropositIon de la commission 
AdMrer a la decision du Conseil national 

Forster-Vannini Erika (R, SG), für die Kommission: Mit die­
ser Bestimmung soll eine verbindliche Grundlage für die Ar­
beitsvermittlungstätigkeit der IV-Stellen eingeführt werden. 
Die Kommission schliesst sich dem Beschluss des National­
rates an, weil sie wie der Nationalrat der Meinung ISt, dass 
es ein Angebot zur Beratung und Begleitung am Arbeitsplatz 
braucht, welches sich sowohl an den Arbeitgeber als auch 
an die behinderte Person richtet und rasch und nieder­
schwellig beansprucht werden kann. Hierzu bietet der neu 
formulierte Artikel eine gute Grundlage. Deshalb hat sich die 
Kommission hier dem Nationalrat angeschlossen. 

Angenommen - Adopte 

Gliederungstitel vor Art. 19; Art. 19 Titel; 20; 21 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Titre precedant I'art. 19; art. 19 titre; 20; 21 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Art. 21 bis Abs. 2bis, 3 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 21 bis al. 2bis, 3 
PropositIOn de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Forster-Vannini Erika (R, SG), für die Kommission: Mit die­
sem Artikel Wird eine gesetzliche Grundlage für selbstamor­
tisierende Darlehen geschaffen. Solche Darlehen stellen ein 
wirkungsvolles und bewährtes Instrument dar, um Versicher­
ten in Landwirtschafts- oder Gewerbebetrieben die Anschaf­
fung kostspieliger Hilfsmittel zu ermöglichen. Deshalb bitten 
wir Sie, auch diesem Artikel zuzustimmen. 

Angenommen - Adopte 

Art. 22; 23; 23bis-23sexies; 24; 24bis-24quinquies; 25; 
25bis; 25ter; Gliederungstitel vor Art. 26; Art. 26 Abs. 4; 
27 Titel, Abs. 2; 27bis 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 22; 23; 23bis-23sexies; 24; 24bis-24quinquies; 25; 
25bis; 25ter; titre precedant I'art. 26; art. 26 al. 4; 27 titre, 
al. 2; 27bis 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Art. 28 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de la commission 
AdMrer a la decision du Conseil national 

Forster-Vannini Erika (R, SG), für die Kommission: In Arti­
kel 28 Absatz 1 bis ff. wird der Anspruch auf eine Rente for­
muliert. Anspruch auf eine Rente haben demzufolge 
Versicherte, wenn die Invalidität mindestens 40 Prozent be­
trägt. 
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Der Nationalrat hat sich für eine Verfeinerung der Rentenab­
stufung ausgesprochen. Heute bekommt eine Person mit 
einer Behinderung von mindestens 40 Prozent eine Viertels­
rente, bei 50 Prozent eine halbe Rente und bel mindestens 
66 2/3 Prozent eine ganze Rente. Dazu kommt noch die 
Hartefallrente. Im Nationalrat wurde geltend gemacht, dass 
diese Rentenabstufung in der Praxis oft zu Schwierigkeiten 
bel der Festlegung des Invaliditätsgrades führt. Im Sinne ei­
ner Eingliederung in die Arbeitswelt sei es adäquater, wenn 
bei der RenteneInstufung ein grösserer Spielraum besteht. 
Bei der groben Abstufung - ganze Rente, halbe Rente - ha­
ben Behinderte mit der Eingliederung oft Mühe, wenn sie 
von der ganzen direkt auf die halbe Rente zurückgestuft 
werden müssen. 
Ihre Kommission schliesst sich grundsatzlich der Meinung 
an, dass die Ubergänge heute ausserordentlich brüsk sind 
und dies in der PraxIs auch dazu führen kann, dass die Ein­
gliederungsmotivation des Einzelnen geschwacht wird. Mit 
der feineren Abstufung gemass Nationalrat wurde neu bei 
einem Invaliditätsgrad von 60 Prozent die DreivIertelsrente 
und bei mindestens 70 Prozent die ganze Rente gespro­
chen. Gemäss Nationalrat wäre das Ganze in etwa kosten­
neutral, wenn man die Besitzstandwahrung ausklammert. 
Das heisst: Bis zu einem Invaliditätsgrad von 60 Prozent 
würden Mehrausgaben entstehen, die dann aber bei einem 
Invaliditätsgrad von 66 bis 70 Prozent kompensiert würden. 
Die Kommission hat schliesslich Zustimmung zum Be­
schluss des Nationalrates beschlossen. Ich empfehle Ihnen, 
dies ebenfalls zu tun. 

Angenommen - Adopte 

Art. 31 Abs. 1 
Antrag der Kommission 
Aufheben 

Art. 31 al. 1 
Proposition de la commission 
Abroger 

Angenommen - Adopte 

Art. 34; 38 Titel, Abs. 1 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 34; 38 titre, al. 1 
Proposition de la commission 
AdMrer a la decision du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Art. 41 Abs. 2 
Antrag der Kommission 
Streichen 

Art. 41 al. 2 
Proposition de la commission 
Biffer 

Angenommen - Adopte 

Gliederungstitel vor Art. 42 
Antrag der Kommission 
Streichen 

Titre precedant I'art. 42 
Proposition de la commission 
Biffer 

Angenommen - Adopte 
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Art. 42 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
.... die hilflos (Art. 9 ATSG) sind .... eine Hilflosenentschädi­
gung .... 
Abs. 1bis 
.... zwischen schwerer, mittelschwerer und leichter Hilflosig­
keit 
Abs.2 
Als hilflos gilt ebenfalls eine Person, welche wegen .... so 
liegt immer eine leichte Hilflosigkeit vor .... 
Abs.3 
Die Hilflosenentschädigung wird .... 
Abs.4 
Der Anspruch auf eine Hilflosenentschädigung entfällt bei ei-
nem Aufenthalt .... bei einem Aufenthalt Hilflosenentschädi-
gungen vorsehen .. .. 
Abs.5 
.... an die Hilflosenentschädigung .... falls die Hilflosigkeit nur 

Art. 42 
Proposition de la commission 
AI. 1 
.... et qui so nt impotents (art. 9 LPGA) ont droit a une alloca­
tion pour impotent. t..:article .... 
AI. 1bis 
.... entre un degre d'impotence grave, moyen et faible. 
AI. 2 
Est aussi consideree comme impotente la personne .... de la 
vie, le degre d'impotence est repute faible. t..:article .. .. 
AI. 3 
t..:allocation pour impotent est octroyee .... 
AI. 4 
.... I'allocation pour impotent en cas .... prevoir une allocation 
pour impotent, egalement .... 
AI. 5 
.... proportionnelle a I'allocation pour Impotent lorsque I'im­
portance n'est que .... 

Forster-Vannini Erika (R, SG), fur die Kommission: Ich habe 
zu Artikel 42 noch einige Bemerkungen. Vorerst möchte ich 
kurz darauf eingehen, was die Einführung der Assistenzent­
schädigung alles beinhaltet. Anschliessend möchte ich mich 
dazu äussern, weshalb Ihnen die Kommission beantragt, 
das Wort «Assistenzentschadigung» wieder durch das Wort 
«HIlflosenentschädigung» zu ersetzen, das schon heute ver­
wendet wird. 
Die Assistenzentschädigung tritt als einheitliche Leistungs­
kategorie an die Stelle der bisherigen Hilflosenentschädi­
gung, der Pflegebeitrage für hilflose Minderjährige und der 
Hauspflegebeiträge. Die Grundzüge dieser Leistung für die 
Pflege und Betreuung von Personen mit Behinderungen Sind 
neu in drei Artikeln geregelt. Der Bundesrat hat einen Ent­
wurf unterbreitet, der das heutige System prinZipiell beibe­
hält, es aber in drei Bereichen verbessern Will: 
Der eine Bereich ISt derjenige der Minderjährigen. Die stos­
sende Diskriminierung von Kindern, die nicht schon von Ge­
burt an behindert sind, soll aufgehoben werden. Alle Kinder 
sollen die gleichen Leistungen erhalten - unabhängig davon, 
wann die Behinderung eingetreten ist. 
Weiter soll auch eine Assistenzentschädigung für psychisch 
Behinderte oder leicht geistig Behinderte gewährt werden 
können. Diese Behinderten erfüllen heute höchst selten die 
Voraussetzungen für eine Hilflosenentschädigung, obwohl 
auch sie Begleitung brauchen. Wir sprechen von psychisch 
Behinderten, die eine IV-Rente erhalten, die aber Gefahr 
laufen, zu Hause isoliert zu sein und zu verwahrlosen. Die IV 
soll ihnen eine lebenspraktische Begleitung bezahlen, damit 
der Eintritt in eine stationare Einrichtung nach Moglichkeit 
hinausgeschoben oder verhindert werden kann. 
Schliesslich sollen die Behinderten gegenüber heute eine 
grössere Wahlfreiheit erhalten, Indem die Ansätze der jetzi­
gen Hilflosenentschädigung verdoppelt werden. 
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Der Bundesrat geht davon aus, dass innerhalb des ganzen 
Pakets Im Bereich der Assistenzentschädigung mehr ausge­
geben werden soll. Dennoch müssen die daraus entstehen­
den Kosten von 162 Millionen Franken für die defizitäre IV 
tragbar sein. Mit der AssIstenzentschädigung sollen die heu­
tigen Mängel beseitigt werden, und behinderten Menschen 
soll vermehrte Autonomie und Selbstbestimmung ermöglicht 
werden. Angesichts der begrenzten finanziellen Mittel wird 
kein grundlegender Umbau mit beträchtlichen Kostenfolgen, 
sondern eine Bereinigung des heutigen Systems mit mass­
vollen Mehrausgaben vorgeschlagen. 
In den Absatzen 1 und 2 werden die Grundzüge des Anspru­
ches umschrieben. Dieser ist sehr ähnlich umschrieben wie 
der heutige Anspruch auf Hilflosenentschädigung Statt von 
Hilflosigkeit wird jedoch neu durchwegs von einem Bedarf 
an personllcher Assistenz gesprochen 
Bezüglich des Assistenzbedarfes wird auf die allgemeine 
Definition in Artikel 9 des Bundesgesetzes über den Allge­
meinen Tell des Sozialversicherungsrechtes verwiesen Wie 
bisher soll darauf abgestellt werden, ob eine behinderte Per­
son bei den alltäglichen Lebensverrichtungen Hilfe benötigt. 
Insbesondere bei der Bemessung des Assistenzbedarfes 
von Minderjährigen ist bei der Prüfung des Anspruches auf 
Pflegebeiträge auf den Mehrbedarf an Hilfeleistung und per­
sönlicher Überwachung im Vergleich zu nicht behinderten 
Minderjährigen gleichen Alters abzustellen. Wie heute bei 
der Hilflosenentschädigung Ist der Anspruch grundsätzlich 
an den Wohnsitz und an den gewöhnlichen Aufenthalt In der 
Schweiz gebunden. 
Bezugllch der Einführung einer Assistenzentschadlgung war 
sich Ihre Kommission einig, weshalb sie der Fassung des 
Bundesrates bzw. des Nationalrates im Grundsatz auch zu­
stimmte. Auf die Unterschiede komme ich später noch zu 
sprechen. 
Bezüglich der Frage des Exportes der AssIstenzentschädi­
gung hegte die Kommission allerdings Zweifel, weshalb sie 
der Verwaltung den Auftrag erteilte, diese Frage nochmals 
vertieft abzuklären. Vertreterinnen und Vertreter des Bun­
desamtes für Sozialversicherung, des Bundesamtes für Jus­
tiZ und des Integrationsbüros haben die Fragestellung ge­
meinsam analysiert. 
Ich gestatte mir nun, Ihnen einige Abschnitte aus dieser 
Analyse zu zitieren, damit es auch Ihnen möglich sein wird 
nachzuvollziehen, weshalb Ihnen die Kommission vor­
schlägt, bei der Wortwahl ccHilflosenentschädigung» zu blei­
ben: ccDas aufgrund der Sektoriellen Abkommen zwischen 
der Schweiz und der EG anzuwendende EG-Recht verlangt, 
dass samtllche Geldleistungen bel Krankheit, Alter und Inva­
lidität in alle EG-Staaten ausbezahlt werden. Dies gilt grund­
sätzlich auch für so genannte beitragsunabhangige Sonder­
leistungen, die unter andere als die erwähnten Rechts­
vorschriften oder Systeme fallen, sofern sie ersatzweise, er­
gänzend oder zusätzlich zu den erstgenannten Versiche­
rungsleistungen gewährt werden oder allein zum besonde­
ren Schutz der Behinderten bestimmt sind. Das EG-Recht 
bietet allerdings auch eine Möglichkeit, bestimmte beitrags­
unabhängige Sonderleistungen einzelner Mitgliedstaaten 
vom Export auszuschliessen. Dies ist dann der Fall, wenn 
die entsprechenden Leistungen im Anhang lIa der Verord­
nung Nr. 1408/71 aufgefuhrt sind.» Weiter heisst es: ccDer­
zeit sind Im Anhang lIa zur Verordnung Nr. 1408/71 eine 
Vielzahl von Ausnahmen verschiedener Staaten enthalten, 
darunter auch eine Reihe ähnlicher Leistungen wie die 
schweizensche HIlflosenentschädigung. Nicht zuletzt Im Zu­
sammenhang mit den EU-Beitrittsgesuchen osteuropäischer 
Staaten und deren grossen Anzahl von Exportausnahmege­
suchen ist im Laufe dieses Frühjahres in der EU ein Mei­
nungsumschwung in dem Sinne erfolgt, als die Ausnahme­
liste seither vermehrt infrage gestellt wird. Die EG­
Kommission möchte im gesamten EU-Raum eine Reduktion 
der Ausnahmen vom Export erreichen. In diesem Zusam­
menhang stellte die EG-Kommission auch die mit der 
Schweiz ausgehandelte Lösung betreffend den Nichtexport 
der schweizerischen Hilflosenentschadigung erneut zur Dis­
kussion.» Ein Anlass fur die restriktive Haltung der Kommis-

sion sei unter anderem auch ein Urteil im EU-Raum gewe­
sen. ccDer Meinungsbildungsprozess innerhalb der EG ist 
noch nicht abgeschlossen. Aus neusten Informationsquellen 
ist zu entnehmen, dass die EG-Kommisslon den EG-Mit­
gliedstaaten nun offenbar empfiehlt, den Vorbehalt der 
Schweiz bezüglich Hilflosenentschadigung in die Ausnah­
meliste einzutragen. Es ist zu erwarten, dass die von der 
Schweiz vertraglich ausgehandelte Forderung auf Eintra­
gung der Hilflosenentschädigung in die Ausnahmeliste auf­
grund des Argumentes der Vertragstreue vom Gemischten 
Ausschuss nicht verweigert werden kann.» Demgegenüber 
ist es fraglich, ob diese Ausnahmeliste auch dann gilt, wenn 
wir hier eine Begriffsänderung vornehmen und den Begnff 
ccAssistenzentschädigung» wählen. 
Aufgrund dieses Benchtes beschloss die Kommission, Ihnen 
zu beantragen, die Assistenzentschädigung einzuführen, Ih­
nen aber im Hinblick auf die Sicherheit, dass die neuen Leis­
tungen nicht exportiert werden müssen, zu beantragen, auf 
den neuen Begriff ccAssistenzentschädigung» zu verzichten 
und beim - zugegebenermassen unschönen - alten Begnff 
ccHilflosenentschädigung» zu bleiben. 
Ich möchte Ihnen nicht vorenthalten, dass der Kommission 
auch ein 13-seitiges Rechtsgutachten von Professor Tho­
mas Cottier der Universität Bern, erstattet an Ständerat Da­
vid, vorgelegen hat. In der Quintessenz besagt dieses Gut­
achten, dass man bei der Bezeichnung ccAssistenzentschä­
digung» bleiben könne, oder vielmehr, dass die Vorschläge 
mit den staatsvertraglichen Vereinbarungen vereinbar seien 
und den Anforderungen an den Ausschluss der Exportleis­
tungen zu genügen vermöchten. 
Wie ich bereits dargelegt habe, hat sich die Kommission 
nach längerer Diskussion den Folgerungen des Bundesam­
tes für Sozialversicherung angeschlossen und bittet Sie, 
dies ebenfalls zu tun, also wieder auf den alten Begriff ccHllf­
losenentschädigung» zurückzukommen. 

David Eugen (C, SG): Ich finde, wir stehen hier in zweierlei 
Hinsicht vor einer wichtigen Frage: Wie verhalten wir uns ei­
nerseits gegenüber den Behinderten in diesem Land, wenn 
wir diese Bezeichnung einsetzen, und wie verhalten wir uns 
andererseits gegenüber dem EU-Recht? 
Zum ersten Punkt: Wir wissen, dass die Behinderten sehr 
viel Wert darauf legen, dass diese Bezeichnung endlich ge­
ändert wird, damit wir endlich zur wahren Bezeichnung kom­
men. Wir wollen mit diesem Gesetz Assistenz gewähren. 
Wir wollen insbesondere auch jenen Behinderten mehr 
Selbstbestimmung gewähren, die erwerbsfähig sind, die zu 
Hause bleiben und einen Beruf ausüben können, aber die, 
damit das möglich ist, Assistenz bei täglichen Verrichtungen 
brauchen. Das ist eine ausgesprochene Hilfe zur Selbsthilfe. 
Das kommt nun in Gottes Namen im Wort «Hilflosenent­
schädigung» überhaupt nicht zum Ausdruck. Der Begriff 
«Hilflosigkeit» hat auch etwas Diskriminierendes an sich -
jedenfalls empfinden es die Behinderten so. Es war daher 
richtig und auch notwendig, dass der Bundesrat uns den 
Vorschlag unterbreitete, das zu ändern. 
Zum zweiten Punkt: Ich bin der Meinung, dass es keine 
Gründe aufgrund des EU-Rechts gibt, um von diesem Ent­
schluss abzugehen. Sie fragen sich jetzt, warum ich keinen 
Antrag in dieser Richtung stelle. Ich habe keinen formellen 
Antrag mehr gestellt, weil dieses Gutachten sehr spät ge­
kommen ist und ich mich wirklich auch auf eine fundierte 
Meinungsäusserung stützen wollte. Ich wollte auch sorgfältig 
abgeklärt haben, ob das jetzt so ist oder nicht. 
Herr Professor Thomas Cottier von der Universität Bern hat 
sich einlässlich mit diesem Punkt befasst und kommt zu fol­
genden Schlüssen für die Exportfrage: Es gibt zwei Bedin­
gungen, die erfüllt sein müssen, damit eine Sozialver­
sicherungSleistung nicht exportiert werden muss. Erstens 
muss es eine Sonderleistung sein, die an das wirtschaftliche 
und soziale Umfeld der Betroffenen gebunden ist. Für diese 
erste Bedingung stellt die Assistenzentschädigung eigentlich 
ein Musterbeispiel dar. Was ist an dieses Umfeld gebunden, 
wenn nicht diese Leistungen, die in diesem Haus, In dieser 
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Wohnung, in welcher der Betroffene lebt, erbracht werden? 
Diese Leistungen hängen sehr direkt von einem sozialen 
und wirtschaftlichen Umfeld ab. Diese Hilfsmittel müssen an 
einer bestimmten Stelle in einer bestimmten Situation zur 
Verfügung gestellt werden. Diese Voraussetzung ist von mir 
aus gesehen, wie es auch das Gutachten sagt, klar erfullt. 
Diese Leistungen durfen zweitens nicht beitragsfinanzIert 
sein, sondern sie müssen von der öffentlichen Hand finan­
ziert sein. Das ist bei der Hilflosenentschädigung - oder 
jetzt eben AssistenzentschMigung - ganz klar der Fall. Mit 
anderen Worten: Es Sind beide Bedingungen erfüllt. 
Jetzt kommt die angeführte Rechtsprechung des EuGH, die 
offenbar das BSV und das EDI verunsichert. Zuerst muss 
ich dazu sagen: Die bilateralen Verträge bedeuten, dass wir 
an die Rechtsprechung des EuGH bis zum 21. Juni 1999, 
nämlich dem Zeitpunkt des Vertragsabschlusses, gebunden 
sind. Es ist eine Besonderheit der bilateralen Verträge, dass 
unsere Bindung an die EuGH-Urteile bis zu diesem Zeit­
punkt reichen Weiter sind wir In den bilateralen Verträgen 
die Verpflichtung eingegangen, diese Urteile bei der weite­
ren Entwicklung der bilateralen Beziehungen mltzuberück­
Sichtigen. Wir haben aber keine Verbindlichkeit der EuGH­
Urteile über den 21. Juni 1999 hinaus. Das ist die formelle 
Voraussetzung. 
Zum Zweiten weicht das EuGH-Urteil, das in dieser Frage 
ergangen ist, gar nicht von diesen zwei Punkten ab. Es war 
mir sehr WIchtig, dass dies von einem Juristen geklärt Wird, 
der sich darin gen au auskennt. Das ist bei Professor Cottier 
vom Institut für Europa- und Wirtschaftsvölkerrecht an der 
Universität Bern der Fall. Selbstverständlich können sich Ju­
risten immer streiten. 
Was zwingt uns, das schweizerische Parlament, dazu, quasi 
In vorauseilendem Gehorsam Dinge zu tun, die wir gar nicht 
tun wollen, die uns vollständig zuwider sind? Wir führen hier 
diese Begriffsbildung weiter, obwohl wir damit den Behinder­
ten In unserem Land einen schlechten Dienst erweisen, ob­
wohl wir gar kein EuGH-Urteil haben. Wir haben nicht einmal 
eine Rechtsentwicklung in diese Richtung, wir haben auch 
keine vertragliche Bindung in diese Richtung. Das ist vor­
auseilender Gehorsam In die falsche Richtung. Wir müssen 
unsere Handlungsspielräume, die wir im Rahmen der bilate­
ralen Verträge haben, selbstbewusst ausschöpfen und wahr­
nehmen. Es kann doch nicht sein, dass wir schon im Vorgriff 
Dinge tun, die wir überhaupt nicht tun wollen, weil wir mei­
nen, es konnte dem anderen eventuell irgendwann einmal 
nicht passen. 
Das Schlimmste, was uns passieren kann, wenn wir diese 
Änderung nicht vornehmen, ist, dass wir irgendwann einmal 
In ein Verfahren hineinkommen und diese Frage diskutiert 
wird. Ein Gerichtsurteil dazu gibt es nicht. Dann kann man 
darüber diskutieren. Wir könnten am Ende diese Gesetzge­
bung immer noch ändern, wenn alle diese Bedenkenträger, 
die sich heute hier zu dieser Frage gemeldet haben, Recht 
erhalten Mich start es, dass wir im Vorgriff Dinge tun, die wir 
gar nicht tun müssen. Also bitte, bleiben wir auf dem Weg, 
den der Bundesrat ursprünglich in der Vorlage vorgegeben 
hat. 
Mir ist jetzt klar. Da kein Antrag gestellt wird, ist mein Votum 
eigentlich dazu bestimmt, diese Argumente zuhanden des 
Natonalrates In die Materialien zu bringen. Wir haben jetzt in 
diesem Punkt eine klare Differenz zum Nationalrat. Ich 
möchte eigentlich den Nationalrat auffordern, Vielleicht 
nochmals ein Rechtsgutachten einzuholen, sich nochmals 
rechtlich abzusichern und dann zum Begriff Assistenzent­
schädigung zurückzugehen, der den Behinderten gerecht 
wird. 

Stähelin Philipp (C, TG): Ich bin dankbar dafür, dass Kol­
lege David keinen Antrag gestellt hat. Wie heisst es so 
schön? Vorsicht ist die Mutter der Porzellankiste. In diesen 
Bereichen müssen wir tatsächlich vorsichtig sein. Wir sind in 
Verhandlungen mit der EU, wir wissen das. Es geht nicht nur 
um die Rechtsprechung, es geht auch darum, dass wir in 
diesem Verhältnis In steten Verhandlungen und In Gesprä­
chen stehen. Man sollte es nicht auf Gerichtsverfahren an-
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kommen und herauskommen lassen. Ich meine, man muss 
sehr sorgfältig klären, ob der Übergang zur neuen Bezeich­
nung maglich sei oder nicht. Wenn Ja, dann unterstütze ich 
das voll und ganz. Wenn das aber nicht der Fall ist, glaube 
ich nicht, dass man sich da auf die Äste hinauslassen sollte, 
nachdem sich inhaltlich nichts ändert. 
Ich bin aber froh, wenn diese Frage wirklich noch einlässlich 
gepruft wird. Wir haben die Rechtsgutachten bekommen, lei­
der wirklich in letzter Sekunde. Wir konnten diese Arbeit viel­
leicht nicht mehr genug fundiert vornehmen. Ich bin dankbar, 
wenn diese Frage auch seitens des Bundesrates interdepar­
temental noch geklärt werden kann. Dann werden wir se­
hen, was der Nationalrat daraus machen kann. 

Wieki Franz (C, LU): In Artikel 42 wird ein neuer Begriff ein­
geführt: die «lebenspraktische Begleitung» bzw. das Ange­
wiesensein auf solche «lebenspraktische Begleitung». Mit 
diesem neuen Begriff sind auch neue Leistungsansprüche 
verbunden. 
Ich war jahrelang Mitglied des Versicherungsgerichtes, und 
Ich weiss, dass neue Gesetzesbegriffe und neue Ansprüche 
immer zu Unsicherheiten führen. Sie führen zu Unsicherhei­
ten bei den Anspruchsberechtigten, bei den Leistungserbrin­
gern, bei den Amtsstellen und auch bei den Gerichten. Es ist 
daher wichtig, dass der Gesetzgeber klar sagt, was er mit 
seiner Sprache meint. Konkret muss er also sagen, was er 
mit dem Begriff der «lebenspraktischen Begleitung» meint. 
Klare Gesetze vermeiden Prozesse. Meine Frage lautet 
also: Was bedeutet «lebenspraktische Begleitung»? Wei­
ches sind die objektivierbaren Kriterien für die Definition die­
ses Begriffes? Dass die Beantwortung dieser Frage wichtig 
ist, zeigt sich z. B. in Artikel 42 Absatz 2. Dort beantragt die 
Kommission: «Ist eine Person lediglich auf lebenspraktische 
Begleitung angewiesen, so liegt immer eine leichte Hilflosig­
keit vor.» Der Anspruch ist ganz klar gegeben, wenn man 
auf die «lebenspraktische Begleitung» angewiesen 1St. 
Allein mit dieser Bestimmung sind wahrscheinlich Leistun­
gen in Milliardenhöhe verbunden. Daher ist eine Klärung des 
Begriffs der «lebenspraktischen Begleitung» nötig. Ich bin 
dankbar, wenn man hier im Rat sagen kann, was er bedeu­
tet, denn nachher - vor allem in der Praxis - braucht es ent­
sprechende Materialien. Die Geheimnisse der Kommission 
genügen nicht. 

Forster-Vannini Erika (R, SG), für die Kommission: Sie ha­
ben eine wichtige Frage gestellt, Herr Wicki. Ich versuche, 
sie Ihnen in dem Sinne zu beantworten, wie wir darüber in 
der Kommission gesprochen haben. 
Wie Sie sagen, hat der Nationalrat die Einführung einer per­
sönlichen Assistenz im Sinne einer lebenspraktischen Be­
gleitung auch im Falle leichter psychischer Behinderungen 
beschlossen. Heute haben psychisch Behinderte zwar einen 
Anspruch auf Hilflosenentschädigung, doch sind die An­
spruchsvoraussetzungen sehr eng formuliert. Die Abgren­
zung zwischen psychischer und geistiger Behinderung ist in 
der Praxis schwierig durchzuführen, und die Grenzen sind 
oft fliessend. 
Auf der anderen Seite haben wir Artikel 8 Absatz 2 der Bun­
desverfassung, der vorschreibt, dass kein Mensch «wegen 
einer körperlichen, geistigen oder psychischen Behinde­
rung» diskriminiert werden darf. Weil die Hilflosenentschädi­
gung auf die körperlichen Lebensfunktionen in den Berei­
chen Anziehen, Ausziehen, Essen usw. zugeschnitten sind, 
ist sie für psychisch und geistig Behinderte nicht von Rele­
vanz, weil sich bei ihnen andere Probleme stellen. Deshalb 
muss der Anspruch auf lebenspraktische Begleitung auch 
für psychisch Behinderte eingeführt werden, und zwar aus 
den Gründen, die Ich Ihnen zu erklären versucht habe. Es 
geht also um das Einkaufen oder andere Tätigkeiten, die von 
solchen Personen nicht allein, sondern nur mit Begleitung 
getätigt werden können. 
Wenn Sie dem Beschluss des Nationalrates nicht folgen, so 
werden diese Behinderten vom Leistungsbereich der Assis­
tenz ausgeschlossen. Im Falle der Beeinträchtigung der psy-
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chischen Gesundheit muss allerdings mindestens ein An­
spruch auf eine Viertelsrente gegeben sein. Der Nationalrat 
hat so entschieden; Ihre Kommission hat darüber eine län­
gere Debatte geführt und sich letztlich dem Erstrat ange­
schlossen. 
Ich weiss nicht, Herr Wickl, ob Ich Ihre Frage erschöpfend 
beantwortet habe. Vielleicht kann Frau Bundesrätin Dreifuss 
noch etwas nachhelfen. 

Dreifuss Ruth, conseillere federale. Vous trouverez, Mon­
sieur Wicki, au chiffre 2.3.1.5.2.3 du message, la description 
qUI a ete faite par le Conseil federal de cet accompagnement 
permettant de faire face aux necessites de la vie. Mme Fors­
ter a dit I'essentiel. 
1. La legislation actuelle, en mettant I'accent sur les moyens 
auxiliaires, I'aide materielle, physique qui doit etre apportee, 
ne tient pas sulflsamment compte du risque de degradation 
de I'etat d'lnvalides qui, s'ils n'ont pas par exemple la visite 
d'une infirmiere de sante publique psychiatrique qUI veille a 
ce qU'lls se levent ou a ce qU'lls sortent de chez eux, qui les 
accompagne chez le medecin, tombent vraiment dans des 
situations de plus grande invalidite. C'est cela qui est en­
tendu, c'est am si que ce la est aussi decrit dans le message. 
C'est une competence de fixer par ordonnance les condi­
tions d'octroi C'est par ordonnance et directives, ici, que 
nous prevoyons de definir de favon tres stncte les presta­
tlons qui relevent de ce besoin d'assistance. 
2. Mme Forster I'a dit, le risque d'exagerer peut-etre dans ce 
domaine a ete prevenu par le fait qu'il ne peut s'agir que de 
personnes - 10rsqu'll s'agit d'un handicap psychlque - pour 
lesquelles la procedure qui leur donne droit a une rente - au 
moins un quart de rente - a ete achevee. C'est-a-dlre que 
ces personnes sont vraiment soumises a un examen medl­
cal quant a I'elfet de leur handicap sur leur capacite de vIvre. 
Dans ce sens-la, et nous nous y rallions tout a fait, il y a un 
seuil plus eleve pour les malades psychiques que pour les 
autres. 
3. La favon dont vous avez lu cette phrase en allemand me 
falt demander qu'elle soit examinee quant a la langue par la 
Commission de redaction. En fait, va ne veut pas dire que si 
quelqu'un a besoin d'un accompagnement, il a dans tous les 
cas droit a une allocation. Si cet accompagnement est fait 
par un tuteur, s'iI est fait par une personne de confiance par 
ailleurs, il n'y a pas de droit acette prestatlon. Ce que I'arti­
cle dlt, c'est qu'en aucun cas, ce besoin d'assistance ne 
peut etre consldere comme superieur a I'allocation pour im­
potence de degre faible. Donc, c'est encore un seull - ou un 
plafond - qUI est mis acette possibllite, et non pas un auto­
matlsme dans I'attribution de cette allocation. Je suis tout a 
fait d'accord avec vous: il faut que les choses soient claires 
pour ne pas creer de faux espoirs, mais je vous rappelle que 
dans le systeme des assurances sociales, de nombreuses 
definitions de prestations so nt faites par la voie de I'ordon­
nance, et non pas de la 101. II Y a la de favon implicite, mais 
parce que c'est tout a fait la logique de I'ensemble de la loi, 
une delegation de competence pour la definition, qui est 
faite aux organes d'execution de I'AI. 
J'almerals repondre aussl a M. David, et bien sur a I'appel 
fait par M. Stähelin d'approfondir cet element relatif a l'Eu­
rope. Nous avons, sur la base de I'evolution non seulement 
de la jurisprudence europeenne mais aussl des esprits en 
Europe, tenu a avertir la commission de la favon dont se mo­
dlfle progressivement en Europe la definition de ce qui est 
exportable et de ce qui ne I'est pas. C'est une question d'in­
terpretation. Les principes restent absolument les memes, 
mais I'mterpretation devient de plus en plus rigoureuse, et 
I'applicatlon aussi. Et cela nous touche egalement. 
Premierement, vous avez donc tout a fait raison de dire que 
I'avis de la Cour europeenne ne nous lie pas. La OU vous 
avez tort a mon aVIS, c'est quand vous dltes: «Wir haben 
keine vertragliche Bindung.» Mais bien sur que nous en 
avons une I Celle-ci repose sur I'annexe a I'accord bilateral 
avec l'Union europeenne, et dans cette annexe, on dOlt inte­
grer les prestatlOns exportables ou, plutöt, non exportables 
vers I'Union europeenne. Et dans la negociation, nous avons 

degage un accord avec l'Union europeenne selon lequell'al­
location pour impotent ne doit pas etre exportee. Mais I'ins­
cription meme de cette allocation dans I'annexe de I'accord, 
qui dOlt se faire par le comite mixte qui vient recemment 
d'etre constitue, ne s'est pas encore faite. Et si nous chan­
geons la loi ensuite, Je pars de I'idee que, selon les regles de 
la bonne foi, cela se fera sans probleme, mais va ne sera 
qu'au printemps de I'annee prochaine. Et ensuite nous arri­
vons en dlsant: «Chers amis europeens, en falt nous avons 
completement change la 101. Nous avons introduit mainte­
nant une prestation nouvelle, veuillez la mettre dans I'an­
nexe.» 11 n'y aura pas d'automatisme. II faudra renegocier 
pour etablir si cette nouvelle prestation doit figurer ou non 
dans I'annexe. Et c'est ce que nous preterons eviter en pre­
eisant que ce que nous faisons, c'est tout simplement un de­
veloppement, des precisions, une amelioration, une plus 
grande coherence aussi de I'allocation pour impotent, mais 
que, fondamentalement, nous n'introduisons pas un element 
nouveau. II y a bien un lien «vertraglich» qui doit etre renou­
vele dans le cas du changement de loi. A ce moment-la, je 
crois que nous sommes dans une meilleure position en di­
sant que nous avons fait une amelioration de ce que nous 
avions et non mtroduit une prestation nouvelle. 
Deuxiemement, je dois dire ici - sans vouloir etre trop lon­
gue parce nous aurons I'occasion de reprendre cette discus­
sion, de toute favon, au Conseil national- qu'il n'y a pas que 
deux cnteres qui so nt lies aux conditions d'exportation de 
prestations, mais quatre, si je me souviens bien, dans le fa­
meux reglement de I'Union europeenne. Un de ces criteres, 
que vous n'avez pas mentionne, c'est le caractere directe­
ment complementaire a toute prestation issue d'une assu­
rance sociale. Ce peut etre la rente, par exemple, qui est 
completee de quelque chose a quoi chacun peut avoir droit 
s'il se trouve dans la situation pratique d'invalidite correspon­
dante. Et c'est bien ce que nous faisons. 
Lmterpretation que vous avez donnee du «wirtschaftliches 
und soziales Umfeld» concerne a notre avis tout autre 
chose, c'est la «Bedarfsleistung». C'est la situation soeiale 
de la personne et sa situation economlque, c'est-a-dlre de 
revenu, qui va lui donner droit - sans qu'il y ait un automa­
tisme, mais sur demande et sur analyse de cette situation 
particuliere - a une prestation, qui n'est pas une prestation 
automatique liee a une autre prestation d'assurance. A notre 
avis, seule la «Bedarfsleistung» correspond acette defini­
tion de I'Unlon europeenne, et non pas les prestations qui 
so nt automatlquement accordees a tous les assures qUI se 
trouvent dans la situation x - par «situation x» je n'entends 
pas la situation personnelle sur le plan economique ou so­
cial. 
C'est la raison pour laquelle nous pensons qu'il est justiM 
de maintenir cette expression et qU'11 est necessaire pour 
nous de suivre aussi I'evolution, meme si nous ne sommes 
pas lies a la jurisprudence, de la «philosophie» europeenne. 
C'est une philosophie que nous ne pouvons que compren­
dre. A I'heure ou I'on essaie de coordonner les prestations, 
d'eviter des consequences en termes de droits acquis nes 
de la migration, la perte de prestations lorsqu'on franchit une 
frontiere, iI ne serait pas heureux que I'on soit trop laxiste 
dans ce domaine. Nous avons evite de I'etre, mais nous 
aimerions vraiment contlnuer sur cette piste que nous vous 
proposons. 
Ameliorons I'allocation pour impotent dans le sens de plus 
de coherence, de plus de dignlte aussi pour les personnes 
qui la revoivent. Je regrette avec vous I'expression, mais je 
dirai que les personnes invalides - et le terme «invalides» 
est aussi tout a fait conteste - attendent de nous, de vous -
y compris avec la loi federale sur I'elimination des inegalites 
frappant les personnes handicapees dont vous avez debattu 
cette semaine - un elfort permettant une integration reelle et 
un soutlen reel apporte aleurs besoins, avant les modiflca­
tions de vocabulaire. 

Wicki Franz (C, LU): In Absatz 2 haben Sie beim zweitletz­
ten Satz die Formulierung: <<Ist eine Person lediglich auf le­
benspraktische Begleitung angewiesen, so liegt immer eme 
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geringe Hilflosigkeit vor.» Meine Frage geht dahin - allenfalls 
kann sie erst im Nationalrat beantwortet werden -, ob hier 
gemeint ist, dass jemand dauernd auf eine lebenspraktische 
Begleitung angewiesen sein muss, wie es Im ersten Satz 
dieses Absatzes helsst: "dauernd auf lebenspraktische Be­
gleitung angewiesen»? Ich nehme an, dies sei der Fall, aber 
der Nationalrat müsste diese Frage wahrscheinlich noch klä­
ren. Könnten Sie, Frau Bundesratin, mit einem Satz sagen, 
wie es sich verhält? 

Forster-Vannini Erika (R, SG), für die Kommission: Ich bin 
Ihnen dankbar für diesen Hinweis Herr Wicki. Wir haben die­
ses Problem in der Kommission nicht a fond studiert. Ich bin 
dankbar, wenn man diese Frage im Nationalrat noch einmal 
aufnimmt. 

Dreifuss Ruth, conseillere federale: II dOlt s'aglr d'un besoin 
permanent de meme nature que les autres besoins lies a 
I'impotence, pour reprendre ce terme. Le falt d'introduire 
cette petite divergence de vocabulalre va permettre egale­
ment de reprendre cette discussion au Conseil national. Je 
m'engage a ce que nous le fassIons et que nous attirions 
I'attentlon du Conseil national et de sa commlssion sur le fait 
qU'11 s'agit bien d'un besoin durable, et qU'11 faudra peut-etre 
I'expnmer ainsl dans cet article. 

Angenommen - Adopte 

Art. 7 

Le president (Cottier Anton, president): Cette decision a un 
effet direct sur I'article 7 qui est adopte lui aussi selon la pro­
position de la commission. 

Angenommen - Adopte 

Art. 42bis 
Antrag der Kommission 
Abs.1 
.... hinsichtlich der HIlflosenentschädigung den .... 
Abs.2 
Anspruch auf eine Hilflosenentschädigung haben .... 
Abs.3 
.... zwölf Monaten eine Hilflosigkeit besteht. 
Abs.4 
.... Anspruch auf eine Hilflosenentschädigung .... 
Abs.5 
.... Anspruch auf eine Hilflosenentschädigung .... 

Art. 42bis 
PropOSItIOn de la commission 
AI. 1 
.... I'allocation pour impotent, aux .... 
AI. 2 
.... I'allocation pour impotent s'lls .... 
AI. 3 
.. I'allocation pour impotent prend naissance des qU'11 eXlste 
une Impotence d'une duree .... 
AI. 4 
.... droit a I'allocatlon pour impotent que .... 
AI. 5 
.... droit a I'allocation pour impotent s'lls .... 

Angenommen - Adopte 

Art. 42ter 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Abs. 1 
Massgebend für die Höhe der Hilflosenentschcidlgung ISt 
das Ausmass der persönlichen Hilflosigkeit. Die Hilflosen­
entschädigung wird personenbezogen ausgerichtet und soll 
die Wahlfreiheit in den zentralen Lebensbereichen erleich­
tern. Die monatliche Entschädigung beträgt bei schwerer 
Hilflosigkeit 80 Prozent, bei mittelschwerer Hilflosigkeit 
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50 Prozent und bei leichter Hilflosigkeit 20 Prozent des 
Höchstbetrages der Altersrente nach Artikel 34 Absätze 3 
und 5 AHVG. Die Entschädigung für minderjährige Versi­
cherte berechnet sich pro Tag. 
Abs.2 
Die Hilflosenentschädigung für Versicherte .... 
Abs.3 
Die Hilflosenentschcidlgung für Minderjahrige .... von min­
destens acht Stunden pro Tag 60 Prozent, bei einem sol­
chen von mindestens sechs Stunden pro Tag 40 Prozent 
und bei einem solchen von mindestens vier Stunden pro Tag 
20 Prozent des .... 

MinderheIt 
(Langenberger, Brunner Christiane, David, Stähelin, Studer 
Jean) 
Abs.1 
Massgebend für die Höhe der Hilflosenentschädigung ist 
das Ausmass der persönlichen Hilflosigkeit. Die Hilflosen­
entschadigung wird personenbezogen ausgerichtet und soll 
die Wahlfreiheit in den zentralen Lebensbereichen erleich­
tern. Die monatliche Entschädigung setzt sich zusammen 
aus: 
a. einer Hilflosenpauschale. Sie wird an alle Versicherten 
ausgerichtet, die hilflos im Sinne von Artikel 42 Absatz 1 
sind. Sie beträgt bei schwerer Hilflosigkeit 80 Prozent, bei 
mittelschwerer Hilflosigkeit 50 Prozent und bei leichter Hilflo­
sigkeit 20 Prozent des Mindestbetrages der Altersrente nach 
Artikel 34 Absatz 5 AHVG. Die Entschädigung für Minderjäh­
rige berechnet sich pro Tag. 
b. einem persönlichen Hilflosenbudget. Es wird den Versi­
cherten entsprechend ihrem in der Bedarfsabklärung festge­
legten Zeitbedarf an persönlicher Pflege und Betreuung 
monatlich ausgerichtet und entspricht im Maximum dem 
zehnfachen Betrag der Hilflosenpauschale. Bei der Ermitt­
lung des persönlichen HIlflosenbudgets werden jene Zeiten, 
in denen Leistungen dieses Gesetzes aus den Artikeln 16 
und 17 (berufliche Eingliederungsstätten), 19 (Sonderschu­
lung) und 73 (Tagesstätten und Werkstätten) bei teilstationär 
untergebrachten Versicherten sowie der Krankenversiche­
rer aus Artikel 25 KVG, Artikel 51 KVG, Artikel 7 KLV an die 
Pflege zu Hause beansprucht werden, nicht angerechnet. 
Abs.2 
Anspruchsberechtigten, die sich in einem Heim aufhalten, 
wird nur die Hilflosenpauschale ausbezahlt. 

Art. 42ter 
Proposition de la commission 
Majorite 
AI. 1 
Est determinant pour fixer le montant de I'allocation pour im­
potent le degre d'lmpotence personnel. L.:allocation pour im­
potent est versee individuellement et doit faciliter les choix 
dans les domaines centraux de la vie. L.:allocation mensuelle 
se monte, lorsque le degre d'impotence est grave, a 80 pour 
cent du montant maximum de la rente de vieillesse prevu a 
I'article 34 alineas 3 et 5 LAVS; elle se monte, lorsque le de­
gre d'impotence est moyen, a 50 pour cent de ce montant et 
a 20 pour cent du meme montant lorsque le degre d'impo­
tence est faible. L.:allocation est calculee sous forme de con­
tnbution journaliere pour les mineurs. 
AI. 2 
Le montant de I'allocation pour impotent versee aux assures 

AI. 3 
L.:allocation pour impotent versee .... au mOlns, a 60 pour 
cent .... a 40 pour cent du montant maximum de la rente de 
vieillesse, et a 20 pour cent du meme montant .... 

Minorite 
(Langenberger, Brunner Christiane, David, Stcihelin, Studer 
Jean) 
AI. 1 
Est determinant pour fixer le montant de I'allocation pour im­
potent, le degre d'impotence personnel. L.:allocation pour im-
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potent est versee indlviduellement et doit faciliter les choix 
dans les domaines centraux de la vie L.:allocation mensuelle 
se compose: 
a. d'un forfait pour impotence. Celui-ci est verse a tous les 
assures qUI so nt impotents au sens de I'article 42 alinea 1 er. 
11 s'eleve a 80 pour cent du montant minimum de la rente de 
vieillesse prevu a I'artlcle 34 alinea 5 LAVS, lorsque le degre 
d'impotence est grave, a 50 pour cent de ce montant, si le 
degre d'lmpotence est moyen, et a 20 pour cent du meme 
montant, s'il est faible. Le forfait est calcule sous forme de 
contributlon journaliere pour les mineurs; 
b. d'un budget personnel pour impotence Celui-ci est verse 
mensuellement a I'assure en fonction du temps necessaire 
pour les soins et I'aide fixe lors de la determination des be­
soins. II correspond au maximum a dix fois le montant du for­
falt pour impotence. Dans le calcul du budget personnel pour 
Impotence, les periodes pour lesquelles des prestations pre­
vues par la presente loi so nt versees conformement aux ar­
ticles 16 et 17 (centres de readaptation professionnelle), 19 
(formation scolaire speciale) et 73 (centres de jour et ate­
liers) aux assures residant partiellement en institution ainsi 
que les montants verses par les assureurs conformement a 
I'article 25 LAMal, I'article 51 LAMal et I'article 7 OPAS au 
titre des soins a domicile ne so nt pas pris en conslderation. 
AI. 2 
Les assures qui resident dans un home ne touchent que le 
forfait pour impotence. 

Art. 68quater 
Antrag der Kommission 
Titel 
Pilotversuche 
Abs.1 
.... Gruppen von Versicherten zeitlich .... zu sammeln, die: 
a. bei Arbeitgebenden einen Anreiz zur vermehrten Anstel­
lung von eingliederungsfähigen invaliden Versicherten 
schaffen; oder 
b. die eigenverantwortliche und selbstbestimmte Lebensfüh­
rung von Versicherten mit einem Bedarf an Pflege und Be­
treuung stärken. 
Abs.2-4 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Antrag Pfisterer Thomas 
Abs. 1 

b. Streichen 
Abs.2 
Der Bund veranlasst unverzüglich einen oder mehrere PIlot­
versuche, in denen Erfahrungen über Massnahmen gesam­
melt werden, die eine eigenverantwortliche und selbstbe­
stimmte Lebensführung von Versicherten mit einem Bedarf 
an Pflege und Betreuung stärken. Sie sollen namentlich die 
Höhe der Hilflosenentschädigung nach dem Ausmass der 
Hilflosigkeit abstufen und diese personenbezogen ausrich­
ten, die Wahlfreiheit In den zentralen Lebensbereichen er­
leichtern und die Entschädigung aus einer angemessenen 
Hilflosenentschadigung und einem persönlichen Hilflosen­
budget zusammensetzen, das in einem vernünftigen Ver­
hältnis zu den Heimkosten steht. 

Art. 68quater 
Proposition de la commission 
Titre 
Essais pilotes 
AI. 1 
Pour certains groupes d'assures, le Conseil federal .... des 
experiences en matiere de mesures destinees: 
a. a renforcer, aupres des employeurs, I'incitation a embau­
cher davantage d'assures invalides aptes a la readaptation; 
ou 
b. a permettre aux assures necessitant des soins et de I'as­
slstance de mener une vie autonome responsable. 
AI. 2-4 
Adherer a la decision du Conseil national 

Proposition Pfisterer Thomas 
AI. 1 

b. Biffer 
AI. 2 
Le Conseil federal prevoit, dans les meilleurs delais, un ou 
plusieurs essais pilotes afin de recueillir des experiences en 
matiere de mesures contribuant a aider les assures necessi­
tant des soins et de I'assistance a mener une vie autonome 
responsable. Dans le cadre de ces essais, le montant de I'in­
demnite pour impotent est module en fonction du degre 
d'impotence personnei, I'allocation est versee individuelle­
ment et doit faciliter les choix dans les domaines centraux de 
la vle. L.:allocation correspond a une allocation pour impotent 
appropriee a laquelle s'ajoute un budget personnel en rap­
port avec les coOts lies au sejour dans un home. 

Le president (Cottier Anton, president): 11 y a lieu de traiter 
conjointement I'article 42ter et I'article 68quater. 

Forster-Vannini Erika (R, SG), für die Kommission: Vorerst 
kann Ich mich damit einverstanden erklären. Ich finde es 
richtig, wenn wir Artikel 42ter mit Artikel 68quater in Zusam­
menhang bringen. Ich werde auch in meinen Ausführungen 
darauf zurückkommen. 
Die Kommission des Nationalrates hat das Thema der ASSIs­
tenzentschädigung eingebracht; es wurde im Nationalrat in­
tensiv diskutiert. Das Hauptanliegen der Grossen Kammer 
bestand darin, die Wahlfreiheit der Versicherten gegenüber 
dem Entwurf des Bundesrates zu erweitern. Letztlich hat 
sich der Nationalrat entschieden, die Assistenzentschädi­
gung - oder jetzt die Hilflosenentschädigung - durch eine 
Ausdehnung des Anspruches auf Vergütung der Krankheits­
und Behinderungskosten durch die Ergänzungsleistungen 
zu ergänzen. Konkret bedeutet dies: Die Asslstenz- oder Be­
treuungskosten, welche nicht über die Assistenzentschädi­
gung der IV gedeckt werden, können bei Ergänzungsleis­
tungsbezügerinnen und -bezügern mit einem hohen Assis­
tenzbedarf bis zu 90 000 Franken pro Jahr und bei solchen 
mit einem mittleren Assistenzbedarf bis zu einem entspre­
chend tieferen Höchstbetrag über die Ergänzungsleistungen 
vergütet werden. Diese Ergänzung der Versicherungslei­
stung durch bedarfsabhängige Ergänzungsleistungen soll 
den betroffenen behinderten Menschen eine echte Wahlfrei­
heit zwischen dem Aufenthalt In einem Wohnheim und dem 
Aufenthalt zu Hause ermöglichen, da mit dieser Regelung IV 
und Ergänzungsleistungen zusammen den gleichen Beitrag 
an den Aufenthalt zu Hause leisten, wie die IV auf der ande­
ren Seite bei einem Aufenthalt in einem Wohnheim bezahlt. 
Die Mehrheit Ihrer Kommission Ist im Grundsatz mit dem 
Nationalrat einverstanden, dass die Wahlmöglichkeit betreu­
ungsbedürftiger Menschen mit Behinderungen in den zen­
tralen Lebensbereichen erleichtert werden muss. Sie stellte 
sich aber die Frage, ob es nicht besser wäre, die Kosten für 
die Betreuung zu Hause bestmöglich durch die IV abzude­
cken. Nach diesem Modell würde die Hilflosenentschädigung 
personenbezogen ausgerichtet, damit die Wahlfreiheit in 
den zentralen Lebensbereichen erleichtert werden kann. Die 
IV würde - immer gemäss Mehrheit - pro Monat eine 
Grundpauschale und aufgrund eines individuell festgelegten 
zeitlichen Assistenzbedarfes ein persönliches Assistenzbud­
get bis zu einer Hochstgrenze ausrichten. 
In Absatz 2, Hilflosenentschädigung für Versicherte, die sich 
in einem Heim aufhalten, und in Absatz 3, Hilflosenentschä­
digung für Minderjährige, die zusätzlich eine intensive Be­
treuung brauchen, folgt die Mehrheit dem Nationalrat. In 
Absatz 3 möchte die Mehrheit gegenüber Bundesrat und 
Nationalrat den Intensivpflegezuschlag bei einem invalidi­
tätsbedingten Betreuungsaufwand von mindestens acht 
Stunden pro Tag auf 60 Prozent, bei einem Betreuungsauf­
wand von mindestens sechs Stunden pro Tag auf 40 Prozent 
und bei einem solchen von mindestens vier Stunden pro Tag 
auf 20 Prozent festlegen. 
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Gemäss Verwaltung hätten Familien mit schwerstbehin­
derten Kindern mit Geburtsgebrechen, die heute die Maxi­
malansätze bekommen, mit dem Entwurf des Bundesrates 
300 Franken weniger. Die durch die Mehrheit beantragte 
Verbesserung gegenüber dem Entwurf des Bundesrates 
macht in etwa 5 Millionen Franken Mehrkosten aus. 
Die Befragung der Kantone hat ergeben, dass sie in dieser 
Sache hinter dem Entscheid der Kommission stehen kon­
nen. 
Die Mehrheit der KommiSSion - ich muss Ihnen sagen, dass 
sie lediglich mit Stichentscheid des Präsidenten zustande 
gekommen ist - ist nicht grundsatzlich gegen den Antrag der 
Minderheit Langenberger. Sie bringt dem Anliegen auch viel 
Sympathie entgegen Das System gibt den Behinderten 
Selbstständigkeit und damit einen guten Anteil an Lebens­
qualität. Diese Selbstständigkeit und diese Lebensqualität 
entgehen den Behinderten heute, wenn sie quasi - ich sage 
es mit einem etwas unschönen Wort - «verwaltet .. werden. 
Es ist sicher erstrebenswert, individuell vorgehen zu können 
und denjenigen, die dazu fähig sind, die Mogllchkeit zu ge­
ben, sich selbst zu verwalten. Die Mehrheit ist aber der Mei­
nung, dass die Sache noch nicht ausgereift ist, so gut die 
Idee auch sein mag. Ich möchte es nochmals betonen: Sie 
ist noch nicht ausgereift. Zurzeit stehen keine gesicherten 
und aussagekräftigen Zahlen zur Verfügung 
Die Mehrheit vertritt also die Meinung, dass dieses System 
im Vollzug Unsicherheiten auslösen konnte, weil es noch 
nicht wirklich durchdacht ist und weil gesicherte Zahlen dazu 
fehlen; es könnte sich möglicherweise kontraproduktiv aus­
wirken, auch wenn es im Ansatz noch so gut ist. Deshalb ist 
die Kommission überzeugt, dass ein schrittweises Vorgehen 
und die Aufnahme eines Pilotversuchs, der die Erprobung 
einer eigenverantwortlichen und selbstbestimmten Lebens­
führung in der Praxis ermöglicht, der sicherere Weg ist. Ich 
verweise auf den neuen Artikel 68quater Absatz 1 Buch­
stabe b, weil wir diesen Artikel Ja Im vorliegenden Zusam­
menhang behandeln wollen. Die Mehrheit möchte auch 
ausdrücklich darauf hinweisen, dass der Bund die Testversu­
che zugig an die Hand nehmen und auch in der nötigen 
Breite angehen soll. Damit werden gemäss Mehrheit die 
Grundlagen geschaffen, um auf sachlicher Basis und auf­
grund von gesicherten Zahlen Im Rahmen der fünften Revi­
sion einen definitiven Entscheid in der Richtung, wie sie 
heute von der Minderheit beantragt wird, zu treffen. 
Kollege Pfisterer Thomas hat nun einen Antrag zu Artikel 
68quater eingereicht. Ich kann mich vielleicht nachher dazu 
aussern. Ebenso möchte ich im Moment darauf verzichten, 
Ihnen die Kosten der jeweiligen Anträge von Mehrheit und 
Minderheit darzulegen. Ich werde darauf zurückkommen, 
wenn die Minderheit ihre Meinung dargelegt hat und wenn 
es notwendig wird. 

Langenberger Chnstiane (R, VD): Nous avons, dans le ca­
dre des travaux de commission, abondamment parle des 
couts, comme cela a ete le cas en debut de matinee, ä sa­
voir de I'inflation des couts de I'AI. Dans le cadre de cette 
discussion sur les couts, nous avons pense qu'il etalt JUdi­
cieux qu'ici mame, comme dans la commission, nous discu­
tions aussi d'une variante dans le cadre de I'allocation pour 
Impotent et que I'on parle de cette solution que propose la 
mlnonte. 
La solution de la minorite a ete au depart aussi proposee par 
Mme Beerli qui, par la suite, a abandon ne cette idee parce 
qu'effectivement, aussi bien I'OFAS que Mme Dreifuss, con­
seillere federale, ont evoque les couts supplementaires in­
duits par notre proposition. On a aussl evalue les dangers 
lies ä I'exportation des prestations AI, qui decouleraient 
eventuellement de ce changement de cap dans I'allocatlon 
pour Impotent. Un probleme qui a ete aussi evoque - je re­
mercie d'ailleurs la rapporteure qui a tres bien explique le 
changement des modalites et fait la presentation ä la fois de 
la majorite et de la minorite - etait que ce projet n'etait pas 
encore totalement acheve. Neanmoins, nous avons quand 
mame ete encourages, ä la sUite de cette evaluation dans la 
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commlsslon et apres avoir travaille avec les associations 
d'invalides qui nous ont supplies de le faire, ä presenter ce 
modele de minorite pour les raisons suivantes. 
D'abord, j'aimerais rappeier comment fonctionne notre sys­
teme. 
Nous avons donc, et c'est le premier element, les 27 francs 
quotidiens, au maximum, qui seraient la «Pauschale .. dont 
on parle dans le systeme de la majonte. Au lieu de doubler 
ce montant, nous en restons ä ces 27 francs qui sont un 
maximum - je dis bien un maximum - qu'une person ne inva­
lide reyoit pour sa pnse en charge SI elle reste ä la maison. 
Je rappelle aussi que si, par contre, cette personne va dans 
un home, dans une institution, I'AI verse 270 francs maxi­
mums. 
Par rapport ä nous autres personnes en bonne sante qui 
pouvons IIbrement dire avec qui nous travaillons, qui nous 
prodiguera des soins, qUi va lire notre courrier, eh bien, c'est 
un probleme tout different pour la personne invalide. Donc, II 
faut bien comprendre que les personnes qui souhaitent res­
ter chez elles souhaitent veritablement avoir une prise en 
charge beaucoup plus individualisee que ce n'est le cas ac­
tuellement. Alors, c'est bien clair que ni les 27 francs ni les 
54 francs, si on double ce montant, ne sont ä mame de per­
mettre cette prise en charge plus autonome de la personne. 
II est bien evident aussi que la solution du Conseil national, 
qUi elargit ces prestations en offrant les prestations comple­
mentaires (Ergänzungsleistungen), est juste dans un certain 
sens, mais tout le monde n'y a, et de loin, pas droit. Un inva­
lide qui travaille, qUI se prend en charge doit continuer, s'il 
veut obtenir de I'aide ä la maison, ä payer ces prestations 
puisqu'll n'a pas droit aux prestations complementaires. 11 
doit vraiment en arriver ä ne plus pouvoir subvenir ä ses 
besoins financiers, ä avoir epuise tous ses revenus, pour 
avoir droit ä ces prestations complementaires. On peut citer 
x exemples de familles qui ont des enfants ä I'AI et qui, 
parce qu'elles ont un revenu suffisant, ont droit uniquement 
ä ces 27 francs, plus tard eventuellement ä 54 francs, pour 
subvenir ä ce qu'il faut payer pour permettre ä I'invalide de 
rester ä la maison. Je rappelle encore une fois que si ce der­
nier va dans un home, I'AI verse 270 francs. 
J'ai aussi dit dans le debat d'entree en matiere ä quel point 
les homes sont lies ä I'hebergement d'un nombre important 
d'invalides souffrant de handicap leger parce que la prise en 
charge de cas lourds coute extramement cher. Les homes 
n'arrivent pas ä tourner s'ils prennent en charge trop de cas 
lourds. J'ai cite deux exemples, mais comme personne 
n'etait present dans la salle, je le repete: iI y ades homes qui 
refusent des cas lourds et les personnes en quest ion vont 
dans des hopitaux, dans des EMS, ce qui coute infiniment 
plus cher, et les soins y sont mal adaptes. Je crois que ce 
n'est pas une bonne solution. 
J'en viens au second element de notre systeme - je ne parle 
donc plus de la «Pauschale .. : il s'agit du budget individua­
lise Lä, nous estimons que si, en plus des 27 francs, on oc­
troie un budget individualise qui est evalue par les offices 
reglonaux de I'assurance-invalidite, qui connaissent les cas, 
en fonction du degre d'invalidlte et de I'aide dont la person ne 
aura besoin, on en arrivera ä moyen terme ä des couts 
moins eleves, en tout cas moins que si la personne va dans 
un home et moins eleves d'une maniere generale parce que 
la person ne aura appris ä se prendre en charge, ä rester 
autonome. Je crois que c'est une solution d'avenir 
Nous nous trouvons devant des affirmations d'associations 
d'invalides qui sont convaincues, comme plusieurs pays 
europeens qui ont instaure le systeme des prestations indivi­
dualisees, par le systeme du budget individualise. Seule­
ment voilä, nous avons les prises de position de I'OFAS d'un 
cote et celles des associations d'invalides de I'autre. Avec 
nos moyens en commission, OU nous avons finalement 
consacre assez peu de temps ä I'etude de I'assurance-inva­
lidite - je rappelle qu'en mame temps, et c'est insense, nous 
traitons la 11 e revision de I'AVS, la revision de LPP et, en 
plus de cela, les droits des handicapes -, il est extramement 
difficile pour nous, sans experts externes, de pouvoir com­
parer ce qu'on nous dit, ce que nous racontent les associa-
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tions d'invalides et ce que nous declare I'OFAS. Alors pour 
ma part, je pense que c'est une bonne solution. Comme cela 
a ete reconnu, elle va dans la bonne direction. Et je souhal­
terais que la commission du Conseil national, qui va de nou­
veau reprendre le dossier de la 4e revision de I'AI en raison 
des divergences, pUlsse en rediscuter, reevaluer les diffe­
rences qui existent entre I'OFAS et nous-memes. 
Je termine avec la proposition Pflsterer Thomas qui de­
mande - dans le cas ou vous refuserlez cette proposition de 
mlnorite -, a I'article 68quater, que des projets pilotes puis­
se nt etre falts. Mais M. Pfisterer est beaucoup plus precis 
que la commlssion dans la redaction de cet article et il re­
prend quelques elements qui so nt contenus dans ma propo­
sition de mInorIte a I'article 42ter. 11 est bien evident que pour 
ma part je suis tres sensible a la proposition Pfisterer Tho­
mas, et je pense qu'il serait utile si I'OFAS et le departement 
etaient obliges de mener rapidement des projets pilotes, tout 
en souhaitant que la commission du Conseil national re­
prenne peut-etre et etudie d'un peu plus pres les reponses 
que I'OFAS nous a donnees par rapport a ma proposition de 
minorite 

Pfisterer Thomas (R, AG): Mein Antrag will Pilotversuche 
veranlassen, die den Betroffenen eine möglichst selbststän­
dige Lebensgestaltung ermöglichen; das entspricht sicher 
der Idee der laufenden IVG-Revlsion. Ein Mittel, um diese 
freie Lebensgestaltung zu erreichen, ist die Regelung der 
Hohe der Entschädigung. Der MInderheitsantrag umschreibt 
nicht nur Begriff und Ausmass, sondern entwickelt auch ein 
neues Modell, eine Art New Public Management auf der per­
sönlichen Ebene - wenn Ich das etwas salopp so ausdru­
cken darf, weil dieselbe Idee dahinter steckt -: zusatzllch zur 
Pauschale ein persönliches Hilflosenbudget, personenbezo­
gen, nach den individuellen Lebensverhältnissen ausgestal­
tet. Das leuchtet ohne weiteres als gute, zentrale Idee ein. 
Die Idee ist attraktiv, und ich habe mir, offen gestanden, 
lange uberlegt, diesen Minderheitsantrag zu unterstützen. 
Ich bin aber aufgrund der Abklärungen und der Diskussio­
nen mit den Kolleginnen und Kollegen zum Ergebnis gekom­
men, dass ich das im Moment nicht verantworten kann, und 
zwar einfach deshalb, weil jedenfalls die finanziellen Folgen 
unuberblickbar sind, weil keine Zahlen vorliegen und auch 
das RISiko des Exports nicht abgeschätzt werden kann. 
Trotzdem scheinen mir, nach diesen Auskünften, aber auch 
nach personlicher Einsicht in derartige Verhältnisse und 
Auseinandersetzung mit derartigen Heimprojekten, gute 
Gründe fur die Annahme vorzuliegen, dass derartige Lösun­
gen sogar billiger sind als ein Heimaufenthalt. Das ist ja be­
reits ein Ziel. Das allein kann aber die Sache nicht 
rechtfertigen. Es liegt noch viel mehr an Qualitätsgewinn für 
die Betroffenen drin. Ich meine, das müsse auch abgeklärt 
werden. Es muss abgeklärt werden, wie das Kosten-Nutzen­
Verhältnis ist; das ISt letztlich entscheidend, um auch die Le­
bensqualität entsprechend zu steigern. 
Diese Pilotversuche sollten wirklich durchgefuhrt werden. 
Mein Antrag ist als Muss-Vorschrift und als Vorschrift formu­
liert, die «unverzüglich" - das Wort ist bewusst gewählt -
umgesetzt werden muss. Ich stelle mir vor, dass man das in 
einem oder In zwei Kantonen testen kann. Der Bundesrat 
kann dies ja veranlassen. Ich danke der Kommissionsspre­
cherin und der Sprecherln der Minderheit sehr für ihre Offen­
heit diesem Anliegen gegenüber. Ich meine, es sollte auf 
jeden Fall realisiert werden. 

Beerli Christine (R, BE): Erlauben Sie mir eine Vorbemer­
kung. Wir haben in dieser Session In zwei wichtigen Politik­
bereichen eine etwas ähnlich gelagerte Diskussion. Wir 
haben im Bereich der Familienbesteuerung eine ganz neue 
Idee, die in der Kommission unter dem Umstand geboren 
worden ist, dass wir Zweitrat waren. Wir erhielten die Vor­
lage also schon vom Nationalrat zugewiesen. Die Kommis­
sion hat dann ein neues, zukunftsgerichtetes Konzept 
entwickelt. Wir haben heute hier ein etwas ahnlich gelager­
tes Verfahren. Wir erhalten vom Nationalrat eine Vorlage 

überwiesen und sind der Ansicht, dass man etwas Neues, 
etwas Zukunftsgerichteteres, etwas, dem man mit sehr viel 
positivem Interesse gegenübersteht, einbringen könnte. 
Es gibt aber zwischen den beiden Vorgängen einen ganz 
wesentlichen Unterschied, der bewirkt, dass ich mich das 
letzte Mal für die doch verspätete Neuerung eingesetzt habe 
und mich heute mit der Mehrheit der Kommission zur Lö­
sung des Nationalrates bekenne. Heute - im Gegensatz zur 
Steuervorlage - geht der Antrag der Mehrheit der Kommis­
sion in die richtige Richtung. Er nimmt die Idee der Neue­
rung auf, er nimmt das zukunftsgerichtete Konzept auf, er 
macht einen Schritt in diese Richtung. Aber er macht keinen 
Sprung über einen riesigen, unübersehbaren Wassergra­
ben, wo man Wirklich Gefahr läuft, sich die Füsse nass zu 
machen. Bei der Steuerdiskussion war es insofern anders, 
als man dort durch den Entscheid der Mehrheit und danach 
des Rates das weitere Vorgehen in Richtung zukunftsgerich­
teter Lösung eher verunmöglicht hat. Aber heute, wie ge­
sagt, geht die Mehrheit der Kommission mit viel Uberzeu­
gung in dieselbe Richtung. 
Frau Langenberger hat es selber gesagt: Ich war in der 
Kommission auch Antragstellerin. Ich hatte den sei ben An­
trag gestellt wie sie, weil mich die Idee der Assistenzent­
schädigung und des persönlichen BUdgets fasziniert. Ich 
finde, es ist eine Idee, die sehr viel liberales Gedankengut in 
sich birgt, es ist eine gute Sache. Ich stehe mit Überzeugung 
dazu, dass man Menschen befähigt, selber Entscheide zu 
fällen und selber über ihr Budget zu entscheiden, die Bud­
getverantwortung zu tragen und dann die entsprechenden 
Leistungen auch einzukaufen. Das ist das berühmte Em­
powerment, das in aller Leute Mund ist, auch im Bereiche 
der Krankenversicherung und der Krankenpflege. Man 
möchte die behinderten und kranken Menschen befähigen, 
ihr Schicksal selber in die Hand zu nehmen und selber die 
notwendigen Entscheide zu fällen. Dazu stehe ich, das finde 
ich eine gute GrundausrIchtung. In diese Richtung sollten 
wir gehen, und wir machen auch die ersten Schritte in der 
Vorlage, die Ihnen nun vorliegt. 
Ich habe in der Kommission aber anschliessend - Frau Lan­
genberger hat es auch schon angetönt - den ~.ntrag wieder 
zurückgezogen, einfach deshalb, weil ich zur Uberzeugung 
gelangt bin, dass wir schlicht und einfach die Entscheid­
grundlagen nicht haben. Die Sache ist für diesen Konzept­
wechsel nicht reif. Es gibt keine Daten: Es ist kein 
Datenmaterial vorhanden, wie viele behinderte Menschen 
es in diesem Land gibt. Es gibt kein Datenmaterial daruber, 
wie viele dieser behinderten Menschen zu Hause gepflegt 
werden und wie viele in Heimen sind. Es gibt keine Daten 
darüber, wie viele derjenigen, die in Heimen sind, leicht, mit­
tel oder schwer pflegebedürftig sind. Das alles haben wir 
beim zuständigen Amt, beim BSV, verlangt. Wir erhielten die 
Auskunft, das sei nicht möglich, man könne uns diese Aus­
kunft nicht geben, die Daten seien nicht vorhanden. Ich habe 
noch einmal nachgefragt, wie lange es denn gehen würde, 
bis diese vorlagen. Es ist ja dringend notwendig, dass man 
dieses Wissen über diese statistischen Daten hat, wenn 
man einen Konzeptwechsel beschliessen will. Es ist eine 
schwierige Arbeit; es wird mit Sicherheit ein Jahr in An­
spruch nehmen, bis wir diese Daten haben. Deshalb auch -
ich sage dies in einer kleinen Klammerbemerkung - ist es 
meiner Ansicht nach nicht möglich, jetzt dann einfach den 
Nationalrat entscheiden zu lassen, denn auch er wird nicht 
im Besitze dieser Daten sein. Sie werden nicht so rasch lie­
ferbar sein. 
Das ist der Grund, weshalb ich überzeugt bin: Wir müssen 
jetzt diese Revision verabschieden, mit dem Schritt in die 
richtige Richtung. Wir müssen gleichzeitig auch den Auftrag 
erteilen, Pilotprojekte zu ermöglichen, wie das unsere Kom­
mission schon mit der Aufnahme von Artikel 68quater mög­
lich macht. Die Berichterstatterin hat es Ihnen dargelegt, und 
ich bin auch persönlich der Meinung: Wir können diesen Ar­
tikel durchaus noch etwas ausbauen. Ich persönlich unter­
stütze den Antrag, der von Herrn Pfisterer eingereicht 
worden ist. Er ISt noch etwas weiter gehend, er verpflichtet 
noch mehr dazu, dass man diese Pilotversuche durchführt. 
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Das wird uns wichtige Erfahrungen geben. Wir werden dann 
wissen, welches die Auswirkungen auf die Kosten sind; denn 
wir haben nicht nur keine Daten über die behinderten Men­
schen und die Schweregrade ihrer Behinderungen respek­
tive den Ort ihres Aufenthaltes, wir haben auch keinerlei 
Wissen darüber wie sich die Einführung dieses neuen Kon­
zeptes auswirk~n wird. Natürlich wird es eine Kostensteige­
rung in der Invalidenversicherung mit sich bringen. Das 
haben wir errechnen lassen - auch nicht mit ganz genauen 
Zahlen, aber mit plausibilisierten. Man hat uns gesagt: Es 
wird fur die Invalidenversicherung Mehrkosten von etwa 330 
Millionen Franken im Jahr mit sich bringen. Natürlich, das 
sage Ich auch: Unser Konzept bringt auch Mehrkosten, aber 
es sind bei der IV nur 162 Millionen Franken und dazu noch 
110 Millionen Franken bei den Ergänzungsleistungen. Beim 
Konzept der Minderheit würden diese Kosten bei den Ergan­
zungsleistungen nicht anfallen, aber dafür natürlich bei der 
IV; deshalb bringt dieses Konzept bel der IV 330 Millionen 
Franken Mehrkosten. Wir wissen aber überhaupt nicht, ob 
diesen Mehrkosten in irgendeiner Art und Weise - wie dies 
von der Minderheit dargelegt wird - Minderkosten entgegen­
stünden, indem z. B. weniger Heimplatze benötigt würden. 
Das kann auf mittlere bis lange Frist möglich sein, das hat 
auch eine gewisse Plausibilität für sich, aber es wird ganz si­
cher nicht rasch möglich sein. Es würde Viel eher so sein, 
dass wir über eine längere Zeit bel der IV Mehrkosten und 
bei den Heimen noch keine Minderkosten hätten, sodass wir 
demzufolge ein sehr kostenintensives System verankern 
würden, das in allen Bereichen Höchstkosten zur Folge 
hätte. 
Ich muss Sie halt in diesem Zusammenhang noch einmal an 
das erinnern, was wir ganz zu Beginn dieses Morgens mit­
einander diskutiert haben: Wir haben uns allesamt sehr, 
sehr beunruhigt darüber gezeigt, welche Kos~en in diesem 
IV-Haushalt anfallen. Jetzt müssen wir diese Uberlegungen 
in die materielle Gesetzesberatung einfliessen lassen. Wir 
müssen hier - auch wenn es nicht das optimale System Ist, 
auch wenn wir es vielleicht noch etwas besser machen 
könnten - mindestens eine Kategorie von behinderten Men­
schen besser stellen. Es sind hier nicht alle gleich betroffen: 
Diejenigen behinderten Menschen würden von der Einfüh­
rung des neuen Systems in einem guten Sinne profitieren, 
die wirklich in der Lage sind, autonom zu sein und die ent­
sprechenden Entscheide zu fällen. ~s g.ibt ~ine grosse K~te­
gorie von behinderten Menschen, die nicht In der Lage Sind, 
das zu tun, die nach wie vor auf Betreuung und Pflege. In 
Heimen angewiesen sind. Wir würden also hier sicher eine 
Kategorie besser stellen. Wir sollten das, soweit uns das .fi­
nanziell möglich ist, auch tun. Aber wir müssen andererseits 
auch Immer Wieder den Gesamtrahmen, die Gesamtheit der 
behinderten Menschen und die Gesamtheit der Kosten, im 
Auge behalten. 
Zudem steht noch das Problem - Frau Bundesrätin Dreifuss 
hat es biS Ins Detail ausgeführt - der Gefahr des Exports 
von Leistungen klar Im Raum. Es ist nicht so, dass wir durch 
das Gutachten, das von Herrn David in Auftrag gegeben 
worden ist, wirklich schlüssig wissen, dass diese Gefahr ge­
bannt ist. Sie ist nicht gebannt, sie steht immer noch Im 
Raum. Wenn wir mit derart grossen Beträgen rechnen, dann 
müssen wir ganz klar wissen, ob die Gefahr gebannt ist, be­
vor wir einen Entscheid fällen. 
Obschon ich, wie gesagt, von diesem Modell fasziniert bin, 
obschon ich der Meinung bin, es müsse in einer nachsten 
Revision in diese Richtung gehen, bitte ich Sie, jetzt nicht zu 
einem Blindflug im Nebel und ohne Instrumente zu starten. 
Das dürfen wir nicht tun; wir dürfen diese Verantwortung 
nicht in einer Situation auf uns nehmen, in der die IV ohne­
hin schon finanzielle Schwierigkeiten hat. Wir dürfen und 
müssen aber den Antrag Pfisterer Thomas unterstützen und 
mussen uns anschliessend die notwendigen Unterlagen ver­
schaffen; wir mussen dem BSV die notwendigen Auftrage 
weitergeben, die Pilotprojekte auswerten, um dann wirklich 
mit einer geSicherten Faktenlage in eine nächste IV-Revision 
gehen zu können. Wenn sich das als richtig erweist und wir 
wirklich zur Überzeugung gelangen, dass wir die Kosten hier 
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nicht ins Unermessliche steigern, dann fällen wir diesen Ent­
scheid bei der fünften Revision. 
Aber jetzt bitte ich Sie, mit der Mehrheit zu stimmen. 

Stähelin Philipp (C, TG): Mir ist es in der Kommissionsbera­
tung an sich gleich gegangen wie Frau Beerli. Ich habe auch 
lange gezögert. Grundsätzlich bin ich vom neuen Konzept, 
dem Konzept der Minderheit, absolut überze~gt: Da geht e~ 
ja, ich habe mich umgehört, allen gleich. Wir Sind der Mei­
nung, dass das der Weg der Zukunft sei. Ich sehe aUCh .. wie 
sich jetzt - auch mit dem Antrag Pfisterer Thomas - dieser 
Weg in die Zukunft dann noch etwas mehr öffnen Wird. Da­
rüber bin ich durchaus glücklich. 
Ich habe mich im Unterschied zu Frau Beerli am Schluss der 
Minderheit angeschlossen. Ich sehe wie sie gewisse Paralle­
litäten zum Konzeptwechsel bei der Familienbesteuerung, 
aber ich sehe auch einen Unterschied. Dieser neue Ge­
danke den die Minderheit hier vertritt, ist für unseren Rat 
nicht ~o neu wie das beim Konzeptwechsel bel der Famili­
enbesteueru~g der Fall gewesen ist. Diese Gedanken sind 
bereits im Nationalrat geprüft und besprochen worden; ich 
habe mich bei den anwesenden Mitgliedern des Nationalra­
tes extra noch einmal in diese Richtung kundig gemacht. 
Aber wir haben nachher In der KommiSSion eigentlich keine 
neuen Ausführungen, kein neues Zahlenmaterial erhalten. 
Das ist das was mich hier etwas beschäftigt. Wir haben 
auch im Rahmen der Kommissionsberatung schlicht weiter­
ich nehme das Wort von Frau Beerli auf - in Blindflug ma­
chen müssen. Wir haben keine Unterlagen erhalten. Es ist 
gesagt worden, es gebe keine. Aber ich habe auch nicht ge­
sehen dass bei den Heimen usw. Erhebungen gemacht 
worde~ waren; ich glaube aber, solche Erhebungen hätten 
vorgenommen werden können. 
Ich zweifle einfach etwas daran, dass wir rasch zu Zahlen, 
zu Unterlagen kommen, wenn wir nicht ganz klar m.it dem 
Antrag der Minderheit Druck - auch für die Beratung Im Na­
tionalrat - schaffen. Ich hoffe wirklich, dass dann vermehrt 
Zahlen und Fakten auf dem Tisch liegen. 
Der Antrag Pfisterer Thomas geht demgegenüber in eine 
richtige Richtung, aber bis er zum Tragen ko~mt, werden 
Jahre oder ein Jahrzehnt vergehen. Ich habe einen anderen 
Eindruck von der Kostenentwicklung. 
Sehen Sie, die ganze Geschichte erinnert mich sehr stark 
an die Diskussionen, die wir im Spitalbereich bei der Kran­
kenversicherung zum Problemkreis stationare Versorgung/ 
ambulante Versorgung führen. Wir alle spüren die Notwen­
digkeit, etwas für die Förderung und Gleichbehandlung der 
ambulanten Versorgung zu tun. Hier bietet sich das ei.~ent­
lich an. Wir alle wissen doch, dass es schlussendlich gunstI­
ger kommen wird, wenn jemand zu Hause. gepflegt wird, als 
wenn diese Person einen teuren Pflegeheimplatz beanspru­
chen muss, denn Pflegeheimplätze sind kostspielig. Folglich 
müsste doch der Weg der vermehrten Pflege zu Hause, der 
vermehrten Betreuung zu Hause begangen werden. Das 
kommt unter dem Strich billiger zu stehen. Sehen Sie, ich 
bin nicht so SIcher, ob nicht in den Hinterköpfen noch etwas 
anderes nachwirkt: Vielleicht wirkt der Gedanke nach, dass 
die Kantone allenfalls, wenn die neue Finanzausgleichsvor­
lage kommt, im Bereich der Pflege zu Hause entlastet wür­
den - diese ginge dann voll auf Kosten der IV - und sie 
umgekehrt im Bereich der Heime belastet würden. W~nn 
das die Begründung für die Ablehnung sein sollte, kann Ich 
das nicht mittragen. Mich interessiert vielmehr, was am 
Schluss unter dem Strich an Kosten anfällt. 
Ich sage es noch einmal: Ich bin überzeugt, dass die Lösung 
der Betreuung zu Hause die günstigere Lösung ist. Ich 
werde deshalb die Minderheit unterstützen. Ich hoffe sehr, 
dass bis zur Behandlung im Nationalrat - wenn wir hier eine 
Differenz zum Nationalrat schaffen - mehr Grundlagenmate­
rial vorhanden und analysiert sein wird. 
Ich bitte Sie um Unterstützung des Antrags der Minderheit. 

Frick Bruno (C, SZ): Das Modell, das die Minderheit Lan­
genberger vorschlägt, ist unser Ziel. Wir möchten, dass Be-



01.015 Conseil des Etats 766 25 septembre 2002 

hinderte zu Hause, in der Familie betreut werden können. 
Wir möchten auch, dass sie eine Entschädigung erhalten, 
die Ihrem Bedarf entspricht, die Ihnen die nötige persönliche 
Freiheit und den Gestaltungsraum für das eigene Leben 
gibt. Darin sind wir uns einig; in diesem Punkt ist die Kom­
mission In keiner Welse gespalten. 
Wir sind uns nur in der Frage nicht einig, ob die Zeit fur die­
sen Entscheid reif ist und ob wir die nötigen Grundlagen be­
sitzen, um entscheiden zu können. Ich bin aufgrund der 
Kenntnisnahme der Unterlagen zu einem anderen Schluss 
gekommen als Kollege Stähelin. Ich möchte Ihnen kurz vier 
Gründe nennen, weshalb ich ihm nicht folgen kann und Sie 
bitte, der Mehrheit zu folgen. 
1. Die Unterlagen und die klaren Fakten fehlen. Es ist so vie­
les noch zu erarbeiten; Frau Beerli hat die einzelnen Ele­
mente genannt, ich wiederhole sie nicht. Wenn wir heute 
trotzdem diesen Schritt tun, beschliessen wir nichts anderes 
als einen «landeswelten Feldversuch»; am Schluss werden 
wir die Zahlen haben. Ich stimme Herrn Stähelin zu, dass wir 
diese Zahlen brauchen, aber diese sollten nicht durch einen 
landesweiten teuren Versuch erhoben werden. 
2. Ein solcher Versuch dürfte uns zwischen 400 und 450 Mil­
lionen Franken kosten. Die Schätzungen gehen auseinan­
der; die Interessenverbände kommen auf etwas niedrigere 
Zahlen. In der Kommission hat das Bundesamt recht ein­
leuchtend darlegen können, dass es über 400 Millionen 
Franken sein dürften. Sollen wir diesen landesweiten Ver­
such zum Preis von 400 Millionen Franken durchführen, 
wenn wir das Ganze wesentlich günstiger haben können? 
Das wird uns erlauben, in vier, fünf Jahren bei der 5. IV-Revi­
sion ein Wirklich sachlich ausgereiftes Modell beschliessen 
zu können, das den Behinderten gerecht wird. 
Sie haben vorhin gesagt, Sie seien erstaunt über die hohen 
Kosten, und haben auch mit Ihrer Zustimmung zum Ord­
nungsantrag Schmid Carlo Ihrem Unmut Ausdruck gegeben. 
Jetzt ISt die Nagelprobe fällig. Genehmigen wir über 400 Mil­
lionen Franken Zusatzausgaben, ohne die Sache zu ken­
nen? 
3. Wie steht es um die «Exportfähigkeit» dieses Modells? 
Professor Cottier hat ein Gutachten vorgelegt, wonach auch 
das Modell der Minderheit nicht exportfähig sein soll. Das ist 
die Meinung eines anerkannten Fachmannes. Aber es gibt 
ebenso ausgewiesene Fachleute, die das Gegenteil sagen. 
Klaren wir das gründlich ab, bevor wir einen erheblichen Teil 
dieses Betrages exportieren müssen und uns in Schwierig­
keiten mit der EU bringen! 
4 Wir wollen «Feldversuche» unternehmen, die ausgewer­
tet werden, sodass wir uns In etwa funf Jahren definitiv ent­
scheiden können. Die Kommission hat das nicht nur als 
Lippenbekenntnis formuliert, sondern Artikel 68quater aus­
drucklich dahin gehend geändert, dass der Bundesrat ver­
pflichtet ist, diese Versuche zu unternehmen. 
Mit dem Einzelantrag Pfisterer Thomas umschreiben wir den 
Auftrag noch detaillierter. Wir machen unser Bekenntnis viel­
leicht noch glaubwürdiger, aussagekraftiger und griffiger. 
Der Antrag Ptisterer Thomas unterstreicht den Tatbeweis, 
den wir liefern wollen. 
Aus diesen Gründen möchte ich Sie in aller Kürze bitten, 
dass Sie beim Antrag der Mehrheit bleiben. 

David Eugen (C, SG): Ich bin der Meinung - das haben 
auch der KommissIonssprecher und viele andere gesagt -, 
dass beide Lösungen das gleiche Ziel verfolgen. Wir wollen 
den Behinderten mehr Autonomie, mehr Selbstbestimmung 
geben. Wenn wir die beiden Modelle vergleichen, gibt es ei­
gentlich zwei Punkte, in denen sie sich unterscheiden: 
Das Modell der Mehrheit möchte den Behinderten pauschal 
zwei Pflegestunden pro Tag zuerkennen; zwei Pflegestun­
den sind pauschal abgegolten. Weitere Pflegestunden wer­
den nur abgegolten, wenn die behinderte Person von 
Erganzungsleistungen (EL) abhängig ISt; nur den EL-abhan­
glgen Personen werden also mehr als diese zwei Pflege­
stunden gewährt. 
Das Modell der Minderheit geht von folgender Lösung aus: 
Nur eine Pflegestunde wird pauschal abgegolten, und die 

weiteren Pflegestunden werden nicht von der EL-Abhcingig­
keit abhängig gemacht, sondern von der Schwere der Behin­
derung. 
Was ist der Unterschied zwischen beiden Modellen? Das 
erste Modell, dasjenige der Mehrheit, schliesst die Behinder­
ten ein, die EL-abhängig sind, d. h. jene Behinderten, die in 
der Regel auch keiner Arbeit nachgehen können. Diese 
Gruppe von Behinderten ist sicher mit der Lösung der Mehr­
heit gut berücksichtigt. Hingegen verliert die Mehrheit Jene 
Behinderten aus den Augen, die arbeitsfähig sind, jene, die 
einer Arbeit nachgehen können. Es gibt doch eine recht 
grosse Gruppe von Behinderten, die eingegliedert sind, die 
oft auch trotz schwerer Behinderung einer Arbeit nachge­
hen Diese Behinderten fallen aus dem Modell der Mehrheit 
total heraus, denn sie werden keine zusätzlichen Pflegestun­
den erhalten. Sie müssen sich mit diesen zwei Pflegestun­
den begnügen 
Es ist ganz klar, dass es bei einer schweren Behinderung 
nicht möglich ist, mit zwei Pflegestunden, die über die Pau­
schale bezahlt werden, auszukommen. Auch der Bundesrat 
schreibt übrigens in seiner Botschaft, es sei bei mittleren 
und schweren Behinderungen nicht möglich, damit auszu­
kommen. Denken Sie an all die Hilfen und Assistenzen, die 
geleistet werden müssen. Das geht über das Essen, über 
die Hygiene, über das Einkaufen bis zum Reinigen usw. Bei 
schweren Behinderungen genügen also diese zwei Pflege­
stunden nicht. Der Endeffekt ist der, dass Behinderte, die ar­
beiten wollen, und auch Behinderte, die trotz einer schweren 
Behinderung arbeiten können, ins Heim müssen. Sie müs­
sen ins Heim, weil ihnen die Dienstleistungen fehlen, die sie 
brauchen, damit sie überhaupt aktiv werden können. Damit 
zWingt man eine Gruppe von Personen in den Heimaufent­
halt, die eigentlich eingliederungsfähig wären. 
Daher teile ich die Meinung nicht ganz, dass die Richtung, 
die die Mehrheit einschlägt, wirklich die Reform bringt, die 
wir möchten. Sie geht vom Ziel der möglichst starken Ein­
gliederung weg und zwingt eine recht grosse Gruppe von 
Personen ins Heim. Diese Personen könnten eigentlich ar­
beiten, und sie möchten auch arbeiten und ein selbstständi­
ges Leben führen. Sie sind aber mittelschwer- bis 
schwerbehindert und benötigen daher zusätzliche Hilfen; 
weil sie diese nicht bekommen, müssen sie ins Heim Wenn 
diese Personen gar nicht arbeiten und gar nichts tun würden 
oder nichts tun könnten, kriegten sie aber EL und zusätzli­
che Pflegestunden. Mit anderen Worten: Die Abgrenzung, 
welche der Antrag der Mehrheit bringt, ist eigentlich nicht 
zweckmässlg. Ich finde, man könnte hier heute schon der 
Minderheit folgen. Die Kosten, die hier geltend gemacht wer­
den, sind nach meiner Uberzeugung nicht höher als beim 
Modell der Mehrheit. 
Nun wird gesagt, wir hätten keine Zahlen. Wir haben aber 
auch für die EL-Lösung der Mehrheit keine Zahlen - diese 
haben wir überhaupt nicht. Hier wird einfach vorgegeben, 
das koste 90 Millionen Franken. Aber niemand welSS, ob 
diese Zahl stimmt. Die Aussage, dass wir keine Zahlen hät­
ten, erstaunt mich auch. Wir haben 23 000 Behinderte, die 
hier überhaupt infrage kommen; davon Sind etwa 6600 
Schwerstbehinderte. Vonseiten einer Organisation wie dem 
BSV, das sich mit dem Thema IV und Behinderung seit vie­
len Jahren befasst, wird gesagt: Wir wissen es nicht, wir ha­
ben keine Zahlen uber diese Gruppe. Aber diese Gruppe ist 
ja nicht sehr gross; es sind wie gesagt 23 000 Personen, da­
von 6600 im Bereich der schweren Behinderungen, wo ja 
die grossen Kosten entstehen könnten. Man weiss aber 
beim BSV nicht, wie viele von diesen 6600 Personen ar­
beitsfähig sind. Ich bin davon ausgegangen, dass es nicht 
eine Riesengruppe ist, sondern etwa 500 bis 600 Personen. 
Wenn man davon ausgeht, dass es 3000 Personen sind, 
dann kommen grosse Kosten auf uns zu. Ich meine, bei den 
Schwerstbehinderten handelt es sich um eine Gruppe, die 
mit 500 bis 600 Personen richtig umschrieben ist. Ich bin 
einfach überrascht, wenn man nach einer so langen Phase 
der Vorbereitung einer Assistenzentschädigung am Schluss 
kommt und sagt: Wir wissen nicht, wie viele Personen unter 
den Schwerstbehinderten diese ASSistenzentschädigung mit 
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dieser Form selbstbestimmten Lebens in Anspruch nehmen 
wurden. 
Das ist für mich keine überzeugende Aussage. In diesem 
Punkt teile ich die Meinung nicht, die hier geäussert wurde: 
Es sei nicht möglich, bis zur Wintersession, also bis zur Be­
handlung der Differenz im Nationalrat, den Mangel an Zah­
len bezüglich dieses Personenkreises, der hier offenbar 
besteht, zu beheben und auch zu ebenso schlüssigen Zah­
len zu kommen, wie sie im Bereich der ErgänzungsleIstun­
gen aufgrund der Daten angenommen werden, die man 
heute hat. 
Zum letzten Punkt, der in der Kommission angesprochen 
wurde, nämlich zur EU-Frage: Frau Bundesrätin Dreifuss hat 
mir gesagt, dass die junstische Meinung, die von der Univer­
sität Bern kommt, nicht richtig sei. Es ist nicht meine persön­
liche Meinung. Ich habe nicht gewagt, eine europarechtliche 
Meinung ohne nchtiges Fundament abzugeben. Aber im­
merhin handelt es sich hier um das Institut für Europarecht 
und Wirtschaftsvölkerrecht der Universität Bern. Das ist SI­
cher eine Instanz, die Vertrauen auslösen darf, auch für ei­
nen Parlamentarier, der zu einer rechtlich abgestützten 
Meinung kommen will 
Frau Bundesrätin Dreifuss, Ich gebe Ihnen Recht, es gibt im­
mer Interpretationen unter Juristen. Aber meine Hauptfrage 
ist: Warum wählen Sie gerade die Interpretation, die unse­
ren Handlungsspielraum als Parlament, als Regierung, als 
Schweiz am meisten einengt? Dieser Art der Europarechts­
interpretation möchte ich grundsätzlich nicht folgen, nicht 
nur In diesem Fall. Ich finde, wir sollten jene Interpretation 
wählen, die unseren Handlungsspielraum moglichst am wei­
testen erläutert, wenn sie vernünftig, rechtlich abgesichert 
und seriös ist - nicht wenn geflunkert wird; das mochte ich 
nicht. Aber ich möchte eher in die Richtung solcher Interpre­
tationen gehen als in Richtung von Interpretationen, die von 
vornherein sagen: Europarechtlich können wir überhaupt 
nichts mehr machen, nachdem wir diese bilateralen Verträge 
unterschneben haben. Daher finde ich auch in diesem Fall 
das Argument betreffend das Europarecht nicht überzeu­
gend. Wir sollten auch aus diesem Grund den Minderheits­
antrag nicht ablehnen. 

Studer Jean (S, NE): On comprend bien pourquoi on est 
tous d'accord sur la finalite de la proposition de minonte: en 
effet, independamment des essais pilotes et de toutes les 
etudes qu'on peut faire sur I'exportation ou non de cette 
prestation, on se rend bien compte que c'est elle qui est plus 
respectueuse de la dignite de la personne invalide qui se voit 
offrir une meilleure possibilite de rester a son domicile, de vi­
vre avec les slens plutöt que d'etre obligee d'envlsager un 
sejour en institution. On se nt bien aussl que permettre a I'in­
valide de pouvoir rester chez lui, de vivre avec les siens, pre­
sente forcement sur le plan financler un interet evident. 
Je crois qU'on est aussi tous d'accord pour admettre que sur 
le plan de I'exportation de la prestation, on a des avis de 
droit, mais on n'a pas de certitude, parce que le droit n'est 
pas une science exacte et qu'il peut y avoir des problemes, 
avec I'un ou I'autre des systemes proposes. 
Donc, ce n'est pas sur ces points-la qU'on diverge. On di­
verge sur I'opportunite ou non d'avoir des essais pilotes On 
adopte beaucoup de lois, ici, sans faire des essais pilotes. II 
y en a une qui me vient a I'esprit maintenant, dont j'ai com­
battu en vain la revision, c'est la loi sur les stupefiants, dans 
le cadre au sujet de laquelle on a estime qu'on pouvait depe­
naliser la consommation de cannabis sans faire beaucoup 
d'essais pllotes et sans avoir beaucoup de precisions sur la 
fayon dont on en reglerait le commerce. Mais je ne refais 
pas le debat ici, je veux seulement vous montrer qu'il y a 
quand meme des domaines ou on prend des decisions sans 
faire d'essais pIlotes. 
Or, en plus, dans le cas present, on ades experiences qui 
so nt realisees dans d'autres pays et, en fait, le seul pro­
bleme qu'on a aujourd'hui est de savoir si, a notre niveau, au 
plan federal, on est capable ou non, en quelques mois, de 
recueillir les informations necessaires pour apprecier d'une 
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maniere peut-etre encore plus precise les incidences de la 
proposition de minorite Langenberger. 
Pour ma part, je suis convaincu que I'administration est 
parfaitement capable de recueillir, si c'est necessaire, les in­
formations qui nous manqueraient pour encore mieux appre­
cler I'incidence de cette proposition de minorite. J'en veux 
pour preuve la fait que I'administration a ete capable de criti­
quer les estimations qU'a proposees en la commisslon M. 
David. Et Je pense que SI I'administration etalt capable de 
dire que, peut-etre, M. David avait mal evalue la situation, 
elle est capable de pouvoir apporter des informations com­
plementaires dans le cadre de I'examen que ferait le Conseil 
national d'une teile disposition. Je n'ai pas le sentiment que 
pour repondre aux questions que I'un ou I'autre peut encore 
legitimement se poser, il nous faille vraiment de nombreuses 
annees. 
Un autre element me gene, c'est le systeme qu'on mettrait 
en place dans I'attente de la realisation de cet objectif 
auquel tout le monde est sensible. On va mettre en place un 
systeme d'augmentatlon de I'allocation pour impotent, d'une 
part, mais aussi un systeme de besoins, d'autre part, car on 
lie I'augmentation de I'allocation pour impotent, pour les per­
sonnes qui en so nt beneficialres, a une augmentation des 
limites pouvant donner droit ades prestations complemen­
talres. Je trouve que dans un systeme d'assurances socia­
les, qUI doit assurer a chacun les memes prestations, ce 
systeme transitoire qui durerait encore quelques annees, 
me me s'iI est preferable au systeme actuel, n'est pas un bon 
systeme. 11 cree des inegalites entre les assures et les bene­
ficiaires de ces assurances sociales. C'est aussi un eh3ment 
qui peut nous conduire a dire qu'aujourd'hui on peut faire le 
pas que propose la minorite et que I'administration est capa­
ble de nous fournir les renseignements qui nous man­
queraient pour pouvoir prendre une decision en toute 
connalssance de cause. 
J'ai essaye de chercher ce qui s'etait passe avec I'allocation 
pour impotent. La loi federale sur I'assurance-invalidite date 
de 1959 et I'allocation pour impotent a ete Introduite en 
1967. Je n'ai pas trouve, dans les documents que j'ai exami­
nes, de reference qui m'aurait montre qu'entre 1959 et 1967, 
on aurait conduit des etudes avant d'envisager I'allocation 
pour impotent. A un moment donne, iI a paru necessaire 
d'offrir a ceux qui avaient besoin d'autre chose encore en 
raison de leur invalidite I'allocation pour impotent, et on se 
rend compte que ce choix qui a ete fait, a ete fait sans que 
cela pose des problemes particuliers. 
Je suis sQr que I'on peut faire la meme demarche que celle 
que nos predecesseurs avaient faite, s'agissant ici de I'allo­
cation pour impotent nouvelle formule, proposee par la mi­
norite. 

Leumann-Würsch Helen (R, LU): Gestatten Sie mir als 
Nichtmitglied der Kommission, einige Worte zu sagen. Ich 
war lange Zeit Mitglied einer Arbeitsgruppe im Kanton Lu­
zern, die sich mit dem Thema «independent living» befasst 
und auch Modelle ausgearbeitet hat. Es sind Modelle, die 
sehr gut funktioniert haben, und die Erfahrungen, die wir ge­
macht haben, waren durchwegs positiv. Selbstverständlich 
waren sie, vor allem im persönlichen Bereich der behinder­
ten Personen positiv. Es kann ja nicht sein, dass heute Vier­
zigjährige, die einen Hirnschlag hatten und keine Familien 
haben, die sie aufnehmen wollen, in einem Altersheim leben 
müssen. Es waren solche Falle, die wir aus den Heimen ho­
len konnten. 
Daher tendiere ich stark dazu, der Minderheit Langenberger 
zuzustimmen, weil ich der festen Überzeugung bin, dass die 
Richtung, in welche diese Minderheit geht, die einzig richtige 
Form ist, die wir schliesslich haben müssen. Wir haben in 
unserer Fraktionsgruppe sehr heftige Diskussionen gehabt, 
zum Teil auch sehr emotional geführte Diskussionen; ich 
gebe das gerne zu. Ich muss gestehen, dass mir als Nicht­
mitglied der Kommission viele Unterlagen fehlen, welche die 
Kommission hatte oder eben nicht hatte. Das ist der sprin­
gende Punkt. Es ist klar, dass die Kosten vom Grad der Be-
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hinderung abhängig sind, die eine Person hat, und von der 
Zelt, wahrend der sie eine Assistenz benötigt. Es ist auch 
klar, dass eine sehr alte Person, die rund um die Uhr betreut 
werden muss, ganz andere Kosten verursacht als beispiels­
weise ein Kind, auch wenn es stark behindert ISt, aber in der 
Familie leben kann 
Ich habe mich schliesslich - ein bisschen im Dilemma zwi­
schen Herz und Verstand - dazu durchringen konnen, es 
richtig zu finden, wenn wir diese Erhebung über die Kosten 
seriös aufarbeiten und uns die nötige Zeit nehmen, um die 
Unterlagen bereitzustellen. Deshalb unterstütze ich heute 
den Antrag Pfisterer Thomas, weil der Antrag, so wie ihn die 
Mehrheit der Kommission in Artikel 68quater formuliert hat, 
nicht sehr verpflichtend ist. Der Artikel gemäss dem Antrag 
Pfisterer Thomas ist hingegen verpflichtend. Wir verpflichten 
den Bund mit dem Gesetz, Pilotprojekte durchzuführen und 
all diese Unterlagen aufzuarbeiten. 
Ich bin überzeugt, dass wir am Schluss zur Einsicht kommen 
werden, dass es richtig ist, in diese Richtung zu gehen und 
ein entsprechendes Konzept vorzulegen. Dies darf nicht 
Jahrzehnte dauern, Kollege Stähelln; da bin ich absolut mit 
Ihnen einverstanden. Es wird aber an uns, am Parlament, 
liegen, den Finger darauf zu halten und zur richtigen Zelt 
wieder aktiv zu werden, damit wir dann diese zukunftsge­
rIchtete Form des Lebens mit Behinderten auch tatsachlich 
umsetzen können. 
Ich unterstütze den Antrag Pfisterer Thomas und lehne im 
Moment den Antrag der Minderheit Langenberger ab. 

Schiesser Fritz (R, GL). Ich mochte zur letzten Äusserung 
von Kollege Davld noch etwas sagen. Mit der Frage der Ver­
pflichtung zum Export durfen wir nicht derart leichtfertig um­
gehen - ich verwende bewusst diesen Begriff. Herr Davld 
hat ein Gutachten eines renommierten Institutes zitiert. Ich 
kenne dieses Gutachten nicht. Ich weiss auch nicht, wer es 
in diesem Rat kennt - wahrscheinlich die wenigsten. Wir 
kennen die Schlussfolgerungen eines namhaften Experten 
gemäss diesem Gutachten. Daneben kennen wir die Stel­
lungnahme der Experten innerhalb der Verwaltung, die auch 
nicht leichtfertig sagen: Aufpassen, es könnte eine Export­
pflicht für diese Leistungen geben! In einer solchen Situation 
gibt es doch nur eine Entscheidung und die heisst: stopp, 
halt! Diese Frage soll, bevor wir etwas materiell entscheiden, 
gründlich abgeklart werden! Wir wissen nicht, was es finan­
ziell bedeuten könnte, wenn eine Exportpflicht fur diese Leis­
tungen besteht. Wir wissen auch nicht, wie gründlich diese 
Abklarungen vom Gutachter getroffen worden sind. Die Ver­
waltung weist zudem darauf hin, dass ihre Leute anderer 
Meinung sind. Also bitte ich Sie, diesen Aspekt in die Ent­
scheidung mit einzubeziehen. Wenn wir einmal zugestimmt 
haben und nachher festgestellt wird, dass die Exportpflicht 
besteht, dann müssen diejenigen, die das in Unkenntnis 
oder ohne gründliche Abklärung beschlossen haben, auch 
die Verantwortung dafür übernehmen. Diese Verantwortung 
kann Ich heute nicht übernehmen, und deshalb stimme ich 
mit der Mehrheit. 

Schmid Carlo (C, AI): Ich kann es nach dem Votum von 
Herrn Schiesser kurz machen. Ich unterstütze ihn hundert­
prozentig. Herr David vertritt in der Auslegung solcher euro­
parelevanten Normen eine Auslegung bona Me, eine gut­
glaublge Auslegung. Man kann auch eine blauäugige 
Auslegung veranstalten, Herr Davld! 
Wir wissen es nicht. Ich traue keinem in diesem Lande zu, 
autoritativ verbindlich festzustellen, was der Europäische 
Gerichtshof eines Tag mit uns anstellen wird. Wir haben 
keine Ahnung. In dieser Situation einfach Millionen Franken 
durch die Röhre fliessen zu lassen, ist nicht unsere Aufgabe. 
Ich bitte Sie, hier der Vorsicht das Wort zu reden und mit der 
Mehrheit zu stimmen. 

Berger Micheie (R, NE): J'almerals annoncer mes interets: 
Je fais partie du comite Agile qui regroupe 45 associations et 
represente environ 50 000 handicapes en Suisse et Je SUIS 

vice-presidente du comite directeur des Foyer-Handicap de 
NeuchiHel et de La Chaux-de-Fonds. 
J'aimerais tout d'abord remercier la minorite de I'idee nou­
velle qu'elle apporte a I'article 42ter alinea 1 er lettre b de 
cette loi, a savoir d'y introduire la notion de «budget person­
nei». Je crois que nous tous ici reconnaissons le bien-fonde 
de cette Idee parce qu'elle per met au handicape de faire un 
choix, c'est-a-dire que c'est le handicape lui-meme qui 
prend la decision d'aller dans un home ou de rester a domi­
cile. Cette nouvelle idee permet aussi de garantir une qualite 
de vie meilleure au handicape puisque sa situation ne lui 
sera pas imposee et qu'iI pourra choisir. Cette idee est aussi 
excellente parce que les besoins des uns et des autres sont 
ditterents. En reconnaissant les couts induits par le handi­
cap, on aura aussi des depenses qui seront plus individuali­
sees, c'est-a-dire que les besoins financiers des uns et des 
autres ne seront pas les memes. 
J'aimerais revenir sur la notion d'autonomie qui est absolu­
me nt importante. Elle signifie, pour le handicape, possibilite 
de se prendre en charge et meilleure integration sociale. 
Une meilleure Integration sociale permet aussi peut-etre a 
des parents - meres ou peres de familie - au lieu de devolr 
vivre en institution, de demeurer dans un cadre familial, ce 
qui est appreciable. 
En tant que politiques, nous avons une responsabilite non 
seulement a court terme mais aussi a long terme, c'est-a­
dire que nous ne devons pas seulement donner, mais que 
nous devons assurer une situation. J'aimerais dire au sujet 
de la proposition de minorIte, apres I'avoir bien examinee 
avec des representants de quelques-unes des assoclations 
qUI soutiennent les handicapes, qu'elle a quelques defauts. 
Un de ses defauts notamment, c'est qu'elle ne dit rien sur 
les familles avec des enfants handlcapes mineurs. Un 
deuxieme defaut, c'est peut-etre de ne pas faire une appre­
ciation bien ciblee des personnes psychiquement attelntes, 
soit des handicapes psychiques. Un troisieme defaut, c'est 
la notion d'exportation d'une prestation d'assurance; je n'y 
reviens pas parce que cela a ete developpe longuement par 
plusieurs intervenants. Le quatrieme defaut, c'est le manque 
de statistiques. On est incapable de nous dire quels pour­
centages representent les differents handicaps. On ne sait 
pas combien il y a de handicapes de la vue, de malenten­
dants; on ne sait pas, parmi les personnes a mobilite re­
dUite, quelle proportion representent les tetraplegiques et 
quel est le pourcentage de paraplegiques. Je ne continuerai 
pas la liste, mais nous n'avons point de statistiques. Et lors­
que nous demandons aux differentes associations combien 
de handicapes entreraient dans ce projet, on n'est pas capa­
ble non plus de nous le dire. On est donc sur un nuage et on 
n'a aucune garantie flnanciere, ou, en tout cas, aucune eva­
luation des depenses induites par ce modele. 
C'est pourquoi je propose aussi d'adopter la proposition 
Pfisterer Thomas. Je crois que c'est une proposition refle­
chie. M. Pfisterer connaTt de pres le probleme du handicap 
et sa proposition a I'artlcle 68quater rejoint, quant au fond, 
celle de la minorite a I'article 42ter, tout en demandant des 
essais «dans les meilleurs delais». Ce que je souhaite, c'est 
que le delai soit le plus bref posslble, que ces essais pilotes 
soient faits en Suisse alemanlque et en Suisse romande. 11 
est important de les faire dans les differentes regions de la 
Suisse puisque les besoins so nt parfois differents eux aussi. 
Cette solution-la nous permettra, sur la base d'essais pilo­
tes, d'avoir des chiffres concrets, d'assurer dans le long 
terme cette autonomie du handicape. Je sais que les asso­
clations n'ont pas connaissance de la proposition Pfisterer 
Thomas mais qu'elles seront certainement favorables a 
cette nouvelle proposition, puisqu'elle nous permettra, a 
nous les politiques, d'appuyer cette conception dans le long 
terme et d'assurer le financement de cette nouvelle idee. 
C'est a ce tltre que je vous demande de soutenir la proposi­
tion Pfisterer Thomas. 

Bürgi Hermann (V, TG): Es ist möglicherweise vermessen, 
wenn ich mich hier als Nichtmitglied der Kommission noch 
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äussere. Ich tue es trotzdem, weil ich - wie möglicherweise 
einige von Ihnen - zwei Seelen in der Brust habe. Einerseits 
bin ich der Auffassung, dass das neue Modell, wie es die 
Minderheit vorschlägt, zUkunftstrachtig ist; das wird Ja auch 
von der Kommissionsmehrheit nicht bestritten. Auf der ande­
ren Seite habe ich natürlich volles Verstandnis dafür, dass in 
diesem Modell, wie Herr Schiesser und Herr Pfisterer darge­
legt haben, viele Fragen offen sind. Der Begriff «Blindflug» 
hat seine Berechtigung. 
Ich bin nicht in der Lage, Ihnen eine abschliessende Lösung 
vorzuschlagen, aber ein Gedanke Ist bis jetzt nicht geäus­
sert worden, der vielleicht hilfreich sein könnte. Ich werde 
keinen Antrag stellen, aber diesen Gedanken immerhin In 
die Runde werfen. Dies in der Meinung, dass fur den Fall, 
dass dem Minderheitsantrag zugestimmt wird, durchaus die 
Möglichkeit besteht, im anderen Rat darauf einzutreten Ich 
stelle die Frage nach einer entsprechenden Übergangsbe­
stimmung. Diese hatte namlich den Vorteil, dass wir grund­
satzlich dieser Lösung zustimmen könnten. Ich bin aber der 
Meinung, dass noch etwas Zeit verstreichen sollte, bis wir 
die neue Bestimmung in Kraft setzen, um eben im Sinne des 
Antrages Pfisterer Thomas - diesem werde ich so oder so 
zustimmen - gewisse Abklärungen vorzunehmen, damit 
man dann mehr weiss. Man könnte dann auch juristische 
Fragen, die heute noch offen sind, wie jene der Exportfähig­
keit des Modells, in aller Ruhe abklären. Sofern es Sich als 
notwendig erweisen wurde, könnte man in der Zwischenzeit 
auch eine entsprechende Revision des Gesetzes vorneh­
men, die diesen Bedenken Rechnung trägt. 
Ich wollte diese mögliche Lösung einfach noch in die Diskus­
sion einbringen, würde es aber für vermessen halten, im jet­
zigen Zeitpunkt eine solche Übergangsbestimmung zu 
beantragen. Aber mindestens könnte oder sollte man eine 
solche Lösung so oder so ernsthaft In Betracht ziehen. 

Dreifuss Ruth, conseillere federale: Ne vous etonnez pas 
que ce soit une discussion aussl longue et difficile. Elle I'a 
ete au sein de I'administration, au Conseil national, dans la 
commission. 
J'espere vous convaincre qu'iI y a plus de problemes non re­
solus que de problemes resolus dans la proposition de mi­
norite qUI nous est faite. Au fond le conflit, en particulier sur 
les estimatlons de couts, n'est pas lIe a I'absence de statistl­
ques en soi mais a une philosophie differente de la reforme. 
En tout cas, quand on calcule ensuite ce que c;:a pourrait 
couter et qU'11 y a divergence, cela repose sur quelque chose 
qui me paraT! quand meme devoir etre dit. 
La proposition de la minorite prevoit le versement d'un forfait 
de moitie Inferieur a celui prevu par la majorite et, deja, par 
le Conseil federal. Et ce forfait qui resterait au niveau actuel, 
c'est-a-dire qui ne seralt pas double comme la majorite vous 
le propose, serait complete, dans des cas qui ne so nt pas 
tres clairement decrits, par un budget personnel pour impo­
tence. 
La proposition de la majorite - comme, deja, le projet du 
Conseil federal conslstent a dire que nous avons aujourd'hul 
un systeme complique peu transparent et insuffisant dans 
bien des cas, justement en ce qui concerne le maintien a do­
miclle de personnes a invalidite moyenne et faible, et c'est la 
raison pour laquelle la proposition est falte de doubler les 
forfaits pour les personnes qui restent en dehors d'une insti­
tution. Ce la permet aussi d'harmoniser les choses. Actuelle­
ment, nous avons I'allocation pour impotent, la contnbution 
aux frais de soins speciaux pour les mineurs impotents et 
les frais de soins a domicile. Nous regroupons tout cela, OU il 
Y avalt des contradictions meme dans la decislon d'allouer 
I'une ou I'autre contribution, et nous en faisons un paquet qui 
s'appelle «allocation pour impotent». II s'agit, sur le plan du 
contröle administratif, d'une grande simpllflcatlon, et, sur le 
plan de la transparence, de ce que peuvent comprendre les 
assures, de quelque chose de positif et qui correspond 
mieux aux besoins qui, selon nos estimations, devairent etre 
ceux, en particulier - pas seulement, mais en particulier 
aussi -, des personnes vivant chez elles, invalides ayant une 
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impotence d'impotence faible ou moyenne, et egalement 
grave. C'est I'idee de la majorite de la commission: on con­
solide, on harmonise, on double, et c'est c;:a le «Rechtsan­
spruch». 
Pour les personnes qui souhaitent rester a domicile et pour 
lesquelles cette allocatlon - allocation plus rente - ne suffit 
pas, nous creons un deuxieme «Rechtsanspruch» qui est le 
«Rechtsanspruch» aux prestations complementaires. LOC­
troi de cette «Bedarfsleistung» depend du niveau de revenu 
de I'unlte familiale. Et nous multiplions par cinq les presta­
tions complementaires possibles. Nous arrivons donc au 
montant d'a peu pres 100 000 francs par annee pour couvrir 
justement les frais que la proposition de minorite prevoit de 
couvrir au moyen du budget personnei, sans clause du be­
soin, sans «Bedarfsleistung». 
La proposition de minorite - c'est la que j'en reviens aux dif­
ferences de calcul du cout, vu que certains pretendent que 
nos estimations so nt fausses - repose sur I'idee que la moi­
tie de I'allocation pour impotent est suffisante pour les cas 
dont la gravite est faible ou moyenne et que, dans cette SI­
tuation, iI n'y a donc pas besoin d'un budget personnel pour 
impotence. Sinon, on n'arrive pas a de teiles differences de 
calcul du cout. Cela veut dire que I'on enleve aux uns pour 
donner aux autres! C'est la raison pour laquelle nous pen­
sons qu'il ne faut pas le faire a la legere. Ce n'est pas par 
manque de generosite, ce n'est pas par manque d'envie 
d'aller de I'avant, c'est une question de repartition des res­
sources entre invalides. C'est la raison pour laquelle nous 
pensons qu'il faut trouver un moyen qui permette d'ameliorer 
la situation d'ensemble, et c'est necessaire. 
Dans un cas, par exemple, deux heu res de garde sont Insuf­
fisantes pour des personnes qui ne sont pas des invalides 
gravissimes, mais qui ont justement besoin qU'on vienne les 
lever le matin et les couch er le soir. Dans ce cas, 11 peut etre 
necessaire justement d'avoir droit a une augmentation de 
I'allocation pour impotent. Dans ce sens-la, elle est d'ailleurs 
aussi plus genereuse pour les familles avec enfants, en de­
hors du mecanisme qui declenche le droit a I'allocation pour 
Impotent pour les enfants, qui devient aussi plus genereuse. 
Je m'en rejouis profondement parce qu'il y ades cas qui me 
trotte nt dans la tete depuis longtemps et que je n'arriverai 
pas a digerer SI nous ne faisons rien. 
La proposition de minorite consiste a dire: «Faisons plutöt 
un forfait plus bas et ajoutons le budget personneI.» Un bud­
get personnel demande par nature un examen beaucoup 
plus rigoureux des besoins personneis. Evidemment, une 
fois ces besoins determines, on donne le montant a la per­
sonne comme on lui donnerait le forfait plus important dans 
I'autre modele, mais on doit quand meme contröler davan­
tage, de temps en temps, si les differents postes du budget 
Jouent encore. 11 y a un «Rechtsanspruch» a recevoir quel­
que chose, mais ce quelque chose doit etre examine beau­
coup plus bureaucratiquement, dans chaque situation 
particuliere, en regardant si le budget correspond vraiment 
aux besoins. On nsque donc d'avoir pour certaines person­
nes des situations pejorees, pour d'autres des situations 
ameliorees, sans savoir exactement quels so nt effectlve­
ment les besoins mensuels tels qu'ils sont mentionnes dans 
la proposition de minorite Langenberger. 
Quand I'admlnistratlon dit qu'elle ne peut pas faire beaucoup 
plus, c'est d'abord parce que la divergence quant aux resul­
tats des estimations financieres - mais ce n'est pas c;:a qui 
devralt etre au premier plan - est due a des visions differen­
tes de ce que doivent recevoir des invalides ayant un degre 
d'impotence moyen et faible. 
Une autre dlvergence est celle de savoir si nos connaissan­
ces concernant les besoins qui devraient etre couverts par 
ce budget personnel so nt suffisantes pour aller de I'avant. Et 
c'est la que I'essai pilote est interessante, parce qu'il permet 
de voir quel type de menage est concerne, quel type d'aide 
est vraiment necessaire pour quel type d'invalidlte. Car 
autrement, c'est ce qU'on devra faire de toute fac;:on apres, 
mais en ayant deja cree le droit prealablement, et qui consis­
tera quasiment apointer les actes necessaires pour determi­
ner quel est ce budget. 
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Dans ce sens-la je trouve que la proposition qui a ete el abo­
ree a partir du projet du Conseil federal, de I'ajout decide par 
le Conseil national et de la reflexion menee au sein de la 
commission, est quand me me plus qu'un compromis. On 
ameliore le systeme general la OU on est sOr qu'on en a be­
soin, on ouvre des perspectives pour ceux que des raisons 
economlques pourralent condulre a ne pas exercer cette 
liberte de choix, et on peut, avec une experimentation, voir 
et preciser comment on pourrait developper un "Rechtsan­
spruch" pour tout le monde dans le domalne du budget 
mensuel. Vraiment, c'est le contraire d'un compromls liede. 
C'est vraiment une volonte de repondre aux besoins de tous, 
mais d'une fayon qui corresponde a I'etat de ce que nous 
savons et de ce que nous avons analyse comme besoins. 
Donc, vOlla la difference entre la majorite et la minorite. 
C'est la raison pour laquelle nous vous prions de suivre la 
majorite de la commission a I'article 42ter. 
A I'article 68quater, la proposition Pfisterer Thomas, qui pre­
cise encore ce que la commission voulait de toute fayon, est 
certalnement digne d'etre soutenue. II y a deux "Ungereimt­
heiten" a lever dans le texte - une numerotation d'article et 
le fait que le "Bund" devralt sans doute etre le "Bundes­
rat» - pour cette proposition soit en tout cas une base extre­
mement precise et solide indiquant tres clairement la direc­
tion a prendre pour la sUite de la discussion. 
J'aimerais juste dire un mot a M. David. M. David me fait un 
proces d'intention et je n'accepte pas des proces d'lntentlon 
dans une salle du Parlement. Ce proces d'intentlon, c'est 
de dlre que par nature, sans doute, par tendance a plier 
I'echine - tous ceux qUI me connaissent savent que c'est un 
de mes exercices preferes! -, j'lnterpreterais le droit euro­
peen de la fayon la plus obsequieuse pour les autorttes 
europeennes. Monsieur David, je n'accepte pas ce proces 
d'intention. Je considere qu'il est mal intentionne a mon 
egard ou a I'egard de ceux qui sont ici des pro-europeens. 
Ce qui est clair, c'est que nous devons vous donner une 
analyse tres claire de I'evolution, non pas du droit europeen, 
mais de la philosophie europeenne qui a des effets directs 
sur les negociatlons que nous serons de toute fayon obliges 
de mener avec I'Union europeenne pour que la loi revisee 
trouve sa place dans I'annexe aux accords bilateraux. Et si 
je ne faisais pas cela, je ne ferais pas mon travail. 
Apart ya, j'almerais ajouter que cette philosophie, en fait, 
est juste et que nous I'avons acceptee. Elle signifie qu'un 
travailleur migrant ne doit pas subir des pertes en matiere de 
droits qu'il a acquis dans des systemes d'assurance - j'in­
siste, des systemes d'assurance - parce qu'il franchit une 
frontiere et qu'il va travailler dans un autre pays. 11 est vrai 
que cette philosophie est la bonne, mais nous sommes 
d'avis que le type de prestations dont nous parions ICI, qui 
appelle nt quand meme un examen individuel des besoins -
non pas de la situation financiere des gens, mais des be­
sOlns - est quelque chose que nous ne desirons pas expor­
ter parce que les conditions dans les differents pays sont 
tres differentes et tres dlfficlles a apprecier. 
Dire que nous ne souhaitons pas exporter des prestations 
que nous ne pourrions pas maTtriser ne slgnifle pas que la 
philosophie de I'Union europeenne va dans le sens - et il y a 
eu une jurisprudence dans ce domalne - de dire que chaque 
fOls qu'une prestation est liee etroitement a une prestation 
d'assurance, elle dOlt en princlpe etre exportee conforme­
ment acette philosophie de la coordination que j'evoquais 
tout a I'heure. 
Donc, je vous en prie, discutons calmement de I'interpreta­
tion possible du droit europeen, et ne reprochez pas aux uns 
et aux autres d'etre plus obsequieux que vous ne I'etes peut­
etre aussi dans ce cas. 

Langenberger Christiane (R, VD): Je crois que nous avons 
eu un bon debat. 11 etait long, mais je ne m'en excuse pas. 
Je crois qU'11 etalt necessaire. Je sais que beau coup d'entre 
vous ont "zwei Seelen in ihrer Brust». Vous etes partages 
parce que vous voulez aller de I'avant, vous savez que la 
proposition de minorite va dans la bonne direction, mais qu'il 
y a des points d'interrogation. 

Pour ma part, je I'ai dlt d'emblee, je trouvais necessaire que 
la commission du Conseil national, puis le Conseil national 
reparlent de cette question pour tenter d'elucider un certain 
nombre de problemes que nous n'avons pas reussi aregier. 
Cela ne peut pas se faire dans I'immediat. 
Donc - je crois que je peux parler au nom de mes collegues 
de la minorite -, d'une part, nous soutenons la proposition 
Pfisterer Thomas, et d'autre part, nous avons encore une di­
vergence qui reste avec le Conseil. Ce la fait que les debats 
que nous avons menes ici pourront servir a la commission 
du Conseil national pour reetudier certaines choses. 
Je retire donc ma proposition de minorite. 

Le president (Cottier Anton, president): Je demande aux 
membres de la minorite s'ils so nt d'accord avec ce retrait. -
Je n'ai que des reponses fragmentalres. J'admets que Mme 
Langenberger s'est exprimee au nom de tous les membres 
de la mlnorite. 

Forster-Vannini Ertka (R, SG), für die Kommission: Ich 
möchte mich nur noch ganz kurz zum Antrag Pfisterer Tho­
mas aussern. Frau Bundesrätin Dreifuss hat es bereits an­
gesprochen; ich denke, wir können ihm inhaltlich zustim­
men. Es gibt aber zwei Formulierungen, die der Nationalrat 
möglicherweise noch einmal anschauen muss. Zum einen 
sollte es nicht heissen "Der Bund", sondern «Der Bundes­
rat", und zum anderen müsste Absatz 2 Im Antrag Pfisterer 
Thomas wahrscheinlich zu Absatz 1 bis werden, weil sonst 
der Absatz 2 des Antrages der Kommission wegfallen 
würde. 
Im Ubrigen stimme auch ich Artikel 68quater zu, wie er von 
Herrn Pfisterer formuliert worden ist. 

Stähelin Philipp (C, TG): Ich bin überrascht vom Rückzug 
des Minderheitsantrages durch Kollegin Langenberger; das 
muss ich ganz klar erklären. Wir haben jetzt lange und aus­
giebig diskutiert. Ich möchte tatsächlich - soll ich das quasi 
sportlich ausdrücken? - gern die Flanke schiessen und den 
Nationalrat dann den Ball noch ins Goal bringen sehen. 
Ich halte am Minderheitsantrag fest. 

Art. 42ter 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit .... 21 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit .... 16 Stimmen 

Art. 68quater Titel, Abs. 3, 4 - Art. 68quater titre, al. 3, 4 
Angenommen - Adopte 

Art. 68quater Abs. 1, 2 - Art. 68quater al. 1, 2 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag Pfisterer Thomas .... 38 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

Die Beratung dieses Geschäftes wird unterbrochen 
Le debat sur cet objet est interrompu 

Schluss der Sitzung um 13.00 Uhr 
La seance est levee a 13 h 00 
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StanderatlConsel1 des Etats 26 09.02 (Fortsetzung - SUite) 

1. Bundesgesetz über die Invalidenversicherung 
1. Loi federale sur I'assurance-invalidite 

Art. 44, 52 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de la commiss/On 
Adh6rer a la declslon du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Art. 57 Abs. 1 Bst. d 
Antrag der Kommission 
Streichen 

Art. 57 al. 1 let. d 
Proposition de la commission 
Biffer 

Angenommen - Adopte 

Art. 59 
Antrag der Kommission 
Abs.2 
.... unabhängig. Die IV-Stellen richten die regionalen ärztli­
chen Dienste ein. Der Bundesrat legt die Regionen nach An­
hören der Kantone fest. 
Abs.2bis 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Antrag Schmid Carlo 
Abs.2 
Der Bundesrat regelt die Beurteilung der medizinischen An­
spruchsvoraussetzungen. 

Art. 59 
Proposition de la commission 
AI. 2 
.... a I'octroi de prestatlons. Ces .... cas d'espece. Les ser­
vices medicaux regionaux sont mis en place par les offices 
AI. Le Conseil federal determlne les regions apres avolr con­
suite les cantons. 
Abs.2bls 
Adherer a la decision du Conseil national 

Proposition Schmid Ca rio 
AI. 2 
Le Conseil federal regle I'appreciation des conditions medi­
cales necessaires. 
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Abs. 2-AI. 2 

Forster-Vannini Erika (R, SG), für die Kommission: Der Bun­
desrat hat In seinem Entwurf mit den regionalen ärztlichen 
Diensten (RAD) die Diskussion wieder aufgenommen, die 
bereits bei der Beratung des ersten Teils der 4. IV-Revision 
vom Parlament aufgenommen worden war. Der Nationalrat 
hat diese Frage jetzt Wieder diskutiert und an der Fassung 
des Bundesrates lediglich kleine Änderungen vorgenom­
men. Diese bestehen einmal darin, dass die Ärzteteams der 
RAD Interdisziplinar zusammengesetzt sein müssen. Zudem 
wird klar gesagt, dass die Aufsichtsfunktion des BSV eine 
fachliche sein soll. Es wurde kolportiert, dass das BSV oder 
der Bundesrat Bundesstellen schaffen möchten, was jedoch 
niemals beabSichtigt war. Es geht allein um die direkte fach­
liche Aufsich!. Im Nationalrat wurde zudem verdeutlicht, 
dass diese Ärzte und Ärztinnen in ihrer medizinischen Ent­
scheidflndung unabhängig sein sollen. Schliesslich ist vorge­
sehen, für grosse IV-Stellen interdisziplinäre Teams zu 
schaffen. Doch auch diese kantonalen ärztlichen Dienste 
müssen Mlndestanforderungen erfüllen, beispielsweise die 
direkte fachliche Aufsicht oder die interdisziplinäre Zusam­
mensetzung. Der Bundesrat soll diese Mindestanforderung 
in der Verordnung festhalten. 
Mit diesen RAD möchte man ein Instrument schaffen, wei­
ches eine einheitllchere Beurteilung der Leistungsgesuche 
in der Schweiz geWährleistet. Bei den jedes Jahr in mehre­
ren IV-Stellen vorgenommenen Geschäftsprüfungen wurden 
erhebliche Unterschiede in der Prüfung der ärztlichen Unter­
lagen festgestellt. Das soll mit den RAD geändert werden. 
Auch für den Bundesrat sind die RAD ein Instrument zur 
Verstärkung der Aufsich!. Im Jahr 1994 hat der Ständerat 
dem Bundesrat eine Motion uberreicht mit dem Auftrag, die 
Beurteilungsverfahren zu vereinheitlichen. Dieser Auftrag 
soll nun mit diesem Instrument in der Revision erfüllt wer­
den. 
Ich bitte Sie, dem Antrag der KommiSSion zuzustimmen. 

Schmid Carlo (C, AI): Mein Antrag geht in die gleiche Rich­
tung wie der Antrag der Kommission, geht aber darüber hi­
naus. Ich beziehe mich auf die Diskussion, die wir gestern 
mit Bezug auf die Frage hatten, aus welchen Gründen die 
Zugange zur IV zunehmen und was man dagegen unterneh­
men kann. Sie haben es noch in Erinnerung: Herr David hat 
gestern gesagt, wir hätten bei der IV ein System, welches 
das Recht, Renten zu sprechen, sehr weit unten ansiedle, 
und wir hatten keine zentralen Steuerungsorgane, welche 
qiese Rentenzusprechungen begrenzen würden. Seiner 
Uberzeugung nach sei dies der Hauptgrund, weshalb das 
Wachstum voranschreite. Man musse daher eine ziemlich 
starke Bundeskontrolle bezüglich der Rentenzusprache ein­
führen; einen anderen Weg gebe es hier nicht. 
Ich teile diese Auffassung hundertprozentig. Obwohl ich nor­
malerweise ein Foderalist bin, meine ich ganz klar, dass im 
Rahmen der IV - eines Bundessozialwerkes - der Bund 
seine Steuerungs- und Kontrollverantwortung wahrnehmen 
muss. Mit dieser regionalen Konzeption der Kommission 
wird sicher ein Schritt in die richtige Richtung getan. Aber ich 
meine, dass das den Bundesrat zu stark einengt. Er muss 
praktisch die Möglichkeit haben, IV-Ärzte einzustellen, wei­
che in der Zukunft das Recht haben, selbst medizinische 
UnterSUChungen durchzuführen wie bel der Suva. Heute ha­
ben sie das ja nicht. Die Botschaft auf Seite 3232 sagt das 
deutlich: "Zum heutigen Zeitpunkt dürfen die IV-Stellenarzte 
und -arztinnen keine Untersuchungen bei den Versicherten 
durchführen » Ich meine, man muss das radikal ändern und 
schauen, dass man hier eine gute Kontrolle hat. Es ist uns 
hier im Saal allen klar, dass diese Kontrolle notwendig ist. 
Wir haben 1999 einen Bericht erhalten, den ich noch in fran­
zösischer Fassung bei mir habe, den deutschen habe ich of­
fenbar weggeworfen: "Pratique de la Confederation en 
matiere de retraites anticipees decoulant de modifications 
structurelles et pour raison medicale» vom 18. November 
1999, unterschrieben von unserem Kollegen Beguelin, der 
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damals Im Nationalrat war. Auf Seite 35 des Berichtes 
schreibt die GPK des Nationalrates bei der Untersuchung 
der Frühpensionierungen bei den SBB und beim Bund: «Se­
Ion ATAG Ernst & Young, on observe egalement une ten­
dance a faire passer une partie des mises a la retraite 
antlclpee Inltlalisees par I'employeur pour des 'cas d'invali­
dite'.» Da muss man Folgendes fragen: Wenn es beim Bund 
passiert, wie wird es dann in der breiten Öffentlichkeit pas­
sieren? Wenn man die Frühverrentung als IV-Veranstaltung 
durchzieht, dann ist das ein Kostentreiber. Ich meine, hier 
sollte das EDI die Verantwortung übernehmen und dafur 
schauen, dass solche Dinge nicht mehr passieren, oder wir 
müssen eine DiskUSSion In breitem Ausmass darüber füh­
ren, ob wir das wollen. Welche Trager dieser sozialen Risi­
ken wollen wir konstituieren? Bis jetzt sind es die ALV­
Gefasse, am Schluss ist es dann die Fürsorge. Wenn das 
durch die IV geändert werden soll und wenn die IV das ent­
sprechende Tragergefass ist, dann müssen wir eine ganz 
andere Diskussion führen. Die IV ISt dann nicht mehr eine 
Invalidenversicherung, sondern eine allgemeine EXIstenz­
versicherung. Dann haben wir auch finanziell ganz anders 
weiterzufahren. Von daher meine ich: Solange diese Diskus­
sion nicht geführt ist, solange die IV eine Invalidenversiche­
rung ist, soll der Bund seine Verantwortung hier wahr­
nehmen. 
Der Bund hat eine grosse Zurückhaltung gegenüber dieser 
neuen Aufgabe. Ich weiss das, aber ich möchte Frau Bun­
desratln Drelfuss hier Mut zusprechen. Es kann sich nicht 
darum handeln, dass das Departement sagt: Unten sollen 
sie Rentenbezüger generieren, wir schauen dann oben für 
die Finanzierung. Das kommt mir etwa so vor wie in den 
Sechzigerjahren, als Bundesrat Schaffner den Bauern 
sagte: <<Ihr produziert, ich sorge fur den Absatz!» So kann es 
nicht laufen; wir sehen in diesen Tagen, was daraus gewor­
den ist. 
Ich bitte das Departement, seine Verantwortung auch in der 
Fassung der Kommission wirklich wahrzunehmen, und bitte 
Sie in diesem Sinne, meinem Antrag zuzustimmen. 

Forster-Vannini Erika (R, SG), für die Kommission: Der An­
trag lag in der Kommission nicht vor, wir haben ihn auch 
nicht diskutiert. Deshalb sage ich einfach einmal meine Mei­
nung dazu. 
Ich denke, Herr Schmid, Ihr Antrag ist fachlich konsequent. 
Es ware richtig, wenn man die Angelegenheit In Ihrem Sinn 
handhaben würde. Ich kann mir aber vorstellen - Ich möchte 
das hier lediglich zu bedenken geben -, dass Ihr Antrag in 
den IV-Stellen einen totalen Aufstand provoziert. Ich bin 
dankbar, wenn sich Frau Bundesrätin Drelfuss dazu noch 
äussert. Aber noch einmal: Fachlich finde ich den Antrag 
richtig und konsequent. 

Frick Bruno (C, SZ): Gestatten Sie mir eine Erganzung aus 
der Sicht der Kommission. Wir haben eingehend über diese 
Bestimmung beraten. Wir haben auch festgestellt, dass das 
Verhaltnis zwischen dem Bundesamt und den Kantonen ein 
nicht spannungsfreies ist. Wenn wir nun quasi mit dem Zwei­
händer die Kantone hier völlig ausschalten, dann machen 
wir einen Schnitt zu viel. 
Ich möchte das begründen: Bisher hatten die IV-Stellen 
keine Anspruchsvoraussetzungen medizinischer Art zu prü­
fen. Das war nicht ihre Sache. Neu und genau aus den 
Uberlegungen, welche Herr Schmid anführt, sollen die IV­
Stellen die medizinischen Anspruchsvoraussetzungen pru­
fen. Sie sollen das aber nicht einzeln in den Kantonen, son­
dern regional in einer Gruppe von Kantonen tun. 
Nun sind für diese Ausgestaltung zwei Sachen zu bedenken: 
Zum Ersten sollen die fachliche Aufsicht und die medizini­
sche Weisungsbefugnis beim Bund liegen. Das ist richtig; so 
erreichen wir das Ziel, das Herr Schmld, der Bundesrat und 
auch wir in der Kommission gemeinsam anvIsieren. Zum 
Zweiten aber, weil es sich um kantonale Stellen handelt, soll 
ein MItwirkungsrecht der Kantone organisatorischer Art be­
stehen bleiben. Die Kantone sollen in den Regionen die 

Ärzte gemeinsam ernennen, beispielsweise in der Region 
Ostschweiz. Es ist nicht klug, wenn wir hier den Kantonen 
jede Kompetenz wegnehmen. 
Der Antrag der Kommission, der nach intensiver Diskussion 
zwischen den Kantonen, dem Bundesamt und der Kommis­
sion entwickelt wurde, regelt klar: medizinische Prüfung re­
gional, auch nach Weisung des Bundesamtes, aber die 
Organisationsfragen dürfen den Kantonen nicht ganz weg­
genommen werden. Es ist eine kluge Mischung, die wir hier 
gefunden haben: Sachlich kommen wir zum Erfolg, aber 
ohne die Kantone zu entmündigen. Dem sollten wir weiter­
hin folgen. 
Ich bitte Sie, der Fassung der Kommission zuzustimmen. 

David Eugen (C, SG): Sie haben gestern - insbesondere 
beim Eintreten zum Finanzierungsbeschluss - darüber ge­
sprochen, dass die IV tatsächlich unglaubliche Wachstums­
raten hat. Diese sind wirklich darauf zurückzuführen, dass 
bei der Zusprache neuer Renten in den letzten fünf biS acht 
Jahren neue Vorstellungen entstanden sind. Diese haben 
sich ausserhalb der Gesetzgebung durchgesetzt, auch ohne 
Mitsprache jener, die letztlich dafür aufkommen müssen, 
d. h. der Bevölkerung, die das über die Mehrwertsteuer be­
zahlt, die wir erhöhen müssen. Ich finde, dass das so nicht 
richtig ISt und dass die Kostenträger - das ist letztlich tat­
sächlich der Bund - den Hauptvorgang der Kostenentste­
hung über eine Bundesinstitution steuern können müssen. 
Das ist heute nicht der Fall; das ist ein Faktum und meines 
Erachtens die Hauptursache für das Wachstum. 
Kollege Schmid beantragt ja nicht, dass wir den Kantonen 
die Organisation wegnehmen. Er beantragt nur, dass der 
Bundesrat die Verantwortung wahrnehmen muss, wie das 
geregelt wird. Wenn der Bundesrat diese Kompetenz und 
auch diese Verantwortung klar erhält, kann er nachher re­
geln, wie er das organisatorisch umsetzen will. Es ist auch 
ohne weiteres möglich, dass er damit nach wie vor kanto­
nale Stellen und Organisationen als Hauptvollzugsorgane 
einsetzt; das finde ich richtig. Aber die Verantwortung für die 
EntWicklung dieser Angelegenheit liegt dann klar bei der 
Bundesexekutive, und es ist nicht mehr so, dass diese Ver­
antwortung im ganzen Land auf IV-Stellen auf einer wie ge­
sagt sehr tiefen Ebene verteilt und eine Steuerung praktisch 
unmöglich ist, wie wir das heute feststellen. Es geht dann 
darum, Wieweit und in welcher Form der Bundesrat von sei­
ner Kompetenz Gebrauch macht; das wird im Antrag Schmid 
Carlo nicht vorgeschrieben. Aber er sagt einmal ganz klar, 
wo die Verantwortung für die Regelung und die Organisation 
dieser Angelegenheit angesiedelt ist. 
Daher ist es meines Erachtens richtig, diesem Antrag zuzu­
stimmen. Man kann im Rahmen der Differenzbereinigung 
durchaus nochmals überdenken, ob er schon in allen Teilen 
das Optimum darstellt. Aber in der Sache ist er richtig, und 
ich werde ihn daher unterstützen. 

Frick Bruno (C, SZ): Gestatten Sie mir, nach dem Votum 
David kurz zu replizieren. Der Antrag der Kommission und 
der Antrag Schmid Carlo sind in medizinischer Hinsicht de­
ckungsgleich. In beiden Fällen hat der Bund die medizinische 
Verantwortung: Er gibt Weisungen, die ärztlichen Dienste 
unterstehen der direkten fachlichen Aufsicht des Bundesam­
tes. In diesem Punkt sind die Anträge identisch. 
Der Unterschied liegt nur darin: Die Kommission gibt den 
Kantonen eine organisatorische Mitwirkungsgarantie in zwei 
Bereichen: dass die Regionen nach Rücksprache mit den 
Kantonen gebildet werden und dass die betroffenen IV-Stei­
len gemeinsam die Ärzte ernennen. Diese Mitwirkungsga­
rantie schaffen wir. Mit dem Antrag Schmid Carlo geben Sie 
den Kantonen keine organisatorische Mitwirkungsgarantie 
mehr. Die Garantie geben Sie den Kantonen nur mit der 
Fassung der Kommission. 

Dreifuss Ruth, conseillere federale: D'abord, permettez-moi 
de remercier et la commission et M. Schmid de vouloir ren­
forcer les competences de la Contederation dans ce do-
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malne. Les arguments ont ete exposes et je suis personnel­
lement convaincue, sur la base de donnees, que c'est 
necessaire. 
Les interpretations, en partlculier medicales, des dossiers 
peuvent etre tres differentes selon les offices AI. Le controle 
effectue actuellement uniquement au moyen du controle de 
gestion montre non seulement de grandes differences, mais 
aussi que dans certains offices, une grande proportion des 
dossiers doit etre reexaminee et ne repond pas reelle me nt 
aux exigences de la loi. Nous avons besOIn de pouvoir inter­
venir beaucoup plus directement dans I'appreciatlon vrai­
ment medicale de I'invalidite. Donc la commission, en 
approuvant le principe de la creation de services medicaux 
regionaux, de meme que M. Schmid par sa proposition vont 
dans la bonne direction. Je me demande neanmoins si la 
commission n'a pas, par rapport a la version du Conseil na­
tional, affaibli cette possibilite d'intervention en precisant que 
les services medlcaux doivent etre mis en place par les of­
fices AI. Comme c'est une divergence, j'almerais reserver 
ma position sur ce point pour la suite des debats au Conseil 
national au cas Oll la proposition de la commission devrait 
I'emporter. 
La question est polltlquement un peu difficile, le president de 
commission I'a dlt, parce qU'11 faut parfois eVlter que les 
choses soient trop labiles, qu'on change trop souvent d'opi­
nion. Or, la cantonalisation - la creation des offices canto­
naux AI - est recente. Elle a ete mise en place en 1995 
seulement, soit iI y a sept ans. On peut donc encore parler 
d'une phase de mise en oeuvre de cette decision. Cette der­
niere a ete prise, une de mes collaboratrices me I'a rappele, 
dans le cadre de vastes dlscussions comme on en mene de 
temps en temps - pas toujours avec des effets tres durables, 
a en Juger par le debat d'aujourd'hui -, a savoir celles, a la 
fin des annees quatre-vingt, sur le deuxieme paquet de 
mesures relatives a la division des taches cantons/Contede­
ration dont le but etait de desenchevetrer les unites adminis­
tratives et les niveaux de competences cantons/Confe­
deratlon. Dans ce paquet, qui avait donc ete elabore fin des 
annees quatre-vingt, on avait considere qu'il valait mleux 
donner aux cantons la competence d'organiser les offices 
AI, et ainsi d'assumer cette responsabilite. 
Nous aimerions faire revenir le balancier du cote de la Con­
federation en elargissant, par I'intermediaire de la creation 
des services medicaux regionaux, I'eventail des instruments 
permettant de faire une appreciation vraiment harmonisee. 
M. Schmid aimerait faire revenir le balancier plus loin qu'il 
n'etalt meme auparavant en disant: «Assumez toute la res­
ponsabilite, comme c'est le cas pour les deux autres assu­
rances federales que so nt I'assurance militaire et I'assu­
rance-accldents.» Je cralns un peu les mouvements de 
balancier: une fois du cote des cantons, pUlS de nouveau du 
cote de la Confederatlon, ensuite on refait un paquet relatif 
au partage des taches. C'est une des raisons de ma reti­
cence a me rallier a la proposition Schmid Carlo a laquelle 
nous n'avons pas suffisamment pu reflechir et qui pose de 
nouveau un probleme fondamental dans le domaine des re­
lations cantons/Confederation. 
Nous sommes toujours tres heureux d'avoir votre appui 
lorsqu'il y ades tenslons de ce genre-la, mais nous pensons 
que les problemes de ce genre devraient etre soumis a une 
procedure de consultation, faire I'objet de negociations ou 
etre discutes, en tout cas avec les cantons Donc, je ne peux 
pas vous encourager a prendre une declslon a la hussarde 
comme les ai me M. Schmid. II vaut mleux, vis-a-vis des can­
tons, veiller a avancer d'une fa90n plus collegiale. 
En plus, Je me demande si M. Schmid n'a pas repris la for­
mulation de la loi sur I'assurance-accidents, parce qu'au ni­
veau de la loi, dire «Ie Conseil federal regle I'appreciation 
des conditions medicales necessaires», je ne suis pas sOre 
que 9a aille vraiment dans le sens de ce que vous voulez. 
Cela pourrait aussi etre integre dans une simple ordon­
nance, mais cela ne regle pas les problemes organisation­
nels. On a de toute fa90n besoin d'un centre pluridisclpli­
naire de haut niveau, de medecins qui puissent aborder ces 
questions avec un niveau de capacite que les pratlclens 
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n'ont pas, d'autant plus que le controle par les offices canto­
naux nous parait insuffisant. 
Votre proposition, Monsieur Schmid, ne me parait pas re­
pondre reellement ou Integralement aux questions d'organl­
sation qui sont posees. Je me demande comment aller de 
I'avant pour voir SI on peut eventuellement imaginer de faire 
un pas de plus. Je trouve que remplacer I'alinea 2 tel qu'il 
est propose par la commission par votre formulation, malgre 
votre intention affirmee, ne conduit pas forcement a un ren­
forcement de la competence de la Confederation dans ce 
domame. 
C'est dans ce sens-la que je prefererais que votre proposi­
tion soit rejetee, mais votre reflexion est digne d'etre pour­
suivie. 

Stähelin Philipp (C, TG): Die Darlegungen von Frau Bun­
desrätin Dreifuss bringen mich aber doch noch zu einer Be­
merkung. Wenn ich den Antrag Schmid Carlo richtig lese 
und den ins Verhältnis zu Artikel 57 des Gesetzes setze, 
dann gehe ich davon aus, dass der Antrag keine Rege­
lungskompetenz des Bundesrates für die Organisation 
beinhaltet. Die Abklärung der versicherungsmassigen Vor­
aussetzungen - dazu gehören auch die medizinischen An­
spruchsvoraussetzungen - obliegt nach wie vor der IV­
Stelle. Darum kommt man nicht herum. Wenn ich den Antrag 
Schmid Carlo richtig interpretiere, dann betrifft dieser ledig­
lich die Regelung der Beurteilung, nicht den organisatori­
schen Teil. Ich sage das, damit man sich dessen bei der 
Abstimmung, die nun folgen wird, bewusst wird. Hier ISt der 
grosse Unterschied zur Fassung der Mehrheit. Diese betrifft 
auch die Organisation, Insbesondere die Organisation, denn 
dort liegen auch die Probleme. 
Deshalb meine ich, man sollte der Mehrheit folgen. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag Schmid Carlo .... 18 Stimmen 
Für den Antrag der Kommission .... 17 Stimmen 

Abs. 2bls - AI. 2bis 
Angenommen - Adopte 

Art. 60 Abs. 1 Bst. c 
Antrag der Kommission 
Streichen 

Art. 60 al. 1 let. c 
Proposition de la commission 
Blffer 

Angenommen - Adopte 

Art. 64 Abs. 2 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Antrag Siongo 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 64 al. 2 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

PropositIon Siongo 
Adherer a la decision du Conseil national 

Le president (Cottier Anton, president): A I'artlcle 64 ali­
nea 2, le depliant comporte par erreur la mention «Biffer». 
Pour la clarte du debat, je precise que la commission pro­
pose en falt de suivre le Conseil federal. 

Forster-Vannini Erika (R, SG), für die Kommission: Ihre Kom­
mission beantragt Ihnen, dem Bundesrat zu folgen. Das 
heisst, sie möchte die Geschäftsführung der IV-Stellen vom 
zuständigen Bundesamt überprüfen lassen. Frau Siongo 



01.015 Conseil des Etats 774 26 septembre 2002 

möchte dem Nationalrat folgen. Ich möchte Ihnen jetzt darle­
gen, weshalb die Kommission der festen Überzeugung ist, 
dass man hier dem Bundesrat folgen muss 
Nach Artikel 64 Absatz 2 IVG In der aktuellen Fassung wie 
auch nach dem Entwurf des Bundesrates sollen die Ge­
schäftsprüfungen der 27 IV-Stellen der einheitlichen Anwen­
dung des Gesetzes dienen. Es Ist die Aufgabe der IV-Stellen 
zu entscheiden, ob im Einzelfall ein Anspruch auf eine Leis­
tung der IV besteht. Die Beurteilung dieser Leistungsan­
sprüche bedarf In der Regel medizinischer, wirtschaftlicher, 
psychologischer, technischer und juristischer Kenntnisse. In 
vielen Fallen werden externe Spezialistinnen und Spezialis­
ten für die Durchführung gewisser Abklärungen beigezogen. 
Im Rahmen der Geschäftsprüfungen wird demzufolge - ich 
möchte das hier betonen - nicht nur das Vorliegen der medi­
zinischen Anspruchsvoraussetzungen kontrolliert, sondern 
es wird beispielsweise auch gepruft, ob im Einzelfall dem 
Grundsatz Eingliederung vor Rente Rechnung getragen, die 
zutreffende Methode zur Bestimmung des Invaliditätsgrades 
angewandt oder der Anspruchsbeginn korrekt ermittelt 
wurde. 
Es geht also generell darum zu prüfen, ob im einzelnen An­
wendungsfall die Anspruchsvoraussetzungen für eine Leis­
tung erfüllt sind. Meistens entsteht beim Entscheid, ob eine 
Leistung durch die IV-Stelle zugesprochen oder abgelehnt 
wird, ein Ermessensspielraum. Ein solcher Ermessensspiel­
raum ist bel anderen Sozialversicherungen nicht oder in ei­
nem wesentlich geringeren Ausmass vorhanden. Der Zweck 
der Geschäftsprüfung, eine rechtsgleiche und fachgerechte 
Umsetzung der IV-Gesetzgebung durch die IV-Stellen, ISt 
deshalb für die IV von grosser Bedeutung und stellt hohe 
Anforderungen. 
Das BSV hat vor einigen Jahren gemeinsam mit der Firma 
Ernst & Young das Geschaftsprufungsverfahren überprüft 
und nach Outsourcing-Möglichkeiten gefragt. Im Experten­
bericht wurde klar gesagt, dass die materielle Aufsicht - und 
um diese handelt es sich - nicht ausgelagert werden kann, 
denn die Geschäftsprufung ISt das zentrale Element zur 
Kontrolle der Einhaltung der Weisungen und der gesetzli­
chen Grundlagen. 
Seit dem Jahr 2000 führt das BSV seine Geschäftsprüfun­
gen nun auf der Basis der von Ernst & Young erarbeiteten 
Konzeption durch. Es wird eine risikoorientierte Prüfung vor­
genommen. Das bedeutet, dass nicht mehr das ganze Ar­
beits- und Entscheidspektrum der IV-Stelle geprüft wird, 
sondern dass tendenziell schwierige Arbeitsgebiete und Fra­
gestellungen im Vordergrund einer Prüfung stehen. Im der­
zeitigen Prufzyklus werden Zusprachen von beruflichen 
Massnahmen, die Ausrichtung von Taggeldern sowie erst­
malige Rentenzusprachen von Personen mit psychischen 
oder psychosomatischen Beschwerden oder mit Verletzun­
gen an Knochen und Bewegungsorganen geprüft. Die Kon­
trolle erfolgt im BSV auf der Basis der in den Ver­
sIchertendossiers vorhandenen Dokumente An der Prüfung 
wirken unter anderem Fachleute aus MediZin, Ökonomie, 
Berufsberatung, Geisteswissenschaft und Jurisprudenz mit. 
Der Prüfbericht enthält im Rentenbereich auch eine ver­
gleichende Bewertung der Arbeit der IV-Stellen. Die Eidge­
nössische Finanzkontrolle unterstützt das aktuelle Konzept 
der Geschaftsprüfung der IV-Stellen. 
Bei diesen Geschäftsprüfungen geht es - ich mochte es wie­
derholen - nicht um eine Rechnungsprüfung. Diese wird im 
Rahmen der Prufung der Ausgleichskassen gemacht, die 
auch für den Geldverkehr der IV zuständig Sind. Im Bereich 
der IV mussen die Geschäftsprüfungen garantieren, dass 
die Gesetzgebung in den Kantonen rechtsgleich und effizi­
ent umgesetzt wird. 
Ich denke, all dies spricht zu hundert Prozent dafür, dem 
Entwurf des Bundesrates zuzustimmen. 

Siongo Marianne (C, NW): In der Wintersession 2001 hat 
Sich der Nationalrat deutlich, mit 91 zu 49 Stimmen, für eine 
moderne Lösung im Bereich der Geschäftsprüfung der IV 
entschieden. Ich beantrage Ihnen, dass die Geschäfts-

prüfungen bei den IV-Stellen künftig durch unabhängige, 
externe, spezialisierte und vom Bund anerkannte Revisions­
steIlen vorgenommen werden, wie dies im Bereich der ande­
ren Sozialversicherungen, beispielsweise bei AHV, EO, 
KVG, BVG, Kinderzulagen, auch der Fall ist. Die bei den an­
deren Sozialversicherungen bewährten und auch durch das 
New Public Management anerkannten Instrumente können 
hier übernommen werden. Der Sonderfall IV ist nicht mehr 
zu rechtfertigen. 
Mit dem neuen Bundesgesetz uber den Allgemeinen Teil 
des Sozialversicherungsrechtes hat sich das Parlament für 
eine Harmonisierung im Bereich der Sozialversicherungen 
ausgesprochen. Ich finde es richtig, sich auch im Bereich 
der IV den unbestrittenen Standards anzugleichen. Der Re­
visionsstandard basiert bei den Sozialversicherungen auf 
folgenden Elementen: jährlich, unabhtmgig, extern, speziali­
siert und vom Bundesamt zugelassen. Das scheint mir ganz 
entscheidend zu sein. 
Der Entwurf des Bundesrates bringt zwar jährliche Revisio­
nen, überzeugt mich aber sonst nicht. Weshalb? Die heutige 
Kontrolle durch das beteiligte Bundesamt grenzt an Selbst­
kontrolle, weil das BSV den Stellenplan, die Organisation 
und das jährliche Verwaltungskostenbudget jeder IV-Stelle 
zu bewilligen hat. So steht es in der Verordnung über die In­
validenversicherung in Artikel 92bis. Wenn das für die Be­
triebsführung indirekt mitverantwortliche Amt auch noch 
selber die Revision durchführt, kann nicht von einer Unab­
hangigkeit der Revision gesprochen werden. 
Im vorliegenden und vom Nationalrat verabschiedeten Ge­
setzentwurf werden ausdrücklich spezialisierte Revisionsin­
stanzen gefordert. Damit wird sichergestellt, dass die 
Revision den spezifischen Bedürfnissen des Versicherungs­
geschäftes der IV angepasst sein wird. Das Bundesamt hat 
uber die Zulassung der RevisIonssteIlen ein erstes wichtiges 
Instrument in der Hand, um die notwendige Spezialisierung 
sicherzustellen. Ein zweites Instrument in der Hand des BSV 
ist auch die direkte fachliche Aufsicht im Bereich der regio­
nalen arztlichen Dienste 
Mein Antrag garantiert also einen fachlich korrekten Revisi­
onsmodus, auch für die IV. 
Ich beantrage Ihnen, die Fassung des Nationalrates zu über­
nehmen. 

Leumann-Würsch Helen (R, LU): Nach Rücksprache mit 
dem Kanton Luzern unterstütze ich den Einzelantrag 
Siongo, und zwar aus folgenden Gründen: Die Revision der 
Geschaftsfuhrung der IV-Stellen erfolgte bisher im Rhythmus 
von drei bis fünf Jahren durch Mitarbeiter des BSV. Das 
heisst, dass sich die Aufsicht in der heutigen Situation und 
gemäss dem Entwurf des Bundesrates auch in Zukunft sei­
ber kontrolliert. Gemäss Artikel 64 IVG und den Artikeln 92, 
92bls und 93 der Verordnung über die Invalidenversicherung 
übt das Bundesamt die fachliche, administrative und finanzi­
elle Aufsicht über die IV-Stellen aus. Insbesondere entschei­
det das Bundesamt über die anrechenbaren Kosten bei 
einer rationell geführten IV-Stelle. 
Dies bedeutet, dass die Reglemente und die Organisation 
durch das Bundesamt genehmigt werden müssen, ebenso 
der Stellenplan mit Einstufung des Personals sowie die 
Überprüfung und Genehmigung des jährlichen Voranschla­
ges der IV-Stellen. Konkret heisst dies, dass das Bundesamt 
grundsätzlich über die Ressourcenzuteilung entscheidet und 
die daraus resultierende Arbeit auch revidiert. 
Wie in der Studie des Instituts für Politikstudien Interface 
festgehalten wird, waren die Differenzen vor der Schaffung 
der IV-Stellen bel den Rentenquoten grösser als zum heuti­
gen Zeitpunkt. Dank der Schaffung der IV-Stellen ab 1995 
haben die Unterschiede markant abgenommen. Die kanto­
nalen Unterschiede Sind gerade im Bereich der Invalidenver­
sicherung über die ganze Schweiz gesehen am geringsten. 
Bezogen auf den Kanton Luzern ergibt das ein ähnliches 
Bild für die Situation auf dem Land und den Agglomerations­
gurtel um Emmen, Littau und Luzern. Dabei muss beachtet 
werden, dass dieselben Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, 
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Ärzte, Berufsberater und Arbeitsvermittier bei den Leis­
tungszusprachen beteiligt sind und die Differenzen auf an­
dere Faktoren zurückzuführen sind als auf unterschiedliche 
Praxen zwischen den verschiedenen IV-Stellen. 
Mit der Schaffung der neuen regionalen ärztlichen Dienste 
unterstehen die Arzte der direkten fachlichen Aufsicht des 
zuständigen Bundesamtes, sind aber In ihrem medizini­
schen Sachentscheid im Einzelfall unabhängig. Damit und 
mit dieser Sonderregelung der Aufsicht ist dem Bedurfnis 
der Einflussnahme auf die IV-Stellenarzte mehr als genu­
gend Rechnung getragen. Letztlich muss beachtet werden, 
dass der Invaliditatsgrad keine medizinische Beurteilung 
darstellt, sondern ein rein wirtschaftlicher Begnff ist Die 
Arzte haben primar die Aufgabe, die Arbeitsfähigkeit bzw. 
die gegebenen Einschränkungen fur die konkrete Eingliede­
rung klar zu dokumentieren. Gestützt auf diese Unterlagen 
geschieht die Eingliederung im Rahmen von Umschulungen 
oder Arbeitsvermittlungen. Falls dies nicht mehr möglich ist, 
erfolgt die Rentenberechnung aufgrund des zumutbaren 
Einkommens. 
Aufgrund dieser Ausgangslage ist es von grosser Bedeu­
tung, jährlich eine umfassende Revision durch unabhängige 
und spezialisierte RevIsionssteIlen zu haben, da letztlich 
auch der Kanton bei Problemen im Rahmen des Haftungs­
rechtes geradestehen muss. Bei der Weiterführung nach 
dem bisherigen System, das trotz mehr als vierzigjähriger 
PraxIs keine Erkenntnisse bezüglich des Wachstums der 
Renten und der damit verbundenen Hintergründe und EIn­
flussfaktoren im Sinne von Handlungsanleitungen liefern 
konnte, ist keine durchschlagende Verbesserung der heuti­
gen Situation zu erreichen. 
Aus diesen Grunden unterstütze ich den Antrag Siongo. 

Büttiker Rolf (R, SO): Wir haben gestern im Zusammen­
hang mit der IV sehr viel uber die Finanzen gesprochen und 
unserer Sorge Ausdruck gegeben, dass wir sie nicht mehr 
richtig im Gnff haben. Wenn man sich nun vor Augen fuhrt, 
dass es sich um ein Geschaftsvolumen von rund 10 Milliar­
den Franken handelt - 2001 waren es genau 9,4 Milliarden 
Franken -, dann gibt es nach meiner Auffassung nichts an­
deres als die Einsetzung einer wirksamen, professionellen 
und standardisierten externen Kontrolle. Es kann doch nicht 
sein, dass dieselbe Stelle, die die Organisation, den Steilen­
etat und das Verwaltungskostenbudget jeder IV-Stelle ge­
mäss Artikel 92bis IVV bewilligt, einen entscheidenden 
Einfluss hat - eine Revisionsstelle hat einen entscheidenden 
Ei~~luss auf die Geschäftstatigkeit -, indem sie auch gleich­
zeitig die Geschäftskontrolle über diese gleichen IV-Stellen 
ausubt. Das kann nicht richtig sein, und man kann mich von 
der Meinung auch nicht abbnngen, wenn man sagt, man 
müsse auch noch andere Dinge kontrollieren. Wir haben ges­
tern gesagt, es müsse prioritär sein, die Finanzen bei den 
IV-Stellen in den Griff zu bekommen. Neben dem Problem 
der Befangenheit des BSV in dieser eng umgrenzten Ge­
schichte sind auch die Weisungen über die RevIsion nicht 
publiziert und nicht einmal für die kantonalen IV-Stellen 
transparent und nachvollziehbar - das kommt hinzu. Wir 
können aufgrund dieser Sachlage nicht von einer unabhän­
gigen Revision sprechen, und das wäre eben wichtig, wenn 
wir die Finanzen wieder ins Lot bnngen wollen. Es entsteht 
der Eindruck - Ich betone: der Eindruck! - der Selbstdispen­
~atio.~; einer willkürlichen Anwendung der Geschäftsprüfung 
ISt Tur und Tor geoffnet. Angesichts des Aufgabenvolumens 
von rund 10 Milliarden Franken kann sich der Bund eine sol­
che Form von Verschmelzung und Vermischung zwischen 
Aufsicht auf der einen Seite und der vom Bundesrat vorge­
sehenen Kontrolle auf der anderen Seite nicht leisten. An­
dere Sozialversicherungszweige wie AHV, BVG und KVG 
sind auch komplexe Versicherungssysteme und verfügen 
über die gesetzlichen Grundlagen für eine standardisierte 
und spezialisierte Kontrolle durch eine externe Revisions­
steIle. Es ist nicht nachvollziehbar, weshalb ausgerechnet für 
die IV eine Sonderlösung gelten sollte. 
Ich unterstütze den Antrag Siongo und möchte Ihnen beliebt 
machen, keine Differenz zum Nationalrat zu schaffen, der in 
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dieser Sache einen klaren und sachlich richtigen Entscheid 
getroffen hat. 

Studer Jean (S, NE): Je vous invite a soutenir la proposition 
de la commission. 
Ce dont on doit bien se rendre compte, c'est qu'on n'a pas 
affaire ades contröles financiers - cela a deja ete dit - des 
offices AI, mais bien au contröle de I'application correcte de 
la loi. C'est d'ailleurs de la seule competence des offices AI, 
le reglement financier etant du domaine des calsses de 
compensation. Et tout le monde, ici, est d'accord pour qu'on 
surveille plus rigoureusement I'application de la loi, en parti­
culier pour tenter de mieux maTtriser I'evolution des depen­
ses de I'assurance-invalidite. 
Or, on le sait, I'application de la loi federale sur I'assurance­
invalidlte est difficile. Je I'ai dit hier, I'invalidite est une notion 
difficilement saisissable. Ce n'est pas comme le chömage 
ou la retraite. 11 y ades directives a prendre en considera­
tion, il y ades appreciations a porter, c'est quelque chose 
qui peut iHre assez complexe. Et je ne vois vraiment pas 
comment un organisme prive serait plus competent que 
I'OFAS pour surveiller I'application de la loi. 
Je voudrais ajouter encore un autre element: vous venez, a 
une courte majorite, de decider que le Conseil federal de­
vrait regler I'appreciation des conditions medicales neces­
saires que font les offices AI. Je ne comprendrais pas, alors 
qU'on vient de decider de renforcer les pouvoirs d'interven­
tion du Conseil federal, que vous souhaitiez maintenant con­
fier a une societe externe a I'administration le contröle de 
ces instructions-Ia. 11 y a la quelque chose qui ne joue pas. 
Si vous ne voulez pas remettre votre pouvoir d'appreciation 
ades consultants pnves, qui sont, je pense, moins bien pla­
ces que ceux qui feront les directives pour contröler si cel­
les-ci sont ou non observees par les offices AI, je vous invite 
a suivre la commission. 

David Eugen (C, SG): Kollege Studer hat das, was ich sa­
gen wollte, jetzt eigentlich ausgeführt. Ich möchte bestäti­
gen, dass es hier primär um die Aufsicht über die korrekte 
Rechtsanwendung des IVG geht. Das ist das Zentrum dieser 
Aufsicht - und nicht das Rechnungswesen, weil dieses ja 
uber die Ausgleichskassen läuft. Also müssen wir uns fra­
gen, ob es richtig ist, externe Revisionsstellen - das sind 
Treuhandgesellschaften, das sind Buchhalter, das sind 
Leute, die sich mit dem Rechnungswesen befassen - mit 
der Prüfung der Rechtsanwendung im IV-Bereich zu beauf­
tragen. Es geht bei der Umsetzung des IVG um sehr spezia­
lisierte Fragen, insbesondere um Fragen der medizinischen 
Anwendung. Nach meiner Überzeugung sind diese Organi­
sationen, jedenfalls heute, nicht in der Lage, diese Aufgabe 
zu erfüllen. Mit anderen Worten: Die privaten Treuhandge­
sellschaften müssten damit beginnen, IV-Spezialisten aus­
zubilden, die die GeschäftsfÜhrung überhaupt überprüfen 
könnten. 
Ich frage mich, ob es sinnvoll ware, dies zu privatisieren. 
Letztlich ist heute qie Kompetenz beim Bundesamt angesie­
delt. Nach meiner Uberzeugung ist allerdings - das muss ich 
klar sagen - von dieser AUfsIchtskompetenz zu wenig Ge­
brauch gemacht worden. Man hat sich, wahrscheinlich auch 
aus personellen Gründen, zu wenig darum bemüht. 
Ich bin auch sicher, dass keine Kosten eingespart werden, 
wenn man diese neuen Spezialisten über die Treuhandge­
sellschaften beschaffen und nachher einsetzen muss. 
Schliesslich geht es auch noch darum, bei der Anwendung 
des IVG eine Gesamtschau hinzukriegen. Es kann ja nicht 
so sein, dass letztlich die Organisation privater Treuhandge­
sellschaften bestimmt, wie die IV-Rechtsanwendung erfol­
gen muss. Wenn man sieht, um welche Aufsicht es hier 
geht, ist es von mir aus gesehen einfach nicht adäquat, eine 
Treuhandgesellschaft damit zu beauftragen. 
Ich bitte Sie daher, der KommiSSion zu folgen. 

Beerli Christine (R, BE): Vieles ist jetzt schon gesagt wor­
den. Ich möchte nur noch einen Verweis auf den Artikel im 
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Gesetz anbringen, wo Sie die Äusserungen, die von Herrn 
Studer und Herrn David gemacht worden sind, finden. Es ist 
wirklich ein klassisches Missverständnis, wenn wir davon 
ausgehen, dass wir hier die rechnungsmässige, buchhalten­
sche Kontrolle regeln. Wir regeln hier eine Aufsicht über die 
inhaltlich materiellen Entscheide, also die Frage, ob jeman­
dem zu Recht eine Rente zugesprochen werde, ob die Vor­
aussetzungen gegeben seien, damit ein solcher Entscheid 
gefällt werden könne. Es betrifft IVG-spezifische materielle 
Entscheide, bei denen überprüft werden soll, ob sie richtig 
und gesetzesgemass getroffen worden Sind. Hier kann die 
Kompetenz wirklich einzig beim BSV liegen, das diese An­
wendungsfälle kennt und sich in diese Materie vertieft hat. 
Das kann eine aussen stehende Treuhandgesellschaft 
schlicht und einfach nicht wissen. 
Die buchhalterische Kontrolle ist in Artikel 66 IVG geregelt; 
dann Wird auf Artikel 66 bis 68 des AHV-Gesetzes verwie­
sen. Dort Sind die aussen stehenden, unabhängigen Treu­
handgesellschaften verankert. Die Ausgleichsstellen werden 
dort, wo es um die Kontrolle der Finanzen geht, in buchhal­
terischer Art und Weise von aussen stehenden und unab­
hängigen Stellen geprüft. Das ist gesetZlich verankert, aber 
es betrifft einen anderen Bereich, nicht denjenigen, in dem 
es um eine materielle Kontrolle der Entscheide geht 
Bei diesem Bereich beantragen wir Ihnen, ihn llber das BSV 
zu regeln. 

Forster-Vannini Erika (R, SG), für die Kommission: Ich ma­
che nur noch zwei kurze Bemerkungen: Ich möchte Sie dar­
auf aufmerksam machen, dass den externen RevisionssteI­
len die Weisungsbefugms fehlen würde. Diese wäre 
weiterhin ausschllesslich beim BSV als dem Aufsichtsorgan 
über die IV-Stellen. Die externen Revisionsstellen hätten 
demgegenüber weder im Allgemeinen noch Im Einzelfall 
eine Weisungsbefugnis, deren Geschäftsprüfungsberichte 
hatten lediglich Empfehlungscharakter. 
Deshalb bin auch ich der Überzeugung, dass der Antrag, 
dem Nationalrat zu folgen, für die Versicherung zu deutlich 
höheren Kosten führen würde, ohne dass ein Gewinn an 
Qualität oder Effizienz ersichtlich wäre. 
Ich bitte Sie deshalb eindringlich, dem Antrag der Kommis­
sion zu folgen. 

Dreifuss Ruth, conseillere federale: Tout a ete tres bien dit 
J'almerais resumer ce qui plaide en faveur du projet du Con­
seil federal. 
Sur quoi porte le contröle? II porte sur I'application correcte 
et uniforme du droit dans I'ensemble de la Suisse. C'est cela 
qui nous interesse, c'est cela qui nous preoccupe quand on 
parle de couts que nous n'arrivons peut-etre pas a contröler 
suffisamment. 11 ne s'agit pas de contröler si la gestion au 
sein d'un office AI correspond aux regles comptables, de se­
cunte, etc. Cela, comme le contröle des caisses de compen­
sation, est assure dans le cadre de la 101 federale sur 
I'assurance-vieillesse et survivants. Donc, il y a la les princi­
pes du contröle independant que vous souhaitez. 
Ici. il s'agit de la fayon dont les offices AI remplissent les exi­
gences de la 101. Je rappelle quelques elements que I'on 
contröle, pour cela je prends I'exemple de la rente: la deci­
sion d'accorder une rente; I'examen plus particulier de cer­
tains cas a la limite du physique, du psychique et du 
psychosomatique; la croissance subite et inattendue du 
nombre de decisions positives rendues dans le cas d'une in­
validite d'un certain type - la il faut savoir reagir. Le contröle 
se fait par sondage dans les dossiers. C'est vraiment une 
etude des decisions prises, et c'est dans ce sens qU'11 faut 
comprendre le terme de gestion. 
Cela permet aussi a I'office federal competent, ce qui me pa­
raH tres important, de comparer la qualite et I'efficacite du 
travail - y compris celles du service a la cllentele, si vous me 
permettez cette expression - offertes par les dlfferents offi­
ces AI. Dans la mesure meme Oll un office AI ades compe­
tences - puisque c'est avec I'argent de I'AI qu'il fonctlonne -
par exemple celle de fixer le nombre de personnes prises en 
charge, II est important qu'il puisse faire evaluer la qualite de 

son travall et, donc, corriger eventuellement ses decisions et 
ameliorer la mise a dispOSition du personnel et son organi­
sation. 
Je crois que cela a ete dit clairement en commission. Celle­
ci s'est pose la question de fayon approfondie et a constate 
qu'il y avait peut-etre une confusion, due peut-etre au choix 
des mots, entre le contröle de gestion courant, le contröle 
comptable, le contröle que nous connaissons bien, qui est 
presente a chaque assemblee generale de societe, et le 
contröle des activites. Dans ce sens-la, il est clair que nous 
avons besoin d'un contröle des activites. C'est de celui-ci 
qU'11 s'agit, I'autre eta nt traite dans la loi sur I'AVS. 
Alors, est-ce que le terme de «gestion» devra etre repris? 
C'est possible, mais ce probleme pourra etre regle lors de 
I'elimination des divergences Si vous suivez Mme Siongo, 
vous supprimez un instrument indispensable au contröle de 
I'application des lois, a I'OFAS. Sans dlvergence, vous ne 
remplacez pas ce qui serait supprime ICI par quelque chose 
de plus valable, puisque ce que vous voulez est deja realise 
en application de la 101 sur I'AVS. Donc, c'est peut-etre une 
erreur d'avoir utilise le terme de «gestion». Mais nous avons 
absolument besoln des deux phrases. Madame Siongo, 
avec votre proposition, vous en biffez une sans etoffer 
I'autre. II est indispensable de permettre a la discussion de 
se poursuivre. 
Vous supprimez un contröle materiel sans modifler et sans 
renforcer le contröle traditionnel de gestion qui est deja re­
gie. Ce que nous vous proposons, parce que les experien­
ces sont extremement bonnes et permettent a I'OFAS de 
vOlr Oll sont les problemes, y compns dans le fonctlonne­
ment des offices, mais egalement dans les choix qui sont 
faits en matiere de decision au sujet des prestations, c'est 
de passer du rythme de cinq ans, applique avant I'an 2000, 
et de celui de trois ans applique apres I'an 2000, a un 
rythme annuel. Nous avons besoin d'un rythme annuel pour 
le contröle de gestion materiel, et c'est de cela qu'iI s'agit ici. 
Nous avons besoin des deux formes de contröle, et Mme 
Siongo veut supprimer I'une des deux. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Kommission .... 18 Stimmen 
Für den Antrag Siongo .... 16 Stimmen 

Art. 68; 68bis; 68ter 
Antrag der KommiSSIOn 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Le president (Cottier Anton, president): ~article 68quater a 
deja ete traite avec I'article 42ter. 

Art. 69 Abs. 3 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 69 al. 3 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Art. 73 
Antrag der Kommission 
Abs.2 

c. an die Errichtung, den Ausbau und die Erneuerung von 
Wohnheimen und durch sie gefÜhrten anderen kollektiven 
Wohnformen zur dauernden oder vorübergehenden Unter­
bringung von Invaliden und an die dadurch entstehenden zu­
sätzlichen Betriebskosten. 
Abs.4 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
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Art. 73 
Proposition de la commission 
AI. 2 

c pour la constructlon, I'agrandissement et la renovation de 
homes, ou d'autres formes de logement collectif gerees par 
ces Institutions, recueillant des invalides pour un sejour mo­
mentane ou a demeure, ainsi que pour leurs frais supple­
mentaires d'exploitation. 
AI. 4 
Adh9rer a la decision du Conseil national 

Forster-Vannini Erika (R, SG), für die Kommission: Dem 
Nationalrat war es ein wichtiges Anliegen, im Gesetz klar zu 
zeigen, dass die IV verschiedene institutionalisierte Wohn­
formen unterstützt. Auch Wohngemeinschaften sollen expli­
zit erwähnt werden. Heute sind nicht nur Wohngemeinschaf­
ten, sondern auch Aussenwohngruppen, Wohnheime mit 
und ohne Beschäftigung usw. explizit als Beitragsempfänger 
erwahnt Der Nationalrat wollte die Wohngemeinschaften 
aufnehmen. Dabei wurde nicht realisiert, dass damit eine 
materielle Änderung verbunden ist. Um auf die ursprüngli­
che Absicht des Nationalrates zurückzukommen und das 
Problem der Baubeitrage zu eliminieren, beantragen wir 
eine Neuformulierung, die der Absicht des Nationalrates ent­
spricht, den Fehler aber korrigiert. 
Ich bitte Sie, dem Antrag der Kommission zuzustimmen. 

Angenommen - Adopte 

Art. 74 Abs. 1; 75 Abs. 1; 77 Abs. 1 Bst. bbis 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 74 al. 1; 75 al. 1; 77 al. 1 let. bbis 
PropositIOn de la commission 
Adh9rer a la decision du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Art. 77 Abs. 2; 78 
Antrag der Kommission 
Streichen 

Art. 77 al. 2; 78 
ProposItion de la commission 
Biffer 

Angenommen - Adopte 

Art. 79 Abs. 1; 86 Abs. 2 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 79 al. 1; 86 al. 2 
Proposition de la commission 
Adh9rer a la decision du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Zift.1I 
Antrag der Kommission 
Ziff. "Bst. a 
a. Erhöhung der HIlflosenentschädigungen; Überführung der 
Pflegebeiträge für Minderjährige und Beiträge an die Kosten 
der Hauspflege in die Hilflosenentschädigung 
Abs.1 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Abs.2 
Die erhöhten Ansatze der Hllflosenentschadigung gelten ab 
Inkrafttreten dieser Gesetzesänderung. Vorbehalten bleibt 
Absatz 3bis. 
Abs.3 
Die Pflegebeiträge fur hilflose Minderjährige werden auf den 
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Gesetzesänderung durch 
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die neurechtliche Hilflosenentschadigung ersetzt. Vorbehal­
ten bleiben die Absätze 3bis und 5. 
Abs.3bls 
Bel Versicherten, denen bisher zusätzlich zum Pflegebeitrag 
für hilflose Minderjährige oder zur Hilflosenentschädigung 
ein Anspruch auf Beiträge an die Kosten der Hauspflege zu­
stand, ist eine Vergleichsrechnung vorzunehmen. Ist die 
neurechtliche Hilflosenentschädigung tiefer als die früheren 
Leistungen, so werden die früheren Leistungen erst vom 
ersten Tag des zweiten der Zustellung der Verfügung folgen­
den Monates an durch die neurechtliche Hilflosenentschädi­
gung ersetzt. Ist die neurechtliche Hilflosenentschädigung 
höher als die früheren Leistungen, so Sind die Absätze 2 und 
3 anwendbar. 
Abs.4 
Massgebend für die Vergleichsrechnung nach Absatz 3bis 
sind .... 
Abs.5 
Laufende Pflegebeiträge sowie Beiträge an die Kosten für 
die Hauspflege im Ausland werden auch nach Inkrafttreten 
dieser Gesetzesänderung im bisherigen Betrag ausgerich­
tet, solange die Anspruchsvoraussetzungen dafür erfüllt 
sind. 
Ziff. " Bst. b-d 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Ziff. "Bst. e 
.... haben. Alle anderen ganzen Renten bei einem Invalidi­
tätsgrad unter 70 Prozent werden innerhalb eines Jahres 
nach dem Inkrafttreten der 4. IVG-Revision einer Revision 
unterzogen. 

eh. 11 
Proposition de la commission 
eh. "let. a 
a. Relevement des allocations pour impotent; transformation 
des contributions aux frais de soins speciaux pour mineurs 
impotents et des contributions aux frais de soins a domlcile 
en allocation pour impotent 
AI. 1 
Adherer a la decision du Conseil national 
AI. 2 
Les montants de I'allocation pour impotent so nt releves a 
compter de I'entree en vigueur de la presente modification. 
L:alinea 3bis est reserve. 
AI. 3 
Les contributions aux soins speciaux pour mineurs impo­
tents so nt remplacees par la nouvelle allocation pour impo­
tent au sens du drolt, a compter de I'entree en vigueur de la 
presente modiflcation. Les alineas 3bis et 5 so nt reserves. 
AI.3bis 
Pour les assures qui, en plus de la contribution aux soins 
speciaux pour mineurs impotents ou de I'allocation pour im­
potent, avaient jusqu'a present droit ades contributions aux 
frais de so ins a domicile, il faut proceder a un calcul compa­
ratif. Si la nouvelle allocation pour impotent au sens du droit 
est moins elevee que le montant des prestations an!9rieu­
res, I'allocation pour impotent remplace les prestations an­
terleures au plus töt des le premier jour du deuxieme mois 
suivant la notification de la decision. Si la nouvelle allocation 
pour impotent au sens du droit est plus elevee que les pres­
tations anterieures, les alineas 2 et 3 s'appliquent. 
AI. 4 
.... selon I'alinea 3bis. Dans le cas .... 
AI. 5 
Les contributions aux soins speciaux pour mineurs et les 
contributions aux frais de soins a domicile qui sont actuelle­
ment versees a I'etranger continueront de I'etre, apres I'en­
tree en vigueur de la presente loi, a concurrence du montant 
verse jusqu'a present, aussi longtemps que les condltlons 
d'octroi so nt rempiles. 
eh. " let. b-d 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
eh. "let. e 
.... revolus. Toutes les autres rentes entieres perc;:ues a titre 
d'une invalidite inferieure a 70 pour cent font I'objet d'une re-
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vision dans le delai d'un an des I'entree en vigueur de la 4e 
revision de I'AI. 

Angenommen - Adopte 

Zift. 111, IV 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

eh. 111, IV 
Proposition de la eommission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Änderung bisherigen Rechts 
Modification du droit en vigueur 

Zift.1 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
mit Ausnahme von: 
Art. 4 Abs. 1 Bst. abis, ater 
Streichen 

eh.1 
Proposition de la eommission 
Adherer a la decision du Conseil national 
a I'exception de: 
Art. 4 al. 1 let. abis, ater 
Biffer 

Angenommen - Adopte 

Zift. 2 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
mit Ausnahme von: 
Art. 9; 15; 19 Abs. 3; 66 Titel, Abs. 3; 67 Abs. 2; 69 Abs. 3; 
74 Abs. 2 Bst. d 
Streichen 

eh.2 
Proposition de la eommission 
Adherer a la decision du Conseil national 
EI I'exception de: 
Art. 9; 15; 19 al. 3; 66 tttre, al. 3; 67 al. 2; 69 al. 3; 
74 al. 2 let. d 
Bitter 

Angenommen - Adopte 

Zift.3 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
mit Ausnahme von: 
Art. 29septies Abs. 1 
Streichen 
Art. 33bis Abs. 4 
.... Beträgt der Invaliditätsgrad weniger als 60 Prozent, so 
wird nur ein entsprechend herabgesetzter Teil des durch­
schnittlichen Jahreseinkommens berücksichtigt. '" 
Gliederungstitel vor Art. 43bis; Art. 43bis Abs. 1-3 
Streichen 
Art. 43bls Abs. 4 
Hat eine hiltlose Person .... eine Hlltlosenentschädigung .... 
Art. 43bis Abs. 5 
Bisheriger Absatz 4bis 
Art. 43bis Abs. 6 
Bisheriger Absatz 5 (in der Version gemass ATSG) 
Art. 44 Titel, Abs. 1; 46 Titel, Abs. 2; 63 Abs. 1 Bst. b-d; 
71 Abs. 2; 102 Abs. 2; 103 Abs. 1, 1 bis 
Streichen 

eh.3 
Proposition de la eommisslon 
Adherer EI la decision du Conseil national 
a I'exception de: 
Art. 29septies al. 1 
Blffer 
Art. 33bis al. 4 
.... Si le degre d'invalidlte est interieur EI 60 pour cent, seule 
une traction correspondante du revenu annuel moyen est 
prise en compte .... 
Tltre preeedant rart. 43bis; art. 43bis al. 1-3 
Blffer 
Art. 43bis al. 4 

. d'une allocation pour impotent de I'assurance-invalidite 

Art. 43bis al. 5 
Actuel alinea 4bis 
Art. 43bis al. 6 
Actuel alinea 5 (version selon la LPGA) 
Art. 44 titre, al. 1; 46 titre, al. 2; 63 al. 1 let. b-d; 71 al. 2; 
102 al. 2; 103 al. 1, 1bis 
Biffer 

Angenommen - Adopte 

Zift.4 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
mit Ausnahme von: 
Art. 2 Abs. 2 

a ..... Rente, eine Hilflosenentschädigung oder .... Personen 
mit Anspruch auf eine Hilflosenentschädigung müssen .... 
Art.2e 

c ..... eine Hilflosenentschädigung .... 
Art. 3e Abs. 2 Bst. d, 3 
Streichen 

Art. 3d Abs. 2bis 
Mehrheit 
.... eine Hilflosenentschädigung .... bei schwerer Hilflosigkeit 
.... durch die Hilflosenentschädigung .... mit mittelschwerer 
Hilflosigkeit .... 
Minderheit 
(Langenberger, Brunner Christiane, David, Stähelin, Studer 
Jean) 
Streichen 

Art. 3d Abs. 2ter 
Mehrheit 
.... einer Hilflosenentschädigung .... eine Hilflosenentschädi­
gung .... 
Minderheit 
(Langenberger, Brunner Christlane, David, Stähelin, Studer 
Jean) 
Streichen 

eh.4 
Proposition de la eommission 
Adherer EI la decision du Conseil national 
EI I'exception de: 
Art. 2al. 2 

a.. . une rente, EI une allocation pour impotent ou .... une al­
location pour Impotent doivent .... 
Art.2e 

c ... une allocation pour Impotent de I'AI .... 
Art. 3e al. 2 let. d, 3 
Bitter 
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Art. 3d al. 2bis 
Majorite 
.... une allocation pour impotent de I'AI .... francs lorsque le 
degre d'impotence est eleve, dans .... par I'allocation pour 
impotent. Le Conseil federal .... personnes dont le degre 
d'impotence est moyen .... 
Minorite 
(Langenberger, Brunner Christiane, David, Stahelin, Studer 
Jean) 
Biffer 

Art. 3d al. 2ter 
Majorite 
.... allocation pour impotent par I'AVS .... allocation pour im­
potent de I'AI. 
Minorite 
(Langenberger, Brunner Christlane, David, Stähelin, Studer 
Jean) 
Biffer 

Art. 2 Abs. 2, Art. 2c, Art. 3c Abs. 2 Bst. d, 3 
Art. 2 al. 2, art. 2c, art. 3c al. 2 let. d, 3 

Angenommen - Adopte 

Art. 3d Abs. 2bis, 2ter - Art. 3d al. 2b1S, 2ter 

Le president (Cottier Anton, president): La proposition de 
la majorite I'a emporte a I'article 42ter. 

Angenommen gemäss Antrag der Mehrheit 
Adopte selon la proposition de la majorite 

Zift.5 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
mit Ausnahme von: 
Gflederungstltel vor Art. 26; Art. 26; 27; 36 Abs. 1; 
103 Abs. 1; 118 Abs. 2 Bst. C 

Streichen 

Ch.5 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 
a I'exception de: 
Titre precedant I'art. 26; art. 26; 27; 36 al. 1; 
103 al. 1; 118 al. 2 let. c 
Blffer 

Angenommen - Adopte 

Zitt.6 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
mit Ausnahme von: 
Art. 8 Bst. c; 20 Titel, Abs. 1; 76 
Streichen 

Ch.6 
PropositIOn de la commission 
Adherer a la decislon du Conseil national 
a I'exception de: 
Art. 8 let. c; 20 titre, al. 1; 76 
Blffer 

Angenommen - Adopte 

Gesamtabstimmung - Vote sur I'ensemble 
Für Annahme des Entwurfes ... 34 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

Abschreibung - Classement 

Amtliches Bulletin der Bundesversammlung 

Antrag des Bundesrates 
Abschreiben der parlamentarischen Vorstösse 
gemäss Brief an die eidgenössischen Räte 
Proposition du Conseil federal 
Classer les interventions parlementaires 
selon leltre aux Chambres federales 

Angenommen - Adopte 

2. Bundesbeschluss über die Finanzierung der Invali­
denversicherung durch die Anhebung der Mehrwert­
steuersätze 
2. Arrete federal sur le financement de I'assurance-inva­
lidite par le biais d'un relevement des taux de la taxe sur 
la valeur ajoutee 

Antrag der Kommission 
Streichen 
PropOSition de la commission 
Biffer 

Angenommen - Adopte 

00.014 

11. AHV-Revision 
11 e revision de I' AVS 

Fortsetzung - Suite 
Botschaft des Bundesrates 02.02.00 (BBI 2000 1865) 
Message du Conseil federal 02.02.00 (FF 2000 1771) 

Nationalrat/Conseil national 07.05.01 (Erstrat - Premier Conseil) 

Nationalrat/Conseil national 08.05 01 (Fortsetzung - Suite) 

Nationalrat/Conseil national 08.05.01 (Fortsetzung - Suite) 

Nationalrat/Conseil national 08.05.D1 (Fortsetzung - Suite) 

Nationalrat/Conseil national 08.05 01 (Fortsetzung - SUite) 

Nationalrat/Conseil national 0905.01 (Fortsetzung - Suite) 

Nationalrat/Conseil national 13.12.01 (Fortsetzung - Suite) 

Ständerat/Conseil des Etats 25.09.02 (Zweitrat - Deuxleme Conseil) 

Standerat/Consell des Etats 26.09.02 (Fortsetzung - SUite) 

Nationalrat/Conseil national 02.1002 (Differenzen - Dlvergences) 

Nationalrat/Conseil national 04.1002 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Ständerat/Conseil des Etats 04.10 02 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Text des Erlasses 3 (BBI 2002 6491) 
Texte de I'acte legislatif 3 (FF 2002 6032) 

Le president (Cottier Anton, president): Une motion d'ordre 
de la CSSS m'a ete sou mise. Celle-ci demande de repren­
dre I'examen du projet 3 de I'objet 00.014. Nous I'avons vu 
hier, il s'agit du projet relatif a la loi federale concernant le 
transfert de capitaux du Fonds de compensation du regime 
des allocations pour perte de galn en faveur I'assurance-in­
validite. Notre reglement, a son artlcle 38 alinea 3, prevoit: 
«Le Conseil peut exceptionnellement completer I'ordre du 
jour pendant la seance, notamment pour eliminer les diver­
gences.» Je soumets ainsi a votre appreciation la motion 
d'ordre de la commlssion. - 11 n'y a pas d'opposition; nous 
traitons donc le projet 3 de I'objet 00.014. 

3. Bundesgesetz betreffend die Überweisung von Mit­
teln des Ausgleichsfonds der Erwerbsersatzordnung in 
die Invalidenversicherung 
3. Loi federale concernant le transfert de capitaux du 
Fonds de compensation du regime des allocations pour 
perte de ga in en faveur de I'assurance-invalidite 

Frick Bruno (C, SZ), für die Kommission: Sie haben gestern 
dem Ordnungs antrag Schmid Carlo zugestimmt. Dieser lau­
tete dahin gehend, die Beratung der Vorlagen 1 und 3 zu 
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01.015 

4. IV-Revision 
4e revision de I'AI 

Differenzen - Divergences 
Botschaft des Bundesrates 21.02.01 (BBI 2001 3205) 
Message du Conseil fEideral 21.02.01 (FF 2001 3045) 

NatlonalraVConsel1 national 13.12 01 (Erstrat - Premier Conseil) 

NatlonalraVConsel1 national 13.12.01 (Fortsetzung - Suite) 

StanderaVConsel1 des Etats 25 09 02 (Zweitrat - Deuxleme Conseil) 

StanderaVConsel1 des Etats 26.09 02 (Fortsetzung - SUite) 

StanderaVConsel1 des Etats 28.11.02 (Fortsetzung - SUite) 

NatlonalraVConsel1 national 02.12.02 (Differenzen - Divergences) 

1. Bundesgesetz über die Invalidenversicherung 
1. Loi federale sur I'assurance-invalidite 

Art. 1 a, 1 b 
Antrag der Kommission 
Festhalten 

Art. 1 a, 1 b 
PropositIOn de la commlssion 
Malntenir 

Gross Jost (S, TG), für die Kommission: Frau Meyer Th6rese 
und ich werden zu jenen Bestimmungen, die gegenuber der 
ständerätlichen Fassung geändert worden sind, ganz kurz 
etwas sagen, und auch zu denen, wo wir Festhalten bean­
tragen. Aber wir werden uns bemühen, uns kurz zu fassen. 
Zu Artikel1a: Unsere Kommission will ganz klar, namlich mit 
19 zu 0 Stimmen bei 1 Enthaltung, am Zweckartikel festhal­
ten. Auch wenn dieser Zweckartikel nicht unmittelbar an­
wendbares, nicht unmittelbar umsetzbares Recht enthält, ist 
er doch ein ganz wichtiges Signal für eine umfassendere 
Zielsetzung des IVG, indem er Prävention, Existenzsiche­
rung, Selbstbestimmung und Eigenverantwortlichkelt im Ge­
setz festhalten Will. Es ist nicht einzusehen, weshalb hier der 
Standerat an der Streichung festhalten mochte. 
Wir ersuchen Sie im Namen der einstimmigen Kommission, 
am Zweckartikel festzuhalten. 

Angenommen - Adopte 

Art. 2 Abs. 2 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Minderheit 
(Graf, Fehr Jacqueline, GolI, Gross Jost, Maury Pasquler, 
Meyer Th6rese, Rechsteiner-Basel, Rossini, Stahl) 
Arbeitgebern, die Personen anstellen, welche eine Rente 
oder eine Hilflosenentschädigung der Invalidenversicherung 
beziehen, werden .... 

Art. 2 al. 2 
Proposition de la commission 
Majonte 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 
Minorite 
(Graf, Fehr Jacquellne, GolI, Gross Jost, Maury Pasquler, 
Meyer Therese, Rechsteiner-Basel, Rossini, Stahl) 
L.:employeur qui emploie des personnes au beneflce d'une 
rente ou d'une allocation pour impotent, est exonere .. 

Graf Maya (G, BL): Dieser Minderheitsantrag zu Artikel 2 
Absatz 2 fordert Sie auf, bei Ihrem Entscheid vom 13. De­
zember 2001 zu bleiben; der Nationalrat stimmte damals Ar­
tikel 2 Absatz 2 diskussionslos zu. 
Neu ist in diesem vorliegenden Minderheitsantrag nur, dass 
auf die Formulierung «invalide Versicherte» verzichtet und 

stattdessen die Personengruppe klarer umschrieben wird, 
auf die sich diese Bestimmung bezieht, nämlich auf Perso­
nen, «welche eine Rente oder eine Hilflosenentschädigung 
der Invalidenversicherung beziehen». Dabei ist festzuhalten, 
dass mit dieser Formulierung der Personenkreis umfassen­
der ist, denn wer eine Hilflosenentschadigung bezieht, muss 
ja nicht unbedingt auch eine IV-Rente beziehen. Diese Per­
sonen stehen häufig noch im Erwerbsleben und sollten auch 
darin bleiben; sie bzw. ihre Arbeitgebennnen sollten von die­
sem Artikel profitieren können. 
Warum beantragen wir Festhalten an diesem Artikel? Ein­
gliederung in die Arbeitswelt als Wichtigste Integration muss 
uberall gefördert werden. Anreize für Arbeitgeberinnen und 
Arbeitgeber, Menschen mit Behinderungen einzustellen und 
auch zu behalten, wenn Invaliditat eintritt, müssen an ver­
schiedensten Stellen und Orten immer Wieder geschaffen 
werden. Einen dieser Anreize finden Sie hier. Ich gebe es 
zu: An dieser Stelle ist es ein kleiner Anreiz; die Wirkung 
wird nicht allzu gross sein. Aber es ist Wichtig, dass wir 
heute mit Anreizmodellen beginnen - auch im Kleinen - und 
Erfahrungen damit sammeln. Die Integration in die Arbeits­
welt und vor allem das Vermeiden des Herausfallens aus 
dem Arbeitsprozess sollte ein zentrales Anliegen der Invali­
denversicherung sein und bleiben. 
Ich beantrage Ihnen deshalb Im Namen der Minderheit, ih­
rem Antrag zu Artikel 2 Absatz 2 zuzustimmen und somit die 
Meinung des Rates zu bestätigen. 
Gestatten Sie mir noch kurz, dass ich bei dieser Gelegenheit 
Folgendes festhalte: Wir sind nun in der DIfferenzbereInI­
gung. Es gibt keine grossen Differenzen mehr; wir werden 
schnell damit fertig sein. Ich möchte Ihnen aber ganz kurz 
sagen, dass wir Grünen mit dieser 4. IV-Revision, wie sie 
jetzt aus der Differenzbereinigung kommt, unzufrieden sind. 
Einerseits ist sie der heutigen Realität nicht angepasst; an­
dererseits wurde darauf verzichtet, zukunftsweisende neue 
Modelle zu entwikkeln. Ich sage Ihnen kurz, warum. 
Bedenklich und auch bedauerlich finden wir es, dass auf die 
explizit von den betroffenen Personen gewünschte Ände­
rung des Begriffes «Hilflosenentschädigung» in «Assistenz­
entschädigungen» verzichtet wurde, weil befürchtet wird, 
das werde dadurch plötzliCh zu einer exportierbaren Lei­
stung in die EU. Sie werden dazu sicher noch die Kommissi­
onssprecher hören. 
Ein Zweites ist die Ergänzungsleistungslosung, die mit die­
ser IV-Revision nun gewählt wurde. Dabei ist zu bedenken, 
dass der Anspruch auf Ergänzungsleistung (EL) immer auch 
mit Bedürftigkeit einhergeht, und es ist schade, dass Bedürf­
tigkeit eben auch mit Hilflosigkeit gleichgesetzt wird. Über­
dies sind die Kinder bei der EL-Lösung nicht mit einbezogen, 
und die EL wird im neuen Finanzausgleich auch kantonal i­
siert werden. Es ist also unsicher, was dort geschieht. 
«Das Modell der Zukunft ist auf der Strecke geblieben», war 
ein Artikel In der Zeitung betitelt, als die 4. IV-Revision aus 
dem Ständerat kam. Das heisst, das so genannte Modell 
Langenberger wurde beerdigt. Wir bedauern dies sehr. Die­
ses Zukunftsmodell wollte anstelle der EL-Lösung ein indivi­
duelles Assistenzbudget mit bestehendem Sockelbetrag 
verwirklichen. Die Grünen bezeichnen dies als verpasste 
Chance, das Selbstbestimmungsrecht der Menschen mit 
Behinderungen auch und gerade in der Wahlfreiheit der 
Wohnformen umzusetzen. Wir bedauern diesen Schritt, und 
wir bedauern, dass nicht mehr Mut in diese 4. IV-Revision 
eingeflossen 1St. 

Goll Christine (S, ZH): Die SP-Fraktion unterstützt den An­
trag der Minderheit Graf aus drei Gründen, die ich Ihnen hier 
kurz darlegen möchte. 
1. Ich mochte Sie bitten, nicht zu vergessen, dass viele Men­
schen mit Behinderungen, die eine Rente der Invalidenversi­
cherung und/oder eine Hilflosenentschädigung der IV bezie­
hen, häufig auch noch im Erwerbsleben stehen. Es ISt also 
nicht so, dass diese Menschen einfach Leistungen der IV 
beziehen und nicht mehr erwerbstätig bzw. erwerbsfähig 
wären. 
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2. Wir sprechen in diesem Zusammenhang immer wieder 
von Anreizsystemen, weil uns allen bewusst ist, dass Men­
schen mit Behinderungen, die eine Erwerbsarbeit suchen, 
immer wieder Hindernisse zu Liberwlnden haben. Es geht 
hier um einen Anreiz, der zwar ein kleiner Schritt ist, aber In 

die richtige Richtung weist. Denn damit würden Arbeitgeber, 
die bereit wären, Menschen mit Behinderungen anzustellen, 
immerhin entlastet, indem sie keine Beitrage mehr an die IV 
bezahlen müssten. Das würde bei einem Jahreseinkommen 
von 36 000 Franken immerhin eine Entlastung von 252 Fran­
ken zugunsten von Arbeitgebern ausmachen. 
3. Sie sehen, dass wir in der Kommission bei diesem Mln­
derheitsantrag die Formulierung geändert haben: Wir spre­
chen nicht mehr einfach undifferenziert von «invaliden 
Versicherten», sondern es steht ganz klar, dass für jene Per­
sonen, die «eine Rente oder eine Hilflosenentschädigung 
der Invalidenversicherung beziehen», vom Arbeitgeber keine 
IV-Beiträge mehr bezahlt werden müssen. 
Wenn ich Sie auf den Pilotartikel 68ter verweisen darf, der 
genau solche Anreizmodelle fördern und in der Praxis erpro­
ben Will, möchte ich Ihnen sagen, dass Sie hier einen kon­
kreten und realisierbaren Vorschlag vor sich haben, dem Sie 
ohne weiteres zustimmen können. 

Le president (Christen Yves, president): Die FDP-Fraktion 
lässt mitteilen, dass sie den Antrag der Mehrheit unterstLitzt. 

Gross Jost (S, TG), für die Kommission: Ich muss Sie bitten, 
hier der Kommissionsmehrheit zu folgen. Bei diesem Antrag 
hat sich eine Pattsituation ergeben; der Entscheid fiel mit 
10 zu 10 Stimmen mit Stichentscheid des Präsidenten. Wie 
Sie gehört haben, geht es bei diesem Antrag darum, ein 
kleines Zeichen zu setzen, einen kleinen Anreiz zu schaffen, 
Behinderte einzustellen. Der PersonenkreiS Ist erweitert 
worden: Nicht nur Rentenbezüger, sondern auch Empfanger 
von Hilflosenentschädigungen sollen profitieren können, weil 
sie ja zum Teil im Erwerbsprozess stehen, obwohl sie mögli­
cherweise schwer pflegebedürftig sind. 
Was ist der entscheidende Einwand der Mehrheit? Die 
Mehrheit findet, der Erlass des Arbeitgeberbeitrages -
0,7 Prozent - sei ein zu geringer Anreiz und könne nicht die 
gewünschte Wirkung ausüben. Man würde sich von einer 
generellen Befreiung von den obligatorischen Beiträgen des 
Arbeitgebers an alle Sozialversicherungszweige mehr ver­
sprechen. Das wäre dann sicher im Rahmen von Pilotprojek­
ten möglich, wie bereits dargestellt worden ist. Die Mehrheit 
ist der Auffassung, ein isolierter Erlass von Arbeitgeberbei­
tragen nur Im Rahmen der IV sei zu wenig, um eine wirt­
schaftliche Anreizwirkung auszuüben. 

Meyer Therese (C, FR), pour la commission: Notre Conseil, 
lors de I'examen de la loi en decembre 2001, deslralt soute­
nir, par une exoneration du paiement des cotlsatlons patro­
nales a I'assurance-invalidite, les employeurs mentants qUI 
engagent des personnes invalides. Le Conseil des Etats a 
biffe cet alinea et la commission s'est finalement ralliee, 
avec la voix preponderante de son president, au Conseil des 
Etats sur la base de I'analyse de l'Office federal des assu­
rances sociales. 
En effet, cet office nous a informes qu'il serait assez compli­
que et coOteux de decortiquer le paquet de cotisations pour 
les assurances sociales, payees par les employeurs parce 
qu'elles sont facturees ensemble et s'encaissent ensemble 
de fagon generale. Une petlte minonte de la commlsslon 
pensait que ce n'etait pas si compllque que cela et qu'on 
pouvait quand meme soutenir ces employeurs. 
Je vous demande d'adopter la proposition la majorite de la 
commission, et donc de ne pas accepter cette exoneratlon. 

Dreifuss Ruth, conseillere federale: Le Conseil federal vous 
invite egalement a suivre la majorite de la commisslon et a 
vous rallier a la decision du Conseil des Etats. 
1. Cela a ete dit, nous esperions et vous espenez aussi 
creer un effet incitatif sur les employeurs par cette dlsposi-
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tion. Or, cet effet incitatif pourrait tres bien se reveler nul. Les 
montants qui ont ete indiques par Mme Goll - 252 francs de 
cotisations AI economises pour un salalre annuel de 36 000 
francs - nsquent d'etre annules par la difficulte administra­
tive, car I'employeur ne pourrait pas le faire automatique­
ment. II devrait aller s'annoncer a la caisse AVS, expllquer le 
cas et bien sOr creer un decompte speCial pour ces person­
nes. Donc, les obstacles administratifs rendent la mesure 
difflcilement incitative. 
2. J'aimerals egalement souligner le fait que cette proposi­
tion a ete restreinte par la minorite de la commission a ceux 
qui touchent une rente d'invalidite ou une allocation pour im­
potent. Cela signifie que les personnes qui se battent pour 
pouvolr etre enti9rement libres de I'AI, si je puis utiliser cette 
expreSSion, ne donneraient pas ce benefice a leur em­
ployeur Pourtant, certains employeurs - j'en connais -
auraient engage des personnes qUI ne sont pas peut-etre 
pleinement efficaces au sens ou on le reclame actuellement, 
afin de faire un acte de solidarite individuelle. Et, justement, 
ces employeur ne seraient pas recompenses. 
Cette mesure, limitee aux personnes handicapees au bene­
fice d'une rente, coOterait 8 millions de francs par an a I'AI. 
Je suis persuadee qu'un montant de cet ordre de grandeur 
serait par exemple beaucoup mieux investi dans la recher­
che plutöt que dans une mesure sur les effets de laquelle 
nous avons des doutes. 
En inscnvant, a I'article 68quater de la 101, la possibilite de 
faire des essais pilotes dans ce domaine, pour voir concrete­
ment comment fonctionnent les incitations dans les entrepn­
ses, pour voir ce dont les employeurs ont vraiment besoin 
pour pouvoir surmonter les difficultes additionnelles que leur 
donne peut-etre I'emploi d'une personne invalide, nous trou­
verons les meilleures solutions. Nous pourrons ulterieure­
ment alors transformer ces experiences en regle generale. 
C'est la raison pour laquelle nous vous invitons a soutenlr la 
proposition de la majorite de la commission. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit .... 88 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit .... 50 Stimmen 

Art. 7 Abs. 2; 8 Abs. 1; 31 Abs. 1 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 7 al. 2; 8 al. 1; 31 al. 1 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Art. 41 Abs. 2 
Antrag der Kommission 
Festhalten 

Art. 41 al. 2 
Proposition de la commission 
Maintenir 

Art. 42 
Antrag der Kommission 
Abs. 1, 1 bis, 3-5 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Abs.2 
.... ist eine Person lediglich dauernd auf lebenspraktische 
Begleitung angewiesen, so liegt immer eine leichte Hilflosig­
keit vor. Vorbehalten bleibt Artikel 42bis Absatz 5. 

Art. 42 
Proposition de la commisslOn 
AI. 1, 1 bis, 3-5 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 
AI. 2 
.... Si une personne n'a durablement besoln que d'un ac­
compagnement pour faire face aux necessites de la vie, le 
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degre d'impotence est repute faible. L.:article 42bis alinea 5 
est reserve. 

Gross Jost (S, TG), für die Kommission: Zunachst eine Be­
merkung zu Artikel 41: Hier geht es um die Karenzfrist bei 
einer Rentenanpassung, wenn sich die Erwerbsfahigkeit 
verbessert. Hier möchte die Kommission klar, mit 13 zu 
o Stimmen bei mehreren Enthaltungen, an der nationalratli­
chen Fassung festhalten. Es handelt sich um eine Karenz­
frIst von drei Monaten und dann um eine Reduktion der 
Rente von nur 20 Prozent neun Monate lang. Die Kommis­
sion liess sich dabei vor allem davon leiten, dass sie gesagt 
hat, dass beispielsweise ein Behinderter mit einer Vollrente, 
der bei einem Arbeitsversuch einen relativ raschen Renten­
verlust befürchten muss, diesen Arbeitsversuch gar nicht 
erst unternehmen wird. Es wird damit also ein ungünstiger 
negativer Wiedereingliederungsanreiz gesetzt. Wir sind 
auch der Auffassung, dass der Zeitpunkt der Reduktion der 
Erwerbsfähigkeit leicht zu bestimmen ist: In der Regel wird 
er nämlich eben dort anzusetzen sein, wo die Arbeitsauf­
nahme stattfindet, wo der Rentenempfanger wieder einer 
Teilarbeit nachgeht. Wir teilen die Bedenken nicht, wonach 
dieser Zeitpunkt schwer zu bestimmen seI. Hier ist eine klare 
Mehrheit dafür, bei der bisherigen nationalrätlichen Fassung 
zu bleiben 
Nun zu den Artikeln 42ff., zur AssIstenzentschädigung: Das 
ist Ja einer der Kernbereiche der 4. IV-Revision. Ich möchte 
hier namens der Kommission zwei, drei Satze dazu sagen, 
zumal auch Frau Graf diese ReviSion als ungenügend kriti­
siert hat. Sie hat unter Hinweis auf das weiter gehende Mo­
dell Langenberger und Davld gesagt, dass unsere - also die 
nationalrätliche - Kombination von Grundentschädigung und 
Absicherung durch das Ergänzungsleistungssystem zu we­
nig weit gehe. Hier hat sich in der Kommission vor allem eine 
sehr intensive Diskussion darüber entwickelt, ob Assistenz­
entschädigungen exportiert werden müssten. 
Das BSV hat in einem Papier zuhanden des Ständerates 
vertreten, dass leistungsunabhängige Sonderleistungen 
grundsätzlich auch exportlerbar sein können. Im Rahmen 
der bilateralen EU-Verhandlungen sei es gelungen, die Hilf­
losenentschadigung davon auszunehmen, und man habe ei­
nen entsprechenden Vorbehalt angebracht. Deshalb sei es 
möglicherweise geschickter, am bisherigen Begriff der Hilflo­
senentschädigung festzuhalten, um hier die Kontinuität zum 
früheren Rechtszustand zu wahren. Es wurde In diesem Zu­
sammenhang auch auf ein Präjudiz hingewiesen: Das öster­
reichische Pflegegeld unterliegt nach einem Urteil des 
Europäischen Gerichtshofes der Exportpflicht. 
Dagegen kam ein anderer Experte, Professor Thomas Cot­
tier, zum Schluss, die Asslstenzentschci.digung sei mit oder 
ohne Namensänderung unbedenklich, sie müsse nicht ex­
portiert werden, wenn sie klar als beitragsunabhängige Son­
derleistung definiert und damit im Wesentlichen von der 
öffentlichen Hand finanziert werde. 
Wir haben dann einen dritten Experten eingeladen, Herrn 
Ulrich Kieser, der eher die Bedenken des BSV bestätigte. Er 
war der Auffassung, dass man mit Vorteil die Kontinuitat be­
achte, weil die Hilflosenentschädigung nur aufgrund des bi­
lateralen Vorbehaltes von der Exportpflicht ausgenommen 
sei; zudem bestünden gewisse Bedenken, wenn man diese 
Leistungen nun neu zusammenfasse und sie noch in Pro­
zenten der Altersrente quantifiziere. 
Die Kommission kam nicht zuletzt aus diesem Grunde zur 
Auffassung, dass man mit verschiedenen konkreten Schrit­
ten dafür sorgen sollte, dass diese Exportpflicht nicht nach­
träglich durch einen zu grossen, zu einschneidenden Sys­
temwechsel ausgelöst werde. Das hat einmal dazu geführt, 
dass Ihnen die Kommission beantragt, zum unschönen Be­
griff der Hilflosenentschädigung zurückzukehren. Es hat 
auch dazu geführt, dass die Kommission einen Antrag Suter 
ablehnte, der bei der Hilflosenentschädigung bei der doppel­
ten Höhe des bisherigen Ansatzes bleiben wollte, aber bei 
mittlerer und schwerer Hilflosigkeit eine Verfünffachung des 
Pauschalbetrages vorgesehen hat. Dieser Antrag Suter wur­
de mit 10 zu 2 Stimmen ganz klar abgelehnt. 

Die Überlegungen der Kommission waren ganz klar die, 
dass der Antrag Langenberger mit der Pauschale und den 
persönlichen Assistenzbudgets langfristig sicher der richtige 
Weg ist, dass er das Fernziel ist. Aber wir können hier auch 
über den Pilotartikel in den Übergangsbestimmungen von li­
tera abis eine Übergangsregelung mit einer Pauschale und 
den persönlichen AssistenZbudgets erproben, und wir soll­
ten nicht das Ganze gefährden, indem wir das Risiko der Ex­
portpflicht erhöhen. 
Deshalb bitte ich Sie, sich hier der Kommission anzuschlies­
sen und auch den Übergangsartikel von Litera abis mit dem 
Pilotartikel gutzuheissen. 

Meyer Therese (C, FR), pour la commission: Juste quelques 
precisions concernant I'article 41: la commission estlme qU'11 
faut maintenir notre decision de reduire graduellement la 
rente. La reinsertion est souvent un processus delicat, beau­
coup de personnes hesitent a s'engager dans une renoncia­
tion a une rente; cette maniere graduelle de proceder les 
aidera et soulagera ensuite la caisse AI de maniere durable. 
Maintenant quelques mots sur les termes d' «allocation d'as­
sistance» et d' «allocation pour impotent» (art. 42): le proJet 
du Conseil federal portait le terme nouveau d' «allocation 
d'assistance» qui n'etait conteste par personne, mais une 
etude a montre qu'il y avait un danger que la Commission 
europeenne, qui a accorde une exception a la Suisse qui ne 
doit pas exporter I'allocation pour Impotent, puisse revenir 
sur sa declsion si on changeait de nom. La commission, 
pour eliminer ce risque, a decide de revenir a I'ancienne de­
signation d' «allocation pour impotent». Elle le regrette, mais 
ce la ne changera absolument pas materiellement les condi­
tions de I'octroi et pour pouvoir I'obtenir. 
Encere un mot sur la disposition qui permet des essais pilo­
tes justement pour aller dans le sens des propositions qui 
demandaient un budget forfaitaire accompagne d'un budget 
pour les frais objectlfs: vous vous souvenez de la proposition 
de minorite Langenberger qui n'a pas ete retenue au Conseil 
des Etats. Dans notre commission, nous avons eu une pro­
position Suter qui a ete rejetee aussi pour des raisons de 
coOt. La proposition de minorite Langenberger, de son cöte, 
defavorisalt les parents avec enfant a charge. La commis­
sion propose de faire des essais en donnant un budget pour 
des depenses obJectives. Vous trouverez cette proposition a 
la lettre abis des dispositions transitoires. Nous ne revien­
drons pas sur ces dispositions puisqu'elles n'ont pas fait 
I'objet de proposition de minorite. 

Dreifuss Ruth, conseillere federale: Nous avons entendu 
tout a I'heure une critique de la 4e reviSion de I'AI de la part 
de Mme Graf. Nous avons ecoute le debat qui a eu lieu au 
Conseil des Etats et les discussions menees au sein de vo­
tre commission. La question qUI s'est posee etait celle de 
savOIr si I'on pouvait aller au-dela du modele que nous vous 
proposons. Celui-ci a pour but de garantlr aux invalides dans 
tous les cas le libre choix de leur lieu de vie. Nous parions ici 
des invalides graves qui ont besoin d'un appui permanent, 
soit qualifie, soit consistant a s'occuper de tous les gestes 
normaux de la vie quotidienne. Les modeles qui ont ete pro­
poses devraient au fond accorder a toutes les personnes les 
ressources necessaires pour faire ce choix. 
Nous vous proposons un autre modele qui tend a accorder a 
tous une allocation pour impotent. J'utllise ce terme que je 
considere comme tres deplaisant, mais il correspond aux 
termes des discussions avec I'Union europeenne. Ainsi, la 
legislatlon demeure teile que nous I'avons etablie deja dans 
les negoclations bilaterales. Nous vous proposons de gene­
raliser le principe du versement d'une allocation pour impo­
tent. De cette fagon, les invalides peuvent payer pour les 
services dont ils ont besoin et non pas les recevoir de la part 
de I'assurance-invalidite. Je crois que c'est un grand progres 
pour redonner de la dignite aux personnes handicapees et 
garantir leur autonomie. Et puis, nous hesitons a aller 
jusqu'a accorder cette possibilite, je dirai, de maniere pres­
que illimitee quant au montant, dans tous les cas. 
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Nous introduisons d'abord un article qui permet de deflnir ce 
qui est effectivement necessaire et comment organiser la 
prise en charge a domicile. Pour les personnes dont les res­
sources financieres - les revenus ou la fortune - ne permet­
traient pas de faire ce choix, nous elevons le plafond des 
prestations complementaires de fac;:on qu'aucun obstacle 
economlque ne surglsse, qui les priverait de ce choix ou en­
traverait leur liberte. Nous pensons ainsi faire un premier 
pas dans une dlrection qui pourra peut-etre etre developpee 
plus tard, mais sur la base d'experiences concretes. 
La IIberte de choix est necessaire. La possibilite de rester a 
domlclle - je pense en particuller a certaines personnes -. 
avec sa familie, ses proches, est tout a fait souhaltable pour 
notre societe dans une logique d'integratlon et pour la dl­
gnite et la maTtrise de la vie des personnes handicapees. 
J'ai aussl entendu dans les debats une critique assez gene­
rale des institutions qui m'a un peu effrayee. Je crois que 
ces institutions restent necessaires. Si nous voulons la li­
berta de choix pour les handicapes, nous devons aussi creer 
cette liberte au niveau des autorites polltiques et veiller a ce 
que le reseau des institutions reste de haute quallte, suffi­
sant, et soit a disposition de la population. J'al souvent ren­
contre des parents ag es d'enfants gravement handicapes et 
je sentais leur angoisse a I'idee qu'un jour ils viendraient a 
disparaTtre et que ce serait alors une institution qui devrait 
prendre en charge leur enfant, devenu adulte et ayant be­
SOIn d'une prise en charge 24 heures sur 24. Je n'aimerals 
donc pas que I'on oppose dans ce debat I'utilite des institu­
tions au maintien a domiclle, mais que I'on cree le plus de Ii­
berte posslble. 
Notre modele est prudent et ne repond pas a toutes les at­
tentes, mais il ouvre une piste importante vers I'autonomie et 
la prise en charge de son propre destin. Avec le systeme 
des prestations complementaires, il ne veut pas que ce soit 
I'absence de revenus ou I'absence de fortune qui soit deter­
minante. 
Voila la raison pour laquelle je vous invite a vous rallier aux 
propositions de la commission, a suivre cette piste, a adop­
ter ce changement de vocabulaire et a boucler ce soir un 
des points principaux, un des POints porteurs d'espoir de 
cette 4e revision de I'AI. 

Angenommen - Adopte 

Art. 42bis; 42ter; 57 Abs. 1 Bst. d 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 42bis; 42ter; 57 al. 1 let. d 
Proposition de la commission 
Adherer a la dacision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Art. 59 
Antrag der Kommission 
Abs.2 
Zur Beurteilung der medizinischen Anspruchsvoraussetzun­
gen stehen den IV-Stellen Interdisziplinar zusammenge­
setzte ärztliche Dienste zur Verfügung. Diese unterstehen 
der direkten fachlichen Aufsicht des zuständigen Bundesam­
tes, sind aber in ihrem medizinischen Sachentscheld im Ein­
zelfall unabhängig. Die IV-Stellen richten die regionalen ärzt­
lichen Dienste ein. Der Bundesrat legt die Regionen nach 
Anhören der Kantone fest 
Abs 2bls 
Streichen 

Art. 59 
Proposition de la commission 
AI. 2 
Les offices AI mettent a disposition des services medicaux 
regionaux interdisciplinaires I'appreciation des conditions 
medicales necessaires a I'octrol d'indemnites. Ces services 
sont soumls a la surveillance materielle directe de I'office fe-
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deral competent, mais sont independants dans I'apprecia­
tion medicale du cas d'espece. Les services medicaux re­
gionaux so nt mis en place par les offices AI. Le Conseil fe­
deral determine les regions apres avoir consulte les cantons. 
AI.2bls 
Biffer 

Gross Jost (S, TG), für die Kommission: Der ursprüngliche 
Vorschlag des Bundesrates bei der Einrichtung regionaler 
ärztlicher Dienste war es, dass sie gewissermassen als 
Dienste des Bundes wirken sollten, womit sie von den IV­
Stellen als konkurrierende Betriebe empfunden und deshalb 
abgelehnt wurden. Wir haben dann im Nationalrat, wie Sie 
sich erinnern, Wert darauf gelegt, dass es hier primar um die 
Fachaufsicht des Bundes gehen muss, aber dass die regio­
nalen arztlichen Dienste im Einzelfall unabhängig und inter­
disziplinär entscheiden sollen. 
Nun ist aufgrund der Beratung im Ständerat ein neuer Vor­
schlag der Verwaltung zur Diskussion gekommen, nach wei­
chem die organisatorische Verantwortung für die Einrichtung 
der regionalen ärztlichen Dienste bei den IV-Stellen liegen 
soll; das Anforderungsprofil und die Fachaufsicht sollen aber 
durch den Bund organisiert werden. Damit glauben wir in 
dieser sehr kontroversen Materie allen Bedürfnissen Rech­
nung getragen zu haben und damit auch einen Schritt zu 
einer einheitlicheren Praxis und zu einer verstärkten Fach­
aufSicht des Bundes, aber bei Organisationshoheit der IV­
Stellen, getan zu haben. Dieser Vorschlag blieb dann in un­
serer Kommission unbestritten. 

Angenommen - Adopte 

Art. 60 Abs. 1 Bst. c 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 60 al. 1 let. c 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Art. 64 Abs. 2 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Die Erfüllung der in Artikel 57 erwähnten Aufgaben durch die 
IV-Stellen ist vom zustandigen Bundesamt jährlich zu über­
prüfen .... 
Mmderheit 
(Widrig, Bortoluzzi, Dormann Rosmarie, Dunant, Meyer 
Therese, Stahl, Triponez, Zäch) 
Festhalten 

Art. 64 al. 2 
Proposition de la commiss/On 
Majonte 
Loffice federal competent examine chaque annee I'execu­
tion par les offices AI de leurs taches selon I'article 57 .... 
Minorite 
(Widrig, Bortoluzzi, Dormann Rosmarie, Dunant, Meyer 
Therese, Stahl, Triponez, Zäch) 
Maintenir 

Widrig Hans Werner (C, SG): Die IV-Abteilung im Bundes­
amt für Sozialversicherung ändert die Argumentationskette 
laufend, sobald ein Argument widerlegt ist. In der ersten 
Runde argumentierten sie, eine unabhängige Revisions­
steIle habe die fachlichen Qualifikationen nicht. Das ist übri­
gens das einzige Argument, das nicht ganz abwegig ist; 
darum Ist es wahrscheinlich auch das erste. Aber dann kann 
man ja eine Ubergangsfrist machen, wobei ich davon über­
zeugt bin, dass die Revisionsgesellschaften rasch genügend 
ausgebildete Mitarbeiter zur Verfügung haben, sobald wir 
hier entsprechend beschliessen - aber eben, das wollen sie 
auch nicht. 
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Nun tischen sie ein neues, zweites Argument auf, indem sie 
den Unterschied zwischen fachlicher und finanzieller Auf­
sicht machen. Diese Unterscheidung ist für eine Sozialver­
sicherung so ziemlich nutzlos. Bedeutend ist der Faktor 
Geschäftsprüfung: Jemand Unabhängiger muss feststellen, 
dass hier sauber gearbeitet wird. Diese Prüfung muss ange­
messen sein angesichts der Tatsache, dass die IV-Stellen im 
Jahr rund 300 000 Einzelentscheide fällen. Das entspricht 
einem Gesamtvolumen von rund 9 Milliarden Franken. 
Abschllessend zwei Feststellungen: 
1 Es gibt heute bei der IV keine anerkannten, unabhängigen 
RevIsIonssteIlen - dies im Gegensatz zur AHV, zur EO, zum 
BVG, zur Familienversicherung, zum KVG: Dort gibt es un­
abhängige professionelle Revisionsstellen mit klaren Wei­
sungen Bei der IV tritt das Bundesamt mit seinen Funktio­
naren In EIgenkontrolle auf. 
2. Zwar lamentieren viele Politiker über die ausufernden 
Kosten der IV, aber weit weniger als 1 Promille des Volu­
mens ware nötig, damit eine zeitgemässe Geschäftsprüfung 
stattfinden könnte. Das ist kein Anliegen irgendwelcher pri­
vater Revisionsstellen, wie in der Kommission moniert wur­
de, sondern es ist das Anliegen einer grossen Mehrheit der 
IV-Stellen der Kantone Ich verstehe die Sorgen der IV-Stel­
lenkonferenz. die meinen Antrag in der grossen Mehrheit un­
terstutzt. 
Im Standerat kam hier mit 18 zu 16 Stimmen ein Zufallsmehr 
zustande. 
Ich bitte Sie, an Ihrem Beschluss vom 13. Dezember 2001 
festzuhalten. Damals haben Sie mit 91 zu 49 Stimmen be­
schlossen, dass bezüglich unabhängiger Revisionsstelle für 
die IV das Gleiche gelten solle wie für die übrigen Sozialver­
sicherungen in diesem Land. 
Ich danke Ihnen für die Zustimmung zum Antrag der Minder­
heit. 

Rechsteiner Rudolf (S, BS): Was der Ständerat hier be­
schlossen hat, ist alles andere als das Resultat eines Zu­
fallsmehrs. Es geht hier nicht um die Beaufsichtigung der 
Invalidenversicherung in finanzieller Hinsicht. Die privaten 
Revisionsstellen, die Sie, Herr Widrig, verlangen, beaufsich­
tigen in diesem Geschäft eben nicht die Rechnungsführung 
der IV-Stellen, sondern unter anderem den Invalidisierungs­
grad, die Praxis der IV-Stellen bel der medizinischen Über­
prüfung der Assistenzentschädigung usw., wie Sie Artikel 57 
entnehmen können. 
Mit einer privaten Stelle wird die öffentliche Aufsicht unseres 
Erachtens geschwächt. Es ist ja das Bundesamt für Sozial­
versicherung, das diese Leistungen ausschüttet, und die 
privaten Revisionsstellen haben nicht in erster Linie hier 
buchhalterisch etwas zu befinden, sondern die Leistungsbe­
rechtigung zu prufen. Dafür braucht es unseres Erachtens 
eine kantonsübergreifende einheitliche Prüfung, die eben 
nicht zufällig irgendeiner privaten Revisionsstelle zugewie­
sen wird - ganz abgesehen davon, dass es heute gar keine 
solchen Revisionsstellen gibt, die unter anderem solche 
Dienstleistungen der fachärztlichen Beaufsichtigung anbie­
ten wurden. 
Es wird hier ja sehr viel Bundesgeld verteilt. Anders als bei 
der AHV geht es nicht in erster Linie um finanzielle Leistun­
gen, und es gilt hier ein bisschen: Wer zahlt, befiehlt und 
sollte auch die Qualität der Leistungsausschüttung beauf­
sichtigen können. In unseren Augen ist das Bundesamt für 
SOZialversicherung die dafür geeignete Stelle, die auch die 
Aufsicht einheitlich und gesamtschweizensch wahrnehmen 
soll. Der Ständerat ist auch zu diesem Befund gekommen. 
Deshalb bitte ich Sie, hier der Mehrheit zu folgen und den 
Antrag der Mehrheit zu unterstützen. 

Hassler Hansjörg (V, GR): Die SVP-Fraktlon unterstützt den 
Antrag der Minderheit Widrig. Die Überprüfung der Ge­
schäftsführung der IV-Stellen durch das zuständige Bundes­
amt vermag nicht zu befriedigen. Daran ändert auch eine 
jahrlich durchgeführte Prüfung nichts. Die heutige Situation 
der Kontrolle durch das BSV grenzt an Selbstkontrolle, weil 
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das BSV gemäss Artikel 92bis der IV-Verordnung unter an­
derem den Stellenplan jeder IV-Stelle, die Organisation und 
das jährliche Verwaltungskostenbudget der IV-Stellen zu be­
willigen hat. Wenn das für die Betriebsführung indirekt mit­
verantwortliche Amt - also das BSV - auch noch selber die 
Revision durchführt, kann unseres Erachtens nicht von einer 
Unabhangigkeit der Revision gesprochen werden. 
Wir sind klar der Meinung, dass die Revision durch eine ex­
terne, unabhangige und spezialisierte Revisionsstelle durch­
gefuhrt werden soll. Gemäss Antrag der Minderheit muss 
diese Revisionsstelle vom zuständigen Bundesamt aner­
kannt werden. Das BSV würde also auch weiterhin für eine 
einheitliche Anwendung des Gesetzes sorgen, was richtig 
ist. Die Revision umfasst eine fachliche, administrative und 
finanzielle Aufsicht. Für die Durchführung der Revision durch 
unabhängige, externe Revisionsstellen braucht es klare Re­
visionsvorgaben und klare Qualitätskriterien, die das BSV 
festlegen kann. 
Die Darstellung, wonach ein komplexes Geschäft wie die IV 
nur von einigen Spezialisten beim BSV verstanden und 
überprüft werden könne, können wir nicht nachvollziehen. 
Nach einer Einführungsphase wären externe RevisionssteI­
len sehr wohl in der Lage, die Revisionen fachgerecht durch­
zuführen. Bei der AHV und den anderen Sozialwerken 
haben wir bereits externe und unabhängige RevisionssteI­
len; die IV bildet hier die einZige Ausnahme. 
Mit etwas gutem Willen seitens des BSV können gestützt auf 
den Antrag der Minderheit gute Lösungen gefunden werden; 
davon Sind wir überzeugt. Die Kompetenzen werden klar ge­
regelt. Die heutige Vermischung und Verwischung der Auf­
gaben des BSV zwischen indirekter Einflussnahme auf die 
Betriebsführung der IV-Stellen, den Aufsichtsaufgaben und 
der Kontrollfunktion könnten entflochten und klar geregelt 
werden. Das ist der richtige Weg. 
Unterstützen Sie deshalb den Antrag der Minderheit Widrig. 

Wirz-von Planta Chnstine (L, BS): Auch die liberale Frak­
tion folgt der Minderheit. 
Es ist richtig, dass eine unabhangige, externe, spezialiSierte 
und schllesslich vom zuständigen Bundesamt anerkannte 
Revisionsstelle jährlich die Geschäftsführung - ich sage ex­
plizit die Geschäftsführung und nicht die Aufgaben - der IV­
Stellen überprüft. Herr Rechsteiner, die IV-Stellen wünschen 
das! Sie tragen schliessllch angesichts eines jährlichen Aus­
gabenvolumens von 8 Milliarden Franken eine grosse Ver­
antwortung. Sie wollen an ihrer Arbeit gemessen werden. 
Uberdies entspricht diese Neuregelung den heutigen Nor­
men des Controlling, welches eine Qualitätssicherung mit 
sich bringt. Wir unterstützen diese moderne Art der Revi­
sion, die in der AHV und der EO - es wurde bereits gesagt­
schon lange angewendet wird. Deshalb folgen wir der Min­
derheit. 
Wenn Ich schon das Wort habe, erlauben Sie mir im Sinne 
von «steter Tropfen höhlt den Stein» einfach zu sagen, dass 
der Begriff Invalidenversicherung Immer noch falsch ist und 
nicht im Zusammenhang mit Menschen geäussert werden 
sollte. Ich bedaure, dass dieser unwerte Begriff im Zuge der 
Revision nicht ersetzt wurde. 

Hess Peter (C, ZG): Ich muss schon sagen: Ich verstehe die 
Welt nicht mehr. Ich verstehe nicht, wieso Frau Bundesrätin 
Dreifuss und eine Anzahl offenbar vom Bundesamt ins­
truierte Parlamentarier .... (Zwischenruf Rechsteiner-Basel: 
Nein, nein!) Ich habe die Diskussion im Ständerat genau 
mitverfolgt .... hier einen vehementen Kampf gegen eine Re­
vision in einem Bereich führen, in dem bis jetzt praktisch 
keine Revision stattgefunden hat. Frau Bundesrätin, das ist 
das Problem. Bis jetzt wurde in einem Drei- oder Vierjahres­
rhythmus kontrolliert. Das war denn auch der Grund dafür, 
dass der Bundesrat auf Drangen mindestens zugestanden 
hat, jetzt auf einen Einjahresrhythmus hinunterzugehen. 
Aber es ist in der Tat nicht einzusehen, wieso bei einem ein­
zigen Versicherungswerk, bel der IV, eine andere Lösung 
gewählt werden soll, als das bei den anderen Werken der 
Fall ist. 
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Es ist mehrmals gesagt worden: Es geht hier nicht um einen 
Sonderzug im Interesse von privaten Revisionsstellen, son­
dern es geht um ein Anliegen der IV-Stellen für eine sachge­
rechte Kontrolle, wie das bei den anderen Sozialwerken 
auch der Fall ist. Heute ist es so, dass je nach RevIsions­
rhythmus Hunderte von Dossiers nach Bern geschickt wer­
den müssen, die dann dort kontrolliert und wieder zurückge­
schickt werden; je nachdem enthalten sie eine Berichterstat­
tung. Im Gegensatz dazu Sind die Revisionen vor Ort, wo 
eben das Revisionsergebnis auch besprochen werden kann, 
sehr viel effiZienter. Vor allem ist auch das Argument der Un­
abhängigkeit hoch einzuschätzen. 
Ich bitte Sie eindringlich, hier der Version der Minderheit zu 
folgen und dem klaren Revisionsgedanken, wie er auch im 
Bundesgesetz über den Allgemeinen Teil des SozialverSI­
cherungsrechtes jetzt einheitlich definiert ist, zum Durch­
bruch zu verhelfen. 

Le president (Christen Yves, president): Die grüne Fraktion 
unterstützt die Mehrheit. 

Gross Jost (S, TG), fur die Kommission: Zuerst muss ich 
die Aussagen von Herrn Hess Peter hier in aller Form zu­
rückweisen, wonach die Kommissionsmehrheit aus Mitglie­
dern bestehe, die vom Bundesrat oder vom Bundesamt für 
Sozialversicherung Weisungen oder Instruktionen bekamen. 
Das können Sie vergessen! Die Mehrheit, nämlich die Mehr­
heit von 11 zu 8 Stimmen bei 4 Enthaltungen, Will die Auf­
sichtsfunktion des Bundes stärken und nicht schwächen, wie 
es dieser Gesetzesentwurf verspricht. Wir wollen keine Pn­
vatlslerung der Aufsichtsfunktion. Herr Hassler, wenn Sie 
sagen, das sei ja sozusagen eine Selbstkontrolle der IV-Stei­
len, dann muss ich Sie fragen, ob es mehr Selbstkontrolle 
ist, wenn die IV-Stellen RevIsIonssteIlen nach ihrem Belie­
ben aussuchen können, statt dass sie einer einheitlichen 
Aufsichtsfunktion des Bundesamtes für Sozialversicherung 
unterstellt sind. Diese Frage möchte ich dann gar nicht in Ih­
rem Sinne entschieden haben. 
Die Lösung, die wir vorschlagen, schliesst eine rein buchhal­
terische, externe Revision überhaupt nicht aus. Es geht hier 
in erster Linie um die Aufsicht, die die materielle Praxis der 
IV-Stellen wie die Begutachtung und die Berentung nach 
einheitlichen Gesichtspunkten umfasst. Wir können doch 
nicht vom Bundesamt für SOZialversicherung mehr Füh­
rungs- und Aufsichtsverantwortung fordern und gleichzeitig 
dem Bund die Aufsichtsmittel entZiehen. Es mag sein, dass 
diese Aufsicht heute aus der Sicht der IV-Stellen nicht Immer 
so wahrgenommen Wird, wie es sein müsste. Aber wollen 
Sie mit diesem Artikel Wirklich, dass externe RevisionssteI­
len in Jahren - mit einer Übergangsfnst - noch nicht vorhan­
denes Personal und noch nicht vorhandene Sachkompetenz 
aufbauen? Wollen wir hier nicht vielmehr einen Weg gehen, 
mit dem wir eben den Bund veranlassen, mehr Sachkompe­
tenz und mehr Energie in diese Aufsichtsfunktion zu legen? 
Eines der wesentlichen Ziele dieser IV-ReVision war doch, 
dass wir hier das Bundesamt stärken wollen, weil wir gese­
hen haben, dass die Praxis der IV-Stellen zum Teil in Be­
sorgnis erregender Weise auseinander driftet. 
Zum Schluss noch etwas zu den Kosten, Herr Hassler: Die 
Kosten, die externe Revisionsstellen verursachen, bezahlt 
nicht der Pestalozzl, sondern sie werden auch der IV bela­
stet. Das sind genau gleiche oder höhere Kosten, wenn man 
davon ausgeht, dass eine privatwirtschaftliche Revision in 
der Regel im Durchschnitt höhere Kosten verursachen wird 
als die Inanspruchnahme des Bundesamtes, wo die erfor­
derliche Fachkompetenz schon da ist oder wo zumindest in 
diese Richtung grössere Vereinheitlichung hergestellt wer­
den kann und muss. 
Deshalb bitte ich Sie, hier der Mehrheit zu folgen. 

Meyer Therese (C, FR), pour la commission: Vous I'avez 
entendu, cet article suscite beaucoup de passion. Notre 
Conseil avait decide de donner a un organe de revIsion inde-
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pendant externe la competence de contröler chaque annee 
la gestion des offices AI. Le Conseil des Etats, apres avoir 
reecoute Mme la conseillere federale et son departement, 
est revenu en arriere, par 18 voix contre 16. Je vais vous dire 
pourquol. 
C'est le terme de gestion qui a beaucoup prete a confusion. 
Pour certains, gestion voulait dire surtout affaire financiere et 
ils trouvaient tout a fait normal que ce soit un organe de revi­
sion independant externe qui s'occupe de ces questions fi­
nancieres. Pour le departement, gestion signifie aussi voir 
comment sont utilisees les ressources; comment sont attri­
buees les rentes; comment marchent les offices; comment 
est forme le personnel. Tout cela ne peut etre du ressort 
d'un organe de revision externe. 
La majorite de la commission a decide de revenir en arriere 
et de faire un pas en direction de la version du Conseil fede­
ral, parce qu'il a pris en compte cet element de la gestion qUI 
ne concernalt pas que la comptabilite en tant que teile. 
La, je me permets une reaction personnelle: peut-etre que si 
on prenait la version du Conseil federal, qui a ete adoptee 
par le Conseil des Etats, et la version proposee par la mino­
rite, on aurait vraiment tous les elements pour faire une 
bonne gestion soit financiere, soit d'utilisation des ressour­
ces et de contröle de I'attribution des rentes. 
En tout etat de cause, je defends ici la proposition de la ma­
jorite et je vous demande de la soutenir. 

Dreifuss Ruth, conseillere federale: J'ai un peu de peine a 
comprendre «die Welt», comme dit M. Hess Peter, parce 
que je crois que les choses sont tres simples. 11 y a deux 
types de contröles qui doivent etre exerces. 
II y a la revision. Elle est faite par des institutions speciali­
sees dans les caisses de compensation AVS/AI. II n'y a pas 
d'argent investi ou depense par I'AI qui ne fasse pas partie 
d'un systeme sous revision. Ceci est dans la loi sur I'AVS. 
Alors, tout ce debat passion ne a I'air de surgir du fait que ce 
pnncipe ne figure pas dans cette loi, mais dans une autre. 
Ici, il ne s'agit pas de la revision des comptes. lci, iI s'agit de 
savoir, comme I'a fort bien exprime la majorite, si les offices 
AI executent effectivement leurs täches: c'est I'examen de la 
gestion des dossiers, des mesures a prendre en faveur de la 
personne. Personne ne me fera croire que des institutions 
independantes peuvent etre creees pour faire cela, et sur­
tout que celles-ci seraient plus efficaces que I'OFAS qui, lui, 
doit veilier a I'application uniforme de la loi. Qui, mleux que 
I'administration, peut examiner cela? 
Donc, Je CrolS qu'iI y a un malentendu dans ce debat et je ne 
comprends pas la passion que I'on y met. L.:OFAS a besoln 
d'une base pour assurer ses contröles reguliers quant a la 
faft0n dont les offices AI executent la loi. Ce n'est pas un 
autocontröle puisque les offices AI sont des offices canto­
naux charges de I'application d'une loi federale. L.:OFAS est 
I'offlce federal qui doit veiller a ce que cette loi SOlt bien ap­
pliquee. 
Si vous decidez de rejeter ce que la majonte vous propose 
et qui, je crois, est maintenant plus clairement formule que 
dans le projet initial, vous privez tout simplement I'OFAS de 
I'instrument principal d'analyse. L.:OFAS dOlt pouvoir savoir 
comment on travaille au front, comment travaillent ceux qUI 
sont charges, sous la responsabilite des cantons, d'appli­
quer la loi. Nous en avons absolument besoin. Comment 
voulez-vous que I'OFAS puisse veiller a la bonne application 
de la loi s'il n'a pas les instruments de contröle sur les orga­
nes d'execution de cette loi? 
Je vous invite donc a suivre la majorite. 
Si vous deviez suivre la minorite, je le regretterais et je con­
sidererais que cela releve d'un malentendu sur les vrais en­
jeux. Si tel doit etre le cas, alors il s'agira, entre les deux 
Chambres, de veiller a ce que les deux choses soient claire­
ment exprimees, celle qui aujourd'hui se trouve dans I'AVS 
et qui donne toutes les garanties d'un contröle independant, 
professionnel, specialise sur les finances de I'AI et celle qui 
concerne la coherence de I'application du droit, qui ne peut 
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iHre contrölee que par I'instance federale responsable de 
celte loi. 
Donc, encore une fOIS, je vous invite a suivre la majorite. 
Si vous deviez suivre la minorite, je ne puis qu'esperer que 
ce malentendu pourra a ce moment-la etre leve entre les 
deux Chambres et que chacun y retrouvera ce qu'il sou­
haite: I'independance sur le contröle financler et I'application 
contrölee par l'lnstance federale chargee de celle loi. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Minderheit .... 82 Stimmen 
Für den Antrag der Mehrheit .... 57 Stimmen 

Art. 68quater 
Antrag der Kommission 
Titel, Abs. 1 
Festhalten 
Abs. 1bis 
Streichen 

Art. 68quater 
Proposition de la commission 
Titre, al. 1 
Maintenir 
AI.1bis 
Biffer 

Gross Jost (S, TG), für die Kommission: Ganz kurz: Hier 
möchte ich Sie nur darauf hinweisen, dass sich der bisherige 
Pilotartikel für diese Experimente mit Pauschale und As­
sistenzbudget nun in den Übergangsbestimmungen von li­
tera abis auf Seite 30 der Fahne befindet. Es Ist mehr oder 
weniger das Gleiche, es ist nur eine systematische Umstel­
lung Im Übngen sind die Differenzen zWischen der natIonal­
und der standercitlichen Fassung sehr marginal; da werden 
wir uns mit Sicherheit finden. 
Ich bille Sie, hier gleichwohl der Kommission zu folgen. 

Angenommen - Adopte 

Art. 73 Abs. 2 Bst. e; 77 Abs. 2; 78; Zift. 11 Bst. a Abs. 2, 3, 
3bis, 4, 5 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 73 al. 2 let. e; 77 al. 2; 78; eh. 11 let. a al. 2, 3, 3bis, 4, 5 
Proposition de la commlsslon 
Adherer cl la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Ziff. 11 Bst. abis 
Antrag der Kommission 
Titel 
PIlotversuche zur Stärkung der eigenverantwortlichen und 
selbst bestimmten Lebensführung von Versicherten mit ei­
nem Bedarf an Pflege und Betreuung 
Text 
Der Bundesrat veranlasst unverzüglich nach Inkrafttreten 
dieser Gesetzesänderung einen oder mehrere Pilotversu­
che, In denen Erfahrungen über Massnahmen gesammelt 
werden, die eine eigenverantwortliche und selbst bestimmte 
Lebensführung von Versicherten mit einem Bedarf an Pflege 
und Betreuung starken. Sie sollen namentlich die Höhe der 
Hilflosenentschädigung nach dem Ausmass der Hilflosigkeit 
abstufen und diese personenbezogen ausrichten, die Wahl­
freiheit in den zentralen Lebensbereichen erleichtern und 
die Entschädigung aus einer angemessenen Hilflosenent­
schädigung und einem persönlichen Hilflosenbudget zusam­
mensetzen, das in einem vernünftigen Verhaltnis zu den 
Helmkosten steht. Im Übngen ist der neue Artikel 68quater 
Absätze 2 bis 4 IVG anwendbar. 

Ch. 11 let. abis 
Proposition de la commission 
Tltre 
Essais pilotes visant cl aider les assures necessitant des 
soins et de I'assistance a mener une vie autonome respon­
sable 
Texte 
Le Conseil federal prevoit, dans les meilleurs dei ais, apres 
I'entree en vigueur de la presente modification, un ou plu­
sieurs essais pilotes afin de recueillir des expenences en 
matiere de mesures contribuant a aider les assures necessi­
tant des soins et de I'assistance pour mener une vie auto­
nome responsable. Dans le cadre de ces essais, le montant 
de I'allocallon pour impotent est module en fonction du de­
gre d'impotence personnei, I'allocation est versee individuel­
lement et doit faciliter les choix dans les domaines centraux 
de la vie. L.:allocation correspond a une allocation pour impo­
tent appropnee a laquelle s'ajoute un budget personnel en 
rapport avec les couts lies au sejour dans un home. Pour le 
surplus, le nouvel article 68quater alineas 2 a 4 LAI s'appli­
que. 

Angenommen - Adopte 

Zift. 11 Bst. e 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Ch. 11 let. e 
PropositIOn de la commlssion 
Adherer cl la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Änderung bisherigen Rechts 
Modification du droit en vigueur 

Zift.1-6 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Ch.1-6 
Proposition de la commlssion 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Schluss der Sitzung um 21.15 Uhr 
La seance est levee cl 21 h 15 

Bulletin offlclel de l'Assembl<~e federale 
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4. IV-Revision 
4e revision de I' AI 

Fortsetzung - Suite 
Botschaft des Bundesrates 21 02.01 (BBI 2001 3205) 
Message du Conseil federal 21.02.01 (FF 2001 3045) 

NatlonalraVConseii national 13.12 01 (Erstrat - Premier Conseil) 

NatlonalraVConsel1 national 13.12.01 (Fortsetzung - SUite) 

StänderaVConseil des Etats 25.09.02 (Zweitrat - Deuxieme Conseil) 

StanderaVConseil des Etats 26.09 02 (Fortsetzung - SUite) 

StanderaVConseil des Etats 28.11 02 (Fortsetzung - SUite) 

NatlonalraVConsel1 national 02 12.02 (Differenzen - Divergences) 

NatlonalraVConsel1 national 04.03.03 (Fortsetzung - Suite) 

StanderaVConseil des Etats 10.03.03 (Differenzen - Dlvergences) 

NationalraVConseil national 12 03 03 (Differenzen - Dlvergences) 

NatlonalraVConsel1 national 21 0303 (Schlussabstimmung - Vote final) 

StanderaVConseii des Etats 21.03.03 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Text des Erlasses 1 (BBI 2003 2745) 
Texte de I'acte legislatlf 1 (FF 2003 2429) 

2. Bundesbeschluss über die Finanzierung der Invali­
denversicherung durch die Anhebung der Mehrwert­
steuersätze 
2. Arn~te federal sur le financement de I'assurance-inva­
lidite par le biais d'un relevement des taux de la taxe sur 
la valeur ajoutee 

Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
(= Nichteintreten) 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 
(= Ne pas entrer en matiere) 

Meyer Therese (C, FR), pour la commission: Juste un mot: 
je vous demande de ne pas entrer en matiere sur I'arrete 2, 
puisque tout a ete regle dans I'arrete 1. 

Le president (Christen Yves, president): Le rapporteur de 
langue allemande, M. Gross Jost, opine du chef. Formelle­
ment, nous devions proceder ainsi. Vous constatez que la 
commission pro pose d'adherer a la decision du Conseil des 
Etats. 

Angenommen - Adopte 

Schluss der Sitzung um 12.30 Uhr 
La seance est levee cl 12 h 30 
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02.082 Conseil des Etats 

Fünfte Sitzung -Cinquieme seance 

Montag, 10. März 2003 
Lundi, 10 mars 2003 

15.15 h 

02.082 

Soziale Sicherheit. Abkommen 
mit der Republik der Philippinen 
Securite sociale. Convention 
avec la Republique des Philippines 

Erstrat - Premier Conseil 
Botschaft des Bundesrates 13.11.02 (BBI 2003 89) 
Message du Conseil federal 13 11 02 (FF 2003 65) 

Bericht SGK·SR 17.02 03 
Rapport CSSS·CE 17.02.03 

StanderaVConsel1 des Etats 10.?3.03 (Erstrat - Premier Conseil) 

Präsident (Plattner Gian·Reto, Präsident): Die Kommission 
beantragt einstimmig, den BeSChlussentwurf zu genehmigen 
und den Bundesrat zu ermächtigen, das Abkommen zu ratifi­
zieren. 

Frick Bruno (C, SZ), für die Kommission: Die Philippinen sind 
der erste aSiatische Staat, mit dem wir ein Abkommen über 
soziale Sicherheit schliessen. Es betrifft rund 10000 philip· 
pinische Staatsangehörige, ein Drittel davon in der Schweiz. 
Es betrifft aber auch 2000 Schweizerinnen und Schweizer, 
die auf den Philippinen leben. Das Abkommen betrifft die 
AHV und die IV. Die Wirkung, die wir mit dem Abkommen er· 
zielen, ist zusammengefasst folgende: Philippinen, die in der 
Schweiz gelebt, gearbeitet haben, und vor allem philippini· 
sche Frauen, die nach einer Scheidung auf die Philippinen 
zurückkehren, können neu die Rente exportieren. Das ist 
das Entscheidende. Auch für Schweizer auf den Philippinen 
hat das Abkommen Vorteile, weil die Schweizer AHV-Jahre 
nun auf den Philippinen anerkannt werden, was bisher nicht 
der Fall war. Das bringt in jeder Hinsicht Vorteile. 
Die Kommission anerkennt dies und bittet Sie einstimmig, 
der Ratifizierung zuzustimmen. 

Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen 
L'entree en.: matiere est decidee sans opposition 

Bundesbeschluss betreffend das Abkommen zwischen 
der Schweiz und der Republik der Philippinen über so­
ziale Sicherheit 
Arrete federal concernant la convention de securite so­
ciale entre la Suisse et la Republique des Philippines 

Gesamtberatung - Traitement global 

Titel und Ingress, Art. 1, 2 
Titre et preambule, art. 1, 2 

Gesamtabstimmung - Vote sur I'ensemble 
Für t1nnahme des Entwurfes .... 37 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

102 10 mars 2003 

01.015 

4. IV-Revision 
4e revision de I' AI 

Differenzen - Divergences 
Botschaft des Bundesrates 21.02 01 (BBI 2001 3205) 
Message du Conseil federal 21.02.01 (FF 2001 3045) 

NationalraVConseil national 13 12.01 (Erstrat - Premier Conseil) 

NatlonalraVConsel1 national 13.12.01 (Fortsetzung - Suite) 

StanderaVConsel1 des Etats 25.09 02 (Zweitrat - Deuxleme Conseil) 

StanderaVConsel1 des Etats 26.09.02 (Fortsetzung - SUite) 

SUinderaVConsel1 des Etats 28 11.02 (Fortsetzung - SUite) 

NationalraVConsel1 national 02.12.02 (Differenzen - Dlvergences) 

NatlonalraVConseil national 04 03.03 (Fortsetzung - SUite) 

StanderaVConsel1 des Etats 10.03 03 (Differenzen - Divergences) 

NallOnalraVConsel1 national 12 03.03 (Differenzen - Dlvergences) 

NationalraVConsel1 national 21.03.03 (Schlussabstimmung - Vote final) 

StanderaVConsel1 des Etats 21.03.03 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Text des Erlasses 1 (BBI 2003 2745) 
Texte de I'acte legislatlf 1 (FF 2003 2429) 

1. Bundesgesetz über die Invalidenversicherung 
1. Loi federale sur I'assurance-invalidite 

Forster-Vannini Erika (R, SG), für die Kommission: Kurz 
zum Allgemeinen: Der Nationalrat ist uns in den meisten Be· 
schlüssen gefolgt. Mit einer Ausnahme haben wir jetzt keine 
wesentlichen Differenzen mehr. Ich werde dazu in der De­
tailberatung kurz Stellung nehmen. 

Gliederungstitel vor Art. 1a; Art. 1a; Gliederungstitel vor 
Art. 1 b; Art. 1 b 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Titre precedant I'art. 1 a; art. 1 a; titre precedant I'art. 1 b; 
art. 1 b 
Proposition de la commission 
Adherer EI la decision du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Art. 41 Abs. 2 
Antrag der Kommission 
Festhalten 

Art. 41 al. 2 
Proposition de la commission 
Maintenir 

Angenommen - Adopte 

Art. 42 Abs. 2 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 42 al. 2 
Proposition de la commission 
Adherer EI la decision du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Art. 59 Abs. 2, 2bis 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 59 al. 2, 2bis 
Proposition de la commission 
Adherer EI la decision du Conseil national 

Bullelln offlciel de I'Assemblee federale 
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Forster-Vannini Erika (R, SG), für die Kommission: In dIe­
sem Artikel soll die Beurteilung der medizinischen An­
spruchsvoraussetzungen für eine IV-Rente geregelt werden. 
Ihre Kommission hat Ihnen in der ersten Runde den nun vor­
liegenden Text des Nationalrates vorgeschlagen. Sie sind 
uns damals nicht gefolgt und haben entschieden, dass die 
Regelung der Beurteilung dem Bundesrat zu übertragen sei. 
Aufgrund der Diskussion in unserem Gremium hat die natio­
nalrätliche SGK unseren Kommissionsvorschlag wiederauf­
genommen. Der Nationalrat hat sich dem Vorschlag ohne 
Diskussion angeschlossen. 
Demnach soll die organisatorische Verantwortung für die 
Einnchtung der regionalen ärztlichen Dienste bei den IV­
Stellen liegen. Das Anforderungsprofil und die Fachaufsicht 
sollen aber durch den Bund organisiert werden. Mit diesem 
Vorschlag wird der kontroversen Matene wie auch all den 
verschiedenen Bedürfnissen Rechnung getragen. Damit 
wird ein Schritt zu einer einheitlichen Praxis und zu einer 
verstärkten Fachaufsicht des Bundes getan, und trotzdem 
bleibt die Organisationshoheit der IV-Stellen gewahrt. 
Wir bitten Sie einstimmig, dem Beschluss des Nationalrates 
zu folgen. 

Angenommen - Adopte 

Art. 64 
Antrag der Kommission 
Abs.2 
Die Erfüllung der In Artikel 57 erwähnten Aufgaben durch die 
IV-Stellen ist vom zuständigen Bundesamt jährlich zu über­
prüfen. Es sorgt für eine einheitliche Anwendung des Geset­
zes. 
Abs.3 
Die Führung der Rechnungen der IV-Stellen wird im Rah­
men der Revision der für die IV-Stellen zuständigen Aus­
gleichskassen nach Artikel 68 Absatz 1 AHVG durch 
unabhängige, externe, spezialisierte und vom zuständigen 
Bundesamt zugelassene Revisionsstellen geprüft. Das Bun­
desamt ist befugt, nötigenfalls ergänzende Revisionen 
selbst vorzunehmen oder durch die zentrale Ausgleichs­
steIle oder eine externe Revisionsstelle durchführen zu las­
sen. 
Abs.4 
Die in Absatz 3 erwähnten externen Revisionsstellen dürfen 
an der administrativen Führung der IV-Stelle oder der Aus­
gleichskasse nicht beteiligt sein; sie müssen in jeder Bezie­
hung für eine einwandfreie und sachgemasse Durchführung 
der Revisionen und Kontrollen Gewähr bieten. 

Art. 64 
Proposition de la commission 
AI. 2 
L.:office federal competent examine chaque annee I'execu­
tion par les offices AI de leurs täches selon I'article 57. 11 
veille a une application uniforme de la loi. 
AI. 3 
La tenue des comptes des offices AI est, dans le cadre de la 
revision des caisses de compensation competentes pour les 
offices AI selon I'article 68 alinea 1 er LAVS, examinee par 
des organes de revision independants, externes, specialises 
et reconnus par I'office federal. L.:office tederal peut, en cas 
de besoin, proceder lui-meme a des revisions complemen­
taires ou y faire proceder par la Centrale de compensation 
ou par un organe de revision externe. 
AI. 4 
Les organes de revision externes cites a I'alinea 3 ne 
doivent pas participer a la gestion administrative de I'office 
AI ou de la caisse de compensation; ils doivent offrir a tous 
points de vue une garantie absolue pour une execution ir­
reprochable et objective des revisions et des contröles. 

Forster-Vannini Erika (R, SG), für die Kommission: Hier han­
delt es sich noch um die letzte, aber gewichtigste materielle 
Differenz. Der Nationalrat hat mit 82 zu 57 Stimmen an sei-
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nem Beschluss festgehalten. Er vertritt weiterhin die Mei­
nung, dass die materielle Geschäftsführung der IV-Stellen 
durch unabhängige, externe und spezialisierte Revisions­
steIlen zu überprüfen sei. 
Ihre Kommission hat sich aufgrund der Diskussion im Natio­
nalrat noch einmal ausführlich mit der Thematik auseinander 
gesetzt. Dabei wurde die Meinung vertreten, dass eine 
transparentere Lösung, die klarer aufzeigt, dass es sich um 
zwei Arten der Prüfung handelt, von Nutzen sein könnte. Die 
Verwaltung hat in der Folge einen Vorschlag vorgelegt, der 
eine transparentere Ausgangslage erlaubt. 
Nach gewalteter Diskussion empfiehlt Ihnen Ihre Kom­
mission einstimmig, dass die Überprüfung der Leistungsan­
sprüche, d. h. die Bemessung der Invalidität und des 
Assistenzbedarfs gemass Artikel 57, vom zuständigen Bun­
desamt zu überprüfen ist. Die Rechnungsprüfung hingegen 
soll weiterhin durch private, spezialisierte Treuhandgesell­
schaften vorgenommen werden. 
Nochmals: Bei der matenellen Prüfung wird untersucht, ob 
die dezentralen Entscheidungsstellen die Weisungen, Ver­
ordnungen und Gesetze einhalten, ob man z. B. den Bericht 
eines Psychiaters richtigerweise akzeptiert hat, ob also eine 
Rente zu Recht zugesprochen worden ist oder ob eine be­
rufliche Eingliederung noch möglich gewesen wäre. Dabei 
sind immer medizinische und psychologische Fragen zu prü­
fen, die grösstenteils dem Ermessen unterliegen. Dabei be­
steht die Aufgabe des Aufsichtsorgans in erster Linie darin, 
zu beurteilen, ob die Entscheide nachvollziehbar dokumen­
tiert sind, ob das Ermessen der 26 IV-Stellen einheitlich an­
gewendet wird und sich innerhalb einer gewissen gesamt­
schweizerischen Bandbreite bewegt. 
Dies, so Ihre Kommission, bedingt eine einzige Instanz der 
Überprüfung. Die Dossierüberprüfung erfolgt in Bern, die 
Prüfungen dauern bei einer kleineren bis mittleren IV-Stelle 
eine Woche, bei den grossen zwei Wochen. Neben dieser 
materiellen Geschäftsprüfung erfolgen auch Prüfungen des 
Zahlungsverkehrs. Die IV-Stellen lösen mit ihren Entschei­
den Zahlungen von rund 5 Milliarden Franken aus; mit den 
beruflichen Eingliederungen sind es gar 6 Milliarden Fran­
ken. Der Zahlungsverkehr wird über die Ausgleichskassen 
des Kantons abgewickelt. Sie untersuchen, ob eine Verfü­
gung vorliegt, die Auszahlung richtig erfolgt und die Buch­
haltung auch geprüft wird. Diese Überprüfung wird bereits 
heute von privaten Treuhandgesellschaften vorgenommen. 
Die entsprechenden Regelungen finden sich im AHV-Ge­
setz. Damit die gewünschte Transparenz geschaffen werden 
kann, wurde die Regelung aus dem AHV-Gesetz in Arti­
kel 24 des IV-Gesetzes eingebaut. In Absatz 2 von Artikel 64 
geht es um die materielle Prüfung, in den Absätzen 3 und 4 
ist die Prüfung der Rechnung der IV-Stellen geregelt. 
Ich bitte Sie nochmals im Namen der einstimmigen Kommis­
sion, dem Antrag der Kommission zuzustimmen. 

Büttiker Rolf (R, SO): Ich habe schon in der ersten Runde 
gegen die Lösung der SGK opponiert. Ich muss Ihnen sa­
gen, dass ich zusammen mit den IV-Stellen auch mit der 
neuen Lösung, wie sie nun von der SGK in Artikel 64 mit den 
Absätzen 2, 3 und 4 beantragt wird, nicht zufrieden bin. 
Warum? Der Antrag der SGK bringt in diesem Bereich keine 
Änderung, sondern verkommt inhaltlich dazu, dass der ei­
gentliche Versicheru~gsteil, und um den geht es mir, eben 
nicht einer externen Uberprüfung geöffnet wird. Das ist der 
entscheidende Fehler auch des neuen Antrages. Es geht ja 
nicht um die Führung der Rechnung der IV-Stellen, sondern 
um die Prüfung der spezifischen, materiellen und in Gesetz, 
Verordnungen und Weisungen klar geregelten Aufgaben der 
IV-Stellen. 
Man muss sich heute fragen, ob das, was lange währt, end­
lich gut wird, denn seit 43 Jahren hat das BSV das Instru­
ment der Geschäftsprüfung in den Händen. Leider müssen 
wir heute feststellen, dass in wichtigen Kernfragen keine 
Aussagen über das Funktionieren der IV vorhanden sind. 
Wir freuen uns, also ich freue mich, dass sich der National­
ais Erstrat zweimal, und jeweils mit überaus klaren Mehrhei-
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ten, für eine moderne, jährliche, spezialisierte und unabhän­
gige Revision ausgesprochen hat. Die Anerkennung der 
entsprechenden Revisionsstelle durch das BSV und der Er­
lass von Revisionskriterien garantieren eine professionelle 
Prüfung und bringen eine standardisierte Qualitätssiche­
rung. 
Die bei sämtlichen anderen Sozialversicherungen längst be­
währten Elemente sollten endlich auch in den Sonderfall IV 
Eingang finden. Da die Kantone für die IV-Stellen haften, 
haben sich auch 18 Kantone - das dürfen wir nicht verges­
sen - in der Vernehmlassung explizit für die genannte Lö­
sung ausgesprochen. 
Deshalb beantrage ich Ihnen - ich habe es nicht schriftlich 
getan, aber ich glaube, der Antrag ist verständlich -, dem 
Nationalrat zu folgen. 

Präsident (Plattner Gian-Reto, Präsident): Herr Büttiker be­
antragt, bei Absatz 2 dem Beschluss des Nationalrates zu­
zustimmen. Damit würden die Absätze 3 und 4 hinfällig. 

8tähelin Philipp (C, TG): Ich habe grosses Verständnis für 
den Antrag Büttiker. Weshalb? Wir haben in unseren Diskus­
sionen insbesondere eines festgestellt, dass nämlich das 
Verhältnis zwischen dem BSV und den IV-Stellen nicht zum 
Besten steht. Hier ist klar viel Sand im Getriebe feststell bar, 
und das ist kein guter Zustand. Trotzdem bitte ich Sie, bei 
der Fassung der Kommission zu bleiben. Sehen Sie, wir 
sollten hier das Kind nicht mit dem Bade ausschütten. Es 
geht darum, das Verhältnis zwischen der Aufsichtsinstanz 
und den beaufsichtigten IV-Stellen zu verbessern. Es kann 
aber schlussendlich nicht darum gehen, die Aufsicht und die 
Geschäftsprüfung zu trennen. Das BSV wird auch nach dem 
neuen Vorschlag in der Aufsichtsfunktion belassen. Wie soll 
es diese Aufsicht durchführen, wenn es die Geschäfte nicht 
überprüfen kann? Ich kann mir das nicht vorstellen. 
Es ist machbar - und das haben wir ja nun auch vorgeschla­
gen -, dass die Rechnungsprüfung an eine unabhängige 
Revisionsinstanz ausgelagert wird. Das gibt es, das ist 
nichts Neues, das machen wir auch bei den Ausgleichskas­
sen, bei der AHV. Das scheint mir die zweckmässige Lösung 
zu sein. Aber die Überprüfung aller einzelnen Geschäftsab­
läufe ist primär eine Aufsichtsfunktion. Die können wir wohl 
kaum dem BSV einfach wegnehmen. Das wird keine gute 
Lösung sein. 
Ich bitte Sie, mit der Kommission so zu verbleiben, aber ich 
bitte Sie auch um etwas anderes, nämlich dass das BSV, 
dass dieses Bundesamt hier inskünftig für ein besseres 
Klima sorgt. Es geht nicht an, dass unter den Ebenen hier 
nur noch Streit herrscht. Es müssen wieder einvernehmliche 
Lösungen gefunden werden. Das Vertrauen muss wieder­
hergestellt werden. Es könnte beispielsweise auch dadurch 
gefördert werden, dass nicht alle jährlichen Überprüfungen 
nach Artikel 64 Absatz 2 so erfolgen, dass tonnenweise Pa­
pier und Dossiers mit der Paketpost nach Bern geschickt 
werden - ich übertreibe etwas -, sondern die Inspektionen 
dann eben auch persönlich, vor Ort vorgenommen werden. 
Ein Antrag, dass die jährlichen Überprüfungen in der Regel 
bei den IV-Stellen erfolgen sollten, hat keine Mehrheit in der 
Kommission gefunden. Ich nehme ihn jetzt auch nicht auf. 
Aber ich habe dort die Zusicherung erhalten - die klingt mir 
noch im Ohr -, dass dies in der Praxis doch in diese Rich­
tung entwickelt werde. Ich bitte darum, dass das dann tat­
sächlich auch erfolgen wird. 
Es wäre wohl auch sachdienlich, wenn sich unsere Ge­
schäftsprüfungskommission hier gelegentlich der Verhält­
nisse annehmen würde; ich bitte sie darum. 

810ngo Marianne (C, NW): Offensichtlich führt dieser um­
strittene Artikel zu einigen Missverständnissen. Neu schlägt 
unsere vorberatende Kommission eine Aufteilung nach fach­
licher und finanzieller Revision vor. Diese Unterscheidung ist 
gerade für eine Sozialversicherung nicht sinnvoll. 
Es werden oft die Begriffe «Aufsicht •• und «Geschäftsprü­
fung» verwechselt. Die Aufsicht über alle Sozialversicherun-

gen, also auch die IV, kommt klar dem Bundesrat zu. Dies 
bedeutet - Sie finden das im ATSG, Artikel 76 Absätze 1 
und 2, unter dem Titel «Aufsichtsbehörde» -: «Der Bundes­
rat überwacht die Durchführung der Sozialversicherungen 
und erstattet hierüber regelmässig Bericht. In Fällen wieder­
holter schwerer Missachtung der gesetzlichen Vorschriften 
durch einen Versicherungsträger ordnet der Bundesrat die 
notwendigen Massnahmen zur Wiederherstellung der ge­
setzmässigen Verwaltung an.» 
Die Geschäftsprüfung ist also lediglich ein Mittel dieser Auf­
sicht. Dieses Aufsichtsmittel wird, mit Ausnahme der IV, für 
alle Sozialversicherungen durch unabhängige, externe und 
spezialisierte Revisionsstellen ausgeübt. Auch viele Kan­
tonsregierungen und viele IV-Stellen sind für diese externe 
und unabhängige Revision. Es geht also nicht um Sonderin­
teressen von privaten Revisionsgesellschaften, sondern um 
eine sachgerechte und unabhängige Kontrolle. 
Durch den Erlass von Revisionsanweisungen kann das Bun­
desamt konkret steuern. Zudem haben wir mit Artikel 59 klar 
entschieden, dass die Beurteilung der medizinischen An­
spruchsvoraussetzungen nicht mehr bei den IV-Stellen, son­
dern bei den so genannten neuen regionalen ärztlichen 
Diensten erfolgen soll. 
Diese Aufgabenteilung ISt eindeutig und klar. Die Geschäfts­
prüfungen der IV-Stellen und der erwähnten regionalen ärzt­
lichen Dienste sind also zwei Paar Schuhe. Es ist sach­
gerecht, dass das Bundesamt jährlich die Erfüllung der re­
gionalen Dienste und nachfolgend die Behebung der festge­
stellten Mängel prüft. Die vom Nationalrat vorgesehene ex­
terne Geschäftsprüfung befasst sich also nicht mit medizini­
schen Fragen, sondern - analog den anderen Sozialversi­
cherungen - mit klassischen Versicherungsfragen wie z. B.: 
Sind die Vergleichseinkommen bei der Berechnung des In­
validitätsgrades korrekt eruiert und begründet? Oder: Sind 
die ökonomischen Gleichgewichtsfaktoren bei einem Um­
schulungsentscheid richtig festgestellt und quantifiziert? 
Diese Beispiele dokumentieren, dass die von der Kommis­
sion vorgesehene Unterscheidung zwischen finanzieller und 
fachlicher Aufsicht mehr Probleme schafft als löst. 
Gemass Antrag Büttiker muss die unabhängige, externe und 
spezialisierte Revisionsstelle vom zuständigen Bundesamt 
anerkannt werden. Es ist dieses Bundesamt, welches klare 
Revisionsanweisungen für standardisierte, verifizierte, pro­
fessionelle und unabhängige Prüfungen erteilt. Dadurch sind 
die einheitliche Anwendung sowie transparente Qualitäts­
kriterien dieser externen Revision analog der AHV und den 
anderen Sozialwerken geWährleistet. Wir wollen keinen Son­
derfall IV, wir wollen mehr Transparenz und eine klare Kom­
petenzregelung. Aufsichtsaufgaben und Kontrollfunktion 
müssen entflochten werden. Ich unterstütze diesen Weg. 

Couchepin Pascal, president de la Confederation: Je crois 
que c'est un article qui a une certaine importance, autant par 
I'esprit qui est derriere cette proposition que par son contenu 
mame. Nous savons tous que I'assurance-invalidite a de 
tres gros problemes de financement. L:AI a pres de 5 mil­
liards de francs de dettes, et on parlera tout a I'heure des 
moyens de combler ce trou. Ce qu'il faut absolument eviter, 
c'est que le trou se creuse encore au cours des annees pro­
chaines. En tous les cas, il faut eviter qu'il se creuse au 
rythme de ces dernieres annees. 
Dans la 4e revision de I'AI qui vous a ete soumise, et que 
vous avez approuvee jusqu'a maintenant, il y a quelques 
mesures qui vont dans le sens d'une meilleure maTtrise des 
coQts et d'une responsabilisation de I'OFAS; il Y a I'introduc­
tion des services medicaux regionaux interdisciplinaires; je 
crois que c'est une bonne chose. Et tout d'un coup, ici, on a 
le sentiment qu'on revient a I'ancien systeme et qu'on veut 
continuer ce qui a fait une partie des difficultes de I'AI, a sa­
voir que ceux qui paient ne so nt pas les mames que ceux 
qui prennent les decisions. Les decisions de I'AI sont prises 
au niveau d'organisations cantonales, et c'est I'AI federale 
qui paie. Alors, un des buts de la 4e revision, c'est d'essayer 
de combler ce trou entre la responsabilite pour la decision et 
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la responsabilite pour le paiement a travers le recours aux 
services medicaux interdisciplinaires. lci, nous voulons aussi 
avoir la possibilite de mieux contröler, et de contröler directe­
ment, et de maniere uniforme sur I'ensemble de la Suisse, 
les activites des offices. 
Or, la proposition Büttiker, soutenue par I'un ou I'autre d'en­
tre vous, va dans I'autre sens. Cette proposition tend a 
maintenir le statu quo, a maintenir la possibilite d'avoir des 
gens qui sont independants de I'OFAS pour contröler les of­
fices AI. A la fin, c'est quand meme nous qui sommes res­
ponsables! Alors, j'en appelle a la logique. Si vous voulez 
nous rendre responsables, il faut nous donner les moyens 
de I'etre, et pas dire a la premiere etape deja: "On veut en 
rester a I'ancien systeme. Vous etes responsables, mais on 
ne vous donne pas les moyens de contröle.» 
M. Stähelin a dit quelque chose qui me semble relever du 
bon sens. Comme on I'a dit en commission, il est evident 
qu'il faudra contröler les offices regionaux par I'envoi des 
dossiers a Berne, mais aussi periodiquement par le contact 
direct sur place avec les services cantonaux de I' AI. Nous ne 
voulions pas, et la commission nous a suivis, que I'on intro­
duise une clause disant que le contröle doit se faire syste­
matiquement sur place. Je crois que ce ne serait pas un bon 
systeme celui dans lequel des "missi dominici» seraient en­
voyes periodiquement dans les provinces de I'empire pour 
contröler les offices AI. Ces gens passeraient une semaine 
ou quinze jours a I'hötel - avec des soirees libres! - et con­
tröleraient pendant la journee I'office AI. 
11 faut qu'il y ait un melange intelligent entre le contact per­
sonnei, comme le souhaite M. Stähelin, et I'efficacite admi­
nistrative qui commande de ne pas etre sur place pour 
contröler tous les dossiers, mais seulement une partie d'en­
tre eux. Je confirme ce qui a ete dit en commission a M. 
Stähelin: le fait que sa proposition ait ete rejetee ne signifie 
en aucun cas qu'on ne doive pas aller sur place. Au con­
traire, on doit aller sur place, mais il ne faut pas en faire une 
regle generale, ni dans un sens ni dans I'autre. 
Pour le reste, je crois qu'il vous faut choisir: ou bien vous 
voulez nous confier plus de responsabilites, ce qui vous per­
mettra de nous critiquer davantage si nous ne reussissons 
pas, lentement, a ramener le bateau dans des eaux plus pai­
slbles; ou bien vous renoncez a nous donner des moyens 
supplementaires, et dans ce cas-Ia nous renon90ns a la res­
ponsabilite politique. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Kommission .... 33 Stimmen 
Für den Antrag Büttiker .... 8 Stimmen 

Art. 68quater Titel, Abs. 1, 1 bis 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 68quater titre, al. 1, 1 bis 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Forster-Vannini Erika (R, SG), für die Kommission: Der Na­
tionalrat hat inhaltlich unserer Lösung zugestimmt, Pilotver­
suche zur Stärkung der eigenverantwortlichen und selbst­
bestimmten Lebensführung von Versicherten mit einem Be­
darf an Pflege und Betreuung zuzulassen. Er hat lediglich 
Absatz 1 bis in die Übergangsbestimmungen versetzt. 
Wir können uns dem hier anschliessen. Das heisst: Wir stim­
men hier dem nationalrätlichen Beschluss zu, und in den 
Übergangsbestimmungen folgen wir dann ebenfalls dem 
Nationalrat. 

Angenommen - Adopte 

Zift. 11 Bst. abis 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
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Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 
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1 ',. AHV-Revision 
11'e revision de I' AVS 
Differenzen - Divergences 
Botsct\aft des Bundesrates 02.02.00 (BBI 2000 1865) 
Messa~e du Conseil federal 02.02.00 (FF 2000 1771) 
Nationa~aVConsell national 07 05.01 (Erstrat - Premier Conseil) 

Natlonalr~VConsell national 08 05.01 (Fortsetzung - SUite) 

NationalraVConsel1 national 08.05.01 (Fortsetzung - Suite) 

NatlonalraVConsel1 national 08 05.01 (Fortsetzung - SUite) 

NationalraVConseii national 08.05.01 (Fortsetzung - Suite) 

NallOnalraVC~nseil national 09.05.01 (Fortsetzung - SUite) 

NatlonalraVCo~sell national 13 12.01 (Fortsetzung - Suite) 

StanderaVCons'~11 des Etats 25.09.02 (Zweitrat - Deuxieme Conseil) 

StanderaVCons91,1 des Etats 26.09.02 (Fortsetzung - Suite) 

NatlonalraVConselii national 02.10.02 (Differenzen - Dlvergences) 

NationalraVConseii national 04.10.02 (Schlussabstimmung - Vote final) 

StanderaVConsel1 des Etats 04.10.02 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Text des Erlasses 3 (BBI 2002 6491) 
Texte de I'acte leglslatif 3 (FF 2002 6032) 

StanderaVConseii des Etats 27 11.02 (Fortsetzung - SUite) 

StänderaVConsel1 des Etats 28.11.02 (Fortsetzung - SUite) 

NationalraVConseil national 0403.03 (Differenzen - Dlvergences) 

StänderaVConsel1 des Etats 10.03.03 (Differenzen - Divergences) 

1. Bundesbeschluss über die Finanzierung der AHVlIV 
durch Anhebung der Mehrwertsteuersätze 
1. Arrete federal sur le financement de I'AVS/AI par le 
biais d'un relEwement de la taxe sur la valeur ajoutee 

Frick Bruno (C, SZ), für die Kommission: Es geht um die 
langfristige Finanzierung der AHV und der IV. Wir wissen 
heute, dass wir bis im Jahr 2012 oder 2013 für die AHV 
1,5 Prozent Mehrwertsteuer brauchen, um die zusätzlichen 
Kosten der AHV aufgrund der demographischen Entwick­
lung in zwei Etappen ausgleichen zu können. 0,5 Prozent 
ungefähr ab dem Jahr 2008 und· ein weiteres Prozent unge­
fähr ab dem Jahr 2012 sind nötig, um die Folgen der demo­
graphischen Entwicklung auszugleichen, nicht um zusätz­
liche Leistungen zu bezahlen. 
1. Die IV benötigt ab sofort, d. h. raschestmöglich, zusätzlich 
1 Prozent Mehrwertsteuer, um die bestehende Schuld des 
IV-Fonds von sage und schreibe 5,5 Milliarden Franken be­
gleichen zu können. Mit 1 Prozent kann die Rechnung bis 
etwa im Jahr 2012 ausgeglichen gestaltet werden. Im ersten 
Rundgang, am 28. November 2002, hat unser Rat 1 Prozent 
für die IV bewilligt, ab dem Jahre 2005. 
2. Wir haben aber die Mehrwertsteuererhöhung für die AHV 
aufgeschoben; wir wollten sie nicht in die Vorlage aufneh­
men. Warum? Weil erst ab dem Jahr 2008 eine erste Mehr­
wertsteuererhöhung nötig ist und die Mehrheit in diesem 
Saal der Ansicht war, dass auf der Verfassungsstufe neue 
Steuersätze in schwieriger wirtschaftlicher Zeit nicht fünf 
oder zehn Jahre im Voraus festgelegt werden sollen. 
3. Hingegen haben wir den Bundesanteil von 17 bzw. 15 Pro­
zent an den Mehrwertsteuererträgen für AHV und IV ein­
stimmig und meiner Erinnerung nach - die mich nicht trügt -
ohne Gegenantrag beibehalten. 
Der Nationalrat hat die Differenzbereinigung letzten Diens­
tag durchgeführt, und er hat entschieden, die Mehrwert­
steuer in der Verfassung um 2,3 Prozent zu erhöhen: 1,5 Pro­
zent für die AHV - auf Gesetzesstufe bis etwa im Jahr 2012 
umzusetzen - und sofort 0,8 Prozent für die IV. Gleichzeitig 
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4. IV-Revision 
4e revision de I' AI 

Differenzen - Divergences 
Botschaft des Bundesrates 21.02.01 (BBI 2001 3205) 
Message du Conseil federal 21.02.01 (FF 2001 3045) 

NationalratlConsel1 national 13 12 01 (Erstrat - Premier Conseil) 

NatlonalratlConseil national 13 1201 (Fortsetzung - Suite) 

StanderatlConseil des Etats 25.09.02 (Zweitrat - Deuxieme Conseil) 

StänderatlConsel1 des Etats 26.09 02 (Fortsetzung - SUite) 

StänderatlConsel1 des Etats 28.11 02 (Fortsetzung - SUite) 

NatlonalratlConsel1 national 02 1202 (Differenzen - Dlvergences) 

NationalratlConsel1 national 04 03 03 (Fortsetzung - SUite) 

StanderatlConsel1 des Etats 100303 (Differenzen - Dlvergences) 

NatlonalratlConseii national 12.03.03 (Differenzen - Dlvergences) 

NatlonalratlConsel1 national 21 0303 (Schlussabstimmung - Vote final) 

StanderatlConsel1 des Etats 21 0303 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Text des Erlasses 1 (BBI 2003 2745) 
Texte de I'acte legislatlf 1 (FF 2003 2429) 

1. Bundesgesetz über die Invalidenversicherung 
1. Loi federale sur I'assurance-invalidite 

Art. 41 Abs. 2; 64 Abs. 2-4 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 41 al. 2; 64 al. 2-4 
Proposition de la commission 
Adherer a la declslon du Conseil des Etats 

Gross Jost (S, TG), für die Kommission: Bei der 4. IV-Revi­
sion stehen nur noch zwei Differenzen mit dem Ständerat 
aus. 
Zunächst zu Artikel 41 Absatz 2: Hier hat der Nationalrat in 
seiner letzten Beschlussfassung daran festgehalten, dass 
eine Teilrente oder eine Rente erst nach einer Karenzfrist 
von 3 Monaten auf 80 Prozent reduziert werden soll und 
dann während weiteren 9 Monaten zu 80 Prozent weiterbe­
stehen soll, und zwar in der Meinung, dass es konsequent 
sei, mit der Einführung der Dreiviertelsrente nicht nur eine 
Flexlbilisierung der Rentenabstufung, sondern auch eine 
Flexlbilisierung der Rentenrevision vorzusehen, um Arbeits­
versuche nicht zu bestrafen und nicht gleich schon nach 
3 Monaten zur Rentenkürzung zu schreiten. Damit soll ein 
Anreiz zur Wiedereingliederung geschaffen werden. Diese 
Auffassung entspricht nicht jener des Ständerates: Der Stan­
derat möchte an der jetzigen Praxis festhalten, wonach nach 
einer Karenzfrist von 3 Monaten eine Rentenrevision vorge­
nommen werden kann. 
Die Kommission ist der Auffassung, dass wir diese Differenz 
nicht stehen lassen, sondern bereinigen sollten, um einem 
raschen Inkrafttreten des Gesetzes - mutmasslich auf den 
1. Januar 2004 - grünes Licht zu geben. Es sind seitens der 
Verwaltung und des zuständigen Bundesrates auch gewisse 
Erklärungen abgegeben worden, dass man in Bezug auf die 
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Rentenrevision eine flexible Praxis beachten will, um solche 
Arbeitsversuche nicht unnötig zu belasten oder zu gefähr­
den. 
Aus diesen Gründen ist in der Kommission eine Abstim­
mung erfolgt; mit 13 zu 8 Stimmen hat man sich dem Stän­
derat angeschlossen. Die Minderheit verzichtet darauf, das 
hier zu thematisieren bzw. die Differenz aufrechtzuerhalten, 
weil sie der Auffassung ist, dass das rasche Inkrafttreten des 
IVG Vorrang habe und es die Verwaltung und die zuständi­
gen IV-Stellen In der Hand haben, hier eine flexible Haltung 
in Bezug auf Arbeitsversuche und Rentenrevision einzuneh­
men. 
Wir haben eine zweite Differenz, in Artikel 64. Sie erinnern 
sich an die Auseinandersetzung über die interne Fachauf­
sicht des Bundesamtes für Sozialversicherung und die ex­
terne Kontrolle durch besonders befähigte, unabhängige, 
spezialisierte und vom Bundesamt zugelassene Revisions­
steIlen. Der Ständerat hat hier - wahrscheinlich mit Hilfestel­
lung der Verwaltung - einen sehr umfangreichen neuen Arti­
kel vorgeschlagen, der in der Kommission als Paragraphen­
monster qualifiziert wurde, aber eigentlich einen, denke ich, 
guten Kompromiss zwischen den auch hier im Rat diver­
gierenden Positionen wiedergibt. Die Lösung, die sich aus 
diesem komplizierten Text ergibt, wäre nun also die, dass 
die interne Fachaufsicht zur Vereinheitlichung der IV-PraxIs 
durch das Bundesamt für Sozialversicherung beibehalten 
bzw. verstärkt werden soll, die externe Kontrolle aber durch­
aus durch unabhängige Revisionsstellen vorgenommen wer­
den kann, die allerdings besondere Anforderungen erfüllen 
müssen, nämlich: Sie müssen unabhängig sein, sie müssen 
spezialisiert sein, und sie müssen vom Bundesamt für Sozi­
alversicherung zugelassen sein. Ich denke, das gibt dieses 
Meinungsspektrum durchaus richtig wieder. Deshalb hat hier 
die Kommission einstimmig dieser Kompromisslösung zuge­
stimmt. 

Meyer Therese (C, FR), pour la commission: Nous sommes 
ici dans la derniere phase de la procedure d'elimination des 
divergences de la 4e revision de I'AI. 11 ne subsiste plus que 
deux dlvergences, I'une a I'article 41 alinea 2 et I'autre a I'ar­
ticle 64 alineas 2 a 4. 
Concernant I'article 41 alinea 2, le Conseil national avait 
maintenu jusqu'a maintenant un alinea destine a stimuler et 
a faciliter la reintegration, dans le cas d'une diminution du 
degre d'invalidite, par une reduction d'un cinquieme de la 
rente seulement pendant les neuf mois suivant les trois mois 
de delai de carence dans un cas comme cela. C'etait donc 
un but tres louable, auquel nous tenions. 
Cependant, le libelle de I'article posait des problemes d'ap­
plication et le Conseil des Etats s'en est tenu a la pratique 
actuelle, qui permet de diminuer la rente apres trois mois de 
delai de carence. 
La commission s'est finalement - avec un peu de peine, il 
est vrai - ralliee a la decision du Conseil des Etats pour ce 
qui concerne cette modalite. 
En ce qui concerne I'article 64 alinea 2, nous avions deux 
ecoles: d'un cote le Conseil federal, suivi par le Conseil des 
Etats, donnait a I'office federal competent la tache d'exami­
ner la gestion des offices AI; de I'autre le Conseil national 
voulait un examen par un organe de revision independant, 
externe, pour examiner les comptes de ces offices. Lors de 
la derniere navette au Conseil national, en tant que rappor­
teure, j'avais suggere d'allier les deux buts, de confier a I'of­
fice federal competent I'examen de la gestion des taches 
que doivent faire les offices AI, qui est dans sa competence, 
et de confler I'examen de la tenue des comptes a des orga­
nes de revision externes comme pour les autres assurances 
sociales. 
Le Conseil des Etats a tenu compte de ces remarques. 11 a 
adopte un article qui mentionne les deux formes de sur­
veillance. Cet article a une forme un peu mammouth, mais, 
comme il repond au desir que nous avions formule, la com­
mission s'est ralliee la aussi a la version du Conseil des 
Etats. 
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SI vous adoptez, et <;:a va iHre le cas, ces deux propositions, 
il n'y aura plus du tout de divergences dans le projet de 
4e revision de I'AI. 

Angenommen - Adopte 

01.022 

~
ratorium plus 

u d Strom ohne Atom. 
Vo sinitiativen. 
Kerhenergiegesetz 
Moratoire plus 
et Sortir du nuch~aire. 
Initiatives populaires. 
Loi sur I'energie nucleaire 

Differenzen - Divergences 
Botschaft des Bundesrates 28.02.01 (BBI 2001 2665) 
Message du Conseil f<§deral 28.02.01 (FF 2001 2529) 

StanderatlConseii des Etats 13 12 01 (Erstrat - Premier Conseil) 

StanderatlConseii des Etats 13.12.01 (Fortsetzung - Suite) 

Bericht UREK-NR 180202 
Rapport CEATE-~N 180202 

NationalratlConsel1 national 22.03.02 (Frist - Delal) 

NatlonalratlConsel1 national 20 06.02 (Zweitrat - Deuxleme Conseil) 

NatlonalratlConseil national 20 06.02 (Fortsetzung - SUite) 

NatlonalratlConseil national 20.06 02 (Fortsetzung - SUite) 

NatlonalratlConsel1 national 23.09.02 (Fortsetzung - SUite) 

StanderatlConsell des Etats 26.11.02 (Differenzen - Dlvergences) 

StanderatlConsell des Etats 13 12 02 (Schlussabstimmung - Vote final) 

NationalratlConsell national 13.12.02 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Text des Erlasses 1 (BB12002 8154) 
Texte de I'acte leglslatlf 1 (FF 2002 7571) 

Text des Erlasses 2 (BB12002 8156) 
Texte de I'acte legislatif 2 (FF 2002 7573) 

NalionalratlConseil national 05.03 03 (Differenzen - Dlvergences) 

StanderatlConsel1 des Etats 10.03.03 (Differenzen - Dlvergences) 

NationalratlConseil national 12 03.03 (Differenzen - Dlvergences) 

ElnlgungskonferenziConference de conclhation 13 03 03 

StanderatlConseii des Etats 18.0303 (Differenzen - Dlvergences) 

NatlonalratlConseil national 18 03 03 (Differenzen - Dlvergences) 

StanderatlConsel1 des Etats 21 0303 (Schlussabstimmung - Vote final) 

NatlonalratlConsel1 national 21.03.03 (Schlussabstimmung - Vote final) 

3. Kernenergiegesetz 
3. Loi sur I'energie nucleaire' 

Fischer Ulrich (R, AG), für die Kommission: Wir haben beim 
Kernenergiegesetz noch vier Differenzen. Eine betrifft das 
Kernenergiegesetz im engeren Sinn; die restlichen Änderun­
gen betreffen das bisherige Rec~t oder die Übergangsbe­
stimmungen. Die zahlreichen übr~en Differenzen konnten 
alle bereits bereinigt werden. ' 
Die erste Differenz betrifft Artikel 43. Der Nationalrat hat auf­
grund der Formulierung der Verwalt g eine entscheidende 
Verstärkung der Mitwirkungsrechte des Standortkantons, 
aber auch der Nachbarkantone und gar der Nachbarlan­
der bei der Erteilung der Rahmenbewil 'gung festgelegt. Der 
Standerat hat die Intensitat dieser Mitwi ung noch verstärkt, 
Indem Standortkanton, Nachbarkantone nd Nachbarländer, 
die in unmittelbarer Nähe des vorgesehe en Standortes he­
gen, an der Vorbereitung des RahmenbeW(lIigungsentschei­
des beteiligt werden, d. h., nicht nur angehört werden müs­
sen, sondern effektiv beteiligt werden. 
An der Kompetenzordnung wird durch diese Änderung aller­
dings nichts geändert. Der Entscheid über die Rahmenbe­
willigung hegt nach wie vor beim Bund. 
Die Kommission hat dieser Änderung - mit 19 zu 0 Stimmen 
bei 4 Enthaltungen - zugestimmt. Ich bitte Sie, dasselbe zu 
tun. 
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Nun hat Herr Hans-Jürg Fehr noch einen Einzelantrag ein­
gereic~t, der der Kommission nicht vorlag. Ich nehme dazu 
Stellung, sobald Herr Fehr seinen Antrag begründet hat. 

Art. 43 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Antrag Fehr Hans-Jürg 
Titel 
Mitwirkung der Standortregion 
Text 
Das Departement beteiligt den Standortkanton, die in unmit­
telbarer Nähe des vorgesehenen Standortes liegenden 
Nachbarkantone und Nachbarländer an der Vorbereitung des 
Rahmenbewilligungsentscheides. Die Anliegen des Stand­
ortkantons und der in unmittelbarer Nähe liegenden Nach­
barkantone und Nachbarländer sind zu berücksichtigen. 

Art. 43 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Proposition Fehr Hans-Jürg 
Titre 
Participation de la region d'accueil 
Texte 
Le departement associe le canton d'accueil, ainsi que les 
cantons et les Etats voisins situes a proximite immediate de 
I'emplacement prevu, a la preparation du projet de decision 
d'octroi de I'autorisation generale. Les preoccupations du 
canton d'accueil, ainsi que des cantons et Etats voisins si­
tu es a proxlmlt6 immediate, so nt prises en compte. 

Fehr Hans-Jürg (S, SH): Ich möchte zunachst eine kurze 
Bemerkung zur Marginalie von Artikel 43 machen: Wir reden 
immer noch von der Mitwirkung des Standortkantons. Wir 
haben aber beschlossen, dass die Nachbarkantone und die 
Nachbarländer auch in die Mitwirkung einbezogen werden. 
Darum schlage ich vor, dass man in der Marginalie «Stand­
ortkanton» in «Standortregion» umtauft. Meiner Meinung 
nach ist das kein Antrag, sondern eine redaktionelle Ände­
rung. Sie ergibt sich einfach aus den bisherigen Beschlüs­
sen des National- und des Ständerates. Es sollte also 
«Mitwirkung der Standortregion» heissen. 
Zum Inhalt meines Antrages: Wir haben in diesem Artikel 43 
nun das Mitwirkungsrecht der Standortregion verankert, und 
wir sichern dieser betroffenen Standortregion zu, dass ihre 
Anliegen berücksichtigt werden müssen. Das ist meiner Mei­
nung nach ein ganz klares Versprechen an die Standortre­
gion. Mit dem letzten Satzteil von Artikel 43 heben wir dieses 
soeben abgegebene Versprechen aber gleich selber wieder 
auf: Die Formulierung «soweit dies das Projekt nicht unver­
hältnismässig einschränkt» ist absolut gummig, sie ist diffus, 
sie ist Stoff für das Bundesgericht. Die Frage, die sich hier 
stellt, lautet doch: Wann wird ein Endlagerprojekt durch die 
Berücksichtigung der Anliegen der betroffenen Bevölkerung 
verhältnismässig und wann unverhältnismässig einge­
schränkt? Ich frage, ob das hier jemand beantworten kann. 
Was heisst in diesem Zusammenhang «verhältnismässig», 
was heisst «unverhältnismässig»? 
Das ist einfach zu unklar, das kann man so nicht stehen las­
sen! Ich ziehe den Schluss aus dieser Formulierung, der 
sich angesichts der bisherigen Geschichte um die Sllche 
nach einem Endlagerstandort und auch angesichts der von 
den Mehrheiten beider Räte beschlossenen Abschaffung 
des Vetorechtes des Standortkantons geradezu aufdrängt: 
Die Anliegen der betroffenen Region werden in nur unwe­
sentlichen Teilen berücksichtigt, oder sie werden überhaupt 
nicht berücksiChtigt! Mit anderen Worten: Wir legiferieren 
hier ein grobes Täuschungsmanöver! 
Wir lassen die Region im Glauben, sie könne tatsächlich 
Einfluss auf den Rahmenbewilligungsentscheid nehmen. 
Dabei wissen wir ganz genau, dass dies nicht der Fall sein 
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Gen-Lex. 
I)mweltschutzgesetz. 
Anderung 
Gen-lex. 
Loi sur la protection 
de I'environnement. Modification 

Schlussabstimmung - Vote final 

Botschaft des Bundesrates 01 0300 (BBI 2000 2391) 
Message du Conseil federal 01.03.00 (FF 2000 2283) 

Bericht WBK-SR 30.04.01 
Rapport CSEC-CE 30.04.01 

StanderatlConseii des Etats 13.06.01 (Erstrat - Premier Conseil) 

StanderatlConseii des Etats 14.06.01 (Fortsetzung - SUite) 

Bericht WBK-SR 27.08.01 
Rapport CSEC-CE 27.08.01 

StanderatlConsel1 des Etats 26.09.01 (Fortsetzung - SUite) 

NatlonalratlConsel1 national 01.10.02 (Zweitrat - Deuxieme Conseil) 

NatlonalratlConsel1 national 02 10.02 (Fortsetzung - SUite) 

NationalratlConsel1 national 02.10.02 (Fortsetzung - SUite) 

StanderatlConseii des Etats 05.12.02 (Differenzen - Dlvergences) 

NatlonalratlConsel1 national 05.03.03 (Differenzen - Divergences) 

NationalratlConseil national 05.03 03 (Fortsetzung - SUite) 

StanderatlConsel1 des Etats 13.03.03 (Differenzen - Divergences) 

StänderatlConsel1 des Etats 21 03.03 (Schlussabstimmung - Vote final) 

NatlonalratlConsel1 national 21 03.03 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Text des Erlasses (BBI 2003 2778) 
Texte de I'acte leglslatlf (FF 2003 2462) 

Bundesgesetz über die Gentechnik im Ausserhuman­
bereich (Gentechnikgesetz, GTG) 
Loi federale sur I'application du genie genetique au do­
maine non humain (Loi sur le genie genetique, LGG) 

Graf Maya (G, BL): Die grüne Fraktion wird dem vorliegen­
den Gentechnikgesetz zustimmen, aber mit wenig Begeiste­
rung. Der Schutz der GVO-freien Produktion, die Deklaration 
und die Trennung der Warenflüsse sind zwar in diesem Ge­
setz geregelt, was wir begrüssen: in diesem Gesetz fehlt 
aber eindeutig die Verankerung eines Moratoriums für den 
Anbau von Gentech-Saatgut in der Landwirtschaft, im Gar­
tenbau und in der Forstwirtschaft in unserem Land. Sie wis­
sen, mit der Gentechfrei-Initiative, die innert eines Monats 
bereits 50 000 Unterschriften erhalten hat, wird diesem An­
liegen, das immerhin von einer grossen Mehrheit der Bevöl­
kerung getragen wird, dann noch Rechnung getragen -
wenn auch erst zu einem spateren Zeitpunkt, was wir natür­
lich sehr bedauern. 

Sommaruga Simonetta (S, BE): Noch im letzten Septem­
ber hat die FDP-Fraktion für Nichteintreten und Rückwei­
sung des Gentechnikgesetzes Stimmen gesammelt: Die Vor­
gaben des Gesetzes seien unpraktikabel, diskriminierend, 
unerfüllbar und forschungsfeindlich. Weder Nichteintreten 
noch Rückweisung sind zustande gekommen. Heute können 
wir ein Gesetz verabschieden, das der Bevölkerung vor fast 
zehn Jahren versprochen wurde, mit dem Schutz der gen­
techfreien Produktion, mit der Wahlfreiheit der Konsumentin­
nen und Konsumenten, mit einer strengen Haftpflicht und mit 
klaren Vorgaben für die Bewilligungen. Unter diesen Bedin­
gungen kann die SP diesem Gesetz zustimmen. Dieses Ge­
setz ist dank einer Allianz von CVP, Grünen, SP sowie jenen 
Landwirtschaftsvertretern in diesem Parlament zustande ge­
kommen, die noch die echten Bauern vertreten. Solche Alli­
anzen sind erfreulich. Zusammen mit der Gentechfrei-Initia­
tlve wird die Schweizer Landwirtschaft jetzt eine echte 
Chance erhalten, sich auch in Zukunft als natürliche Land­
wirtschaft zu profilieren. 
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Riklin Kathy (C, ZH): Das Gentechnikgesetz gelangt heute 
zum Abschluss. Wir sind froh darüber. Die CVP-Fraktion hat 
Sich entscheidend dafür eingesetzt, dass der Verfassungs­
auftrag in diesem wichtigen, aber emotional stark befrachte­
ten Gebiet umgesetzt wird. Der Schutz der Konsumentinnen 
und Konsumenten und der Natur soll geWährleistet sein. 
Eine klare Haftungsregelung mit angemessenen Verjäh­
rungsfristen soll die Produzenten und Landwirte In die Ver­
antwortung nehmen. Die Wahlfreiheit der Konsumenten und 
die Trennung des Warenflusses werden garantiert; die For­
schung soll aber nicht behindert werden. Damit ist eine Ent­
wicklung der Gentechnologie möglich, ohne dass der Schutz 
und Erhalt der biologischen Vielfalt und deren nachhaltige 
Nutzung gefährdet werden. Auch wir danken für die kon­
struktive Zusammenarbeit und freuen uns, dass wir diesem 
Gesetz zustimmen können. 

Abstimmung - Vote 
(namentlich - nominatif; Beilage - Annexe 00.008/3572) 
Für Annahme des Entwurfes .... 159 Stimmen 
Dagegen .... 4 Stimmen 

01.015 

4. IV-Revision 
4e revision de I' AI 

Schlussabstimmung - Vote final 
Botschaft des Bundesrates 21.02 01 (BB12001 3205) 
Message du Conseil federaI21.02.01 (FF 2001 3045) 

NationalratlConsel1 national 13.12.01 (Erstrat - Premier Conseil) 

NationalratlConseil national 13 12.01 (Fortsetzung - SUite) 

StanderatlConseii des Etats 25.09.02 (Zweitrat - Deuxleme Conseil) 

StanderatlConsel1 des Etats 26.09.02 (Fortsetzung - SUite) 

StänderatlConseil des Etats 28.11.02 (Fortsetzung - SUite) 

NationalratlConseii national 02.12.02 (Differenzen - Dlvergences) 

NatlonalratlConsel1 national 04.03 03 (Fortsetzung - Suite) 

StanderatlConsel1 des Etats 10.03.03 (Differenzen - Dlvergences) 

NatlonalratlConsel1 national 12 03 03 (Differenzen - Dlvergences) 

NatlonalratlConsel1 national 21.03.03 (Schlussabstimmung - Vote final) 

StanderatlConseii des Etats 21 .03.03 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Text des Erlasses 1 (BBI 2003 2745) 
Texte de I'acte legislatif 1 (FF 2003 2429) 

1_ Bundesgesetz über die Invalidenversicherung 
1. Loi federale sur I'assurance-invalidite 

Abstimmung - Vote 
(namentlich - nominatif: Beilage - Annexe 01.015/3573) 
Für Annahme des Entwurfes .... 178 Stimmen 
Dagegen .... 5 Stimmen 



21. März 2003 

Vierzehnte Sitzung -Quatorzieme seance 

Freitag, 21. März 2003 
Vendredi, 21 mars 2003 

08.00 h 

98.038 

Schweizerisches Strafgesetzbuch 
ynd Militärstrafgesetz. 
Anderung 
Code penal suisse 
et Code penal militaire. 
Modification 

Schlussabstimmung - Vote final 
Botschaft des Bundesrates 21.09.98 (BBI19991979) 
Message du Conseil federal 21 09.98 (FF 1999 1787) 

StänderatiConsel1 des Etats 14.12.99 (Erstrat - Premier Conseil) 

StanderatiConseii des Etats 08.0S.00 (Fortsetzung - Suite) 

StanderatiConseii des Etats 28.1"1.00 (Fortsetzung - Suite) 

NationalratiConseii national 06,06.01 (Zweitrat - Deuxieme Conseil) 

N 
. / 

atlonalratiConsel1 national 07.06.01 (Fortsetzung - SUite) 

NatlonalratiConsel1 national 07.06 01 (Fortsetzung - SUite) 

StanderatiConsel1 des Etat!/, 19.09.01 (Differenzen - Dlvergences) 

NationalratiConsel1 national 07.03.02 (Fortsetzung - SUite) 

NatlonalratiConseil natr.'O al 07 03.02 (Fortsetzung - SUite) 

StänderatiConseii des ats 04.06.02 (Differenzen - Divergences) 

StanderatiConsel1 des tats 04.06.02 (Fortsetzung - Suite) 

NatlonalratiConseii na~onaI16.09.02 (Differenzen - Dlvergences) 

NationalratiConseii national 17.09.02 (Fortsetzung - Suite) 

StänderatiConsell des Etats 02.12.02 (Differenzen - Dlvergences) 

StanderatiConsel1 ges Etats 13 12 02 (Schlussabstimmung - Vote final) 

NatlonalratiConsel) national 13 12.02 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Text des Erlasses!1 (BBI 2002 8240) 
Texte de I'acte le~lslatlf 1 (FF 2002 7658) 

StanderatiCons~il des Etats 04.03.03 (Differenzen - Dlvergences) 

NatlonalratiConsel1 national 12.03.03 (Differenzen - Dlvergences) 

StanderatlCO~/ieii des Etats 21.03.03 (Schlussabstimmung - Vote final) 

NationairatlC9nseii national 21.03.03 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Text des ErlaSses 2 (BBI 2003 2808) 
Texte de l'a1e legislatif 2 (FF 2003 2494) 

j 

2. Milit~rstrafgesetz 
2. COd, penal militaire 

Abstimmung - Vote 
Für Annahme des Entwurfes .... 41 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 
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Gen-Lex. 
y mweltschutzgesetz. 
Anderung 
Gen-lex. 
Loi sur la protection 

Ständerat 

de I'environnement. Modification 

Schlussabstimmung - Vote final 
Botschaft des Bundesrates 01.03.00 (BBI 2000 2391) 
Message du Conseil federal 01.03 00 (FF 2000 2283) 

Bericht WBK-SR 30 04.01 
Rapport CSEC-CE 30 04 01 

StänderatiConsel1 des Etats 13.06.01 (Erstrat - Premier Conseil) 

StänderatiConsel1 des Etats 14.06.01 (Fortsetzung - Suite) 

Bericht WBK-SR 27 08 01 
Rapport CSEC-CE 27 08 01 

98.038 

StanderatiConsel1 des Etats 26.09.01 (Fortsetzung - SUite) 

NatlonalratiConseil national 01.10.02 (Zweitrat - Deuxleme Conseil) 

NatlonalratiConseil national 02.10.02 (Fortsetzung - Suite) 

NatlonalratiConsel1 national 0210.02 (Fortsetzung - SUite) 

StänderatiConsel1 des Etats 05.12.02 (Differenzen - Divergences) 

NatlonalratiConseil national 05.03.03 (Differenzen - Dlvergences) 

NationalratiConsel1 national 05.03.03 (Fortsetzung - Suite) 

StanderatiConsel1 des Etats 13.03.03 (Differenzen - Dlvergences) 

StänderatiConsel1 des Etats 21 0303 (Schlussabstimmung - Vote final) 

NationalratiConsel1 national 21.03 03 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Text des Erlasses (BBI 2003 2778) 
Texte de I'acte legislatlf (FF 2003 2462) 

Bundesgesetz über die Gentechnik im Ausserhuman­
bereich (Gentechnikgesetz, GTG) 
Loi federale sur I'application du genie genetique au do­
maine non humain (Loi sur le genie genetique, LGG) 

Abstimmung - Vote 
Für Annahme des Entwurfes .... 41 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

01.015 

4. IV-Revision 
4e revision de I' AI 

Schlussabstimmung - Vote final 
Botschaft des Bundesrates 21.02.01 (BB12001 3205) 
Message du Conseil federal 21.02.01 (FF 2001 3045) 

NatlonalratiConseil national 13.12.01 (Erstrat - Premier Conseil) 

NationalratiConsel1 national 13.12.01 (Fortsetzung - SUite) 

StänderatiConsel1 des Etats 25 09 02 (Zweitrat - Deuxleme Conseil) 

StanderatiConseil des Etats 26.09.02 (Fortsetzung - SUite) 

StanderatiConseil des Etats 28.11.02 (Fortsetzung - SUite) 

NatlonalratiConsell national 02.12.02 (Differenzen - Divergences) 

NationalratiConsel1 national 04.03.03 (Fortsetzung - SUite) 

StänderatiConsel1 des Etats 10.03.03 (Differenzen - Divergences) 

NatlonalratiConseil national 12.03.03 (Differenzen - Dlvergences) 

NatlonalratiConsel1 national 21 03.03 (Schlussabstimmung - Vote final) 

StänderatiConsel1 des Etats 21.03.03 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Text des Erlasses 1 (BBI 2003 2745) 
Texte de I'acte leglslatlf 1 (FF 2003 2429) 

1. Bundesgesetz über die Invalidenversicherung 
1. Loi federale sur I'assurance-invalidite 

Abstimmung - Vote 
Für Annahme des Entwurfes .... 41 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 
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Ref.1942 
NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll Namentliche Abstimmung / Vote nominatif 

Geschäft lObjet: 
Bundesgesetz über die Invalidenversicherung (IVG) 
Lai federale sur I'assurance-invalidite (LAI) 

Gegenstand lObjet du vote: 

Vate sur I'ensemble 

Abstimmung vom I Vote du: 13.12.2001 18:47:57 
Abate + R TI Fehr Hans 0 V ZH 

I Aeppli Wartmann + S ZH r Aeschbacher + E ZH 
Fehr Hans-Jurg + S SH 

, F ehr Jacquehne + S ZH 
I Antille · R VS Fehr Lisbeth + V ZH 
, Baader Ca spar · V BL Fehr Maflo · S ZH 

Bader EIVifa + C SO Fetz · S BS 
, BanQa · S SO Fischer-Seenqen · R AG 
: Banqerter 0 R BE Föhn + V SZ 
i Baumann Alexander + V TG Freund + V AR 

Baumann Ruedl + G BE i Frey Claude · R NE 
Baumann Stephame + S BE , Gadlent + V GR 

I Beck · L VD , Galli + C BE 
Berberat + S NE , Garbam + S NE 

: Bernascom + R GE Genner + G ZH 
i Bezzola + R GR , Giezendanner · V AG 

-----

i Bigger 0 V SG Glasson + R FR 
I BiQnasca · - TI Glur · V AG 

Binder '+ V ZH Goll + S ZH 
BIoeher · V ZH Grar + G BL 
Borer 0 V SO Grobet · S GE 
BortoluZZI + V ZH Gross Andreas · S ZH 
Bosshard · R ZH Gross Jost + S TG 
Brunner T oni 0 V SG , GUisan · R VD 
Buqnon · V VD , Gunter + S BE 
Buhlmann + G LU : Gutzwiller + R ZH 
Buhrer · R SH Gysin Hans Rudolr 0 R BL 
Cavalh · S TI Gysin Remo + S BS 

, Chappuis · S FR , Haering Binder · S ZH 
, Chevner + C VS Haller + V BE 
i ChiffeIle · S VD Hammerle · S GR 

Chnsten · R VD Hassler + V GR 
Clna + C VS , Heberlein 0 R ZH 
Cuche + G NE Heqetschweller 0 R ZH 
de Dardei + S GE Helm + C SO 
Decurtins + C GR Hess Berhard · - BE 
Donze + E BE Hess Peter + C ZG 
Dormann Rosemarie + C LU Hess Walter + C SG 
Dormond Marlyse + S VD Hormann Urs + S AG 
Dunant 0 V BS Hollenstein + G SG 
Dupraz · R GE , Hubmann + S ZH 
Eberhard · C SZ 

I Egerszegl 0 R AG 
I Eggly · L GE 

Imreld + C OW 
Imhor + C BL 
Jamak + S BL 

Ehrler · C AG • Joder · V BE 
Enqelberqer 0 R NW Jossen + S VS 
Estermann + C LU , Jutzet · S FR 
Fasel + G FR : Kaurmann 0 V ZH 
Fassler + S SG : Keller Robert + V ZH 
Fattebert 0 V VD Kormel + R SO 
Favre · R VD Kunz · V LU 

Kurrus 
Lachat 

, Lahve d'Eplnay 
Laubacher 
Lauper 
Leu 
Leuteneqqer HalO 
Leuteneqqer Susanne 
Leuthard 

, Loepre 
Lustenberger 
Maillard 
Maitre 
Manetan 
Marti Werner 
Marty Kahn 
Maspoh 
Mathys 
Maurer 

, Maury PasQuier 
! Meier -Schatz 
I Menetrey Savary 
I Messmer 
I Meyer Therese 

Morqeli 
Muqny 
Muller Eflch 

I Muller-Hemmi 
, Nabholz 

Neirvnck 
Oehrh 
Pedflna 
Pelh 
Pfister Theophll 
Polla 

, Raggenbass 
Randeqqer 

: Rechsteiner Paul 
• Rechsteiner-Basel 
i Rennwald 
! Rlkhn 
, Robblam 
, ROSSInI 
, Ruey 

Sandoz Marcel 
, Schenk 

Scherer Marcel 
Scheurer Remy 

, Schlbh 
, Schluer 

+ Ja / OUI / si 
nein / non / no 

• entschuldigt / excuse / scusato, abwesend / absent / assente 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vote / non ha votato 

+ 
+ · 
+ 

, + 
, + 
+ · 

' + · 
+ 
+ 
+ · 
+ · · · 
+ 

' # 
I · 
i+ 
! + 
' + 

· 
+ 
+ 

, 
+ 
+ · 
+ · 
= 
0 

+ 
+ · 

1+ 
' + 
, + 
: + 
+ 

' + 
+ · 
+ 
+ 
+ · 

' 0 

o enth / abst. / ast. # Der PräSident stimmt nicht / Le presldent ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse I Resultats: 
Gesamt / Complete / Tutto Fraktion / Groupe / Gruppo C G L R S 
ja / OUi / SI 112 Ja / oui / si 27 10 4 15 31 
nein / non / no 1 nein / non / no 0 0 0 1 0 
enth. / abst. / ast. 21 enth. / abst. / ast. 0 0 a 9 0 
entschuldigt / excuse / scusato 65 entschuldigt / excuse / scusato 8 0 2 17 20 

Bedeutung Ja / Slgnlficatlon de OUl: 

Bedeutung Nein / Slgnlflcation de non: 

R BL 
C JU 
R SZ 
V LU 
C FR 
C LU 
R ZG 
S BL 
C AG 
C AI 
C LU 
S VD 
C GE 
C VS 
S GL 
S ZH 
- TI 
V AG 
V ZH 
S GE 
C SG 
G VD 
R TG 
C FR 
V ZH 
G GE 
R ZH 
S ZH 
R ZH 
C VD 
V BE 
S TI 
R TI 
V SG 
L GE 
C TG 
R BS 
S SG 
S BS 
S JU 
C ZH 
C TI 
S VS 
L VD 
R VD 
V BE 
V ZG 
L NE 
V ZH 
V ZH 

E V 
4 21 
0 0 
0 11 
1 13 

CONSEIL NATIONAL 
PrOCEls-verbal de vote 

Schmid Odllo + C VS 
Schmied Waller · V BE 
Schneider · R BE 
Schwaab · S VD 
Seiler Hanspeter + V BE 
SIegfIst + V AG 
Simoneschl-Cortesi + C TI 
Sommaruga + S BE 
Speck · V AG 
Spielmann · - GE 
Spuhler · V TG 
Stahl + V ZH 
Stamm Luzi 0 V AG 
Stelneqqer · R UR 
Steiner · R SO 

,- -

Strahm · S BE 
Studer Helner + E AG 
Stump · S AG 
Suter + R BE 

-- -

Teuscher + G BE 
Thanei + S ZH 
Theller 0 R LU 
Tilimanns · S VD 
Triponez 0 R BE 
Tschappat · S BE 
Tschuppert 0 R LU 
Va lien der · R AR 
Vaudroz Jean-Claude · C GE 
Vaudroz Rene + R VD 
Vermot · S BE 
Vollmer + S BE 
Waber Christian · E BE 
Walker Felix + C SG 
Walter Hansjorg + V TG 
Wandßuh + V BE 
Wasserrallen · R BE 
Welqelt + R SG 
Weyeneth + V BE 
Wldmer + S LU 
Wldflg +'C SG 
Wiederkehr +IE ZH 
Wirz -von Planta +IL BS 
W,ttenw,ler +'R SG 
Wvss Ursula + S BE 
Zach + C AG 
Zanetti + S SO 
Zapf! · C ZH 
Zbinden + S AG 
Zlsyadls 0 - VD 
Zuppiqer 0 V ZH 

-
0 
0 
1 
4 
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Conseil national, Systeme de vote electromque 
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Ref.1944 
CONSEIL NATIONAL NATIONALRAT 

Abstimmungsprotokoll Namentliche Abstimmung / Vote nominatif Proces-verbal de vote 

Geschäft lObjet: 
Bundesgesetz über die Invalidenversicherung (IVG) 
LOI federale sur I'assurance-invalidite (LAI) 

Gegenstand lObjet du vote: 

Vote sur I'ensemble AF2 sur le financement de I'AI 

Abstimmung vom IVote du: 13.12.200119:41:10 
Abate + R TI Fehr Hans + V ZH 
Aeppli Wartmann + S ZH Fehr Hans·Jurg + S SH 
Aeschbacher + E ZH F ehr Jacqueline + S ZH 
Antille * R VS F ehr Lrsbeth + V ZH 
Baader Caspar * V BL Fehr Mano + S ZH 

, Bader Elvira + C SO , Fetz + S BS 
Banqa * S SO Fischer ·Seenqen * R AG 
Bangerter + R BE Fohn + V SZ 
Baumann Alexander + V TG Freund + V AR 
Baumann Ruedl + G BE Frev Claude * R NE 
Baumann Stephanie + S BE Gadlent + V GR 
Beck * L VD Galli + C BE 

l.ßerberat + S NE Garbani + S NE 
, Bernascom '+ R GE Genner + G ZH 
! Bezzola 1+ R GR , Glezendanner * V AG I 

Bigger + V SG , Glasson + R FR 
Bignasca * - TI Glur + V AG 
Binder 0 V ZH Goll + S ZH 

I BIoeher * V ZH 
I Borer + V SO 

Graf + G BL 
Grobet * S GE 

BortoluZZI + V ZH Gross Andreas * S ZH 
Bosshard * R ZH Gross Jost + S TG 
Brunner Tom + V SG Guisan + R VD 
Buqnon * V VD Gunter + S BE 
Buhlmann + G LU Gutzwilier + R ZH 
Buhrer * R SH Gysm Hans Rudolf + R BL 
Cavalli + S TI Gvsm Remo + S BS 
ChappUls * S FR Haennq Binder * S ZH 
Chevner + C VS Haller + V BE 
Chiffelle * S VD , Hämmerle + S GR 
Chnsten + R VD Hassler + V GR 
Cina + C VS , Heberlein 0 R ZH 
Cuche + G NE Heqetschweller + R ZH 

I de Dardei 
~~~~~ 

S GE + Helm + C SO 
Decurtms + C GR Hess Berhard * - BE 
Donze + E BE Hess Peter = C ZG 
Dormann Rosemarie + C LU I Hess Walter + C SG 
Dormond Marlyse + S VD , Hofmann Urs + S AG 
Dunant + V BS Hollenstein + G SG 
Dupraz * R GE , Hubmann + S ZH 
Eberhard + C SZ Imfeld + C OW 
Eqerszeql 0 R AG Imhof + C BL 
Eggly * L GE Janrak + S BL 
Ehrler + C AG Joder * V BE 
Enqelberqer + R NW Jossen + S VS 
Estermann + C LU Jutzet * S FR 
Fasel + G FR , Kaufmann + V ZH 

, Fassler + S SG Keller Robert + V ZH 
Fattebert + V VD Kofmel + R SO 
Favre * R VD , Kunz + V LU 

Kurrus 
Lachat 
Lalive d'Eplnay 

, Laubacher 
: Lauper 
, Leu 

Leuteneqqer Haio 
Leuteneqqer Susanne 
Leuthard 

, Loepfe 
, Lustenberqer 
, Maillard 
i Maitre 

Manetan 
Marti Werner 
Marty Kalin 
Maspoh 
Math'ls 
Maurer 

-------- ----

Maury Pasquier 
Meier ·Schatz 
Menetrey Savary 
Messmer 

, Meyer Therese 
, Morgeli 

Mugny 
, Muller Erich 
! Muller·Hemml 

Nabholz 
I Neirynck 
! Oehrh 
I Pedrina 

Pelli 
Pfister Theophll 
Polla 

i Raqqenbass 
I Randeqqer 
, Rechsteiner Paul 

Rechstemer ·Basel 
Rennwald 
Rlkhn 
Robblani 
Rosslnr 

, Ruey 
I Sandoz Marcel 
I Schenk 
, Scherer Marcel 
, Scheurer Remy 

Schlbli 
Schluer 

+ Ja / OUI / si 
nein / non / no 

* entschuldigt / excuse / scusato, abwesend / absent / assente 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vote / non ha votato 

* 

+ 
* 

0 

!+ 
+ 
0 

* 

+ 
= 
= 
+ 
+ 
* 

+ 
* 
* 

* 

+ 
' # 
' * 
+ 

,+ 
i+ 
' * 

:+ 
+ 
+ 

i + 
* 

+ 
* 

= 
+ 
+ 

, + 
' * 
+ 
+ 
+ 
+ 
+ 
+ 
+ 
* 

'+ 
' + 
+ 
* 

+ 

o enth. / abst. / ast. # Der Präsident stimmt nicht / Le presldent ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse I Resultats: 
Gesamt / Complete / Tutto 
Ja / OUI / SI 131 
nein / non / no 5 
enth. / abst. / ast. 8 
entschuldigt / excuse / scusato 55 

Bedeutung Ja / Slgnlflcatlon de OUI. 

Bedeutung Nein / Slgnlflcatlon de non: 

Fraktion / Groupe / Gruppo C 
Ja / OUI / si 26 
nein / non / no 4 
enth. / abst. / ast. 0 
entschuldigt / excuse / scusato 5 

G L R S 
10 4 20 35 
0 0 1 0 
0 0 4 0 
0 2 17 16 

R BL Schmid Odllo + C VS 
C'JU Schmied Walter + V BE 
R SZ Schneider * R BE 
V LU Schwaab ' * S VD 
C FR Seiler Hanspeter + V BE 
C LU Sieqrlst + V AG 
R ZG Slmoneschi·Cortesi + C TI 
S BL Sommaruga + S BE 
C AG Speck * V AG 
C AI SPielmann * - GE 
C LU Spuhler * V TG 
S VD Stahl + V ZH 
C GE Stamm Luzi + V AG 
C VS Steineqqer * 'R UR 
S GL Stelner * R SO 
S ZH Strahm * S BE 
- TI Studer Helner + E AG 
V AG Stump * S AG 
V 11f::I 
S GE 

Suter + R BE 
---- -- -~-~~-

G BE Teuscher + 
C SG Thanei + S ZH 
G VD Theiler 0 R LU 
R TG Tilimanns * S VD 
C FR Triponez + R BE 
V ZH Tschappat * S BE 
G GE Tschuppert * R LU 
R ZH Vallender * R AR 
S ZH Vaudroz Jean·Claude * C GE 
R ZH Vaudroz Rene + R VD 
C VD Vermot * S BE 
V BE Vollmer + S BE 
S TI Waber Chnstlan * E BE 
R TI Walker Felix = C SG 
V SG Walter HansJorg + V TG 
L GE Wandfluh + V BE 
C TG Wasserfallen * R BE 
R BS Weiqelt + R SG 
S SG Weyeneth + V BE 
S BS Wldmer + S LU 
S JU Widrig + C SG 
C ZH Wiederkehr + E ZH 
C TI Wirz ·von Planta + L BS 
S VS Wlttenwller + R SG 
L VD Wyss Ursula + S BE 
R VD Zach + C AG 
V BE Zanetti + S SO 
V ZG Zapf! * C ZH 
L NE Zblnden + S AG 
V ZH Zisyadls 0 - VD 
V ZH Zupplqer 0 V ZH 

E V -
4 32 0 
0 0 0 
0 3 1 
1 10 4 
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Ref.3573 
NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll Namentliche Abstimmung / Vote nominatif 

Geschäft lObjet: 
Bundesgesetz über die Invalidenversicherung (lVG) 
Loi federale sur I'assurance-invalidite (LAI) 

Gegenstand lObjet du vote: 

Vote final 

Abstimmung vom I Vote du: 21.03.200308:56:21 
Abate + R TI 
~: 

S ZH Aepph Wartmann + 
Fehr Hans + V ZH 

i Fehr Hans·Jurg + S SH 
Aeschbacher + E ZH Fehr Jacquehne + S ZH 
Antille + R VS Fehr Lisbeth + V ZH 
Baader Ca spar + V BL i Fehr Mario + S ZH 
Bader Elvlra + C SO Fetz + S BS 
Banga + S SO Fischer ·Seengen + R AG 

Kurrus ' + 
Lachat 1+ 
Lalive d'Epinay_ ,+ 

1 Laubacher 1+ 
Lauper i+ 
Leu '+ 
Leutenegger Hajo + 

Banqerter + R BE Föhn + V SZ Leuteneqqer Susanne + 
, Baumann Alexander = V TG i Freund + V AR Leuthard + 

Baumann Ruedi + G BE Frey Claude + R NE , Loepfe 0 

Baumann Stephanie + S BE , Gadlent + V GR Lustenberger + 
Beck + L VD i Galli + C BE Maillard + 
Berberat + S NE i Garbani + S NE Maitre + 
Bernasconi + R GE , Genner + G ZH Marietan : + 
Bezzola + R GR 
B~er 

--- - ---1---
V SC 

Glezendanner + V I~ ------- ------ ---I--
Martl Werner - -------1-± -

~itiKälin --
Blqnasca 
Binder 
Blocher 

--- --

Borer 
Bortoluzzi 
Bosshard 
Bruderer 
Brunner Toni 
Bugnon 
Buhlmann 
Buhrer 
Cavalli 
ChaJljluls 

i Chevrler 
Christen 
Cina 
Cuche 
de Dardei 
Decurtins 
Donze 
Dormann Rosemarie 

, Dormond Marlyse 
Dunant 
Dupraz 
Eberhard 
Egerszegi 
Eggly 
Ehrler 
Engelberqer 
Estermann 
Fasel 
Fassler 
Fattebert 
Favre 

+ Ja / oui / si 
nein / non / no 

0 ' Glasson + R FR 
* - TI , Glur + V AG Maspoli 
+ V ZH I Goll + S ZH , Mathys 
+ V ZH + G BL Maurer 
--- t-Ij 

l Graf ------- r-:-:------- -

+ 
+ 
+ 
+ 
* 

+ 
+ 
+ 
+ 
+ 
# 
+ 
+ 
+ 
+ 
+ 
+ 
+ 
+ 
+ 
+ 
+ 
* 

+ 
+ 
+ 
+ 
+ 
+ 
+ 

SO I Grabet + S GE MauryPasquier 
V ZH Gross Andreas + S ZH Meier·Schatz 
R ZH Grass Jost + S TG Menetrev Savary 
S AG GUisan + R VD , Messmer 
V SG ! Gunter + S BE i Meyer Therese 
V VD I Gutzwilier + R ZH I Mörgeli 
G LU I Gysln Hans Rudolf . R BL 1 MlJ9rli 
R SH i Gysin Remo + S BS Muller Erich 
S TI Haering Binder + S ZH ! Mliller·Hemmi 
S FR 1 Haller + V BE I Nabholz 
C VS Hämmerle + S GR Nelrynck 
R VD , Hassler + V GR , Oehrli 
C VS I Heberlein + R ZH , Pedrlna 
G NE 1 Hegetschweiler + R ZH Pelli 
S GE Heim + C SO i Pfister Theophil 
C GR Hess Berhard + - BE Polla 
E BE I Hess Peter 0 C ZG Raggenbass 
C LU Hess Walter * C SG Randegger 
S VD Hofmann Urs + S AG Rechsteiner Paul 
V BS : Hollenstein + G SG Rechsteiner ·Basel 
R GE Hubmann + S ZH Rennwald 
C SZ , Imfeld + C OW : Rikhn 
R AG : Imhof + C BL ! Robbiani 
L GE Janiak + S BL 1 Rosslni 
C AG : Joder + V BE Ru~ 
R NW Jossen + S VS iSalvi 
C LU , Jutzet + S FR , Sandoz Marcel 
G FR , Kaufmann + V ZH , Schenk 
S SG 1 Keller Robert + V ZH Scherer Marcel 
V VD , Kofmel + R SO L Scheurer Remv 
R VD Kunz * V LU Schibli 

* entschuldigt / excuse / scusato, abwesend / absent / assente 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vote / non ha votato 

'+ 
I * 

i+ 

---l±-
'+ 
'+ 
+ 
+ 
+ 
+ 

,+ 
+ 
+ 

i+ 
1+ 
+ 
+ 
+ 
= 

,+ 
+ 

i * 

+ 
+ 
+ 
+ 
+ 
+ 
+ 

i+ 
+ 
+ 
+ 
+ 

, 

+ 

o enth. / abst. / ast. # Der Präsident stimmt nicht / Le president ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse I Resultats: 
Gesamt / Complete / Tutto Fraktion / Groupe / Gruppo C G L R S 
Ja / oui / SI 178 ja / OUI / si 30 10 5 37 52 
nein / non / no 5 nein / non / no 0 0 0 0 0 
enth. / abst. / ast. 4 enth. / abst. / ast. 3 0 0 0 0 
entschuldigt / excuse / scusato 12 entschuldigt / excuse / scusato 2 0 1 4 0 

Bedeutung Ja / Signlflcation de oui: 
Bedeutung Nein / Signification de non: 

R BL 
C JU 
R SZ 
V LU 
C FR 
C LU 
R ZG 
S BL 
C AG 
C AI 
C LU 
S VD 
C GE 
C VS 
S GL 

'S CZH 
- TI 
V AG 
V ZH 
S~ 
C SG 
G VD 
R TG 
C FR 
V ZH 
G GE 
R ZH 
S ZH 
R ZH 
C VD 
V BE 
S TI 
R TI 
V SG 
L GE 
C TG 
R BS 
S SG 
S BS 
S JU 
C ZH 
C TI 
S VS 
L VD 
S VD 
R VD 
V BE 
V ZG 
L NE 
V ZH 

E V 
5 36 
0 5 
0 1 
0 3 

CONSEIL NATIONAL 
Proces-verbal de vote 

Schluer + V ZH 
Schmid Odllo + C VS 
Schmied Walter + V BE 
Schneider + R BE 
Schwaab + S VD 
Seiler Hanspeter + V BE 
SiE!!ll'ist + V AG 
Simoneschl-Cortesi + C TI 
Sommaruga + S BE 
Speck + V AG 
Spielmann + - GE 
Spuhler * V TG 
Stahl + V ZH 
Stamm Luzi + V AG 

_ Steineg~ __ * cl'L ~~ 
Steiner '+ R SO 
Strahm + S BE 
Studer Heiner + E AG 
Stump '+ S~ ----+--
Suter ,+ R BE 
Teuscher ,+ G BE 
Thanei + S ZH 
Theiler I * R LU 
Tillmanns + S VD 
Trlponez + R BE 
Tschappat '+ S BE 
Tschuppert + R LU 
Va lien der ,+ R AR 
Vaudroz Jean·Claude * C GE 
Vaudraz Rene + R VD 
Vermot + S BE 
Vollmer + S BE 
Waber Christian + E BE 
Walker Felix 0 C SG 
Walter Hansjörg + V TG 
Wandfluh = V BE 
Wasserfallen + R BE 
WeiRelt + R SG 
Weyeneth = V BE 
Widmer + S LU 
Wldriq + C SG 
Wiederkehr + E ZH 
Wlrz·von Planta + L BS 
Wlttenwiler + R SG 
Wyss Ursula + S BE 
Zach + C AG 
Zanettl + S SO 
Z~fl + C ZH 
Zisyadis + - VD 
Zuppiger + V ZH 

-
3 
0 
0 
2 
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